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VORWORT 

Liebe Bürgerinnen, liebe Bürger, 

alsnch m Man des Jahres 2001 aufeiner nnternatio- 

nalen Konferenz zum Thema “Terrorismus” sprach, 

konnte nch nicht wnssen, dass sich meine Wamun- 

gen schon vier Monate später schrecklich bewahr- 

heiten würden. Damalssagte ich, dass der militante 

Islamnsmus “die gegenwärtig größte terroristische 

Herausforderung darstellt.” Ich folgerte “Damit 

zeichnen snch neue Bedrohungsszenarien ab, die 

den althergebrachten Terrorismus, mnt dem wnr es 

bisher nn Europa zu tun hatten, möglicherweise nn 

den Schatten stellen” 

Der 11 September hat diese Prognose nn ungeahnter Weise bestätigt 

Mit Recht fordem die Bürgerinnen und Bürger die größtmögliche Sncher- 

heit dafür, dass Brandenburg weder Schauplatz noch Hinterland für nr- 

gendeire Form von Terrorismus wnrd. Welche Möglichkeiten haben die 

Sicherheitsbehörden, um diese Gefahr zumindern? 

Unmittelbar nach den Anschlägen vom 11 September begann der Ver- 

Tassungsschutz in Brandenburg. wie nn anderen Bundesländern auch, 

mit gezielten Ermittlungen, parallel zur polnzeilichen Rasterfahndung. Mit 

diesen abgestimmten Maßnahmen sollen getamt lebende Terrorsten, 

ihre Komplnzen und Hnntermänner aufgespürt werden. Schon etwa zwei 

Monate später meldete dne damnt befasste Sondergruppe, dess Branden- 

burg kenn bevorzugtes Territorium für ausländische Terroristen sen. Das 

isteine ermutigende Zwischenbilanz, kein abschließendes Ergebnis. Wir 

müssen weiter wachsam bleiben. 

Dem dient enn aktuelles Gesetzeswerk, das so genannte “Sicherheits- 

paket II”, das dem Verfassungsschutz auf Bundesebene erweiterte 

Ermuttlungsrechte einräumt, die Übertragung auf Brandenburg durch enn 

Landesgesetz wnrd vorbereitet 

Eine terronstische Qualität haben auch die emeuten Anschläge auf die 

Deutsche Bahn in Brandenburg, Sie tragen die Handschriftdes real exi- 
stierenden Linksextremismus. Ihre Verursacher planen nncht nur Sach- 

schäden und großräumige Verkehrsbehinderungen ein, sondem nehmen 
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‚auch den Tod Unschuldiger in Kauf Das sei “Solndarntät” mnt friedlich 

demonstrierenden Castor.Gegnern. wnrd behauptet — tatsächlich snnd es 

'Mordanschläge, gegen dne der Rechtsstaat mit Härte und Entschlossen- 

hent vorgehen muss 

Die Krawalle militanter Linksexaremisten ben den Gipfeltreffen nn Genua 

und Göteborg wne auch Grofklemonstrationen von Rechtsextremisten 

fanden Zulauf, wenl dafür nm Internet mobihsiert wurde. Denn das World 

Wide Web dient nncht nur dem friedlichen globalen Informationsaus- 

tausch, sondern auch der Vernetzung von Extremisten. Volksverhetzende 

und rassnstssche Inhalte finden snch massenhaft im Internet, ebenso An- 

leitungen zum Bombenbau 

Extremisten bei der strafwürdngen Verbreitung solcher Texte vielfach 

anonym die Dienste ausländischer Provider in Anspruch nehmen, stößt 
die juristische Ahndung solcher Delikte an Grenzen. Um so wnchtiger st 

es, die Öffentlichkeit darüber aufzuklären. Durch den Aufbau eines zwen- 

ten Computemetzes verfügt die brandenburgische Verfassungsschutz- 
behörde nunmehr als bundesweit erste an jedem Arbeitsplatz über dne 

Möglichkeit, solche vom Hass diktierten Bestrebungen besser zu beob- 

achten und ihnen mit der Kraft der besseren Argumente entgegenzutre- 

ten. 

Doch auch für viele andere Herausforderungen steht der brandenburgn- 
sche Verfassungsschutz als Gesprächs-, Beratungs- und Kooperations- 

partner für nteressierte Bürger, Vereine, Unternehmen und Behörden zur. 
Verfügung, Einen bequemen Einstieg für Erstinformationen und direkte 

Kontakte bietet seine Website, die seit September 2001 unter der Adres- 

se www. verfassungsschutz-brandenburg.de nm Netz steht. 

Die meisten Fragen, die den brandenburgnschen Verfassungsschutz er- 

reichen, beziehen snch auf den Rechtsextremismus. In seiner mihntanten 

Ausprägung ist er unverändert die gefährlichste Spielart des Extremis- 

mus n Brandenburg, Mit unnachsichtiger Repression haben zwar Polnzen 

und Justiz die Schlägerchquen der Fremdenhasser nn ihre Schranken ge- 

wiesen, trotzdem nst dieses Gewaltpotenzial noch nicht entschärft. Enn 

grundlegender Einstellungswandel nn der für rechtsextremistische Paro- 

len empfänglichen Jugendszene steht erst recht aus. Hinzu kommt, dass 

nationalnstische oder rassistische Vorurteile und Klischees über diesen. 

Kreishinaus bei Teilen der Bevölkerung Anklang finden. 
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POLITISCHER EXTREMISMUS — 

ÜBERBLICK 

AKTUELLE ENTWICKLUNGSTENDENZEN 

Moderner Terrorismus 

Der 11. September 

Unauslöschlich haben snch die Bilder nns Gedächtnis eingegraben, die 

am 11 September überall auf der Welt über die Bildschirme lefen und die 
Fernschzuschauer vor Entsetzen erstarren Ießen. die Flugzeuge, diesich 

im Abstand von knapp zwanzng Minuten in dne beiden Türme des World 

Trade Centers nn New York bohrten; die wnnkenden und schreienden 
Menschen, die snch zu Tode stürzten, um der unerträglichen Flammen- 

hitze zu entrinnen; der Einsturz erst des einen, dann desanderen Turms, 

die Verwandlung ennes Geschäftsviertelsin eine staubbedeckte Trümmer- 

Iandschaft;das Grauen nn den Gesichtern der Flnehenden und der Todes- 

mut in den Gesichtern der selbstvergessenen Helfer Neue Nachrichten 

‚Jagten herein: Auch das Pentagon nn Washington war von ennem Flug- 

zeug getroffen worden, nn einer vierten Maschine verhinderten tapfere 

Passagiere nn nhren letzten Lebensminuten den Anflug auf enn wenteres 

Ziel des Terrors. 

Dochnichtnur Schrecken und Mitgefühl lassen die Menschen nn Deutsch- 
land an diesen unvergesslichen Ereignissen teilhaben. Sne snnd und blen- 

ben von ihnen auch objektiv betroffen. Denn Usama BIN LADEN, der 

Kopf des Netzwerks, das für die Anschläge vom 11. September verant- 
wortlich gemacht wnrd, erlaubt schon seit Jahren keinen Zweifel, gegen 

wen snch der von ihm gelenkte oder unterstützte Terror richten. soll Im 

Manifest der “Internationalen Kampffront gegen Juden und Kreuzzügler", 
dieer 1998aus verschiedenen nslamnstischen Organisationen zusammen- 

führte, wnrd offiziell festgehalten, dass "das Töten von Amerikanern und 

deren Verbändeten, Mihtärs und Zivlisten, eine jedem Muslnm vorge- 

schriebene Pflicht ist, die erin jedem Land, wos ihm möglich erscheint, 

auszuführen hat” BIN LADEN wnrft den Amerikanern samt nhren euro- 

päischenA Inerten vor, dass sie als moderne "Kreuzzügler”heilge Stät- 
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ten des 'slams besetzt hielten, wne es ebenso die mit den USA verbünde- 
ten Isranlns täten Deshalb sei der rücksichtslos Kampf gegen sie alle 

heilige Pflicht 

Der modeme Terrorismus, der am 1. September die Menschen aufge 

schreckt hat, kennt keine Grenzen! . Seine geistigen Väter - die auch BIN 

LADEN bestärkt haben — begründen nhn mit der Behauptung, die Welt 

des Islams werde von der Welt des Unglaubensmit Krieg und Verderbnis 

überzogen und müsse snch wehren, indem sne ihre Feinde angreife, wo 

immer sne zu treffen seien. Die Zweiteilung der Welt nn enne islamische 

und eine unislamische Hälfte entspricht traditionellen muslimischen 

Glaubensvorstellungen, nncht aber die Zuspitzung dieses Gegensatzes 

zueinem unversöhnlichen Kampf, nn dem Menschenleben nichts gelten. 

Diese “Theologie des Terrors” nst neu. Neu nst auch, dass nslamnsische 

"Gotteskämpfer” die Ressourcen der modernen westlichen Zivilisation 

professionell und ohne Bedenken nutzen. Ebendeshalb kömten sne prnn- 

Zipiell überall zuschlagen. 

Anschläge, dne von diesem Ungeist beseelte nslamnstische Terroristen 

bisher begangen oder mindestens geplanthaben, znelten n der Regel auf 

One in den USA oder auf US-amerikanische Einrichtungen n verschie- 

denen Regionen der Welt. Doch auch Stätten nn Europa ohne USA-Be- 

zug, wne eiwa der Weihnachtsmarkt nn Straßburg, standen schon nm Vi- 

ser von Altentatsvorbereitungen. Deshalb gibt es keinerlei Gewähr, dass 

Deutschland von künftigen Anschlagsplanungen vergleichbarer Art aus- 

genomraen bliebe, auch wenn konkrete Absnchten nn diese Richtung bis- 

lang nicht bekannt geworden snnd. 

Alarmneren muss zudem der Umstand, dass der führende Kopf der 19 At- 

tentätervom 11. September, der Ägypter Mohammed ATTA, mnt weite- 
ren Beteiligten und Helfern über Jahre hnn nn Hamburg unentdeckt dne 

Anschläge vorbereiten konnte Die Zelle, die sich um ihn gebildet hatte, 

war von den Sncherheitsbehörden nicht aufgespürt worden. Um nur a 

nncht aufzufallen, hatten ATTA und seine Komplzen auch mnt Bedacht 

Kontakse zu extremistischen Gruppen vermieden, die vom Verfassungs- 

schutz beobachtet werden. ATTAs geheime Verbindungen zu BIN 

LADENs Gefolgsleuten wurden jedoch nach den Anschlägen ersicht- 

lich, 

® erzu vol. auch die umfassende Darstellung “Terrorismus m 21 Jahrhun- 

dert” auf der Websnte www verfassungsschutz-brandenburg.de unter 

> Bibliothek Publikationen $Online-Publikationen 

u 
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Schon die Logistik der Anschläge vom 11. September führte aber sofort 
zuder - später sich nmmer mehr erhärtenclen - Vermutung, dassmur RIN 

LADEN und seine Organisation "Al Qanda” ("Die Basns”) bzw das mit. 

"AI Qanda” verknüpfte, weit gespannte Netzwerk nslamnstischer Gruppen 

und Zellen dahinter stecken könne. Auch die finanziellen Mittel und die 

Fähigkeit, sne durch zielgerichtete Transaktionen nn die langfristige An- 
schlagsvorbereitung und -absncherung einströmen zu lassen, werden 

nur dem Multnmillionär Usama BIN LADEN undseinen ebenfalls super- 

reichen Unterstützer nn der arabischen Welt zugetraut, 

Herkunftsspuren des Terrors vom 11. September 

Ein Kind der Moderne nst auch die Ideologie, von der sich Usama BIN 

LADEN und seine Gefolgsleute lenten lassen. Sne wollen nicht nur die 

“Ungläubigen” zurückdrängen und nnederwerfen, sondern die unter- 

schiedlichsten Regime nn den muslimischen Ländern hnnwegfegen, um 

anihrer Stelle die “reine Ordnung” des Urislams, wie_er im 7. Jahrhundert 

praktiziert wordensei, zuetablieren. Denn die Geschichte der islamnschen 

Welt inden Jahrhunderten seither sen fast durchweg eine Geschichte der 

Entartung gewesen (vgl. $Islamnsmus), die aus ihr sich herleitende Tra- 

dition also zuverwerfen. BINLADEN selbst ist im strengen, gewisserma- 

Ben “puritanischen” Geist des Wahhabnsmus, der Staatsndeologie Saudn- 

‚Arabnens, groß geworden. Er wnrft aber dem Establishment Saudi-Arabn- 

ons vor, es en dem Wahhahnsmu untren geworden; auch deshalh musste 

er sein Geburtsland für nmmer verlassen. Als echt nslamisch galt den 

sunnitischen Islamisten seines Schlages nur das Talnban-Regime. Seit es. 

besiegt ist, haben sie keine sichere terntoriale Basis mehr. 

Während die afghannschen Taliban-Kämpfer zumeist wenig gebildete 

Bauernsöhne waren, stammen die "Al-Qaida”-Terrorsten häufig aus Fa- 

mulien des Mittelstandes oder der Oberschicht Saudn-Arabnens, Ägyp- 

tens, Jemens und anderer arabischer Länder. Im Unterschied zu den 

Taliban-Soldaten kennen sne die westliche Welt, die sne so heftg verab- 

scheuen. Viele haben dort studiert. Manche von ihnen snnd nncht ohne 

theologische Bildung. 

Das moderustische Konzept vom “Jihad” wurde ja auch von Theologen 

entwickelt Nach herkömmlichem Verständnis bedeutet “Jihad”che “An- 

strengung”, den “inneren Kampf”, den jeder Muslim auszufechten hat, 

um snch ganz und ungeteilt Gott hnngeben zu können ("großer Jihad”), 

der“heilige Krieg” (kleiner Jihad”) wird nur zur Pflicht, wenn anders die 

Muslime nicht vorihren Feinden geschützt werden können. 
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Diese Unterscheidung verwarf der Ägypter Omar Abder RAHMAN nn 
seiner Dissertation, die er nn den 70er Jahren an der berühmten Kauroer 

Universität Azhar vorlegte. Da der Islam immer mit Waffengewalt durch- 

gesetzt werden müsse, gebe es keinen anderen “Jihad” als den “heiligen 

Ein Schüler RAHMANS, Abdas Salam FARAG, behauptete gar, 

“Jihad” sen neben den überheferten fünf Säulen des Islams (Glau- 

bensbekenntnis, Gebet, Armensteuer, Fasten, Pilgerfahrt) die sechste, 
die von den Muslimen aus Feigheit vergessen worden scn. Anhänger 

dieser Sonderlchre werden als “Jihadnsten” bezeichnet. FARAG wurde 

am 15 Aprnl 1982 wegenseiner Verwicklung nn das Attentat auf den ägyp- 
üschen Präsidenten Anwar Al-Sadat vom 6 Oktober 1981 hnngerichtet 

RAHMAN selbst hatte snch an die Spitze der Organnsation “Islamische 

Gemeinschaft” (Al-Gama’aal-Islamnya”/GI) gestellt, die für zahlreiche 

Terroranschläge nn Ägypten verantwortlich ist (vgl $ 171). Heute ver- 

bußtereine lebenslängliche Haftstrafe in den USA Zu ihr wurde er 1996 

verurteilt, wenler, nach seiner Übersiedlung nach Amerika, znm geistigen 

Urheber des ersten islamnsischen Anschlags gegen das World Trade 

Centeryom 26. Februar 1993 wurde und weitere verheerende Anschläge 

für das Jahr 1993 in New York geplant hatte. Ausgeführt wurde der Spreng- 

stoffanschlag vom 26. Februar 1993 - der wegen Fehlkalkulatnonen der 

Planer nncht das Gebäude zum Einsturz brachte, aber immerhin sechs 

Menschen das Leben kostete - von Ramzn Ahmed YUSEF Er entkam 

zunächst und bereitete von den Philippinen aus weitere Attentate vor. So 
wollteer zwölf Flugzeuge ben Anflug von Femost auf Amerika bnnnen 

48 Stunden explodieren lassen. Das wurde durch senne Verhaftung am 

7. Februar 1995 nn Islamabad verhindert. 

Ein anderer Gefolgsmann RAHMANs, Sayynd NUSSAIR, erschoss am 

5 November 1990 nn New York den extremistischen Rabbiner Menr 

KAHANE, In seinem dann beschlagnahmten Tagebuch hatte erals seine 

Wunschvorstellung festgehalten, dass dne höchsten Gebäude der USA 

in dne Luft gejagt und nhre stolzesten Bauten vernichtet würden, 

Die Teilstücke für die Anschläge vom 11 September lagen also schonals 

Absichtserklärung oder gar als erster Versuch bereit der Angrift auf das 

World Trade Center, um es einstürzen zu lassen, und die Explosionmeh- 

rerer Flugzeuge BIN LADEN hat sne zusammengefügt. Auf dem Weg 

dahin kreuzten überdies RAHMAN und YUSEF seinen Weg, Letzterer 

hatte sich in einem Ausbildungslager BIN LADENs schulen lassen und 

dort später selbst Kurse gegeben. Ben semer Festnahme hielt er sich nn 

einem Unterschlupf BINLADENs auf 

13 
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Usama BIN LADENs Weg 

Usama BIN LADEN spielte n der slamistischen Internationale des Ter- 

rors schon lange vor dem 11. September enne herausragende Rolle 

1957 wurde erals 17 Knnd des steinreichen Bauuntemehmers Moham- 

med Awad Bnn Laden nn Riad geboren. Als 23-Hhriger ging ernach Af- 

ghannstan. Dort unterstützte ermit seinen finanznellen Mitteln und wente- 

rer Logistik die Ausbildung islamistischer Kämpfer. So gründete er 1982 

in Peschawar enne Anlaufstelle für “Gotteskrieger”, nn der vornehmlich 

arabische "Mujahedin” rekrutiert wurden. Später kämpfte er selbst ge- 

gen das sowjethörige Regime Afghanistans und errichtete ein separates 

Ausbildungslager für Araber Es wurde die Keimzelle von “Al Qaida”, 

der Kampforganisation der “arabischen Afghanen” 

Sein geistiger Mentor war damals der Palästinenser Abdullah AZZAM, 

ein Mitbegründer der HAMAS (siehe $ 172). Der Jihadnst AZZAM ver- 

herrlichte in seinen Schriften den Tod nm “Jihad” als Märtyrerschicksal, 
das mut den Freuden des Paradneses belohnt werde - ein glücklicheres. 

und Gott wohlgefälligeres Los könne es nicht geben. AZZAM kam nm 

November 1989 nn Peschawardurch enne Autoexplosnon umsLeben. 

‚Auch AZZAMSs Ermunterung, mit allen Kräften den Märtyrertod zu su- 
chen, stellt eine dogmatnsche Neuerung dar, die von den meisten 

muslimischen Theologen abgelehnt wnrd. Doch sie findet bei fanatnsner- 
Ten jungen Männern wne den Attentätern des 11. September Gehör. 

Nach dem Zusammenbruch des von den sowjetischen Truppen gestütz- 

tenRegimes n Afghanistan kehrte BIN LADEN nach Saudi-Arabien zu- 

rück. Dort machte er snch mnt verbalen Autacken das Königshaus zum 

Feind, auch mnt seiner Familie überwarf ersich. Bns Mitte der Wer Jahre 

engagierte er sich nm Sudan auf Seiten der dort durch einen Putschan die 

Macht gelangten Islamisten. Auch hner errichtete er Trammnngslager für 

islamistische Kämpfer aus verschiedenen Ländern. Seit 199 hielt ersich 

wieder n Afghannstan auf und baute "Al Qanda” zueinem Kommandoun- 

ternehmen aus Gleichzeitig begann er den “Kampf gegen Zionsstenund 

Kreuzzügler und deren Kollaborateure” zu propagieren. Schon 1997 und 

1998 bezeichnete er nn Interviews den Anschlag auf das World Trade 

Center von 1993 als vorbildlich. 

Gleichwohl nst für BIN LADEN charakteristisch, dasser snch zu keinem 

der opferreichen Anschläge des letzten Jahrzehnts, mnt denen er nn Ver- 

bindung gebracht wird, offen bekannt hat. Ebenso wenig gab es spezifi- 

sche Vorwernungen. Es handelt sich um die folgenden Anschltge. 
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Am 7 August 1998 forderten zeitgleiche Anschläge auf die US- 

Botschaften nn Nairobn und Daressalam insgesamt 240 Tote, 

= BeimAngniffauf den US-Zerstörer "Cole* nm Hafen von Aden am 

12 Oktober 2000 starben 17 Matrosen. 

Nachdem 11. Septemberhaben die USA und ihre Verbündeten die Stütz- 

punkte von “Al Qaida” nn Afghannstan erfolgreich angegriffen. Einige 

der engsten Mitstreiter BIN LADENs wurden getötet. Andere sind, wne 

erselbs, verschwunden. Wie auch nmmerihr persönliches Schicksal aus- 

gehen mag - es gibt genügend Anzeichen dafür, dass weiterhin fnsche 

"AI-Qanda”-Kämpfer nn den verschiedensten Ländern rekrutiert und für 

neue Anschläge vorbereitet werden. Das Terrometz nst noch lange nicht 

zemssen. 

Sicherheitspolitische Herausforderung 

Der nslamistische Terrorismus stellt aktuell enne ungleich größere 

sicherheitspohtische Herausforderung dar als andere Spnelarten des po- 

litischen Extremismus Der Blick auf seine Ursprünge und nn seine Jüng- 

ste Geschichte zeigt, dass ihm mnt anderen Methoden begegnet werden 

muss als jenen Erscheinungsformen des Terrorismus, mit denen es Euro- 
pa bisher zu tun hatte 

Denn vor Selbstmordattentätern versagt jede Abschreckung. Wer den 

Todnncht scheut, braucht niemanden zu fürchten. Unbekannt war zuvor 

auch die Bereitschaft von Terroristen, Tausende unschuldiger Menschen, 

ie sich weder durch politische noch milntärische noch sonst eine Promn- 

nenz auszeichneten, nn den Tod zu reißen, zu dem ennzngen Zweck, da- 

durch namenlosen Schrecken zu verbreiten. Auch die weltweit gestützte 

Logistik der Anschläge nstohne Beispiel. Diese Terroristen erklären und 

führen ennen Krieg gegen dne westliche Welt, der kenn Krieg nach her- 

kömmlchen Maßstäben nst. Als Gegner snnd sne nicht Iokalisnerbar, sne 

erkennen keine Regeln.an, und sne Ichnen es ab, je Frieden ausschließen. 

Soweit die Schlupfiwnnkel der Terroristen nn Afghannstan ndertifiziert wer- 

denkörnen, nst den dort zusammengezogenen “Gotteskämpfen" selbst- 

verständlich miltärnsch berzukommen. Das geschieht auch mit Erfolg. 

Und wenn sne rgendwo neue Basen aufbauen sollten, wären sne auch 

dort besiegbar. Aber der globalnsterte Terror, der an vnelen Stellen nn der 

Welt heimlich nn Fnterzimmern, Höhlen und Hotels ausgeheckt, durch 

getarnte elektronische Kommunikation ebenso wne nm Wüstenzelt koor- 

diniert und mnt High-Tech-Produkten hochgerüstet wnrd, nstmnt keiner 

Mihtärrnaschinerieniederzuringen. 
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Hier nstnncht Raum für Erörterungen, mnt welchen wirtschafts- und sozial- 
poltischen Umwälzungen nn den nntemationalen Rezichungen und ins- 

besondere nn der islamischen Welt der breite Strom von Sympathuen, mnt 

dem erhebliche Bevölkerungsteile im Nahen, Mittleren und Femen Osten 

oder nn Afrika den Angriff auf die Macht- und Wohlstandssymbole der 

westlichen Welt betrachten, enngedämmt und schließlich ausgetrocknet 

werden könnte Fanatnsierte Terroristen würden snch davon ohnedies. 
nicht beeindrucken lassen, sondern ihren Kampf gegen den "Satan”, 

den sie nm “ungläubigen” Westen zu erkennen meinen, ohne Zweifel so 

lange fortsetzen, wne sne handlungsfähg snnd. 

Sie aufzuspüren und damit den Zugriff der Strafverfolgung auf sne zu 

ermöglichen, nst Sache der Nachrichtendienste Im Kampf gegen den 

Terrorsindsie unersetzlich 

Dass die westlichen Nachrichtendienste die Anschläge von 11 Septem- 

bernicht schon im Stadnum ihrer Vorbereitung aufzuklären unddamnt zu 

vereiteln vermochten, hat verständliche Zweifel an ihrer Leistungsfähig- 

keit und Kempetenz geweckt. Sne wnssen, dasssne “nntelligenter” werden 

müssen, 

Blnnd für nslamistische Terroristen waren sne aber auch vorher kennes- 

wegs Erinnert scn daran, dass schon 1998 dank eines nachrichtendienst- 

lichen Tnpps der mutmaßliche Finanzchef von “Al Qaida” nn München 

festgenomraen wurde. Nach entsprechenden Hnnweisen nahm die Polnzen 

außerdem am 4, und $. April nn Frankfurt am Mann und in Mailand fünf 

mutmaßliche Anhänger BIN LADEN fest. Ihnen wnrd vorgeworfen, an 

der Vorbereitung eines für die Jahreswende 2000/2001 geplanten schw 

ren Bombenanschlags nn Straßburg mitgewirkt zu haben. Diesem An- 

schlag waren deutsche Ermittler dadurch zuvorgekommen, dass sne be- 

reits m Dezember 2000 vner Personen nn Frankfurt am Mann festsetzten 

und enn um!angreiches Wäffenlager nebst Chemikalien zum Bombenbau 

aushoben. Insgesamt fünf aus diesem Kreis von Verdächtigen müssen 

sich vom 16 Aprnl 2002 an vordem Oberlandesgericht Frankfurtam Mann 

verantworten. Außerdem wurde am 22. Juni in Alncante (Spanien) ein 

weiterer mutmaßlicher Drahtzicher des Terrors aus dem Kreisum BIN 

LADEN festgenommen; er soll nn die Vorbereitung des geplanten An- 

schlags eingebunden gewesen sein. Im Frühjahr hatte er snch für ennnge 

Wochen nn Berlin aufgehalten und zwei Wohnungen genutzt, nn denen 

offenbar EC-Karten gefälscht wurden. 



Politischer Extremismus - Überblick 

Am 11. September 2001 erklärten istamischeTerroristen der westlichen 
Welt den Krieg. 
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Die Antwort des Verfassungsschutzes 

Die Verfassungsschutzbehörden müssen aber Methoden entwickeln, um 

konspnrative Zellen wie die um MohammedATTAnn Hamburg rechtzeitig 

zu entdecken. Eine höchst anspruchsvolle Aufgabel Denn Terroristen 

wie diese sorgen durch unauffälliges Verhalten dafür, dass sne keinen 

Verdacht erregen, sondem in der großen Menge derer, die rechtstreu 

snnd, nach iöglichkeit unauffindbar bleiben. Die wenigsten von ihnen 

snnd bereits mnt dem Auftrag, sich für Terroranschläge bereit zu halten, 

also als sogenannte “Schläfer”, nach Deutschland gekommen; offenbar 

hat die meisten erst cnn Gesinnungswandel während ihres Aufenthaltes 

in Deutschland zu Schülern extremistischer Empeitscher gemacht. Um 

solche Leute ausfindig zu machen, müssen deshalb neben die pohzenl 

che Rasterlahndung, die nach dem 11. September angelaufen ist, “intel- 

ligente” Ermittlungen der Verfassungsschutzbehörden treten. 

Daben wirdihnen das Gesetz zur Bekämpfung des internationalen Terro- 

rismus, das am 1 Januar 2002 in Kraft getreten ist, helfen, das ihnen 

neue Befugnisse eröffnet (vgl 5.220) 

Selbstverständlich haben dne Verfassungsschutzbehörden aber auch 

sofort nachdem 11. September aufdie neue Sntuaton reagiert, sowohl nn 

bundesweiter Abstimmung miteinander alsauch in ihrem jeweiligen Zu- 

ständngkeitsbereich. In der Verfassungsschutzabteilung des branden- 

burgischen Innenminnsteriums wurde bereits am 17 September adhoc 

eine spezielle Arbeitseinheit unter der Bezeichnung “Task Force Terro- 

rnsmus” (TFT) eingerichtet; inzwischen nst sne nn die regulären Arbeits- 

sarukturen mtegrient. Die TFT prüft alle Anhaltspunkte, die aufterroristu- 

sche Strukturen nm Land Brandenburg hnndeuten könnten. Dahen arben- 

etsne eng mit den Polnzeibehörden des Landes zusammen und stimmt 

sich mit ihnen nnsbesondere hinsichtlich der Strukturanalyse und der 

operativen Schwerpunktsetzung kontinuierlich ab Zugleich tauscht sne 

zentnah mnt der Verfassungsschutzbehörde des Landes Berlnn und dem 

Bundesamt für Verfassungsschutz alle Informationen aus, die für dne 

Sncherheitsage der Bundeshauptstadt von Belang sein könnten. 

Islamnstische Terroristen snnd in Brandenburg bisher nncht entdeckt wor- 

‚den Auch der ungezählte Male geäußerte Verdacht, dass, von wem auch 

immer, ein Anschlag mnt Milzbranderregern beabsichtigt sein könnte, hat 

‚snch hner inkeinem Fall bestätigt. 
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Komplizen und Sympathisanten des Terrors 

Rechtsextremisten solidarisieren sich 

Führende Neonazis begrüßten dne Anschläge vom 11. September mit er- 

kennbarer Schadenfreude, die miltärischen Aktionen der USA undnhrer 

Verbündeten nn Afghannstan hingegen verurteilten sne. Zugleich forder- 

ten sne die Ausweisung sämtlicher Ausländer aus Deutschland. 

Warum solidarnsieren snch Neonazis mnt Islamisten? Sne sehen nn ihnen 

potenzielle Bundesgenossen nm Kampf gegen die “zionistischen One- 

World-Extremisten” Außer dem gemeinsamen Feindbild, cas durch die 
Begriffe Juden, USA und Globalisierung markiert wnrd, verbindet die ber- 

den Spnzlarten des Extremismus jedoch nncht allzu viel ® 

Reinhold OBERLERCHER, der m rechtsextremistischen Lager als Vor- 

denker anerkannt werden möchte, deklariert auf der Homepage seines 

“Deutschen Kollegs” (DK) (hierzu siehe S. 129) unter der Überschrift 
“Der Untergang des judäo-amerikanischen Imperums”, die USA seen 

eine “bluts- wie gesinnungsjüdische Macht”, deren Exnstenzkeinen Fort- 

bestandhaben dürfe. Sie seien verantwortlich für Landraub, Ausrottung 

der Urbevölkerung, Sklavenimporte und zwen Welikriege gegen Deutsch- 

land. Alle Angriffe auf der Erde oder nm Weltraum gegen Einrichtungen, 

Funktionäre oder Kollaborateure der USA seien daher kriegsrechtlich 
erlaubte Vergeltungsschläge Auf der Tagesordnung der Weltgeschich- 

te stehe.die "Beendigung Israels” durch Unterwerfung aller Juden unter 

ie islamische Herrschaft und die Auflösung der USA. Der Textstauch 
auf der Homepage Horst MAHLERS zu finden, so dass eine Mitautor- 

schaft MAHLERs nicht auszuschließen nst. 

MAHLER trntt aber auch direkt als Autor krass antnsemitischer Auslas- 

sungenauf der Homepage des DK an die Öffentlichkeit. Erverkündete 

“das Ende des Amerikanischen Jahrhunderts und damit das Ende des 

weltlichen Jahwe-Kultes, des Mammonnsmus. (.) Die Sache der Völ- 

ker steht gut. Vor die Wahl gestellt, zu kämpfen oder unterzugehen, 
werden sie den Kampf wählen und siegen. Denn der Feind nst geistlos 

geworden und ohne Visnon für die Welt von morgen.” 

zu diesem Thema siche die ausführliche Darstellung “Das Feindbildverbin- 

det: Rechtsextremsten und Islamusten” auf der Website www. verfassungs- 
schutz-brandenburg de unter 3 Bibliothek 3 Publikationen FOnlnns-Pu- 

Blikchonen. 
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Zudem hatte MAHLER, der snch als Chefideologe der “Nationaklemo- 

kratnschen Parten Deulschlands” (NPD) geriert, nn einem Beitrag 

“Independence day live”, abgedruckt in einer vierseitigen “Sonder- 

veröffentlichung” des NPD-Parteiorgans “Deutsche Stimme”, die An- 

grnffe für “eminent wnrksam und deshalb rechtens” erklärt. Diese 

Argumentationsfigur brachte ihm selbst bei einigen NPD-Migliedern 

Krtikein. 

Antiamerikanismus bei der NPD 

Die NPD-Spitze versagte snch unverhohlenen Jubel über die Anschläge. 

Ausihrem tief sitzenden Antiamerikannsmus machte sneallerdingskeinen 

Hehl. Sonchm sne den Terroranschlag zum Anlass, daran zu ermnern, 

“daß die Amerikaner auch nach 1945 unermessliches Leid über viele, 

Völker brachten: (. )die Bilder des zerstörten Berlins, Dresdens, Hiro- 

shimas und der Napalm-Opfer Vietnams müssen zwangsläufig den. 

aktuellen entsetzlichen Bildem aus Amerika gegenübergestellt und 

dürfen durch die aktuellen grausamen Ereignisse nichtin den Hnnter- 

grund gedrängt werden.” 

(Deutsche Summe 901, 5.1) 

Als die Militäraktionen der USA und ihrer Verbündeten in Afghanistan 

begannen, forderte die NPD in einer Presseerklärung unter der Über- 
schrift “Mit Rot-Grün nn den Krieg!”, sämtliche Militäreinsätze der Bun- 

deswehr im Ausland zu stoppen. Snch selbst stellte die NPD als*nationa- 

le Friedenspartei” dar Mit solchen Slogans zog sie auch nn die Wahl zum 

Berlnner Abgeordnetenhaus. So warb sie mit einem Wahlplakat, das unter 

der Aufschrift “Frieden für Deutschland Keine Stmme den Kriegs- 

Parteien!” die brennenden Türme des World Trade Centers zeigte. 

Bestimmte führende NPD-Funktionäre schlossen sich jedoch deutlicher 

anMAHLERs Denkmuster an. Auf dne Terroranschläge vom 11 Septem- 

ber Bezug nehmend, verlas der NPD-Bundesgeschäftsführer Frank 

SCHWERDIT auf einer Demonstration am 3. Oktober in Berlin die Dekla- 

ration “Den Völkern Freiheit - Den Globalisten ihr globales Vietnam” Die 

Terroranschläge werden darnn als Zeichen des “Widerstandes der unter- 

drückten Volker sowie als Kampf der Volkergsgen Globalisierung” ge- 

‚deutet. 

‚Ähnlich äußerte snch derneonazistisch dommierte NPD-Landeswerband 
Schleswig-Holstein. Er veröffentlichte nm Internet enne “Erklärung zur 
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Krnegslage”, in der die Terrorattacken als "knegenischer Befreiungsschlag 
der freien Welt gegen die nmperiahstische Polntik der SA und ihrer ver- 

bündeten Satellntenstaaten” bezeichnet wurde, In einer Fernsehsendung 

am 20. September betonten zudem die beiden schleswig-helsteinischen 

NPD-Spitzenfunktionäre Peter BORCHERT und Jürgen GERG, die Ge- 

schehnisse vom 11 September seien die lognsche Antwort auf die von 
den USA scnt Jahrzehnten betriebene Einmischung nn fremde Interessen 

und Kulturen. 

Andererseits bediente der NPD-Landesverband Schleswig-Folstein auch 

das zweite Argumentationsschema, das Rechtsextremisten typnscher- 

weisenach dem 11. September verwendeten. Inseinem “Konkreten Ak- 

uonsprogramm zur Bekämpfung der akuten nslamischen Bedrohung nn 
unserem Land” verlangte er die "konsequente Rückführung aller auf 

deutschem Boden lebenden Bürger außereuropätscher Herkunft (_)nn- 

nerhalbder nächsten 10 Tage” 

Vergleichbare, wenn auch meist weniger rngorose Forderungen werden 

von der“"Deutschen Volksunion” (DVU) undden "Republikanem” (REP) 

erhoben. Gene nutzen sne die Gelegenheit, ausländerfeindliche Ängste 
zu schüren und weite Teile der Bevölkerung ausländischer Herkunft nn 

Deutschland unter den Generalverdacht des Terrorismus zu stellen. Sie 

behaupten, die herrschenden Kreise unterwürfen Deutschland aus antn- 

deutscher Gesinnung einer gezielten Überfremdung und schüfen damit 
schenden Auges enn Terrorpotenzul, das nun dringend ausgeräumt wer- 

den musse. 

So behauptete die DVU am 18 September aufihrer Internetseite, durch 
eine ureinnige Einwanderungspoltik mnt unkontrolliertem Ausländerzu- 

strom seren deutsche Städte zu Stützpunkten ausländischer Fanatiker 

geworden. In einem Schreiben an die Wähler, das die DVU vor der Ham- 
burger Bürgerschaftswahl vom 23. September verteilte, verstieg sich der 

Partewvorsitzende Dr Gerhard FREY zudem Vorwurf, ene total verrückte 

Ausländerpolitik habe “sogar Terroristen aus der ganzen Welt zu uns 
reingeholt” 

Die DVU verwahrte ich ineinem Beitrag "Wegen New York sterben? — 

Tödliche Gefahren für das deutsche Volk” (NZ, Nr 39/01) vehement und 

nucht ohne antnamerikannsche Untertöne dagegen, dass die Bundeswehr 

amernkenische Vergeltungsaktionen nach dem 11. September militärisch 

unterstütze 

Kontakt zurNPD hältder Schweizer Rechtsextremist AhmedHHUBER, cnn 

‚oumalnst, der 1962 zum Islam konvertiert ist. Ersitztim Verwaltungsrat 
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der Schweizer Firma Nada Management. Diese ist die Schweizer Rechts- 

nachfolgerm der Bank AI Taqwa Lad. die der "Mushmbruderschaft” (se- 

he S. 171) zugeordnet wird. De Schweizer Bundesanwaltschaft hatalle 

Bankkonten dieses Unternehmens sperren und deren Büros durchsu- 
chen lassen, weil Al Taqwanm Verdacht steht, BIN LADENs “Al Qanda” 

finanziell zu unterstützen, HUBER hat Kontakte zu Personen aus BIN 

LADENs Umfeld eingeräumt. Direkte Verbindungen zwischen der NPD 
und “Al Qaida”, die von manchen vermutet werden, sind jedoch nicht 

belegt und auch nicht wahrscheinlich. 

Reaktionen von Linksextremisten 

Eingefleischter Antnamerikannsmus lenkt die Denkwege auch der meisten 

Linksextremisten. Sne halten deshalb die Terroranschläge vom 11 Sep- 

tember fürerklärlich, manche verlieren sichgarnn Verschwörungstheonen, 

denen zufolge westliche Geheimdienste dne Anschläge begangen oder 

mindestens wnssentlich geduldet hätten. Gemeingut nnksextremstischer 

Propaganda ist die Behauptung, dne Anschläge seien für dne westlichen 

Machthaber nur enn wnllkommener Anlass, den nach Gerechtigkeit und 

Freiheit strebenden Volksmassen neue Repressionsschrauben, anzule- 

gen. 

Ein aktuelles Beispiel: Die aus Angehörigen der autonomen bzw antn- 

impennalnstschen Szene bestehende Intiatnve “Libertad!” und die Rechts- 

und Hafthlfeorgannsation "Rote Hilfe e. V”(RH) (scheS 1641.) rufen 

dazu auf,arn 18 März 2002 den Aktionstag unter dem Motto “Freiheit für 

alle politischen Gefangenen” wne jedes Jahr tatkräftng zu begehen Im 

‚Jahr 2002 stehe der Aktionstag zusätzlich unter dem Motto “Solndarntät 

und Widerstand gegen staatliche Repression, Sncherheitsgesstze und 

Abschiebungen” Denn der nach dem 11 September begonnene Krieg 

gegen den Terrorismus habe weltweit die emanznpatornsche Pohtik vor 

neue Herausforderungen gestellt. So seien in Deutschland und den üb- 

rigen EU-Staaten Gesetze verabschiedet worden, mit denen hemmungs- 

los die Repressionsorgane ausgebaut und ihre Zusammenarbeit intensi- 

viert worden seien. 

Außerhalb Deutschlands berufen snch sogar schon linksterreristische 

Attentäter ufdas Exempel des 11. September. Der Ermordung des ualie- 

nischen Regierungsberaters Marco Biagn am 19. März.2002 schickten die 

Täter enn mutmaßlnch authentisches Bekennerschreiben hnnterher, für das. 

die "Roten Brigaden für den Aufbau derkämpfenden Kommunistischen 
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Partei” verantwortlich zeichnen. Bragn habe sterben müssen, wenl er die 

Interessen des bourgeoisen Imperialismusvertreten habe In weltweiten 

Kampf gegen den Impenualnsmus könnten, wie der 11. September zeige, 

“sehr zerstörerische Angriffe” gelingen, ohne dass es dazu modernster 

Waffen bedürfe 

Geteiltes Echo bei ausländischen Extremisten in 

Deutschland 

Nicht weniger als die übrige Bevölkerung erschütterten die Terroran- 

schlägevom 11. September die meisten Muslime nn Deutschland. Selbst 

ben der extremistischen Minderheit unter nhnen war die Reaktion nicht 

einhellg. 

Im Umfeld mihtanter Islamisten wurden die Anschläge mit Genugtuung 

aufgenommen. Offene Freudenkundgebungen unterblieben jedoch aus 

Angst vor den Sicherheitsbehörden. Die Leitungsgremien größerer 

islamnstscher Organisationen, etwa der “Islamischen Gemeinschaft Milln 

Görus”(IGMG) (siche $ 174), dnstanzierten sich allerdnngsumgehend 

von den Anschlägen. Die meisten Mitglieder unterstützten diese Hal- 

tung Die Miltärschläge der USA gegen das Taliban-Regme und die 

“Al-Qada”-Stützpunkte nn Afghannstan wurden hnngegen von vielen Ex- 

{remisten gleich wieder als “Krieg gegen den Islam” gedeutet und ent- 
schieden abgelehnt. 

Nicht von ungefähr betonte dne islamnstische türkische Zeitung “Aknt", 

die auch nn Deutschland vertrieben wird, unmittelbar nn diesem Zusam- 

menhang die Pflicht zum “Heilgen Krieg” Immer danr, wenn von 

Muslimen bewohnte Gebiete durch "Ungläubige oder tyrannische Impe- 

nnalnsten” bedroht würden, sen jeder Muslim zum Widerstand aufgerufen. 

“Der Krieg, zu dem wnr verpflichtet snnd, kann auch mit der Wafle 

geführt werden. Dieser Kampf, der gleichzeitig enne Form der Gottes- 

Verehrung nst, nst darauf gerichtet, die Welt von Gram und Emiedri- 

gung zubefreien” 

(Ausgabe vom 12. Oktober) 

In einer anderen “Aknt”-Ausgabe äußerte ein Autor den Wunsch, jun- 

gen Männern den Kontakt zu “Murahedin” in Afghanistan vermitteln zu 

können “Akit” gab nn mehreren Beiträgen auch der Spekulation Raum, 

die Anschläge vom 11 Septemberseien in Wahrheit enn Wers der Amern- 

kaner oder der Israels. 



24 

Verfassungsschutzbericht Land Brandenburg 2001 

Der militarte islamistische "Kalnfatsstaat” (*Hilafet Devleu”) (snche S. 
175 f) verhielt sich zweideutig. In der verbandseigenen Wochenzeitung 

“Die Gemeinde Mohammeds” (“"Ummet-n Muhammed”)vom 27 Septem- 
berkntsierte der “Kalif” MetinKAPLAN die Terroranschläge vom: 11. Sep- 
tembermit ennem religiösen Argument 

“In der Periode der Verkündigung bleibt man auf der wissenschaftli- 

chen urd ndeellen Basns und es wnrd daben keine Gewalt und keine 

terroristische Handlung verübt. (..) Ein Muslim nst niemals Terrorist, 

und enn Terrorist ist niemals cnn Muslnm! Denn beide snnd zwei ver- 

schiedene Angelegenheiten, die einander zuwiderlaufen! (..)Die Sol- 

daten und der Generalstab des Kalifatsstaates dürften niemals diese. 

Prinzipien überschreiten und nndnviduelle Handlungen wagen!” 

Diese Absage an den Terrorismus galt jedoch nur höchst eingeschränkt. 

Denn ansonsten propagnerte der "Kalnfatsstant” eine äußerst aggressiv- 

kämpferische Haltung. In der “Ummet-i Muhammed” vom 15. März war. 

beispielsweise zu lesen. 

“Esnst eine kanonnsche Pflicht, gegen die Ungläubigen den Jihad zu 

führen. Diese Pflncht besteht auch dann, selbst wenn nicht die Un- 

gäubigen essnnd, die den Krieg begonnen haben. (.) Es bestehen 

keine Bedenken, auf die Ungläubigen zu schießen. ( ) Die Unglaubt- 

gen werden gezielt beschossen, auch wenn sie snch hnnler mus- 

limischen Knndern oder Gefangenen verschanzt haben.” 

Linksextremistische türkische Organnsationen bewegten snch nm Fahr- 
wasser des Antiamerikannsmus, nn dem auch deutsche Lnnksextremisten 

segeln. Mehrere Basnsverbände der “Türkischen Kommunistischen Par- 

1ei/Marxisten-Leninisten” (TKP/ML) und der beiden Flügel der “Marxn- 

susch-Leninistischen Kommunistischen Partei” (MI.KP) (snche S. 159) 

erklärten nach dem Begnnn der amerikanischen Militärschläge m Afgha- 

nnstan, sie hätten sich zu enner “Initiative gegen den nmpenalnstischen 

Krieg” zusammengeschlossen. Man dürfe nicht zulassen, dass cer Impe- 

alnsmus die Welt durch seine Profitgner nn eine Katastrophe führe. 
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Aktuelle Entwicklungen im islamistischen 

Spektrum 

Da der “Kalifatsstaat” sich, wie erwähnt, offen zur Militanz bekannte, 
dazu snch erwiesenermaßen gegen die verfassungsmäßige Ordnung und 

den Gedanken der Völkerverständigung richtete sowie die irnere Sicher- 

heit gefährdete, wurde er am 8 Dezember vom Bundesminister des In- 

nem verboten (siche $. 1751) 

Seither halten snch die Anhänger der Organisation, auch aus Angst vor 

einer möglichen Ausweisung, erkennbar zurück. Gleichwohlerschien das 

Publikationsorgan des “Kalnfatsstaates”, “Ümmet-n Muhammed”, trotz 

des Vereinsverbots mnt enner weiteren Ausgabe vom 21 Dezember Mit 

Datum vom 2 Januar 2002 wurde den Abonnenten der “Ummet- 

Muhammed” dann erstmals die Publikation “Beklenen ASR-I SAADET 

(Das erwartete Jahrhundert der Glücksehgkeit”) zugesandt. Seither er- 

scheint chese Zeitung wöchentlich. Ste unterscheidet snch nm nhrer äuße- 

ren Form nur unwesentlich von “Ummet-n Muhammed” 

Die erste Ausgabe von “Beklenen ASR-I SAADET” befasste sich aus- 

führlichmit dem Verbot des “Kalifatsstaates” Die Maßnahmen zur Durch- 

setzung des Verbots werden mnt der “Reichsprogromnacht” von 1938 

verglichen. Metnn KAPLAN wnrd zitertmit dem Aufruf, “den Verfassun- 

gen derUngläubigen enn Ende zusetzen, sne nn den Mall zu werfen” 

‚Auch der organnsationseigene Femschsender “HAKK-TV” hat unge- 

achtet der Verbotsverfügung ab 23 Dezember Sendungen ausgestrahlt. 

Die Iskimische Gemeinschaft Milln Görus” (IGMG) zeigt ch verunsn- 

chert. Zum einen nnmmt sne mnt Sorge wahr, dass in der Öffentlichkeit 
darüberspekuliert wnrd, ob wohl auch sne verboten werde, Zum anderen 

belastet se, dass nhre Gesinnungsgefährten in der Türkei sch nunmehr 

auf zwei miteinander rivalisnerende Parteien verteilen (siche$. 1741) 

Die NPD auf schwankendem Boden 

Das Verbotsverfahren 

Dasgegen die NPD beim Bundesverfassungsgericht anhängnge Verbots- 

verfahren hält die Parten weiter nn Atem. Da sne eine stringente Strategie 

mit Blick auf dieses Verfahren nncht entwickelt hat, schwankt sie bzw 

‚schwanken ihre einzelnen Strömungen und Fraktionen zwischen Vor- 
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sicht und Trotz, Resignation und Hoflhung Eimesteils will man es ver- 

meiden, zusätzhehe Verhotsgründe zu liefen, andererseits schert man 

snch eben darum gar nncht, da dass Verbot, wenn schon nicht abzuwen- 

den, als vermeintlicher Willkürakt uch nnchtsonderlichernst zunchmen. 

scn, einige geben bereitsjetzt der Parten keine Chance mehr und verfallen 

nn Ratlosngkeit, andere wähnen, die NPD werde aus dem Verfahren 
zwangsläufig als strahlende Siegerin hervorgehen. 

Die letztgenannte Meinung erhielt merklichen Auftrieb, als der zweite 

Senat des Bundesverfassungsgerichts am 22. Januar 2002 einstimmig 

beschloss, die für Februar 2002 vorgesehenen Termine zur mündlichen 

Verhandlung des NPD- Verbotsverfahrens aufzuheben. Zuvor war dem 

Gericht bekannt geworden, dass eine der von ihm geladenen 14 Anhö- 

Tungspersonen enne Aussagegenehmgung einer Landesbehörde für Ver- 

fassungsschutz vorlegen werde, daraus ergab sich, dass sne mit einer 

Verfassungsschutzbehörde zusammengearbeitet hat, Die damit aufge- 

worfenen prozessualen und materiellen Rechtsfragen seien — so das Ge- 

nicht -bns zudem Verhandlungstermin nicht zu klären. 

Seither wurden die Namen weiterer Personen bekannt, dne beachtliche 

Positionen inder NPD bekleiden oder bekleidete und zugleich für kürze- 

re oder längere Zeit verdeckt Informationen an eine Verfassungsschutz- 

behörde geiefert haben. Diese Enthüllungen verunsicherten die Mitglie- 

derschaft stark, da sne erkennen ließen, wie genau die Sicherhettsbehör- 

den über das Innenleben der NPD Bescheid wnssen. Diese Verunsiche- 

fung wuchs noch beträchtlich, als außerdem herauskam, dass sowohl 

frühere NPD-Vorsitzende als auch der jetzige, Udo VOIGT, vonder Iden- 

tität des ennen oder anderen Informationsgebers schr wohl unterrichtet 

waren, ohne gegen die beireflenden Personen nn irgendeiner Weise vor- 

‚zugehen. Einer der jetzt Enttarnten, der bisherige NPD-Landesvorsitzen- 

devon Nordrhein-Westfalen, Udo HOLTMANN, konnte gar eine Erklä- 

fung vorweisen, nnder seine Zusammenarbeitmit dem Verfassungsschutz 

durch ennen einstigen NPD- Vorsitzenden gebilligt wurde 

VOIGT koante das wuchernde Misstrauen kaum besänftigen, als er ar- 

gumentierte, der Parteiführung bekannte V-Leute des Verfassurgsschut- 

zesseien für dne NPD weniger gefährlichals unerkannte Deshalb habe er 

mncht auf die Enttamung und den Parteiausschluss der ihm namentlich 

bekannten V-Leute gedrungen. Andernfalls hätte der Partei tattder kon- 

trollierten eine unkontrollierte Unterwanderung gedroht 

Die NPD-Führung und ihre Prozessbevollmächtigten im Verboisverfähren 

versuchten, auch zur Beruhigung der engenen Gefolgschaft, den Spieß 
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umzudrehen. Erst und vorallem die V-Leute hätten im Auftrag des Staa- 
tes Tatsachen geschaffen, die für die Begründung des Verhotsantrages 

herhalten konnten. Ohne diese inszenierten Fakten hätte das Verbotsver- 

fahren gar nncht nn Gang gesetzt werden können. Nach der Aufdeckung 

dieser Zusammenhänge fielen dne Belege, die für die Verbotswürdigkeit 

der NPD von Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung aufgeboten 
wordensenen, insich zusimmen. 

Diese Argumentationsfigur wurde in der Öffentlichen Auseinanderset- 

zung ur das Verbotsverfahren von vnelen Debattanten — auch solchen, 

die gewissnicht der NPD zu Hilfe kommen wollten - übernommen; man- 

che sahen sogar cher die Verfassungsschutzbehörden als dne NPD an 

den Grundpfeilem der Verfassungsordnung nagen. 

Doch mit einem Schreiben vom $ Februar 2002 erklärten die Prozess- 

bevollmächtigten der Antragsteller gegenüber dem Bundesverfassungs- 

gericht, dass die Verfassungsschutzbehörden entsprechend ihrem ge- 

setzlichen Auftrag durch V-Leute Informationen aus der NPD beschaflt 

haben, dass sne aber keine dieser V-Leute von außen zum: Zweck der 

Unterwanderung in die NPD eingeschleust, dass sne keineswegs einen 

steuernden Einfluss auf die NPD vermittels irgendeiner V-Person ausge- 

übt und dass sie keine beauftragt haben, als “agent provocateur” die 

NPD zustrafbaren Handlungen aufzureizen. 

Diese Feststellungen konnten auch durch die Erwiderungender Prozess- 

bevollmächtigten der NPD, Dr. Hans-Günter EISENECKER und Horst 

MAHLER, vom 7.bzw 11. März 2002 nnchtentkräftet werden. 

Nicht wenige in der NPD allerdnngs misstrauen MAHLER ohnehin we- 

gen seiner zahlreichen ndeologisch zugespitzten Stellungnahmen, wne 

etwa der antnsemitischen Ausfälle anlässlich der Terroranschläge vom 
11 Sepiember siehe. 181), Snehabenden Eindruck, er fahre willentlich 

“den Karren an dne Wand”, provoziere also das Verbot geradezu, nur um 

snch persönlich nn Szene setzen zu können. 

Innerparteiliche Opposition gibt nicht Ruhe 

Die aktionistischen, oft von ennem nationalrevolutionären Impetus ge- 
frnebenen Neonazns nn der NPD oder an nhrem Rande drängen darauf, 

dass die Partei eine auf die Machtergreifung hnnführende Strategse 

entwickle und konsequent befolge. Ihr Einfluss bleibt aber begrenzt. 
Manche treten resigniert aus der NPD aus, oder sne werdengegen ihren 

Willen ausgeschlossen. 
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Am 15 Januar 2002 wurde der stellvertretende Thüringer Landesvorsit- 
zende der “Jungen Nahonaldemokraten” (IN), Patrick WIESCHKE. vom 

Jugendschöffengericht beim Amtsgericht Eisenach zu einer Freiheits- 

srafe von zwen Jahren und dren Monaten verurteilt. WIESCHKEhatte am 

10 August 2000 in Eisenach enn anderes JN-Mitglned angesuftet, einen 

Sprengsatzan ennem Döner-Imbiss explodieren zu lassen. 

Kurzvor der Gerichtsverhandlung hatte WIESCHKE nn enner Pressemit- 

teilung seinen Austntt aus der NPD und den IN erklärt. Er begründete 

dies mit reaktionären und rückwärts gewandten Tendenzen in NPD-Glie- 

derungen und dem derzeitigen Verhalten des NPD-Bundesvorstands. 

gegenüber kritischen Parteimutglieden und “Freien Natnonalnsten”. 

Der einstige NPD-Schulungsleiter Steffen HUPKA wurde am 10 Dezem- 

ber aus der NPD ausgeschlossen. Er versucht aber weiterhin, auch nach 

der Auflösung der "Revolutionären Plattform” (vgl S 105), aufdie Parten 

Einfluss zunehmen. 

Am 9 März 2002 veranstaltete ereinen “Kongress” nn Fnedersdorf (Land- 

kreis Dahme-Spreewald), zu dem er verschiedene Aktnvisten innerhalb 
undaußerhalb der Parten eingeladen hatte. Er wollte erreichen, dass snch 

auf dem anstehenden ordentlichen Bundesparteitag der NPD ene kom- 

plett neue Führungsmannschaft seines Gefallens zur Wahl stelle. Nach 
seinen Vorstellungen sollten auch Mitglieder des NPD-Landesverban- 

des Berlin-Brandenburg in den Bundesvorstand gelangen, so z B die 

Aktivisten Jörg HÄHNEL und Marno SCHULZ. Zur Vorbereitung des 

“Kongresses” hatte er seine Gesinnungskameraden nn einem Rundbrief 

alarmiert 

“Die Pertei nst am Ende. Auf dem Bundesparteitag (. ) wird es die 

allerletzte Chance geben, die NPD den gegnerischen Kräften wieder 

zu entreißen und einen solnden Neubeginn zu versuchen. Ob dieser 

dann gelingen würde, weiß niemand ” 

Mit nur etwa 50 Teilnehmern gewann der “Kongress” nncht «he von 

HUPKA erhoffte Schlagkraft 

‚Auf dem 25. NPD-Bundesparteitag am 16/17. März2002 nn Königslutter 

(Niedersachsen) setzte snch denn auch Udo VOIGT bei der Wahl des. 
Bundesvorsitzenden mnt deutlicher Mehrheit durch. Sein Gegenkandn- 

‚dat, der frükere NPD- Vorsitzende Günter DECKERT, der nm Vorhnein von. 
HUPKA faronsnert worden war, vermochte VOIGT nichtaussenem Amt 

zu knppen. Auch an der Zusammensetzung des Bundesvorstandes nns- 

gesamt änderte snch wenig Ihm gehört weiterhin der Neonazn Frank 
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SCHWERDT aus Berlinan. Neu zu den Beisntzem ist die bisherige Vorsit- 
Jende des NPD-Iandesverhandes Berlnn-Brandenhurg. Karola NACH- 

TIGALL, gestoßen. 

VOIGT appellierte an dne Mitgliedschaft, snch “weiterhin nicht aus der 

Ruhe bringen zu lassen” Notwendiger denn je se die Geschlossenheit 

der Partei. Aber das Festhalten der NPD an VOIGT deutet cher darauf 

hnn, dass die Mehrzahl der Mitglieder nn nhrertiefen Verunsicherung kei- 

ne Experimente wagt und deshalb und mangels überzeugender Älter- 

natnvenalles beim Alten belässt. 

Auf dem 11. ordentlichen Parteitag des NPD-Landesverbandes Berlnn- 

Brandenburg am 17. Februar 2002 ben Oranienburg stand ebenfalls dne 

Wahl imesneuen Vorsitzenden an. NACHTIGALL kandndierte nichtmehr, 

Mit Marno SCHULZ setzte schein Parteifunktionär durch, der die Gunst 

HUPKAs genießt. Allerdings nst nncht zu erwarten, dass SCHULZ. von 

sich aus.die Konfrontation mit dem Bundesvorstand sucht, Gewählt wurde 

ervorallem, weil eralsrühnger Organnsator gilt. In seinem Schlusswort 

mahnte SCHULZ die Mitglieder, über Meinungsverschiedenheiten hin- 

weg einig zuhandeln. 

Niedergangserscheinungen im rechtsextre- 

mistischen Spektrum 

Gemeinsam glaubt man sich stärker 

Innerhalb des rechtsexiremistischen Spektrums Berlins und Branden- 

burgs hat die “Renchsgründungsfeier” enne gewisse Tradition (vgl 

5.126). Früherhatte nur dne “Berliner Kulturgemeinschaft Preußene V” 

(BKP)ciese Feiern veranstaltet. Inzwischen hat sne nmmer mehr an Einfluss 

eingeb{ßt. In den letzten Jahren lud deswegen der NPD-Landesverband 

Berln-Brandenburg entweder gemeinsam mntder BKP oderauch allenne 

zu dieser Veranstaltung enn. Am 19 Januar 2002 war es wieder nur dne 

NPD, die nn Friedersdorf (Landkreis Dahme-Spreewald) die Organisation 

diesermtuellen Feiersicherte 

Auf Bündnispartner nst auch die “Interessengemeinschaft für die Wie- 

dervereinigung Gesamtdeutschlandse V” (WG)angewiesen. Diese 1997 

gegründete rechtsexiremistische Kleingruppe mit Sitz in Bayern fordert 

die Rückgewinnung der ehemals deutschen Ostgebiete; die deutsche 

Staatsgrenze und die sne garantnerenden, völkerrechtlich birdenden Ver- 

träge seien null undnnchtig. Im Namen der IWG hat deren Vorsitzender, 
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Georg PALETTA, bereits eine Vielzahl von Demonstrationen überall nn 

Deutschland unter dem Motto “Recht auf Heimat” angemeldet und sne, 

soweit sne nicht verboten wurden, auch durchgeführt. Daben fanden snch 

auch Mitglieder der NPD, der “Jungen Nationaldemokraten” (IN) und. 

der Neonaziszene enn. Eine Breitenwnrkung erzielten diese Kundgebun- 

gen jedoch schon seit Jahren nncht mehr 

In Brandenburg veranstaltete die IWG nn den ersten Monaten des Jahres 

23002 bereitsdrei Demonstrationen. am 12. Januar nn Frankfurt (Oder), am 

9. Februar nn Guben undam 9, März nn Schwedv/Oder. Mit weteren Auf- 

Zügen gleicher Art st zurechnen. Unter den bis zu 130 Teilnehmern der 

bisherigen Demonstrationen in Brandenburg waren auch Sknnheads, 

‚Angehörige der neonaznstischen Kameradschaftsszene und Anhänger 

desrechtsextremistischen Kleinvereins "Bündnis RECHTS Brandenburg” 

Gel.s.124M), 

Weit größeren Zulauf hatte der rechtsextremistische Trauermarsch am 

13 Februar 2002 nn Dresden. Rund 1 000 Personen, darunter einige aus 

Brandenburg, gedachten der Bombardierung der Stadt am 13. Februar 

1945 An der von der rechtsextremistischen “Jungen Landsmannschaft. 

Ostpreußen e. V” (JLO) organisierten Veranstaltung beteiligten sich Mit- 

glieder und Sympathisanten der drei rechtsextremistischen Parte.en NPD, 

DVUund REP derneonazistischen “Freien Natonalnsten” und Skinheads. 

Sne erinnerien an dne Opfer des sinnlosen Luftkrieges nn der Absicht, dne 

Kriegsverbrechen der Wehrmacht und der SS-Verbände vergessen zu 

machen. 

Aufdem Rückzug 

Größere Demonstrationen wie diese können nncht verdecken, dass je- 

denfalls der organisierte Rechtsextremismus gegen Schwächeerschei- 

nungen zu kämpfen hat. Bestenfalls kann dne eine oder andere Organnsa- 

ion -wne beispielsweise die NPD -ihre Mitgliederzahl halten, andere — 

wie die DVU und dne REP - verlieren Mitglieder und erlahmen, wneder 

andere lösen snch ganz auf, 

Aufdem DVU-Bundesparteitag.am 12. Januar 2002 nn München -andem 
weit weniger Mitglieder teilnahmen alsan früheren Partentagen - erklärte 

der Bundesvorsitzende FREY, die Partei werde an der Bundestagswahl 

am 22. Sepiember 2002 nicht teilnehmen. Die Mittel reichten dazu nncht. 

Am 20. Februar 2002 wurde bekannt, dass die DVU auch nicht zur Land- 

tagswahlnn Sachsen-Anhalt am 21 April 2002 antreten wnrd. 1998 hatte 
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sie dort immerhin 12,9 Prozent der Stimmen auf sich vereinen können! 
Nachdem die ursprünglich 16-köpfige DVÜI-Fraktion nm T.andiag Sach- 

sen-Anhalt sich aber durch Austritte, Spaltungen, Querelen und Inkom- 

petenz selbst bloßgestellthat, rechnet FREY offenkundng damnt, dass die 

DVU, wenn sne nochmals kandidieren sollte, klar abgewähltwürde. 

Nach durchweg negativen Wahlergebnissen beschleunigt sich der Ab- 

wärtstrend bei den REP Der Parteivorsitzende Dr Dr. RoIPSCHLIERER 

vermag der Partei keine mobilnsierenden Impulse zu geben, so dass sich 

Defätismus breit macht. Nurgegen seine innerparteilichen Kritiker- die 

ihm seine Abgrenzung gegenüber anderen rechtsextremistischen Grup- 

pierungen vorwerfen - kann er snch durchsetzen. Der schärfste von nh- 

nen, der baden-württembergische Landesvorsitzende Christian KÄS, 
wurde vom Bundesvorstand am 11 Februar seiner Partenimter entho- 

ben. KÄS wehrt sich allerdings dagegen vor dem zuständigen Schieds- 

gericht 

Die “Deutsche Aufbau-Organnsation” (DAO) stellte zu Beginn des Jah- 

1e52002 ihre Aktnvitätenenn. Die auf Betreiben von Alfred VECHTERS- 

HEIMER nm Jahr 2000 inntnerte DAO hatte sich vorgenommen, die Vor- 

aussetzungen für die Gründung einer “rechten” Sammelpartei zu prüfen. 

‚Nunmehr öffnete ste sich der Erkenntnis, dass eine solche Parteigründung 

derzeit aussichtslos nst, eine Empfehlung für enne der bestehenden Par- 

teren mochte sie nicht abgeben. Die DAO-Strukturen wurden nun nn die 

gleichfalls von MECHTERSHEIM gesteuerte "Deutschland-Bewegung” 
überführt 

Eingegangen sind zum Jahreswechsel 2001/2002 die Monatsschrift 

*Staatsbriefe”, die snchals fündamentaloppositionelles Theorieorgan mit 

Phnlosohischem Anspruch verstand, und der als Monatsheft deklarier- 

te Informationschenst “DESG-nnform”, der Kurznachrichtenaus der Welt 

rechtsextremistischer Organisationen und Ideen für nationalrevolutionär 

orientierte Intellektuelle bot. 

Rechtsextremismus im Alltag 

Szeneaktivitäten 

Die unorgannsierte, gewaltgeneigte Szene, dierechtsextremistisch ornen- 

tierte junge Leute anzncht, ist weiterhin vnrulent und zeigt keine Aus- 

zehrungserscheinungen — auch dhes unterscheidet sne von den rechtsex- 

{remistischen Organisationen. Die subkulturelle Pose wnrd gegenwärtig 
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wohl nicht mehr ganz so provokativ ausgelebt. Die Zahl der aus dieser 

Szene herans verühten Gewalttaten scheint, so verheuft es vorläufig der 

neueste Trend nn der Statistik, cnn wenig abzunehmen. Aber diese noch 

schwachen Hoffnungszeichen signalisieren keineswegs schon enen Um- 

bruch oder eine Ermättung der Szene, vielmehr beweisen sne zunächst 

nur, dass das breitgefächerte Instrumentarium von Prävention und Re- 

Pression, das insbesondere die Polnzei einsetzt, seinen Abschreckungs- 
und Dämpfungseflekt nicht verfehlt. 

Diese Feststellungen betreffen nur das Land Brandenburg. In anderen 

Bundesländern werden unterschiedliche Entwicklungen beobachtet. Die 

Gesamtzahl der gewaltbereiten, subkulturell geprägten Rechtsextremi- 

sten hat bundesweit sogar zugenommen (vgl 5.59). 

Die Organnsations- und Vertriebsstrukturen, über welche die einschlägi- 

ge Skinheadmusik in der Szene verbreitet wird, lenden bundesweit eben- 

falls unter der Beobachtung und dem Zugriff der Sncherheitsbehörden, 

aber sie regenenieren snch auch wieder Trotzdem snnd exekutive Erfolge 

nicht gering zu achten, denn sne verhindern nmmerhin ein Auswuchem 

dieser Strukturen. 

Zuletztrichteten sich am 6. und 7. Februar 2002 Durchsuchungen gegen 

‚Adrnan PREISSINGER, den Verantwortlichen der “Agentur für Kommu- 

nikation” (AFK) aus Bayern, und Michael PROBST, den Inhaber des 

sächsischen Versand- und Verkaufsunternehmens“Sonnentanz” PREIS- 

SINGER hatte cnn nntemationales Produktionsnetz für die Herstellung 

von CDs, CD-Hüllen und Druckerzeugnissenaufgebaut. Er wurde nnhaf- 

tiert. Slowakische Sncherheitskräfte durchsuchten seine Wohnungs- und 

Geschäftsräume nn Banska Bystrica und beschlagnahmten umfangreiche 

schriftliche Unterlagen, Datenträger und einen großen Tenl der techni- 

schen Firmenausstattung. Bei PROBST wurden 3.000 CDs ausLieferun- 

gen der AFK, cnn Laptop, verschiedene Datenträger und umfangreiche 

Geschäftsunterlagen sichergestellt 

Hilfe zum Ausstieg 

Nicht nur durch Repression, sondern auch durch staatliche und nicht- 

staatliche Angebote zum Ausstieg wnrddie Szene verunsichert. Im Aprnl 

startete das Bundesamt für Verfassungsschutz (BEV) sein Aussteiger- 

Programm für Rechtsextremisten, das snchan Szeneangehörige, aber auch 

an Führungsleute nn organnsnerten Personenzusammenhängen rnchtet 
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Teils werden Personen, bei denen man enne Bereitschaft zum Ausstieg 

vermutet, direkt angesprochen, tenls werden Anfragen. mnt denen sich 

Ausstiezswillige auseigenem Antrieb an dne Behörden wenden, bearbei- 

tet. Knapp enn Jahr später, nm März 2002, wertete das BEV sen Programm 

als Erfelg, da man etlichen Rechtsextremisten mit Beratung, Hilfe und 

Kontakvermittlung — aber ohne finanzielle Belohnung - den Ausstieg 
ermöglicht habe, für eine Bnlanz sen es jedoch noch zu früh, da abgewar- 

tetwercen müsse, ob sich die im Rahmen des Programms Betreuten end- 

gültng vom Rechtsextremismusabwenden, 

Verschiedene Landesbehörden für Verfassungsschutz haben eigene 

Aussteigerprogramme aufgelegt. Andere Landesbehörden, so die bran- 

denburgische, haben darauf - nach gründlicher Abwägung der Vorteile, 

Rnsiken und Ressourcen - zugunsten enner engen Kooperation mnt dem 

BIV verzichtet. Doch erhält jeder Ausstiegswillige, der schdnrekt an die 

brandenburgische Verfassungsschutzbehörde wendet, auchvon hier aus 

Hilfe 

In verschiedenen Bundesländern gibt es zudem entsprechende Aus- 

steigerprogramme von Pohnzen- bzw. Justizbehörden. Eine zuverlässige 

Evaluierung nst auch bei Ihnen, ebenso wie ben den analogen Projekten 

privater, teilweise öffentlich geförderter, Träger, noch nichtmöglich. 

Gewissermaßen als Reaktion auf das staatliche Aussteigerprogramm ver- 

öffentlichten die bekannten Neonazns Christian WORCH und Steffen 

HUPKA nm Mai cnn Papier “Unser Ausstiegsangebot” Mitihm wollten 

sie" VS-Spitzel” dazu ermuntemn, voreiner Enttamung durch anderevon 

sich aus ihre Tätigkeit für den Verfassungsschutz ennzugestehen. Wer 

sich selbst oflenbare, könne eventuell von der Szene amnestiert und 

rehabilitiert werden. Andere Neonazns, aber auch NPD-Funktionäre un- 

terschrieben diesen Appell 

Breiter jedoch nst die Ablehnung, die dieser Aufruf nm rechtsextremisti- 

schen Spektrum erfährt: Man müsse "Spitzel” nn jedem Fall als Verräter 
ächten und ihnen jede Nachsicht versagen. Tatsächlich verfehlte das 

‚Angebot seine Wirkung. WORCHs Ankündigung, man werde vermute- 

1e, aber ncht geständige Spntzel ennem Lügendetektortest unterzichen, 
wirdals lachhaft empfunden, 
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Aktuelle Untersuchungen zu rechtsextremistischen 

Einstellungen 

Die rechtsextremistische Szene vermag sich auch deshalb zu regenerie- 

fen, wenl sie mitten einer Alltagswelt exnstiert, von der her ihr kennes- 

wegs nmmer und deutlich Ablehnung entgegenschlägt. Sie glaubt snch 

vielmehr bestätigt durch bestimmte Meinungen und Vorurteile, die nn 
Tenlen der Bevölkerung grassieren. 

Extremismus äußert sich nnvielßältigen weichen und harten Erscheinungs- 

formen. nicht nur in Mitgliedschaften bei extremistischen Organnsatio- 

nen, in legalen oder nllegalen Propagandaaktnonen extremistischer 

Personenzusammenschlüsse oder in entsprechend motivierter Gewalt- 

anwendung, sondern auch nn der Stimmabgabe für enne extrenistische 

Partei, ja auch schon nn Einstellungen und Haltungen. Die Erforschung 

der weicheren Erscheinungsformen bleibt der Wissenschaft, den Men- 

nungsforschungsinstituten und der Publnznstik vorbehalten. Die perso- 

nenbezogene Beobachtung durch dne Verfassungsschutzbehörlen setzt 

erstein, wenn in der Regel in einem Personenzusammenschluss- ziel- 

gerichtete, polntnsch bestimmte Bestrebungen erkennbar werden. 

Sozialwnssenschaflliche Studien verwenden ennen anderen Begriff von 

Rechtsextremismus als dne Verfassungsschutzbehörden. Sozial- 

wissenschaftler zerlegen ennen abstrakten Begriff wie Rechtsextremis- 
mus nn eine Mehrzahl konkret messbarer Indikatoren, die anschließend. 

wiederum zu einem Index zusammengefasst werden. Die Verfassungs- 

schutzbehärden hingegen qualifizieren — in einem formalen Verfahren 

entsprechend den gesetzlichen Vorgaben - politisch bestimmte, gegen 
die freiheit!iche demokratische Grundordnung gerichtete Bestrebungen 

annals rechtsextremisisch, wenn ihnen bestimmte Merkmale wie über- 

steigerter Nationalnsmus, völkischer Kollektivismus oder Rassnsmus en- 

gen sind (Rechtsextremismus). $Fremdenfeindlichkei, soweit sne 

gewaltförmig oder ideolognsch überhöht nn Erscheinung tntt, wird als. 

Teilphänomen des Rechtsextremismusbegriffen 

Einstellungen aber verdichten snch nncht notwendig zu Bestrebungen. 

So lassen snch fremdenfeindliche Ressentments auch unter Anhängern 

und Wählern demokratischer Parteien finden. Sie snnd aus Sicht des Ver- 

fassungsschutzes nicht als solche bereits rechtsextremistisch. können 

‚Jedoch zum Nährboden werden, auf dem die Saat des Rechtsextremismus 
aufgeht 

Die soziahwnssenschaftliche Umfrageforschung zu Rechtsextremismus, 

Fremdenfeindlichkeit und Gewalt bietet den Verfassungsschutzbehörden 
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einen wichtigen Fingerzeig auf dassoziokulturelle Klnma, nn dem rechts- 

extremistische Bestrebungen gedeihen: ne beleuchtet den di 

ergrund, vor dem sich die einschlägigen Bestrebungen abzeichnen. 

2001 wurden zwei aktuelle Untersuchungen der Öffentlichkeit vorgestellt 
eine des Meinungsforschungsinstituts USUMA und eine des Insututs 

fürangewandte Familten-, Kindheits- und Jugendforschung (IFK) an der 

Universutät Potsdam 

en Hm- 

Einstellungen im Ost-West-Vergleich 

Das Meinungsforschungsinstitut USUMA hielt unter der Leitung von 

Prof Dr. Matthias Angermeyer und Prof. Dr Elmar Brähler im Sommer 

eine repräsentative Umfrage zu rechtsextremistischen Einstellungen nn 

Deutschland 

Esgrnffdabei auf enn Forschungsdesign zurück, das bereitsin mehreren 

FORSA-Umfragen unter der Leitung von Prof. Dr. Oskar Niedermayer 

undDr Rnchard Stöss vom Mai/Junn 2000 verwendet wurde Die Ergeb- 

nnsse sind somit vergleichbar Es wurden 4005 Westdeutsche und 

1020 Ostdeutsche nach ihren Einstellungen und Verhaltensweisen be- 

fragt, Rechtsextremismus nst dieser Studie zufolge em Einstellungs- 

syndrom, das snch aus den Bestandteilen Autoritarnsmus, Nationalns- 

mus, ethnisch motivierte Fremdenfeindlichkeit, sozioökoncmisch motn- 

vierte Fremdenfeindlichkeit, pronaznstische Einstellungen und Antnsemt- 

ismus zusammensetzt 

Nach der USUMA Studie wiesen 16 Prozent der befragten Ostdeutschen, 

aber nur" 11 Prozent der befragten Westdeutschen rechtsextreme Ein- 

stellungen auf Im Jahr 2000 hatte nur für Brandenburg eine - insoweit 

eingescaränkt vergleichbare - FORSA-Erhebung 21 Prozent ermittelt, 

Die Unierschiede zwischen Ost und West beruhten nach en Untersu- 

chungen von USUMA im Wesentlichen auf enner weitaus höheren 

Fremdenfeindlichkeit der Ostdeutschen. Sne nst bedingt auch durch enne 

stärkere Ausprägung autonntätsfixnerter Einstellungsmuster 

Brandenburg belegte ben der eihnisch motivierten Fremdenfeindlichkeit 

(Ausländer sollten so schnell wne möglnch Deutschland verlassen”) mit 

243 Prozent Zustimmung ennen Mittelplatz unter den Bundesländern, 

ben der soznoökonomisch motivierten Fremdenfeindlichkeit ("Be der Ein- 

stellung von Arbeitskräften sollten Deutsche grundsätzlich Ausländern 

vorgezogen werden”) mit 60,1 Prozent den vnerten Rang hirter Sachsen- 

Anhalt, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern. 
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Eine stärkere Auswirkung als das Ost-West-Gefälle haben allerdings das 

Baldungsnireau und der Erwerbsstatus Personen mnt höherem Rildungs- 

abschluss sind wentaus weniger anfällig fürrechtsextreme Einstellungen, 

Arbeitslose und Ruheständler hingegen tendieren zu ihnen deutlich stär- 

kerals andere Ennkommensgruppen. Bemerkenswert ist, dass dasrechts- 

extreme Einstellungspotenzial mnt zunehmendem Alter steigt. In Ost- 
deutschland war es bei den über @0-Jährngen um 50 Prozent höher als ben 

den 18-b1s30-Jährigen. 

Fremdenfeindlichkeit bei brandenburgischen 

Jugendlichen leicht rückläufig 

Das Institut für angewandte Famihien-, Kindheits- und Jugendforschung 

AFK) an der Universität Potsdam führte unter der Leitung von Dr Diet- 

‚mar Sturzbecher die Erhebung “Jugend nn Ostdeutschland. Längsschnutt- 

analysen zur Lebenssituation und Delinquenz 1999-2001” durch. Das 

IFK knüpfte damnt an frühere Untersuchungen aus den Jahren 1993, 1996 

und 1999 an. Erhoben wurden dne Einstellungen der Klassen 9 und 10 

aller Schulen und der Jahrgangsstufen 11 bis 13 an Gymnasien in Bran- 

denburg u.a. zu Gewaltbereitschaft, Rechtsextremismus, Ausländerfeind- 

ichkeitund Antnsemitismus. 

Die Jüngste IFK-Studie kam zu dem Ergebnis, dass drei Prozent der be- 

fragten Jugendlichen enn hohes Maß und weitere zehn Prozent ein cher 

hohes Mallan rechtsextreme Einstellung aufwiesen. Noch erfreulicher 

als der deutliche Rückgang im Vergleich zu 1999 war, dass 5S Prozent 

rechtsextreme Statementsrundweg ablehnten. Ausländerfeindlche bzw 

eher ausländerfeindliche Einstellungen waren zwar mit zusammen 28 Pro- 

zent wesentlich wenter verbreitet, sind aber im Vergleich zur Untersu- 

chung von 1999 deutlich zurückgegangen. Auch die antisemitischen Vor- 

rteile haben 2001 deutlich abgenommen. Der Anteil derer, die starke 

oder cher starke antisemitische Vorurteilehegen, ging auf 22 Prozent zu- 

rück, nst aber nach wie vor besorgniserregend. Die völlige Ablehnung 

antnsemitischer Vorurteile istauf 41 Prozent angestiegen. 

Die Verharmlosung, Leugnung bzw. Rechtfertigung der deutschen Ver- 

brechen an den europäischen Juden bilden cnnen Komplex, der als 

Verantwortungsabwehr bezeichnet wird. 2001 war die Verantwortungs- 
abwehr nur noch bei drei Prozent der Befragten stark und ben weiteren 

18 Prozentcher stark ausgeprägt. Immerhin schon 40 Prozent bekannten 

snch vorbehaltlos zur hnstornschen Verantwortung der Deutschen. 
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Das IFK kam zu dem ermutigenden Schluss, dass dne in unterschiedln- 

chem Maße rückläufigen Entwicklungen als erste rfolgenrn Kampfge 

gen der. politischen Extremismus und Ausländerfeindlichkeit gedeutet. 

werdenkönnen, sie gäben aber keinen Anlass zur Entwarnung. 

Weniger erfreuliche Ergebnisse zeigt die aktuelle IFK-Studie bezüglich 

der Jugendgewalt. Sie befindet snch nach wne vorauf hohem Niveau. Der 

Rückgang, derbns 1999 zu verzeichnen war, nst zum Stillstand gekommen. 

2001 bekundeten drei Prozent enne hohe Gewaltakzeptanz, undetwacnn 

Dnitel istbereit, eigene Interessen mnt Gewalt durchzusetzen. Immerhin 

mehr als enn Drittel Ichnt Gewalt strikt ab. Der stärkste Einfluss auf das 

Gewalthandeln ging von rechtsextremen Einstellungsmustern aus. 

Die Verteilung der Jugendgewalt ähnelt der derrechtsextremen undaus- 

länderfeindlichen Einstellungen. Die männlichen Jugendlichen weisen. 

wentaus höhere Werte an Gewaltakzeptanz, -bereitschaft und -handeln 

aufalsdie weiblichen Die Gewalttätigkeit an Schulen scheint snchinden 

unteren Klassenstufen auszubreiten, während sie nn den höheren rück- 

aufge. 

Globalisierung — neues Thema für Extremisten 

Anschluss.an dieAnti-Globalisierungs-Bewegung 

gesucht 

Globalisierung ist für Extremisten ein neues Reizwort. Rechtsextremisten 

verstehen sich nahezu einhellig als Globalnsnerungsgegner Als Natnona- 

listen und Fremdenfeinde sowie aus ihrer antiamerikannschen Haltung 

heraus müssen sne zwangsläufig die Globalisierung verteufeln, beman- 

chen vonihnen kommt der antikapntalnstische Protest als weiterer Impuls 

hnnzu. Einige ihrer Ideologen schen zudem die strategische Chance, dass 

das rechtsextremistische Lager durch einen Anschluss an die snch for- 

mierende internationale Antn-Globalnsnerungs-Bewegung aus dem welt- 

anschaulichen Abseits ausbrechen könne In der Tat berühren sich rechts- 

und linksextremistische Positionen in der Ablehnung der Globalnsierung 

ähnlich wne m “Antiamerikannsmus” und nm “Antikapitalnsmus” 

Linksextremisten Ichnen nn aller Regel jedoch Bündnisse mit Rechtsex- 

{remisten entschieden ab. Viel eher kooperieren sne mit demokratischen 

Gruppen so auch nn der Antn-Globalnsierungs-Bewegung, In ihr spielen 

Linksextremisten eine gewichtige Rolle. 
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Selbstverständlich wnrdmit dieser Feststellung die Antn-Globalnsierungs- 
Bewegung als solche noch keineswegs hmreichend charakterisiert Denn 

sne umfasst enn breites Spektrum verschiedenster Organisationen und 

Inntativen, von denen nur nnige als linksextremistisch oder Iinksextremi- 

tisch beeinflusst gelten können. Die meisten der gegen dne Globalisierung 

Protestierenden verfolgen keine verfassungsfeindlichen Bestrebungen 
Aber die extremistische Minderheit nn dieser Bewegung nst gleichwohl 

beachtlich. Sie wnrd zusätzlich dadurch aufgewertet, dass demokratische 

Globalnsterungskritikersich häufig nicht klar von den Zielen und Metho- 
den der Extremisten abgrenzen und diesen damit gewollt oder ungewollt 

neue Handlungs- und Bündnisoptionen eröffnen. 

Für die Linksexremisten ist das Thema “Globalisierung” - garnz ebenso 

wie ihre übrigen Aktnonsthemen -nurcnn konkreter Anlass undzugleich 

das Instrument fürnhr Bemühen, eine grundstürzende Änderung der Ver- 
fassungsordnung und der gesellschaftlichen Verhältnisse zu erreichen. 

Hierfür eignet sich dieses Thema schon deshalb besonders gut, wenl an 

ihm die revolutionäre Kapitalnsmuskntik ansetzen kann. 

Seit der Tagung der Welthandelsorgannsation (WTO) Ende 1999 in Se- 

le begleitet dne Gipfeltreffen von Politikern bzw Wirtschafis- und Finanz- 

strategen enne bunte internationale Protestkarawane reisender Globali- 

sierungsgegner. Angeführt wnrdsne von den nnterationalen Netzwerken 

"Globale Astnon der Völker” (“Peoples Global Action”/PGA) und “Verer- 

nigung zur Besteuerung von Fnanztransaktnonen im Interesse der Rür- 

gerinnen und Bürger” (“Association pour Ia taxation des transactions. 

financieres pour Tarde des eitoyennes et cntoyens"/ATTAC) 

Europäischer Koordinator innerhalb der anarcho-sozialrevolntionären. 

PGA war im Jahr 2001 die ualienische Gruppierung “Esreicht!”("YaBa- 

tal”), die auch als "Bewegung der weißen Overalls” (*Movimento delle 

ute branche”) auftritt Sie wnrd von der italienischen "Parten der Kommu- 

nistischen Wiedergründung” (“Partto della Rifondazione Comunista”) 

massny unterstützt und hält Verbindungen zu trotzkistischen und ande- 

ren revolutionär-marsnstischen Strukturen. Während diese aber stärker 

auf traditionelle Formen des Protests setzen, bevorzugt "Ya Basta!” dne 

Methode, bei Gnpfelereignissen durch massenhaften Einsatz von Kadern. 

mit einfacher körperlicher Gewalt gegen Polzeiketten vorzugehen. 

In Deutschiand konnte die PGA zwar Sympathien im autonomen Spek- 

{rum gewinnen, snch aber bislang nncht mnt eigenen Orgenssationsstruk- 
turen etablieren. 
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Das 1998 nn Frankreich gegründete, ursprünglich von Trotzknsten nntner- 
te Netzwerk ATTAC hat nnder Bewegung der Globalisterungskritiker das 

stärkste Gewicht Es nst lose geknüpft aus lokalen Gruppen und kommt 

ohne eine theoretische Basns oder ein Grundsatzdokumentaus, Die Haupt- 

Forderung von ATTAC läuft, wne der Organnsationsname besagt, auf die 

Einführung enner internationalen Finanzsteuer (Tobin-Steuer) hnnaus. 
Durch sie erhofft man snch eine Eindämmung unkontrollierter Kapntal- 

ströme und damit eine gewisse Regulierung der nternationalen Märkte 

und Wirtschaftsverflechtungen. 

Am 17/18 November 2000 nefen rund 100 Initativgruppenin Frankfurt 

am Main einen deutschen ATTAC-Ableger nns Leben. Ben nhm arbeiten 

nichtesremistische, Inksextremistisch beeinflusste und linksextremisti- 

sche Organisationen mit 

Bestimmenden Einfluss sucht e trotzkistische Vereinigung “Linksruck” 

zugewinnen. Teile von ihr wollen sogar, dasssich “Linksruck” nnATTAC 

hinein zuflöse, um dieses Netzwerk von nnnen heraus nn enne revolutio- 
näre Organisation umzuwandeln. Die ebenfalls trotzknstische Gruppe 

“Sozialistische Alternative Voran” (SAV) nst sogar geschlossen ATTAC 

beigetreten (vgl 5. 162) 

Das ATTAC-Bündnis in seiner heutigen Zusammensetzung lässt sich 

allerdings nicht wnderstandslos von Trotzknsten und anderen Linksexire- 
misten nnstrumentalnsneren. Es duldet aber nn seinen Strukturen immerhin 

mulitante autonome Globalnsnerungsgegner Ansonsten snnd Autonome 

auch ben der PGA eingebunden. 

Selbst traditionelle kommunnstische Parteien Iiebäugeln mit der Antn- 

Globalnsnerungs-Bewegung. Sne schen die Chance, hier ihrer dogmatn- 

schen Kritik an der kapntalstischen Wirtschaftsordnung größeren Wi- 

derhall zu verschaffen. 

Ausschreitungen billigend in Kauf genommen 

Viele Globalisierungsgegner, die sich bei PGA oder ATTAC engagieren, 

onentieren sich bevorzugt an der anarchnstisch gefärbten Protestform 

des “rnct” (“Aufruhr”) Da diese auch Gewalt gegen Sachen einschließt, 
ist sne für miltante Autonome nnteressant. Sne reisen mt der Absicht, 

Krawall zu schlagen, zu den Veranstaltungen, gegen die sich dne über- 

wnegend friedlichen Proteste der abrngen Globalnsierungsgegner richten. 

Die gewalttätigen Ausschreitungen, die enge Gipfeltreffen m Jahr 2001 

begleiteten, ergaben sich keineswegs spontan, sondern waren vorberei- 
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tet und wurden bewusst inszeniert. Sie konzentrierten sich auf einige 

wenige Veranstaltungen die zuvor nach Zweckmäßigkeitsgesichts- 

punkten ausgewählt worden waren. 

Anden mnlitanten Aktionen anlässlich des EU-Gnpfelsam 15.und 16 Juni 

m schwedischen Göteborg beteiligten snch etwa 1.000 Gewalltäter aus 

verschiedenen Ländern - enne beachtliche Minderheit unter den 

30.000 Personen, dne sich zu Protestveranstältungen eingefurden hat- 

ten. Sne heferten snch am 15 Junn erbitterte Straßenschlachten mit der 

Polnzen (vgl. 5.139). Die abschließende Großdemonstration am 16, Juni 

verlief hingegen weitgehend störungsiren. 

Das G 8-Treffen vom 20. bns 22. Juli nn Genua wurde von schwersten 

Ausschreitungen überschattet. Mehrere Hundert Gewalttäter gnfien wahl- 

los Polizeibeamte, Banken, Geschäfte und Tankstellenan, Müllcontainer 

und Autos wurden nn Brand gesetzt. Ihr Eindringen in den unmittelbaren 

Sncherheitsbereich des Tagungsortes konnte verhindert werden. Betei- 

ligt an den Ausschreitungen waren auch 400 milntante Demonstranten 

aus Deutschland, die trotzkurzfrisig eingeschränkter Reisemöglichkeiten 

nach Genua gelangt waren. Ben den Auseinandersetzungen mi Sncher- 

hentskräften gabes zahlreiche Verletzte, enn italienischer Miltanter wurde 

von der Polizei n einer mutmaßlichen Notwehrsituation erschossen. Sein 

Tod löste z T unfnedliche Protestaktionen auch nn Deutschland aus, 

Ausschreitungen gab es auch am Rande des EU-Gipfels vom 13 bis 

15. Dezember Laeken (bei Brüssel). Ben einer Demonstrationam 14. De- 

zember warfen Gewalttäter aus einem “Schwarzen Block” heraus Steine 

auf Banken, Geschäfte und enne Polnzeidienststelle Einen Tag darauf 

suchten Milntante nach enner von Anarchisten organnsnerten Demonstra- 

ton die Auseinandersetzung mnt der Pohzen 

Die Gewalttaten von Göteborg und Genua werden nicht vonallen Links- 

extremisten als Erfolg verbucht. Zwar habe man durch sie an öffentlicher 

Aufmerksamkeit gewonnen, die den eigenen Anliegen zugute köme, aber 

die Fernsehbilder ungehemmter Ausschreitungen schrecke nicht nur 

wiederum die breite Öffentlichkeit ab, sondern auch viele der eigenen 

Anhänger, dne alsReaktion enne Zunahme der Repression fürchteten. Ben 

Diskussionen im Internet mehrten snch Stimmen, die “hnmlose Militanz” 

-eine Milntanz, die snch ungezielt und blind äußere und nur noch Selbst- 

zweck sen - kritisierten. Inhalte würden durch sne nncht vermittelt 

Gleichwohl hat snch ATTAC bisher nur halbherzig von den Gewalttaten 

beiden Gipfeltreffen distanziert 
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Diskussion um Gewalt 

Die Frage der Gewalt beschäftigt nach den Erfahrungen von Genua gera- 

deauch die Autonomen neuerlich. Einige von nhnen = offenbaraus Ber- 

lin - habenmit Thesen zur “politischen Gewalt” eine internationale Dis- 

kussion über "lnnksradikale Politik- und Aktionsformen” anstoßen wol- 

en. Sne formulierten enn “mnlntant mannfesto”, das im Berliner Szeneblatt 

INTERIM" (Nr 538 vom 15 November) veröffentlicht wurde. 

Als ihr Ziel bezeichnen die Autoren, dass die Herrschaft von Menschen 

über Menschen beendet werde Dazu bedürfe es letztlich einerrevolutio- 

nären Umgestaltung der Gesellschaft. Selbstbestimmte, überregional mit- 

einander vernetzte Basisgruppen könnten aber schon jetzt befreiende 

Prozesse ben den Einzelnen undnn der Gesellschaft nn Gang setzen. 

Unmissverständlich erklären die Autoren 

“Zu unseren Aktionsformen gehört auch die Anwendung politischer 

Gewalt. ( Politische Gewalt nst nicht ndifferent, Sie schließt eine 

Vielzahl von Möglichkeiten ein, vom aktnven zivilen Ungehorsam bis 

zubewaffneten Aktionen. ( ) Die Anwendung poltischer Gewalt be- 

deutet (.) die Übernahme enner hohen Verantwortung für sich selbst 

wne für andere. Sie darf nieterronstisch, d.h. gegen Unbeteiligte ge- 

richtet sein. Unbeteiligte snnd für uns aber nicht diejenigen, die das 

Herrschaftssystem gewaltsam verteidigen, als Polnzisten, Poliiker oder 
Militärungehörge, ebensowenig diejemgen, die die Herrschatsstruk- 

{uren noch verschärfen wollen, als Faschisten, Rassnsten, Sexisten, 

und letztlich auch nicht die “oberen Zehntausend' ” 

Das “militent mannfesto” nst enn Beleg dafür, dass Teile der autonomen 

Szene die Abgrenzung zwischen “Gewalt gegen Sachen” und "Gewalt 

gegen Personen” - die im “antifaschistischen Kampf” allerdings von 

‚jeher kaum beachtet wurde - auch ansonsten aufweichen. An ihre Stelle, 

{rntt eine Unterscheidung zwischen der extensiv ausgelegten “Gewalt 

gegen Beteiligte”, die für legitim erachtet wnrd, und der “Gewalt gegen. 

Unbeteigte”, die zu vermeidensen. Daben wnrdder Begniff der terroristi- 

schen Aktnon” umgewertet. Nach dem Verständnis des “manifesto” wä- 

ren beispielsweise Anschläge gegen Politiker, Milttärs oder Wirtschafts- 

führernich:alsterronistisch zu qualifizieren. 

Aufs Ganze gesehen lendet die autonome Szene, verglichenmitfrüheren 

‚Jahren, an Motivationsverlusten und Mobilnsierungsschwäche. Ob eine 

Gewaltdnskussion, die gezielte terronistische Aktionen zur Anwendung 

freigibt, ihrneue Impulse zu verleihen vermag, bleibtabzuwarten. 
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EXTREMISTISCH MOTIVIERTE GEWALT 

Die Statistik der einschlägigen Straftaten, insbesondere dieder Gewalt- 

taten, ist ein wichtiger Indikator für den aktuellen Entwicklungsstand| 

(des Extremismus, 

[Zwar führen Extremisten ihren Kampf gegen die freiheitliche demokrati- 
[sche Grandordnung keineswegs immermit gesetzwidrigen Aktionen und 

Imit Gewalt, sondern zum Teil auch unter exzessiver Ausschöpfung der 

legalen Möglichkeiten, die das Recht auf freie Meinungsäußerung bie- 
tet. Sie nutzen die Gestaltungsspielräume, die das Grundgesetz allen 

|Bürgen eröffnet, mit dem Ziel, eben diese grundgesetzliche Ordnung in 

wesentlichen Bestandteilen oder gänzlich abzuschaffen, sobald sie selbst] 
jan die Schaltstellen der Macht gelangt sind. Bestrebungen gegen die 

[reiheitliche demokratische Grundordnung, zu deren Beobachtung die 

|Verfassungsschutzbehörden gesetzlich verpflichtet sind (> Verfassungs- 
schutz), liegen also bereits dann vor, wenn Personengruppen zielgerich- 

tet gegen die obersten Wertprinzipien der freiheitlichen demokratischen 

(Grundordnung kämpfen oder aber auswärtige Belange der Bundesrepu- 

blik gefährden, ohne dadurch straffällig zu werden. Auch solche nicht 

\verbotesen Aktivitäten müssen als extremistisch bewertet werden ($Ex- 

remismus) 

[Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung rei- 

[chen also weit über die extremistisch motivierten Straftaten hinaus bzw. 

\manifestieren sich auch schon im Vorfeld strafbarer Handlungen. Sobald 

sie sich aber in Rechtsverstößen niederschlagen, werden sie zu einem 

[Fall für die Strafjustiz. 

Erfassung extremistisch motivierter Straftaten 

[Die Verfassungsschutzbehörde Brandenburg führt keine eigene] 

Straftatenstatistik, sondern stützt sich in ihren Veröffentlichungen - so 

Jauch in der vorliegenden - auf die entsprechenden Aufstellungen des 

[Landeskriminalamtes Brandenburg zu einschlägigen Delikten in Branden- 

burg. Soweit entsprechende Zahlen für die gesamte Bundesrepublik und 

(die einzelnen Bundesländer geboten werden, gehen sie auf Statistiken 

[des Bundeskriminalamtes (BKA) in der durch das Bundesministerium 

[des Innern (BMI) autorisierten Fassung zurück 
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Sent Beginn des Jahres 2001 wenden die Polnzeibehörden bei der Erfas- 

sung von Snraftaten, he hier zu betrachten sind. cnn völlig neues Vorfah- 

renan. Mitihm wollen sie u. a. erreichen, dassan die Stelle burdes-und 

landesspez.fischer Eigenheiten ben der Klassifizierung und Bewertung 
von Straflaten verbindlich abgestimmte und einheitlich angewandte Kri- 

terien treten. 

Das neue Erfassungssystem bezieht snch auf politisch motivierte Krimn- 

nalntät”. Unter diese Kategorie fallen drei große Fallgruppen. 

= Straftaten, für dnekeine explnznte poltnsche Motnvation festgestellt 

werden kann, die aber gleichwohl als so genannte Staaisschutz- 

delikte gelten (zumeist Propagandastraftabestände, z.B. solche 

Hakenkreuzschmierereien, bei denen dne Täter und deren Motnva- 

üonnicht zu ermitteln sind) 

= Straftaten, denen enne polntische Motnyatnon zu Grunde liegt, die 

sichaber gleichwohl nicht gegen die freiheitliche demokratische, 

Grundordnung rnchten und deshalb nicht als extremistisch motn- 
viert zu betrachten snnd 

= extremistischmotivierte Straftaten, 

Quer zu dieser Kategorisierung verläuft die Unterscheidung in 

= Gewaltdelikte (mit der Untermenge terronstische Straftaten) und 

Straftaten ohne Gewaltanwendung 

sowie nach 

= Themenfelder wie Hasskriminalität (darunter allen u. a. fremden- 

feinälich und antnsemitisch motivierte Straftaten) 

= Phänomenbereichen (mit der Unterkategorie “links”, die Bezüge 

zum Anarchnsmus oder zum Kommunismus umfasst, der Unter- 

kategorie “rechts”, diebei Bezügen u. a zum Rassismus, Sozial- 

darwinsmus und Nationalsozualismus erfüllt st, und der Unter- 

kategorie “politisch motvierte Ausländerkrnmmalät”) 

Dieses breit aufgefächerte Erfassungssystem — von dem hner lediglich 

einige Kempunkte dargestellt sind - nstmit der statistischen Zählweise 

früherer Jahre nncht vergleichbar Deshalb wird nn den hier am Schluss. 

dheses Unterkapntels abgedruckten Tabellen auf Vergleichszahlen aus 

den Vorjahren verzichtet 

Da das koraplizierte Erfassungsverfähren jetzt erstmalig erprobt wnrd, 

lagen ben Redaktionsschluss dieses Berichts die entsprechenden Zahlen 
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für die Bundesrepublik (Gesamtsummen und Aufschlüsselung auf Bun- 
desländer), Are das AKA zusammenstellt und das BMI zur Veröffentt 

(chung fregibt, noch nicht vor 

Im Jahr 2001 wurden nach dem neuen Meldedienst in Brandenburg. 

2062 Fälle erfasst 

Davon waren 

= 1082 Straftaten nicht eindeutig zuzuordnen (davon 1076 Pro- 

pagandadelikte ohne explnznte politische Motnvatnon) 

= 583 Straftaten mt politischer, nncht Jedoch mit extremistischer 

Motiyatnon (davon 551 dem Bereich “politisch rechts”, 31 dem 

Bereich “politisch lnnks” und einer dem Bereich “politisch moti- 

vierte Ausländerkrimmalität” zuzuordnen) 

= 397 Straftaten extremistisch motwviert (davon 356 rechtsexiremi- 

stisch motviert, 38 Innksextremistisch motnert und drei von Aus- 

inden mitextremistischer Motnvation begangen) 

Zuden 2062 erfassten Fällen gehören 108 Gewaltdelikte. 

Davon waren. 

= 22 Gewalttaten politisch, aber nicht extremistisch motnvnert (da- 

von 20dem Bereich “politisch rechts” und zwen dem Bereich "po- 

isch Innks” zuzuordnen) 

- 86Gewaltiaten extremistisch motiviert (davon 67 rechtsextremi- 

tisch motiviert und 19 Innksextremistisch motiviert). 

Die extremistisch motivierten Straftaten sind in den Übersichten am Ende 
dieses Unterkapntels weiter aufgeschlüsselt. 

Im Folgenden wnrd - entsprechend dem gesetzlich enngegrenzten 

Beobachtungsaufirag der Verfassungsschutzbehörden - nur auf die ex- 

remistisch molnvierten Straftaten, insbesondere dne extremistisch moti- 

vierten Gewalttaten eingegangen. 

Die Auswahl der hier näher beschriebenen Fälle bezieht sich zwar vor- 

nehmlich auf die untenangegebenen Szeneschwerpunkte (siche 3 64 ff 

und 139 f), ähnliche Delikte wurden häufig aber auch ananderen Orten 

nn Brandenburg begangen. 
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Rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten 

Gewaltenthemmt, lasst sich kaum kontrollieren und zieht weitere Gewalt- 

\atennach sich Es kommt vor, dass Cliquen rechtsextremistischer Schlä- 

[ger unter Alkoholeinfluss wahllos auf ihre Mitmenschen einschlagen. 

|Dabei wifit es nicht nur Menschen, die nicht in ihr enges Weltbild pas- 

|sen, sondem potenziell jedermann. Eines äußeren Anlasses - und sei es] 

nur eines Wortgefechtes — bedarf es dazu nicht. Es genügt, dass die 

äußere Erscheinung einer Person alsandersartig, ls fremd oderals nicht 

|zureigenen Subkultur gehörig empfunden wird Ist die Enthemmung ein- 

|mal weit genug fortgeschritten, kann auch ein bIoß zufällig Anwresender| 

|Zielscheibe eines Angriffs werden. 

|Das Opfersteht der Gruppe oft allein, wehr- undhilflos gegenüber. Selbst 

|wenn es jünger und schwächer ist, kennen die Täter keine Zurückhal- 

ung. Obwohl sie doch ohnehin inder Überzahl sind, fühlen sie sich beim 
Schlagen stark, mächtig undüberlegen. Mit diesem Gruppengefähl kom- 

|pensieren die einzelnen Täter nicht selten persönliche Defizite 

|Gruppenzwang und Konformitätsdruck sorgen dafür, dass keinerder Täter! 
Jaus der Reihe schert und dass durch gegenseitiges Aufschaukeln das 

[Geschehen unberechenbar eskalieren kann. 

[Gewalttaten dieser Art geschehen oft ganz unvermittelt, aus einem plötz- 

lichen Impulsheraus. Deshalb sind sie kaum vorhersehbar undin Einzel- 
nen zu verhindern. Gegen sic hilf insoweit nur eine allgemeine, gleich- 

|wohl gezielte Prävention. Denn die Cliquen, die zu solchen Taten dispo- 

niert sind, können von den Sicherheitsbehörden sehr wohl identifiziert 

[werden, 

Erschreckende Täterkarrieren 

Nicht selten snnd rechtsextremistisch motivierte Schläger bereits mnt 

allgemeinkrimmellen Taten oder Staatsschutzdelikten aktenkundig, Mit- 

unter nstberihnen, wne der folgende Fall beispielhalber belegt, die Gewalt- 

hemmung bereits so nnedrig, dass sne auf der Suche nach nmmer neuen 

Opfern randalnerend durch die Straße zichen. 

Am 3. Januar zogen mehrere Sknnheads angetrunken durch Cottbus, An 

einer Staßenbahnhaltestelle belxdigte einer von ihnen enner ibanesi- 

schen Asylbewerber “Scheiß Kanake! Verpiss dich!” und versetzte ihm 

einen Fausthieb ns Gesicht. In der Straßentshn grölten sie: "Steg Henl 

Wieder usgestegen, raten und schlugen sie mehrere Passanten, darun- 
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ter zwer ukramnische Aussiedler Dabei riefen sne “Scheiß Russe! Scheiß 
‚Ande!”, Vier der Opfer mussten sich ins Krankenhaus begeben. 

Sämtliche Täter waren gerichtsbekannt, drei von ihnen für Statsschutz- 

delikte. Gegen cnnen bestand en Vollstreckungshaftbefehl wegen ennes. 

Raubdeliktes. Das Amtsgencht Cottbus verhängte Strafen von neun 

"Monaten Jugendstrafe und zwen Jahre auf Bewährung. Ein Angeklagter 

wurde freigesprochen. 

Wissenschaftliche Umfragen belegen, dass auch schon Knnder mnt frem- 

denfeinälichen Vorurteilen infiziert werden. Auch wenn sie oftnurmach- 

plappern, was sie von Älteren gehört haben, so nst die Gefähr, dass snch 
solche Denkmuster verfestigen, nich! gering zu schätzen, 

Ein Beigpiel 

Einaus Indien stammendes Paar undihr inf Jahre altes Knnd wurden am 
3. Mai nnGreuflenberg (Landkreis Uckermark) mit Parole wie "Türken- 

fotze, Ausländersau, raus aus Deutschland, verpiss dich, Hammelficker, 

‚Türkenficker!” beschimpft und belerdigt. Die Täter waren sechs Mid“ 

hen und zwei Jungen m Alter zwischen zehn und 14 Jahren. 

Die verbale Aggression, zu der Kinder wne diese fihig snnd, kann ben 

ihnen wenige Jahre später schon nn tatsächliche Gewalt umschlagen, 

wenn nicht aufsie massiv mit erzieherischen Mitteln eingewirkt wird 

Ben manch enner schweren Straftat ist nncht von vomherein offensicht- 
lich, obsne nun rechtsextremistisch oder allgemeinkrimnell motviert war. 

Selbst wenn die Täter als Rechtsextremisten bekannt snndbzw. dasOpfer 

den menschenverachtenden Vorstellungen der Rechtsextremisten vom 

“unwerten Leben” zu entsprechen scheint, bestätigt sich nicht immer die 

auf den ersten Blick wahrscheinliche- Annahme, dass das Gewaltver- 

brecher aus extremistischer Motvatnon begangen wurde. Oft nstdie Be- 

wertung einer Tat auch je nach politischem Standpunkt kontrovers; selbst 

der Vorwurf bleibt nncht aus, dass die Behörden ihre Statstiken durch 

Beschönigen oder Vertuschen aufbessemn wollten In solchen strittigen 

Fällen bringt manchmal erst der Gerichtsprozess die erwünschte Klä- 

rung, manchmal aber auch schon die Feststellung der Ermittlungsbehör- 

den, von welchen Motiven sich die Täter wirklich lnten Ieffen. Hierser 

en, wegen ihrer Brutalität und ihrer schrecklichen Folgen, zwen Fälle er- 

wähnt, bei denen jeweils enn Mensch zu Tode oder fast zu Tode kam 

Zwar hat sich die Annahme eines rechtsextremistischen Tathnntergrundes 

nicht bzw. bisher nicht bestätgt; doch hat snch dies erst ben näherer 

Prüfung herausgestellt 
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Fünfrechtsextremistische Skinheads quälten am 16 Januar in Bernauihr 
2-ühnges Opferstundenlang brutalmnt Schlägenund Tntten.Der junge 
Mar wurde gezwungen, snch auszuznchen; dann wurde er mnt Benznn 

überzossen undangezündet. Trotz schwerster Verbrennungen ist er dank. 

Arzilicher Kunst aus dem Koma erwacht und hat überlebt. 

Die enfängliche Vermutung, dass die Gewalttatrechtsextremistsch mot 

Viertser, wurde nm Zuge des Verfahrens rucht bestätigt. Das Opfer wurde 
von den Tätern fälschlich bezichtigt, sieineiner anderen Sache angezeigt 
zuhaben, und deshalb durch grausame Quälereien “abgestrafl” Der be- 
absnchtigte Mord sollte die vorangegangene Folter vertuschen. Es handel- 

teschalso um einen versuchten Verdeckungsmord ohne extremustischen 

Hintergrund. Die Täter wurden zu Hafltrafen von sieben bns 15 Jahren 
verurteilt; die Urteile sind noch nncht sämtlich rechtskräftig. 

Mit dem Ziel, einen “Penner” aus seinem Domizil zu vertreiben, quälten 

fünf 17- bis 22-Jährnge Männer am 9 Augustin Dahlevatz (Landkreis 

Teltow-Fläming) cnnen 6l-jähngen Obdachlosen. Etwa ine halbe Stunde 

prügelten und raten sne auf ihr Opfer ein, drückten enne Zigarette auf“ 
seinem Gesicht aus und versengten ihm die Barthuare, enner versuchte 

ihm snnen Stocknn den After zu schieben. Dann schleppten neihr Opfer 

in ern Gebüsch, wo es hilflos verstarb. Dann machten snchdie Täterauf, 

noch einen weiteren “Sufli aufzuklatschen”, doch der wurde nncht allenn 

angetroffen. 

Die Tatverdächtigen konnten bald ermutelt werden, vr von ihnen wur- 
de wegen Mordes, dem Jugendlichen wegen Totschlags dor Prozeas ge-, 

macht. Unzweifelhafnst, dass die Täter ihr Opfer wegen seiner Lebens- 

weise verachteten und es vertreiben wollten. Die Rnchter ordneten der 

Tatkennenrechtsextremistischen Hintergrund zu, werteten se allerdings 

als poltisch motviert. Sie verhängten Haflstrafen zwischen sieben und 

13 Jahren; der Jugendliche erhielt fünf Jahre Jugendhaft 

Fremdenfeindliche Ausschreitungen 

Ben Brandanschlägen wnrd mutunter bilhigend nn Kauf genommen, dass 
Menschen umkommen könnten. Zu den bevorzugten Zielen von Brand- 

anschlägen zählen Döner-Imbissstände. Sne werden von Rechtsextrem- 

sten als “undeutsch” wahrgenommen. Ihren Betreibern wnrd der unter- 

nehmerische Erfolg geneidet Durch das “Abfackeln" sollnhnendte wirt- 

schaftliche Exnstenzerundlage entzogen werden. Die Motivation nm fol- 

genden Fall nstnoch nicht ganz klar: 



Politischer Extremusumus- Überblick 

Der türkische Besitzer eines Döner-Imbissstandes nn DaHewtz (Land- 
kreis Teltow-Fläming) stellte am 31 Januar fest, dass ein Fensterseines 
Wagens eingeworfen worden war Im Innern lag cnne präperierte Bierila- 

sche, Der Brandsatz war vermutlich beim Aufschlag auf dem Fußboden 

erloschen. 

Mittlerweile sind enn 17-undenn 22-ähnger Tatverdichtiger angeklagt, 

gemeinschafllich versucht zu haben, cnn fremdes Gebäude nn Brand zu 
setzen. In welcher Maße ihr Handeln fremdenfeindlich motiviert war, 

wardmöglicherweise nm Hauptverfahren zu Tage kommen. 

Inennern anderen Fall ergibt sich hingegen aus dem Ablaufdes Gesche- 

hens, von welcher Absicht die Täter geleitet waren, derangechohte Brand- 
anschlag konnte aber noch verhindert werden. 

Am29 August lieferten snch etwa zwanzng Personen deutscher und tür-, 

knscher Natnonaltät vor einem Imbsstand nn Potsdam enne ttlnche Aus- 

sinandersetzung. Die Deutschen nefen remdenfeindliche Parolen wie; 
“Ausländer raus! Türken raus! Scheuß Türken! Kanaken! Was suchen die 

denn hner? Haut ab! Wir stecken den Dönerstandn Brand” und bewarfen 
üe Türken mut Steien und Flaschen. Die Polizei tafein, bevorgrößerer 

Schaden angerichtet wurde. 

Das folgende Beispiel zig, dass rassistische Schläger garkeinen Anlass 

brauchen, um Frust und Aggressionen an anderen Menschen auszulas- 

‚sen. Als “Feind” gnlt ihnen bereits, wer enne andere Hautfarbe hat. 

Ein Laberianer wurde am 21_ Aust un cinsr Buhultetelsn Frankfurt 

(Oder) grundlos angegnflen Als ihn ein alkohalnsierter 19-Jhrger er- 

Bickte, löste er ich aus einer dreiköpfigen Gruppe, wechselte die Stra- 

Benseite und ersetzte seinem Opfer umvermittelt einen Faustschlag nns 

Gesicht. Seine den Begleiter versuchten, mäßigend aufihn enzuscr- 
ken. Ein vorbeikommender Jusizbearter unterband weitere Gewaltaten 

Über den Täter lagen bereits Staasschutzerkenntnise ver. 

Oft genug fühlen snch Opfer von Gewalttaten von vermeintich unbeter 

Tngten Zuschauern im Stich gelassen. Daben istnicht immer nur Gleichgül- 

tigkeit nm Spiel. Denn jemehr Personen das Geschehen beobachten, de- 

sto weniger fühltsnch der Einzelne dazu berufen, die Intiative zuergre- 

fen unddem Opfer berzuspringen bzw Hilfe herbeizuholen- er verlässt 

sich auf die vielen Anderen. Doch wenn jeder so denkt, bleibt das Opfer 

ohne Unterstützung, und der Täter glaubt snch am Ende gar von der 

anonymen Masse bestätigt. Es geht jedoch auch anders — das zeigt 

dieser Fall 
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Hass gegen “Linke” und "Verräter" 

Auseinandersetzungen zwischen rechts- und lnnksextremistisch ornen- 

werten Cliquen schlagen in der Straftatenstatistik deutlich zu Buche. 

Ausgelöst werden sie oft dadurch, dass bestimmte Cliquen miteinander 

um die Dominanz nn Jugendeinrichtungen und Stadtteilen ringen. Der- 

artige Konflikte können sich über längere Zeit allmählich verschärfen 

und dann plötzlich gewaltsam eskalieren. Manchmal werden Massen- 

schlägereien geplant herbeigeführt, manchmal einzelne Angehöriger der 

‚eweiligen Gegenszene zufällig entdeckt und dann gejagt, zusammenge- 

schlagen oder «getreten. Autos dnenen zuweilen als Jagdnnstrument. 

Rechtsextremsten Dlockiertenam8 Augustin Rathenow matihren PKWs 
den Gehsteig, um zwei Angehöngen derlinksextremistischen Szene den 

Wegabzuschneiden Alsdie beiden he Straßenseite wechselten, suegen 

drei Wageninsassen aus, verfolgten die Flüchtigen und dreschen auf sie. 
in. Eines der Opfer erhtt schwere Schädelverletzungen und musste ns 

Krankenhaus eingehefert werden. 

Die Pohzei stellte fünf Tatverdächtge im Alter von 15 bns20 Jahren fest, 

die bereits durch einschlägige Strofaten bekannt waren. 

Es kommt vor, dass die durch eine Übermacht eingeschüchierten Ange- 
hörigen der Gegenszene vor die Wahl gestellt werden, snch von nhrer 

Überzeugung zu distanzieren, bevor sne mit Schlägen und Tritten trak- 

tiert werden, 

Vier Jugendliche, vondenen einer den Aufnäher “Antnskun” tg, wurden. 

am 17 November aufdem Bahnhofsvorplatzvon Köngs Wusterhausen 

von zwen Unbekannten angepöbelt. Sie fragten den 1S-jüängen Träger 

des Aufnäbers, ober zudessen Aussage stehe. Dann schlugen und raten 
seihn. Eskamen noch zwei weitere Schläger hnnzu, die ebenfalls uf das. 

Opfer undeinen weiteren Jugendlichen enndroschen. Zweier Täter ol- 

en daben “Sieg Heil” und den Sknnheadruf“On, 0i"gegrölthaben, bevor 

sie sich entfernten. 

So leicht Jugendlichen der Einstieg nn die rechtsextremistische Szene 

gemacht wird, so schwer nst bisweilen der Ausstieg, Nicht nur, dass die 

Szenegänger ihre Clique, zuweilen ihr ganzes soziales Umfeic, zu verlas- 
sen haben - sie müssen auch Vergeltungsmafinahmen ihrer früheren 

Kameraden fürchten. Denn nn deren Augen snnd sne “Verräter”, an denen. 

man ein Exempel statuieren müsse Das Gedächtnis für "Verräter" nst 

mntunter recht lang. 
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Zwen Jugendliche, die bis vor zwei Jahren der rechtsexiremistischen Sze- 

ne in Rathenow angehört hatten. dann aber zur Hip-Hopper-Szene ge- 
wechselt waren, wurden am 3 März nach dem Besuch enner Diskothek. 

von rer rechtsextremistischen Jugendlichen aufgehalten. Während einer 

der Täter sein Opfer am Arm festiet, schlug ein zweiter ihr so heflig, 

insGesicht, dassesindie Knneging Schonam Boden legend, wurde der 
Hip-Hopper mnt Spnngerstefeln getreten. Als der zweite Jugendliche 

helfend eingreifen wollte, schlugen und traten sne ihn ebenfalls. Beide, 

wurden als Verräter beschimpft, weil sie aus der “rechten” Szene ausge- 

shegenseien. 

Die vier Tatverdächtigen um Alter von 16 bns 20 Jahren konnten ermittelt 

werden. 

Linksextremistisch motivierte Gewalttaten 

Gewalt, die von Linksexwremisten geubt wird, I in stärkerem Maße als] 

[die rechtsexiremistisch motivierte ideologisch begründet. Der militant 

Jaufgeladene “Antifaschismus” dehumanisiert den politischer: Gegner 

[und erklärtihn zum Freiwild. So sind die Opfer linksextremistisch moti- 

Vierter Gewaltaten, soweit diese sich gezielt gegen bestimmte Personen 

richten, überwiegend tatsächliche oder vermeintliche Rechtsextremisten 

[Manch gewaltbereitem Autonomen genügt - ebenso wie dem rechtsex- 
\remistischen Schläger - ein Blick auf das Äußere, um den “Feind” aus- 

[zumachen and ihn mit gutem Gewissen in seiner körperlichen Unver- 

Isehrtheit zu schädigen. Solche Attacken gelten als wohlverdierte Strafe 
für eine falsche Gesinnung und sollen abschrecken. 

[in überschaubaren $zenezusammenhängen geht der einzelnen Gewalttat 

oft eine Geschichte wechselseitiger Eskalation voraus. Hierbei können! 

sich auch auf linksextremistischer Seite kaum mehr kontrollierbare 

|Dynamikenentwickeln. In der Regel steht die linksextremistische Kollektiv- 

[gewalt der der Rechtsextremisten an Brutalität und Unfaimess kaum nach. 

“Rechte” ohne Anlass angegriffen 

‚Auch nm Jahr 2001 fehlte es nncht an Beispielen “antnfaschistischer” An-, 

grnffe auf Personen, denen eine “rechte” Gesinnung unterstellt wurde. 

Hierfür zwen Beispiele aus Eberswalde 
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‚Am 17 Apr entdeckten zwei Angehörige der nksextremistisch onnen- 
ierten Szene im Bahnhofeinen 20-jährigen Mann, derihnen als “rechts” 
bekannt war. Miteinem Handy nefen sie Verstärkung. Auseiner Gruppe 

von mehreren Personen wurde der “Rechte” geschlagen und getreten. 

Eine Stunde später wurde von derselben Gruppe ein 24-fihriger Mann 

vorseinem Hauseingang beläsugt, wel er ebenfllsem “Rechter” scn Auf 
seinem Kopf wurde eine Berflasche zertrümmert. Dann suchte die Gruppe 

das Waie. 

Einer der Täter, der geständig war, wurde wegen gemeinschaflich began- 
gener Körperverletzung verwamt und angewiesen, 50 Stunden sozislen. 

Hilfsdienst in einer gemeinnützigen Einrichtung zu erbungen. 

Am 5 August wurde enn 23-Jähriger von sechs bis acht Personen ange- 

gnifen, wenl se aufseinem Unterarm zwe tätowerte SS-Rnsnen entdeckt 
hatten. Erwurde verfolgt undzu Fa gebracht. Nochals erarn Boden lag, 

wurde er geschlagen, getreten und als “Scheiß Nazn” beschunpft. Der 
Geschädigte distanziert sich nach eigenen Angaben seit einnger Zeit von 

der “rechten” Szene 

Zwei weitere Fälle vergleichbarer Art wurdenausPerleberggemeldet 

Am 7 April wurde cn 40;jähriger Mann auf dem Bahrhof von zwei 

weichen Personen angesprochen und nn eine Diskussion verwickelt 
Wegen sennes kurzen Haarschrties wurde er als “Nazi” b:zeichnet und 

darüber haus mit dem Tod eines Punkers in Berl nn Verbindung ge- 

bracht Acht Personen der autonomen Szene Perlebergs kamen hunzuund 

schlugen sofort aufden Mann enn. Di beiden Frauen undzwen Männer 
bedrängten das Opfer noch auf der Fahrt von Perleberg nach Witen- 

berge, dabei wurde nhm cnn Ohnrnng aus dem linken Ohr genissen Er 

Wurde aufgefordert, Perleberg mit Frauund Knndazu verlassen, ansonsten 
werde erumgebracht 

Durch.den Bundesgrenzschutz wurde aufdem Bahnhof Wittenberge die 
Identität der Täter festgestellt. Das Amtsgericht Perleberg erleß Hanbe- 

fehl gogendkei Personen. 

Alsein 21-Jähriger am 1. Juli am Wartersum des Bahnhofs saß, sprach 
ihn, wenl er der “rechten” Szene zugeordnet wurde, nn Austonomer aus 

ner sieben. bis achiköpfigen Gruppe an: "Dich kennen wnr doch." Zwei 
Personen schlugen sogleich aufihn ein, während ie anderenihn fesihuel- 

fen. Nachdem nhm ein Knie nns Gesicht gestoßen wurde, konnte das 

Opferim einen Zug Rüchten. Eine Zugbeglatenn verhinderte den Versuch, 
eines der Angreifer, nhnaus dem Waggon zu zerren. 

Das Ermitlungsverfähren gogen die Tatverdächtigen wurde eingestellt 
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Extremistisch motivierte Straftaten in Branden- 

burg im Jahr 2001 — statistische Übersicht 

Rechtsextremistisch motivierte Straftaten 

im Jahresverlauf 

m Siraftuten = 356 
# a2 

U davon Gewalttaten = 67 

2 
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nach ausgewählten Themenfeldern* 

ist zu beachten, dass eine Straflat mehreren Themenfeldern zugeord- 
net werden kann. Dementsprechend wird sne in jedem zugeordneten 

Themenfeldaufgeführt 

Die vorgelegte Statistik beruht auf Zahlenangaben des Landeskuminal- 
amtes Brandenburg; die Verfassungsschutzabteilung des Minteriums 

des Innern des Landes Brandenburg führt kine eigene Strdtatenstaistik. 
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inksextremistisch motivierte Straftaten 

im Jahresverlauf 

sg ef & ee 

Die vorgelegte Statistik beruht auf Zahlenangaben des Landeskriminalarstes Bran- 

denburg; die Verfassungsschutzabteilung des Ministernums des Innern des Lan- 

des Brandenburg führt keine eigene Strafatenstatstik, 
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PERSONENPOTENZIALE 

Rechtsextremisten 

Die Verfassungsschutzbehörden stellten nm Jahr 2001 bundesweit 

49 700 Rechtsextremisten (2000. 50.900) fest. In Brandenburg umfasste 

dasrechtsextremistische Personenpotenzialetwa 1 370 Personen (2000: 

1.490), Mehrfachmitgliedschaften snnd jeweils abgerechnet. 

Die Zahl der subkulturell geprägten und sonstigen gewaltbereiten Rechts- 

extremisten stieg bundesweit auf etwa 10 400 (2000 9 700), von denen 

in überproportionaler Anteil im Osten Deutschlands lebt. In Branden- 

burg hingegen trat keine Zunihme ein. Hier sind diesem Spektrum gleich- 

bleibend, trotz hoher Fluktuation, etwa 600 Personen zuzurechnen. Nicht 

beziffert werden kann das breite Umfeld der einschlägigen Szene, es 

setzt sich aus rechtsextremistisch beeinflussten Jugendlichen zusam- 

men, die bisher nicht durch Straftaten, sonstige herausgehosene Aktnvn- 

täten oder die Affinität zurechtsextremistischen Organisationen auffällig 

geworden sind. Im Übrigen darf dne brandenburgische Verfassungs- 
schutzbehörde von Gesetzes wegen Jugendliche unter 18 Jahren nur unter 

stark eingeschränkten Voraussetzungen erfassen. 

Die Zahl der Neonazns erhöhte snch bundesweit auf 2.800 (2000. 2.200) 
‚Für Brandenburg nst auch hner enn Gleichstand, und zwar bei 190 Perso- 

nen, zuvermelden. 

Die drei rechtsextremistischen Parteien "Nationaldemokratische Partei 

Deutschlands” (NPD), "Deutsche Volksunon” (DVU) und “Die Republi- 

kaner” (REP) haben nn Brandenburg allesamt Rückgänge hinnehmen 

müssen, hier haben sie insgesamt nurnoch 575 Mitglieder (2000: 675). Im 

Gesamtmaßstab der Bundesrepublik büßten zwar DVU und REP Mitglne- 

derein, die NPD hnelt jedoch ihren Stand. Nunmehr gehören diesen drei 

Parteier zusammen noch 33.000 Mitglieder (2000: 36.500) ar. 

Rechtsextremistische Vereine und Weltanschauungsgemeinschaften fal- 

len zahlenmäßig nncht ins Gewicht 
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Linksextremisten 

Die auftälligsten Träger linksextremistischer Bestrebungen snnd, wegen. 

ihrer Milntanz, nach wne vor dne Autonomen. Bundesweit umfasst das 

Spektrum autonomer und sonstiger gewaltbereiter Linksextremisten 

gleichbleibend etwa 7.000 Personen. In Brandenburg dagegen wuchs 

diegewaltbereite Inksextremsstische Szene auf etwa 400 Personen (2000 

30) 

Inlinksextremistischen Organisationen agierten bundesweit 26.300 Per- 

sonen (2000. 27.000), weitere 12.000 (2000 15000) gehörten unksextremi- 

stisch beeinflussten Vereinigungen an. Die einzelnen Gruppierungen 

entwickelten snch unterschiedlich, einige erhielten Zulauf, andere 

schrumpften. In Brandenburg stieg die Zahl der Mitglieder inksextrem- 

stischer Vereinigungen auf 295 (2000 265), Doppelmitgliedschaftensind 

abgerechnet. 

Ausländische Extremisten 

Der Antenl extremistischer Ausländer an der ausländischen Wohnbevöl- 

kerung (rund 7,5 Millionen) beträgt, wie seit vielen Jahren, weniger als 

ein Prozent. Das Mitgliederpotenzial aller extremistischen Ausländer- 

organnsationen in Deutschland stieg lencht auf 59 100 Personen (2000 

58.800). In Brandenburg wurden ledglich 115 ausländische Extremisten 

festgestellt (2000: 110). Allerdingsnutzen Extremisten ausländischer Her- 

kunft, die aus bzw nach Berlin reisen, Brandenburg als Transitiand. 

Die islamistischen Gruppierungen haben mut 31 950 Mitgliedern (2000 

31.450) diegrößte Anhängerschaft. Sie machen unter den etwa 32 Millio- 

nen Muslimen in Deutschland knapp enn Prozent aus. Die stärkste dieser 
Organisationen nst nach wie vordietürknsche “Islamische Gemeinschaft 

Mill Görüse.V” (IGMG), in der weiterhin 27.000 Mitglieder organisiert 

sind 

In hnnksextremistischen Ausländergruppierungen waren 18.250 Personen 

(2000 18.600) organisiert. Dermitgliederstärksten unterihnen, der “Ar- 

beiterpartei Kurdnstans” (PKK), die trotz Betätigungsverbots nm Gehei- 

men wenterarbeitet und strafl organnsnert nst, gchören weiterhin etwa 

12.000 Mitglieder an. In Brandenburg engagieren sich für PKK-Aktntä- 

ten rund 60 Personen 

Die Mitgliederzahl der extrem-nationalistischen Ausländergruppierungen 

steg.auf 8.800 (20008 750) an. 
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Mitgliederzahlen extremistischer Gruppierungen 

— statistische Übersicht 

Mitgliederzahlen rechtsextremistischer Gruppierungen (z.T. geschätzt) 

Bundesrepublik Deutschland Land Brandenburg 

2000 2001 2000 2001 

subkultärell geprägte 

gewaltbereite 9m 1000 @ 00 
Rechtsextremisten" 

eu 220 2800 100 100 
unorganisierte Neonazis 

NPD ww 3 

N so 30 s » 

DW 1700 15000 wm 

REpee 1300 11500 010 

sonstige rechtsextremi- 370 3950 5 5 

stische Organisationen 

gesamt 2m 0 1535 1.0 

Mehrfach- 170 © s © 
mitgliedschaften 

che DM IR 100 130 
Personenpotenzial 

Die Zahl der subkulturell geprägten gewatbereiten Rechtsextremisten, darunter Skinheads, 

wird unter Berücksichtigung von Dunkelziffem und möglnchen Doppelzählungen aus 

fölgenden Telgrößen errechnet: 
®) namentlich bekannte extremistisch motivierte Gewalttäter, die im Berichtsjahr straf- 

Bliggewordensind 

b) bezifferbare Gruppen extremstisch motivieter, namentlich racht bekannter Gewa 
(üter, die im betrachteten Jahr strafilig geworden sind 

9 namentlich bekannte extremistisch motvnerte Gewalttäte, dien vergangenen Jah 

venstrafilig geworden und ben denen konkrete Anhaltspunkte für ee frtdauernde 

Gewaltbereitschaft gegebensind 

(& extremmstischonenherte Personen, denen keine einschlägigen Gewalttaten nachzu- 

weisen snnd, die aber auf Grund konkreter Einzelerkenntnusse (mutmaßliche Beteli« 

gung an Gewalttaten, Verhalten, Äußerungen usw) ls gewaltbereitgelten müssen, 

=" Mitgezählt sind auch IN-Anwärter, d.h. solche Personen, die erst nach einer "Bewäh- 

Fungszeit” aufgenommen wurden. 

"Es kann mcht unterstellt werden, dass jedes einzelne Mitglied der REP rechtsextremust- 

sche Ziele verfolgt und unterstützt, 
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Mitgliederzahlen linksextremistischer Gruppierungen (z. geschätzt) 

Bundesrepublik Deutschland Land Brandenburg 

2000 2001 2000 

Autonome * 700, 700, 0 

Anarchisten einige Hundert 40 » 

DKP 4500 4500 » 

KPD 0 4” 1 

MIPD 2000 200 9 

Rote Hilfe 4000 420 © 

sonstigelinksextremisti- 15.60 1170 15 

sche Organisationen 

gesamt 3400 3330 

Mehrfachmitgliedschaften 50 ” 

tatsächliches 350 3200 

Personenpotenzial 

2001 

4m 

» 

o 

= Die Zahl der Angehörigen autonomer Gruppen wird unter Berücksichtigung 
von Dunkelziffemundimiglichen Doppelzählungenaus flgenden Tilgrößen, 

errechnet 

9) namentlich bekannte extremistisch motvierte Gewaltäter, die nm Be- 
ichtsjahr strafällig geworden snnd 

b) beziferbare Gruppen extremishsch motivnerter, namentlich rucht be+ 
kannter Gewalttäter, die um betrachteten Jahr strafillig geworden snnd, 

9 namentlich bekannte extremisisch motwierte Gewaltäter, diein vergan- 

genen Jahren strafillg geworden und be denen konkrete Anhaltspunkte 
füraune fortdauernde Gewaltbereitschaft gegeben sind, 

(& extremistisch orientierte Personen, denen keine einschlägigen Gewaltia- 

ten rachzuweisen snnd, die aber auf Grund konkreter Einzelerkenntnusse, 

(mutmaßliche Be 
alsgewaltbereit gelten müssen, 

nlngung an Gewalttaten, Verhalten, Äußerungen usw.) 

== Mitglieder linksextremistisch beeinilusster Organisationen sindmichtmutge- 
zählt. 

so 
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Mitgliederpotenzial extremistischer Ausländergruppierungen 
@. T. geschätzt) 

Bundesrepublik Deutschland Land Brandenburg 

2000 2001 2000 2001 

Islamisten 3140 31080 Einzelpersonen 

davon IGMG 7m 2.0 Einzelpersonen 

Linksextremisten® 1800 18250 so 

davon PKK* 12000 12000 oo @ 

Nationalistische Sn 2 Den 

Extremisten 

gesamt SE mo us 

=. Hierwerden auch mnt Verbot belegte Gruppen gezählt. 

sn 
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Rechtsexiremismus 

Rechtsextremismus 

6 
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RECHTSEXTREMISMUS 

Vier Personengruppen bilden im Wesentlichen das rechtsextren tische] 

Spektrum: 

= Subsulturell geprägte, gewaltbereite Rechtsextremisten 

= Neonationalsozialisten, auch Neonazis genannt 

= Mitgliederrechtsextremistischer Parteien und Vereinigungen 

= Mitglieder rechtsextremistischer Weltanschauungsgemein- 

schaften und intellektueller Zirkel, Inhaber und Betreiber rechts- 

extremistischer Verlage und Vertriebsdienste, Propagandisten des 

Revisionismus, Ideologen und Anhänger der “Neuen Rechten” 

[Die analytische Unterscheidung dieser Gruppen schließt jedoch nicht 

aus, dass es zwischen ihnen vielfache Berührungspunkte, Überschnei- 
dungen und auch Mischtypen gibt. 

|Das Kenproblem des Rechtsextremismus in Brandenburg — wie auch 

sonst in Ostdeutschland - ist Fremdenfeindlichkeit gepaart mit Gewalt- 

[bereitschaft. Besondere Aufmerksamkeit verdienen deshalb die sub- 

kulturell geprägten, gewaltbereiten Rechtsextremisten. Jedenfalls in Bran- 

|denburg kommt es nur ausnahmsweise vor, dass ein militanter Rechtsex- 

\remist zugleich Mitglied einerrechtsextremistischen Organisation ist 

|Zumeist handelt es sich um Jugendliche und junge Erwachsene, die in 

subkulturel' geprägten Cliquen zusammenfinden. Gleichwohl wäre eseine 

Verkürzung des Problems, den Rechtsextremismus allein als ein Jugend- 

|phänomen hinzustellen. Denn militante Cliquen von Fremdenfeinden 

|wähnen sich, wenn sie gegen ihnen missliebige Minderheiten gewalta- 

[üg vorgehen, nur zuoftim Einklang mit der schweigenden Mehrheit oder 

|garals Vollstrecker eines imaginierten Volkswillens Dabei verkennen sie 

zwar, dass der weit überwiegende Teil der Bevölkerung Fremdenhass 

[und Gewalt ablehnt Aber sie können sich immerhin durch Ängste, Vorur- 

teile und Bomiertheiten einer nicht unbeträchtlichen Minderheit bestä- 

fügt schen. 

|Solche Einstellungen und Verhaltensweisen festzustellen ist das eine, 

ihre Ursachen aufzuhellen das andere. Die Verfassungsschutzbehörden| 
[haben nicht den gesetzlichen Auftrag, die Ursachen rechtsextremisti- 



Rechtsextrermsmus. 

Shen und fremdenfeindlichen Denkens und Handelns zu erforschen. 

Sie rezipieren aber die Ergebnisse der verschiedenen sozialwissen- 

|schaftlichenDisziplinen, die sich mit der Ursachenforschung befassen, 

wie auch die publizistische Diskussion zu dieser Thematik und berück- 

Ssichtigen sie in ihrer Arbeit. Doch auch die wissenschaftliche Forschung 

liefert keine fertige Antwort aufdie Frage nach den Ursachen des Rechts- 

[extremismus. Denn ein umfassendes, konsistentes und allgemein aner- 
Ikanntes.Analyse- und Erklärungsmodell liegt nicht vor. 

Viele, die nach den Ursachen für die Zuwendung eines bestimmten Teils 

[der Jugend zu Rechtsextremismus bzw. Fremdenfeindlichkeit fragen, ver- 

Imuten ie in Erziehungsdefiziten: sei_es weil die Familien, sei esweil die 

[Schulen bei der Wertevermittlung versagt hätten. Die Eltern würden aus 

Junterschiedlichen Gründen und Zwängen die Erziehung ihrer Kinder 

|vemacklässigen: die Lehrer sähen sich nurnoch für die Wissensvermitt- 

ung zuständig, nicht jedoch für die Einübung sozialer Kompetenzen und 

riedlicher Konfliktregelung, Die Integrationskraft von Vereinen, Verbän- 

|den, Kirchen und Milieus habe nachgelassen, den Individuen mangele 

[esan gemeinschaftlichem Zusammenhalt und gesellschaftlicher Solida- 

ut 

[Außerdem werden folgende Gründe angeführt: Der Staat habe das Pro- 

[blem zu lange ignoriert, Polizei und Justiz griffen zu wenig durch. Die 

[Gesetze seien zu lasch. Politiker hätten zu sehr ihre partikulären Parteiin- 

teressen im Rlick und würden zu lange debattieren, statt gemeinsam zu 

Ihandelr. 

|Haufig werden die Medien gescholten, weil zu viel Gewaltdarstellung 

|Gewaltbereitschaft fördere und die ausführliche Berichterstattung über 

lextremistisch motivierte Gewalttaten Nachfolgetaten provoziere 

[Den Gewalttätern selbst ttestiert man Persönlichkeitsdefizite wie Ge- 
fühllosigkeit und Aggressivität sowie diffuse soziale Ängste, die sich 

etwa in der Meinung äußern, man sei fremden Mächten ausgeliefert, auf 

(die mar keinen Einfluss habe. 

[Diese Liste von Adressaten der Kritik ließe sich beliebig verlängern. Ihr 

[Umfang zeigt, wie enorm komplex die Probleme von Rechtsexiremismus, 

[Fremdenfeindlichkeitund Gewalt sind. 

[Hier kann nicht erörtert werden, welche der Kritiken berechtigt sind, wel- 

[che nicht. Ohne Schuldzuweisung soll im Folgenden der gesellschaftli- 
[che und sozialpsychologische Hintergrund angeleuchtet werden, der 
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[die Begehung rechtsextremistisch, insbesondere fremdenfeindlich, moti- 
vierter Gewahtdelikte begünstigt 

|Mancher erlebt die Freiheit, sich selbst verwirklichen zu können, als 

Zwang, das eigene Leben stets aufs neue entwerfen und gesalten zu 
müssen, und fühlt sich dem nicht gewachsen. Orientierungs- und 

|Perspektiviosigkeit, mangelndes Selbstwertgefühl werden häufig durch) 

|Überidentifikation mit vermeintlich nicht hintergehbaren Gruppen- 
zugehörigkeiten wie Rasse und Nation kompensiert. Der Abwertung, 

[Diskriminierung und gar Drangsalierung anderer Menschen, bloß weil 

sie anderssind, entsprechen Selbstaufwertung, Identitäts- und Prestige- 

[gewinne urter Gleichgesinnten. 

| Auch autoritäre Einstellungen können Rechtsexiremismus bzw. Fremden- 
findlichkeit begünstigen. So ist die Meinung weit verbreitet, essei Auf- 

[gabe des guten und starken Staates, ideale, gemeint sind konlliktfreie, 

gesellschattliche Verhältnisse zu schaffen. Der Staat habe sich um die 
[Behebung sämtlicher sozialer Probleme zukümmern, z.B. fürgenügend 

|Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu sorgen, umstrittene, nicht allgemein 

akzeptierteKonkurenzum knappe soziale Güter -z B, Arbeitsplätze, so- 
/ziale Sicherheit — fernzuhalten und gesellschaftlich Konflikte autoritativ 

[zu entscheiden. Diese Konflikte werden zudem häufig ethnisiert, d.h. 

'entlang der Unterscheidungslinie eigenes Volk/Ausländer interpretiert 

[und so zusätzlich mit Bedeutungen und Wertungen aufgeladen. Wenn 

der Staat die an ihn gerichteten Erwartungen nicht erfüllt, stellen sich 

schnell Enttäuschungen ein, die zur Politik- oder gar Demokratie- und 

Systemverdrossenheit führen; die wiederum bildet einen idealen Nähr- 

[boden für den Ruf nach dem starken Mann, der die gesellschaftlichen! 

[Konflikte zu lösen verspricht 
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SUBKULTURELL GEPRÄGTE UND SONSTIGE 

GEWALTBEREITE RECHTSEXTREMISTEN 

[Einbemerkenswert großer Teilder brandenburgischen Jugenälichen sam- 

Imelt sich in Cliquen, in denen Gewaltals Mittel der Auseinandersetzung 

akzeptiert und aus Lust am Tabubruch begangen wird. In solchen Cli- 

|quen dient Gewalt dem inneren Zusammenhalt. Die Mitglieder erleben 

[gemeinsam die Angstlust der Gewalt; sie fühlen sich im Kreise ihrer Ka- 

\meraden und Kameradinnen anerkannt und geborgen. Insbesondere von 

'ch-schwachen Jugendlichen wird Gewaltals Gemeinschaftserlebnis ge- 

|schätzt, zum einen, weil sieihnen ein Gefühl von Stärke vermittelt, zum 

Janderer, weil sie sich in der Erfahrung kollektiver Gewalt ihrer Zugehö- 

Frigkeit zur Clique und ihrer sozialen Identität versichern. 

IInmanchengemischtgeschlechtlichen militanten Cliquen demonstrieren 

\männliche Jugendliche und Heranwachsende ihre Gewaltbereitschaft, 

[um dem anderen Geschlecht zu imponieren. Zwar verüben weibliche Ju- 
|gendliche weit weniger Gewaltdelikte als männliche, aber siedistanzieren 

sich auch nurseltenvon der Gewaltbereitschaft ihrer Freunde und Kamera- 

(den, feuemn diese zuweilen sogar an. 

[Die meisten Jugendlichen oder Heranwachsende, die gewaltbereiten Cli- 
Iquen angehören, stehen noch in einem Lehrverhältnis oder besuchen 

eine Gesamt. bzw. Sonderschule; nur ein Fünftel von ihnen istarbeitslos. 

In der Regel bleibt die Gewaltbereitschaft eine Episode in der Biografie 

(der Täter, die mit dem Eintritt ins bürgerliche Leben, mit der Übernahme 

von Verantwortung in Beruf und Familie endet 

[Solche Jugendeliquen ziehen häufig das politische Rechts-links-Schema 

zur Selbstidentifikation heran. Die jeweilige Gegenszene wird verteufelt. 

|Äußerliche Merkmale - etwa die Länge der Haare - reichen zur Feind- 
\markierung und als Anlass zur Gewaltanwendung aus. Für die Cliquen- 

/zugchörigkeit sind Kriterien wie Nachbar- und Mitschülerschaft meist 

[wichtiger als ideologische Präferenzen: In der Regel bestimmt nicht die 

politiscae Überzeugung die Zugehörigkeit zu einer Clique, sondern um- 

[gekehrt die Zugehörigkeit die politische Überzeugung 

Auffällig höher als in den sonstigen jugendlichen Subkulturen ist die 

|Gewaltöereitschaft in “rechten” Cliquen, namentlich wenn sie von 

> Skinheads dominiert werden. 
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Zwarsindkeineswegsalle Skinheads Rechtsextremisten; manche distan- 
zieren sich sogar ausdrücklich von rechtsextremistischen Vorstellungen 

Der subkulturelle Stil der Skinheads ist als Modetrend "in” und hat auf] 

andere Jugendkulturen abgefärbt. Er ist vor allem in Ostdeutschland vie- 

lerorts alteglich geworden. Das äußere Erscheinungsbild trarsporliert 

also nicht durchweg politische Botschaften und Provokationen Gleich- 

wohl herrscht in der Skinheadsubkultur deren rechtsextremistisch ge- 
prägte Variante vor. Gerade sie erweist sich als anziehend für nachfolgen- 

de Jahrgänge ganz junger Menschen. 

Meist haben sich die Schläger rechtsextremistische Anschauungen nur 

sehr oberflächlich und bruchstückhaft angeeignet. Doch sind sie schnell 

dabei, aus nationalistischen, fremdenfeindlichen, rassistischen oder) 

sozialdarwinistischen Motiven heraus aggressiv zuzuschlagen. Das spon- 

tane Ausleben ihrer Gewaltbereitschaft ist ein wichtiger Teil ihrer 

subkulturellen Identität, wirdihnen zum Selbstzweck und Progrumm. In- 

sofem sindsie Rechtsextremisten der Tat. 

Wenn esinrechtsextremistisch orientierten Cliquen zu exzessiven Gewalt- 

ausbrüchen kommt, sind häufig übermäßiger Alkoholkonsum, Gruppen- 

dynamik und aufputschende Skinheadmusik, die mit ihren menschen- 

verachtenden Texten eine Verstärkerfunktion hat, im Spiel. 

Rechtsextremistisch motivierte Gewalttäter sind kaum bemüht, ihre Tat 

zuverdunkeln. Häufig schlagen sie auf öffentlichen Straßen und Plätzen 

unter den Augen von Passanten zu. Sie wohnen oft auch in der unmittel- 

baren Umgebung des Tatortes. Etwa jeder dritte rechtsextremistischbzw. 

fremdenfeindlich motivierte Straftäter istein Wiederholungstäter. 

Das demonstrative Revierverhalten “rechter” Jugendcliquen auf man- 

chen öffentlichen Plätzen zu bestimmten Zeiten verängstigt viele Bürge- 

rinnen und Bürger, insbesondere jene, die aufgrund ihres äußeren Er- 
scheinungsbildesdem Feindbildrechtsextremistischer bzw. fremdenfeind- 

licher Schlegerbanden entsprechen, undmindert ihre Lebensqualität. Das 

provokative und pöbelhafte Verhalten dieser jungen Leute wird haufig 
verwechselt mit der programmatisch konzipierten Errichtung “national 

befreiter Zonen” tatsächlich erzeugt das Drohpotenzial solcher Cli- 

quen cher so etwas wie temporäre “Angst-Räume”. 

3 zum Thema “National befreite Zonen" iehedie ausführliche Darstellung auf 

der Website www verfassungsschutz-Drandenburg.de unter > Bibliothek 

Publikationen YOnlnne-Publikationen 
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Skinheads widerstreben häufig allen Bemühungen, sie in rechtsextremi- 

tische Organisationen einzubinden. Andererseits scheut auch so man- 

(cherrechtsextremistische Parteifunktionär der älteren Generation vor ra- 

biaten Skinheads zurück oder fürchtet zumindest, Skinheads könnten 

aufgrund ihres martialischen Äußeren den auf Ruhe und Ordnung be- 

‚dachten Spießbürger abschrecken. Diese Distanz hat rechtsextremisti- 

sche Parteien und Organisationen jedoch nicht daran gehindert, von Fall 
zu Fall Skinheads für Demonstrationen zu mobilisieren. Entsprechenden 

‚Aufrufen folgen viele Skinheads, weil sie es verlockend finden, durch 

‚Aufmärsche brave Bürger zu verschrecken und sich eventue]I sogarmit 
den politischen Gegnern der $" Antifa” prügeln zu können 

Ansonsten finden die meisten Skinheads kein Gefallen daran, sich einer 

strengen Organisationsdisziplin zu unterwerfen und langaimige Schu- 

ungen über sich ergehen zu lassen. Sie ziehen das “Abhärgen” in Cli- 

(quen Gleichgesinnter vor. 

Szenestrukturen 

Einige neonazistisch orientierte Skinheads haben snch Bewegungsorga- 

nnsatioren angeschlossen, um sich nhrer subkulturellen Identntät zu ver- 

gewssern, an der Znrkulation szenerelevanter Informationen teilzuhaben 

und womöglich gar pohtisch-weltanschaulichen Einfluss auf die Szene 

zunehmen. 

Die Bewegung der “Hammersknns” wurde 1986 nn den USA gegründet. 

Hammerskins sind rassnstisch und antnsemitisch ausgerichtet und ver- 

herrlichen den Nationalsozualnsmus. Ihr Ziel st es, weltweitalle weißen 
Sknnhesdsineiner “Hammersknn-Nation” zu vereinen. Ihr Emblem, zwen 

gekreuzte Hämmer nn einem Zahnradkranz, soll die Macht der Arbeiter- 

klasse symbolisieren. Innerhalb der rechtsextremistischen Sknnheadszene 
sind die bundesweit etwa 100 Hammersknns wegen nhres elntären An- 

spruch umstritten. Auch nn Brandenburg gibt es Hammerskins, jedoch 

zu wege, als dass sne eine eigene Sektion bilden könnten. 

Die mitden Hammersknns erfolgreich konkurrierende "Blood & Honour” 

(B&H)-Bewegung wurde 1987 nn England ns Leben gerufen. Die “"Divist- 

on Deutschland” umfasste etwa 200 Mitglieder nn 15 Scktionen. Der Bun- 

desminister des Inneren hat sne am 14. September 2000 samt ihrer Ju- 

gendorganisation “White Youh” (WY) verboten. Die Klage des frühe- 

ren B&H-Bereichsleiters "Mitteldeutschland” gegen das Vereinsverbot 

wurde am 13. Jann vom Bundesverwaltungsgericht abgewiesen. Damit 

ist das Verbot nunmehr unanfechtbar. 

9 
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Außerhalb Deutschlands veranstaltet B&H weiterhin zahlreiche 

Sknnheadkonzerte mit ternationalen Bands und gnht ein gleichnamiges 

Fanzine heraus, das nun nicht mehr in deutscher Sprache erscheint. 

B&H unterhielt nn Brandenburg zwen Sektionen. "Brandenburg” und 

"Brandenburg-Süd” Einige Sektionen, darunter die nn Brandenburg, plan- 

ten, ihre Aktnvitäten auch nach dem Verbot fortzusetzen. So wurde der 

Sampler "Bloods:Honour Brandenburg” mnt dem Emblem von B&H ver- 

marktet. Auf’ Konzerten undnn Fanznnes wurde der Zahlencode "28° - die 

beiden Ziffern stehen für den zweiten und achten Buchstaben nm Alpha- 

bet, also Bund H' — als enne Geste des Trotzes verwendet. Inzwischen. 

hat das Verbot aber bewirkt, dass es weder nn Brandenburg noch anders- 

wo nn Deutschland stabnle B&H-Strukturen mehr gibt; allenfalls beste- 

"hen noch persönliche Kontakte zwischen ehemaligen B&H-Aktnvisten. 

Am 5 Aprnl kam das Aus für enn weiteres Organnsationsgebilde von Sknn- 

heads: Der sächsische Innenminister verbot dne Gruppierung “Scinheads 

Sächsische Schweiz” (SSS) und deren “Aufbauorgannsation” (SSS-AO). 

Die SSS waren bereit, ihre verfassungsfeindlichen Ziele mit kriminellen 

Mitteln zuverfolgen. Ihr Weltbild orientierte sicham Nationalsoznalnsmus 

undenthielt stark rassistische Elemente Alsnhre Feinde betrachteten sne 

Juden, Ausländer und polntische Gegner Die SSS hatte zuvor zwar ihre 

Selbstaufläsung über die Homepage der sächsischen NPD erklärt, es 

bestanden aber erhebliche Zweifel an der Emsthaftigkeit dieser Verlaut- 

barung, Die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen wegen des Verdachts 

der Bildung einer krmmnellen Vereinigung sind noch nicht abgeschlos- 

sen. 

Skingnrlshaben es schwer, sich nn der männerdominierten Sknnheadszene 

durchzusetzen. 1992 vereinten sich einige von ihnen zur "Sknrgurlfront 

Deutschland”; später nannte sich diese Gruppe “Skingirl-Freundeskreis 

Deutschland” (SFD). Doch Ende 2000 erklärte der SFD unter dem Ein- 

druck des B&H-Verbotes und der Verbotsanträge gegen die NPD senne 

Selbstauflösung. Manche ehemalige Mitglieder haben snch der “Gemem- 

schaft Deutscher Frauen” (GDF) (vgl. 8.128 f.) angeschlossen. 

Die Mehrzahl der Sknnheads gehört keiner Organisation, sondern losen 

Jugendeliquen an, dne mehr oder minder nn der rechtsextremitisch ge- 

fürbten Sknnheadsubkultur heimisch und überdies gewaltbereit sind. 

* hierzu vgl. die Zusammenstellung “Verbotene rechtsextremistische Kennzei- 

chen” auf der Website www verfassungsschutz-brandenburg.de unter 

> Bibliothek > Publikationen > Online-Publikaionen 
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Solche Cliquengibtesnn zahlreichen Orten Brandenburgs. Beispielhalber 
seien die folgenden genannt Bernau, Cotthus, Eberswalde, Frankfurt 

(Oder), Fürstenwalde, Guben, Hennigsdorf, Königs Wusterhausen, Perle- 

berg, Potsdam, Prenzlau, Rathenow, Schwedt/Oder und Wittstock. 

Rechtsextremistisch gefärbte Subkultur 

Szenemusik als Einstiegsdroge 

Dierechtsextremistische Sknnheadmusik ist gleichsam die Enstiegsdroge 

für den Szenenachwuchs Zugleich stärkt sne nachhaltig dne emotionale 

Identfikatnon mnt der Szene. Dem Hörer einschlägiger Musiktitel werden 

krude rassnstische, antnsemitische und gewaltverherrlichende Botschaf- 

ten mnt harten Beats geradezu eingehämmert, Die CDs enthalten aller- 

dings häufig, sofern sne nicht llegal produziert und vertrieben werden, 

entschärfte, von Szeneanwältenauf Verfassungskonformutät geprüfte Text- 

versionen. Auf den Sknnheadkonzerten werden die Bands dann deutln- 

cher und versuchen, snch gegenseitig mnt gewaltverherrlichenden, men- 

schenfeindlichen Texten zu übertrumpfen. 

Hinige rechtsextremisische Bands ausdem angelsächsischen Raum, etwa 
“Brutal Attack”, “Bound for Glory”, “Extreme Hatred” und “Max Resist”, 

‚aber auch dne deutsche Band “Landser” genießen Kultstatus. Denn sie 

sind in Ihren Texten besonders krass 

B&H und Hammerskins sind, wne beschrieben, international vernetzt. 

Daneben nutzen auch Szene-Aktnvisten persönliche Kontakte ins Aus- 
land. CDs mnt strafrechtlich relevanten Inhalten lässt man außerhalb 

Deutschlands produzieren und illegal importieren. Die Internationaltät 
dieser Musikszene spiegelt sich beispielsweise nn der CD-Koproduktnon 

“Guess Who's Coming For Seconds” wneder, die 2001 von “Panzerfaust 

Records” herausgebracht wurde. Sie enthalt Tntel von deutschen, briti- 

schen, emerikannschen und russischen Bands Die CD stehtm Verdacht 
der Verbreitung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen, 

der Volksverhetzung und der Aufstachelung zum Rassenhass. 

Die Mitglieder der Berliner Band “Landser”, zu denenein Brandenburger 

gehört, sowie der Produzent und Vertreiber ihrer CDs wurden zwischen 

dem 30. September und dem 5. Oktober nm Auftrag des Generalbundes- 

anwaltes festgenommen. Gleichzeitig durchsuchte die Polizen bundes- 

went 20°Objekte, u. a. auch nn Brandenburg, und stellte umfängliches Be- 
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weismaterial zu den Vertriebsstrukturen sicher Den "Terroristen mnt E- 

Gitarre” = <o nennen sie sich selbst — wird die Mitgliedschaft nn einer, 

kriminellen Vereinigung zur Last gelegt. Die Liste der Vorwürfe reicht von. 

Volksverhetzung bns zum Mordaufruf. 

Die Gruppe “Landser”, dne 1992 im Umfeld der Berliner “Vandalen — 

Anogermanische Kampfgemeinschaft” entstand, liefert eigenen Bekun- 

dungen zufolge den “Soundtrack zur arnschen Revolution”. Sne hat set- 

hermehrere Tonträger veröffentlicht, die indiziert oder gar strafrechtlich, 

verfolgt wurden. Denn die Band rnef zu schweren Straftaten auf -bishnn 

‚zu Brandstiftung und Mord. Der Refrain des Titelsongs der CD “Ran an. 

denFeind”reimt: 

“Kameraden, Kameraden, es autet der Befehl: 

Ranan den Feind, Bomben auf Israel.” 

Hier ein Textauszug aus dem Lied“Niemals”, das sich nn brutalen Zynns- 

mus ergeht 

“Irgendwer wollte den Niggern erzählen, 

sie hätten hier das freie Recht zu wählen. 

Das haben sne auch, 

Strick um den Hals oder Kugel n den Bauch” 

Bereitsnm November 2000 sowie nm April und Julngrflche Polnzen bundes- 

weit zu und stellte CDs in großer Stückzahl sncher 

Die Exekutivmaßnahmen gegen “Landser” fanden starken Widerhall nn. 

derrechtsextremistischen Szene. Es gab zahlreiche Solidaritäts- und Spen- 

denaktionen. Selbst die NSDAP/AO bekundete aufnhrer Homepage So- 

lidaritätmit der Band. 

Die Zahl derrechtsextremstischen Sknnheadbands nahm bundesweit zu. 

Es werden derzeit etwa 120 einschlägige Bands beobachtet. 

In Brandenburg heimisch snndu. a. “Confident of Victory” (Senftenberg), 

“Frontalkraft” (Cottbus/Spremberg), “Prowssenheads” (Potsdam), "Sturm 

& Drang” (Senftenberg) und “Volkstron” (Fürstenwalde). Während 

“Confident of Victory” und “Sturm & Drang” auf zahlreichen Konzert- 

veranstaltungen im ganzen Bundesgebiet gastierten, blieben dne 

"Proissenheads” nnaktnv. “Confident of Victory” brachte 2001 die CD. 

“ENAB” heraus. Das Buchstabenkürzel steht für “Freedom, Nation 

and Blood” (“Freiheit, Nation und Blut”). “Frontalkraft” veröffentlichte 

die CD “Volksmusik”. Beide CDs wurden bislang nicht von der Bundes- 

prüfstelle für jugendgefährdende Schriften (BPjS) nndiznert 



. 
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Rechtsextremistische Strategen haben erkannt, dass Botschaften, die 

musikalisch verpackt daherkommen, besonders eingängsg sind Deshalb 

nutzen sie die Musik als Mittel der politischen Indoktrination. Diese Idee 

aufgreifend, hat die rechtsextremsstische Band “Carpe Diem” bercits 1999. 

ie Initiative “Identität durch Musnk” (IDM) ins Leben gerufen. Unter 

diesem Label soll enn “Anlaufpunkt für Bands und ihre Anhänger, dne 

zwar mnt nationalen Ansnchten, aber nncht unbedingt mnt ‘der Szene’ et- 
was anfangen können”, geschaffen werden. IDM wird nach wne vor in 

rechtsextremistischen Publnkationen beworben. 

Anknüpfungspunkte sind Neuheidentum und Okkultismus. Scnnheads 

nehmen diese Aufweichung von Szenegrenzen jedoch eher mnt Skepsis. 

auf. 

Skinheadkonzerte 

Konzerte snnd der wnchtigste Integrationsfaktor der Sknnheadszene. Sne 

finden enn Publikum, das meist nur aus wenigen hundert Personen be- 

steht; gelegentlich versammeln sich auch über tausend. Ben solchen 

Konzerten werden regelmäßig Propagandastraftaten begangen. Denn 

Bands und Publikum heizen sich mnt volksverhetzenden Gesängen und 

verfassungsfeindlichen Gesten wechselseitigan. Aggressive Musik, ex- 
zessnver Alkoholmnssbrauch und Gruppendynamik bnlden enn explosnves. 

Gemisch, das snch spontan nn Gewalttaten entladen kann. Die Song-Texte 

geben die Stichworte, gegen wen sich die Aggression rnchten soll 

Um Strafiaien zu verhindern, werden Konzerte mit rechtsextremistischen 

Bands häufig — nn Brandenburg fast immer - von der Polhzen oder der 
zuständigen Ordnungsbehörde verboten. 

Deshalb organisieren die Veranstalterihre Konzerte im Geheimen. Denn 

wrotzaller strafrechtlichen und finanziellen Rnsiken wnnken lukratnve Ge- 

winne Die Teilnehmer werden mnt Mobnlfunktelefonen nn die Nähe des 

Veranstaltungsortes dnrngiert und erfahren häufig erst nn letzter Minute, 

wo genau er sich befindet. Für den Besuch von Konzerten nehmen dne 

Fans selbst weiteste Anfahrtwege in Kauf, obwohl sie stets damit rech- 

nen müssen, unverrichteter Dinge die Heimreise antreten zu müssen. 

Denn den Sicherheitsbehörden gelingt es immer wneder, die Konzerte 

aufzuklären, zu verbieten und aufzulösen 
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Die korsequente Verbotspraxis hat bewirkt, dass die Zahl der rechtsex- 

remistischen Skinheadkonzerte emeut zurückging Bundesweit wurden 

etwa SC solcher Konzerte abgehalten (von der Polnzen verhinderte oder 

abgebrochene Konzerte snnd nncht mitgezählt), Das Land Brandenburg 

wnrd, weil hier enne besonders rngide Verbotspraxis herrscht, von den 

Veranstaltern rechtsextremistischer Skinheadkonzerte nn der Regel ge- 
mieden 2001 fand hier kein einziges einschlägiges Konzert mnt Außen- 

wnrkung statt, sofern Vorbereitungen für dergleichen Veranstaltungen 

liefen, wurden sie rechtzeitig unterbunden. 

Zwen Beispnele 

Für den 24 Februar war nn Hirschfeld (Landkreis Elbe-Elster) enn als 

Geburtstagsfeier getamtes Skinheadkonzert geplant. Dochenn anonymer 

Anrufer nformerte die Polze rechtzeitig. Der Veranstalter konnte aus- 
indig gemacht werden. Ihm blneb nichts anderes übrig, als die 100 bns 

50 enngeladenen Konzertgäste wieder auszuladen. 

Ammgleichen Tage löste die Pohzei eine Ansammlung vonetwa 100 Rechts- 
extremusten un Borgsdorf (Landkreis Oberhavel) auf Diese hatten sich— 

unaber umsonst - aufein Hammerskin-Konzert mut dren Bands gefreut. 

Die vor. solchen Erlebnissen frustrierten Fans mussten zu Konzerten nn 

andere Bundesländer fahren oder, wenn sne nn Brandenburg Dlneben, snch 

mit prnvaten Partys begnügen, die gelegentlich musikalisch “umrahmt” 

wurden. Falls sie auch daben Straftaten begingen, schnt die Pohzei enn 

Sie löste beispielsweise am 13. Oktober ine Feier nm Wittztosker Jugend 

club “Havanna” auf, als einschlägige Liedtexte aus dem Repertorre der 

Sknnheadband “Landser” ertönten und etwa zehn Personen ““Wir lieben 

Adolf Eitler" rnefen. Der Auflösung der Veranstaltung wndersetzten snch 

die Teilnehmer zunächst, indem sie snch nm Innern des Clubs verbarrika- 

dierten und dne Einsatzkräfte mnt Bierflaschen, Tischen, Stühlen und er 

nem Feaerlöscher bewarfen. 58 Personen wurden vorläufig festgenom- 

men. 

Einen Ausweg aus dieser Situation sucht der Hamburger Neonazn-Aktn 

vist Christian WORCH. Er bemüht sich, seinen “Rechtskampf”, den er 

seit langem für Demonstrationen ausficht, auf die Durchsetzung von 

Sknnheadkonzerten auszudehnen. Ihm geht es auch darum, Sknnheads 

mnt kombinierten Polntik- und Musikangeboten für dne neonaznstische 

Sache zu gewinnen. WORCH hat verschiedentlich polizeiliche Demon- 

strationsverbote bis hnn zum Bundesverfassungsgericht zum Tenl erfolg- 

reich argefochten. Als am 15 September in Hohewnsch (Vecklenburg- 
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Vorpommern) ein Sknnheadkonzert vor 300 Teilnehmern unter Auflagen 

stattfinden konnte, nachdem das Verwaltungsgericht Schwerin eine 

Verbotsverfügung der Stadt Neustadt-Glewe aufgehoben hatte, sah 

WORCH nndieser Entscheidung enn Einfalstor: Um dne Praxis derKonzert- 

Verbote aufzuweichen, meldete er für den 8. Dezember am gleichen Ort 

ein weiteres. Konzert an. Weil dne Bauaufsichtsbehörde festgestellt hatte, 
dass der Saal nicht genutzt werden konnte, wurde es dann aber verlegt. 

Im Jahr 2000 schien es, als würde die Skinheadmusikszene auf den per- 

manenten polizeilichen Verfolgungsdruck mnt zunehmender Miltanzrea- 

gueren. Polnzeieinheiten, die Konzerte unterbinden wollten, trafen auf or- 

gannsiertenund bewaffneten Widerstand. Zwar kam es am 3. Februar in 

Hamburg erneut zu gewaltsamer Gegenwehr, alsdie Polnzei ein Konzert 

mit rund $CO Teilnehmern auflöste. Doch hat snch dieser Trend m Laufe 

des Jahres nicht fortgesetzt 

Wie schon im Vorjahr wichen Sknnheads häufig nns benachbarte Ausland 

aus, um Konzerte zu veranstalten oder zu besuchen. 

Fanzines 

Fanznnes (das Wort “Fanzine” nst zusammengesetzt aus “Fan” und “Ma- 

‚gazine”) sind neben den Konzerten das zweite wichtige Kommunikatnons- 
medium der Skinheadszene. Diese Hefte verbreiten szeneinterne Nach- 

rnchten. Konzertberichte, Interviews mit Sknnheadbands, Rezensionen 
von Tonträgern und anderen Fanzines und führen Besteladressen für 

Fan-Artikel auf. Viele dieser Publikationen enthalten aber auch Berichte 

über rechtssxtremistische Demonstrationen, Listen von nnhaftnerten Ka- 

meraden, sowie, je nach Ausrichtung, Beiträge zur germanisch-heidnu- 

‚schen Mythologie oder Ruhmreden auf “Helden” der deutschen Ge- 

schichte bns hnn zu NS-Größen. 

Fanzines verfestigen und verbreiten die Symbolik, die snch nn der 

Skinheadszene herausgebildet hat. Häufig werden Zahlen- oder Buch- 
staben-Kürzel verwendet. “88” z. B. steht für “Henl Hitler” (zweimal der 

achte Buchstabe nm Alphabet), “28” für B und H (Blood & Honour), 

“14 words” für das Losungswort von Rassnsten “We must secure Ihe 

existence of our race and a future for white children” (“Wir müssen dne 

Exnstenz unserer Rasse und enne Zukunft für weiße Knnder snchem”), 

Martalische Titel und Bilder künden von der Faszination der Gewalt. 
Einige Fanzines haben dne Schwelle zur Rechtswdrigkeit überschritten 
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Vertriebsdienste 

Die Vertriebsstruktur nn der Skinheadszene hat snch dnversifizent Inzwn- 

schen gibt es weniger Vertriebe mit großem Einzugsbereich, dafür aber 

mehr regionale Kleinvertriebe und Bauchladenhändler Auch in Bran- 

denburg gibt es einige kleinere Vertriebe wie “Hatesounds” nn Borkwalde 

(Landkreis Potsdam-Mittelmark) und “Freiheitswille” nn Eberswalde. 

Vertriebe, dne mit verbotenen Artikeln handeln, stehen nicht nur unter 

dem Verfolgungsdruck des Staates, sondern schen auch ihre Geschäfts- 

basns nn der Szene bröckeln. Denn die Fans komplettieren ihre oft um- 

fangreichen privaten CD-Sammlungen nichtnurmit Originalen, sondern 

auch mit schwarz gebrannten CDs, so genannten "bootlegs” Gerade 

seltene oder nur unter der Hand erhältliche Tonträger werden von Inter- 

essenten, zum Tenl aber auch von kommerziellen Tritbrettfahrern, gem 

kopiert. Außerdem erlaubt das MP3-Verfahren dem User, Musikdateien. 

aus dem Internet dnrekt auf den heimischen PC herunterzuladenund ggf. 

auf CD zu brennen. So entsteht durch dne massenhafte Vervielfältigung 

von Tonträgern quasi enn Schwarzmarkt des Schwarzmarktes, der Produ- 

zenten, Bands und Händlern das Wasser abgräbt 

Mitte 2001 wurde eine - über einen britischen Provider eingespeiste - 

anonyme Homepage bekannt, dne dne Indizierungsliste der Bundes- 

prüfstelle für jugendgefährdende Schriften (BPjS) abdruckte Rund die 

Hälfte der über 200 nndizierten CDs waren mit einem Link zu derentspre- 

chenden MP3-Datei versehen. Auf diese Weise wurde die Indizierungs- 

liste der BPjS zueinem Katalog empfohlener Titel umfunktionsert. 

Ben allen unternehmerischen und strafrechtlichen Rnsiken bleiben die 

Herstellung und der Vertrieb rechtsextremistischer Tonträger, einschlä- 

gnz beschnfteter Bekleidung, symbolträchtiger NS-Devotionalien usw. 

fürmanche Szene-Untemehmer lukratny Die Kampf um die Kundschaft 

indes nst hart, und so versuchen die Wettbewerber, snch unliebsamer 

Konkurrenz zu_ntledigen, indem sie sich gegenseitig - mehr oder went- 

ger begründet - verdächtigen, cher am Geschäft als am gemeinsamen 

Kampf für Volk und Vaterland nnteressiert zu sein oder gar für den Staats- 

oder Verfassungsschutz zu “spitzeln” 
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NEONAZIS 

[Neonazis stellen sich ideologisch in die Tradition des historischen Na- 

tionalsozialismus. Viele beziehen sich insbesondere auf das 25-Punkte 
|Progrannm der NSDAPvon 1920 und Hitlers “Mein Kampf”. Doch genau- 

[so wenig wie der historische Nationalsozialismus sich auf eine geschlos- 

|sene Weltanschauung berufen konnte, ist der heutige Neonazismus ein 

Jeinheitliches Gebilde, Immer wiederkommt es im neonazistischen Spek- 

rum zuerbitterten Auseinandersetzungen um die “reine Lehre” des Na- 

\ionalsozialismus: Sollman sich mehr am nationalreyolutionären Flügel 
|der Gebrüder STRASSER oder an den unbedingten Gefolgsleuten 

|HITLERs orientieren? Istder Straßenkämpfer der SA oder cher der “Her- 

renmensch” der elitären SS als Vorbild anzusehen? Trotz umfänglicher 

|Schulungsbemühungen haben Neonazis oft nur rudimentäre Kenntnis- 

[se über den Nationalsozialismus. Wenn sie sich auf nationalsozialisti- 

Jsche Führungsfiguren, Symbole und Riten beziehen, wollen sie häufig 

Inur deren außerordentlich hohen Provokationswert nutzen. 

[Der Neonazismus unterscheidet sich von anderen Erscheirungsformen 

(des Rechtsexiremismus neben seiner ideologischen Prägung vor allem 

(durch seinen ausgeprägten Drang zum Aktionismus und die hohe 

|Demonstrationsbereitschaft seiner Anhänger. Neonazis pflegen ein tak- 

[üsches Verhältnis zur Gewalt. Sie sehen sich als Opfer des Systems, 

\vertagen aber ihr Rachebedürfnis auf die Zeit nach der herbeigeträumten 
“Machtergreifung”. In ihrem elitären Avantgarde-Bewusstsein, “die Er- 

sten von morgen” zu sein, sehnen sie sich nach einer “neuen Ordnung”, 

(dem “VeertenReich” 

[Neonazis werden von einem rassistisch begründeten Freund-Feind-Den- 

ken beherrscht. Sie schen sich im permanenten Kampf gegen das angeb- 

lichübermächtige "Weltjudentum” bzw. ZOG. Die Kurzformel 20G - die 

Jauch zur Verschleierung gegenüber Außenstehenden benutzt wird - steht 

für *Zionist Occupied Govemment” (*zionistisch beherrschte Regie- 

rung”). Neonazis behaupten nämlich, dass die westlichen Regierungen, 
insbesondere die der USA und Deutschlands, von der “Ostküste” ge- 

steuert würden und willfährig deren Streben nach der Weltherrschaft 

unterstützten. Die “Ostküste” ist eine Chiffre für die - schen von Hitler 

[bemühte - Verschwörungstheorie vom “internationalen Finarzjudentum”. 

|Die Verbrechen des Nationalsozialismus diskreditieren nach wie vorden 

|gesamten Rechtsextremismus. Seine Anhänger sind deshalb politisch! 

isoliert, Rechtsextremisten verfolgen verschiedene Strategien, um diese 
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1solation za durchbrechen. Während Revisionisten dies durch Leug-. 
nung oder amindest Verharmlosung des Völkermordes an deneuropäi- 

Ischen Juden versuchen, bekennen sich Neonazis ausdrücklich zu den) 

|NS-Gräueltaten und glorifizieren sie, Rechtsextremisten anderer Schat- 
!ierung meiden deshalb in der Regel die Neonazis, weil sie fürchten, mit) 

ihnen ident fiziert zu werden. 

Aktionsformen 

Demonstrationen und Feiern 

Nach der Welle von Verboten neonaznstischer Organisationen nn den 

%er Jahren? waren die bundesweit etwa 2.800 Neonazns auf Bündnis- 
partner angewiesen, wenn sie ihrem Aktnonspotenzial einen gewissen 

Entfaltungsraum sichern wollten. Dafür bot snch vornehmlich die NPD 

an. Die NPDihrerseitsbenötigt die Neonazns als Fußvolk fürihren "Kampf 
um die Straße” Inzwischen haben sich viele neonaznstische Gruppen 

wieder ein Stück weit von der NPD abgelöst, weil sne als eigenständig 

wahrgenommen werden wollen. Gleichwohl aktnvieren NPD und Neo- 

nazns immer wieder nhr Aktionsbündnis, das sie unter dne Bezeichnung 

"Nationaler Widerstand” stellen. Nur verfolgen die "Freien Natnonaln- 

sten” - so nennen sich Neonazis außerhalb festgefügter Organisationen. 

—dabei deutlicher als früher ihre Sonderinteressen. Denn es gelang nh- 

nen, nun weder auf eigene Faust Demonstrationen zu veranstalten und 

rechtlich abzusichern. 

Christian WORCH erreichte beim Bundesverfassungsgericht, dass eine 

Verbotsverlügung gegendie Demonstration am 20 August 200 in Ham- 
burg gegen den “Springer-Verlag” unwirksam wurde Diesem höchst- 

richterlichen Urteil zufolge ist ein Veranstaltungsverbot grundsätzlich 

erst dann zulässig, wenn die Verbotsbehörde auf Grund konkreter 
Tatsachenerkenntnisse mit Gewissheit voraussagen kann, dass gerade 

die geplante Veranstaltung von Straftaten begleitet sein würde, 

Seither haben WORCH und der Neonazn-Aktnvist Steffen HUPKA aus 

Sachsen-Anhalt eine regelrechte "Demonstrationskampagne” gestartet. 

Etliche Demonstrationen wurden von ihnen angemeldet, vor Gericht 

durchgesetzt und auch durchgeführt 

huerzuvgl die umfassende Zusammenstellung “Verbotene rechtsextremist 

sche Organnsabonen” aufder Webste www verlassungsschutz.brandenburg.de 
unter $Biblnothek Publikationen $Online-Publikationen 
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Die größte nm Jahr 2001 fand unter dem Motto “1 September - damals 
wie heute. Für Freiheit, Frieden und Selhsthestummung" mit 2.000 Tanl- 

nchmem in Leipzig statt, HUPKA hatte sie angemeldet. Doch sne wurde 

von der Polnzen aufgelöst, nachdem Teilnehmer die Parole “Ruhm und 
‚Ehre der Waflen-SS” skandnert hatten. 

Dadie NPD kaum noch Rücksicht auf das gegen sne gerichtete Verbots- 

verfahren nnmmt und wieder ungentert mit Neonazns koopenert, wurden 

2001 mehrere Kundgebungen und Demonstrationen zwar von der NPD 

angemeldet, aber vomehmlich von Neonazis und Sknnheads besucht. 

Auf der von der NPD und dem “Bündnis RECHTS” angemeldeten De- 

monstration am 3 Oktober nn Berlin —sne stand unter dem Motto "Fnie- 

den für Deutschland keine Stimme den Kriegsparteien” - fanden NPD 

und Neonaznssogar gemeinsame Worte‘ Der Neonazi und NPD-Funktio- 

när Frank SCHWERDT verlas vor 1.000 Teilnehmen enne Deklaration 

zum Thema “Den Völkern Freiheit - Den Globalisten ihr globales Viet- 

nam”, dietags zuvor von einigen NPD-Funktionären und führenden Neo- 

nazns einstimmig verabschiedet worden war Einähnlicher Schulterschluss 

war auch auf der NPD-Demonstration gegen die neueröffnete "Wehr- 

machtsausstellung” am 1_ Dezember nn Berlnn zu beobachten. Unterden 

3.300 Demonstranten befanden snch zahlreiche Neonazns. 

Zum stehenden Feiertagskalender der Neonazns gehören che Reichs- 

‚gründung am 18 Januar, der Todestag Horst WESSELsam 23. Februar, 

der “Führergeburtstag” am 20 April, der Todestag von Rudolf HESS am 

17 August, der “Heldengedenktag” Mitte November sowie die beiden. 

Sonnenwenden. Veranstaltungen zu diesen Daten werden zum Teil kon- 

spnratny organisiert und im Verborgenen abgehalten. Auch nn Branden- 

burg fanden wieder ennnge statt, Am 21 Junn etwa versuchten 20 Rechts- 

extremisten, bei Mühlenbeck (Landkreis Oberhavel) eine Sommer- 

sonnenwendfener zu veranstalten. Die Versammlung wurde jedoch ent- 

deckt und von der Pohzei aufgelöst Zum "Heldengedenktag” am 18. No- 

vember zogen etwa 20 Rechtsextremisten aus den Kreisen Bamnm und 

Uckermark zum "Heldendenkmal” nach Oderberg (LandkreisBarnim) und 

legten dort Kränze nieder 

Die bundesweit wichtigste Veranstaltung fand am 18 August nn 

Wunsiedel (Bayern) statt. Neonazns gelang es seit 1997 erstmals wneder, 

einen zentralen “Rudolf-Heß-Gedenkmarsch” zu veranstalten. Der Baye- 
rnsche Verwaltungsgerichtshofhatte am Vortag der Beschwerde des Neo- 

nazns Jürgen RIEGER gegen das Veranstaltungsverbot stattgegeben, weil 

eskeine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

sn 
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erkennen konnte. So fanden sich nmmerhin etwa 900 Necnazis in 
Wünsiedel am Grab des Rudalf HESS cnn Fürche kommenclen Jahre hat 

RIEGER bereits vorsorglich “Rudolf-Heß-Gedenkfeiem” in Wunsiedel 

angemeldet. Auch nn anderen Orten Deutschlands fanden “Heß-Demon- 

strationen” statt, u.a. am 18 August nn Wittstock. Ben der vom NPD- 

Kreisverband Prngnitz-Ruppin angemeldeten Demonstration trat HUPKA 

vor 75 Rechtsextremisten als einziger Redner auf 

Das Themenspektrum, mnt dem Neonazis nm Jahr 2001 an die Öffentlich- 

keit traten, war breit Neben dem “Rudolf-Heß-Gedenken”, der 

“Wehrmachtsausstellung” sowne dem aktuellen Problemkomplex “Terro- 

rismus” und “Krieg nn Afghannstan” wurden auch Thenen wne 

“Globalisierung”, “Arbeit” und “CASTOR-Transporte” angesprochen. 

“Anti-Antifa” 

Die “Antn-Antnfa” nst die Antwort von Rechtsextremisten auf dne Innksex- 

tremistische “Antnfa” (“Antnfa”, autonome). Sne entstand Anfang der 

‚90er Jahre,nachdem dne seit Anfang der 80er Jahre existierende Innksex- 

tremistische “Antnfa” auf dne damalnge Welle fremdenfeindlicher Gewalt- 

taten ihrerseits mnt gewaltsamen Gegenangriffen auf tatsächliche oder 

gemumaßtz Rechtsextremisten reagierte Die Dynamnk des Kampfes zwn- 

‚schen mnlitanten Links- und Rechtsextremisten, zwischen “Antnfa” und 

"“Antn-Antnia” bnrgt stets die Gefahr enner unkontrollierbaren Eskalatnon. 

Während die “Antnfa” nhre teilweise mit verdeckten Mitteln erhobenen 

Daten überihre Gegner in ihren Publikationen aufbereitet und verbreitet, 
kommt die “Antn-Antnfa” derzeit nicht wesentlich über Absichtserklärun- 

gen und Aufrufe hnnaus. Zwar unternimmt auch die “Antn-Antnfa” Versu- 

che, ihre Gegner auszuspähen und durch Veröffentlichung der ge- 
wonnenen Daten nn entsprechenden Heften sowie nm Internet zu verun- 

sichern, aber die Datensammlungen über “Antnfas”, “Lnnke”, Vertreter 

der Staatsgewalt, Politiker, Journalisten, Juden und sonstige Personen 

des öffentlichen Lebens snnd nm Allgemeinen schlecht recherchiert, un- 

geprüft abgeschrieben, häufig veraltet und nrelevant. Sie gleichen cher 

einem bunten Sammelsurum personenbezogener Daten als akribisch 

angelegten Personendossiers, 

Die “Antn-Antnfa”-Arbeiterfüllt eine für die neonaznstische Szene wicht- 

ge Funktion: Sie pflegt das gemeinsame Feindbild, schürt die Hoffnung 

auf dereinstige Vergeltung fürerlittene Schmach und stärkt soden Durch- 
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haltewallen. “Antn-Antnfa 

ihrer Arbeit und die Aufmerksamkeit ab, die sie damnt nn den Medhen und 

der Öffentlichkeit aufsich ziehen. Als nahezu strukturlose onganisations- 

übergreifende Aktionsgemeinschaft bzw. als handlungsanleitende Idee 

trägt die “Antn-Antifa” zur Integration der durch dne Organisatnons- 

verbote zersplitteten Neonaziszene bei. 

Als erste “Antn-Antnfa”-Datensammlung erschien 1993 “Der Einblick” 

Weitere Publikauionen folgten, z T. auch online. Seit 1999 hat das Thema 

“Anti-Antnfaschismus” wieder Konjunktur. Eine “Schwarze Liste” mit 

35 Datensätzen wurde nm Januar und Man nm Internet festgestellt, zuletzt 

eingespeist über einen amerikanischen Provider 

Der“Nationale Widerstand Brandenburg 2 (NWB2) richtete nm Februar 

auf seiner Homepage eine Datenbank enn, die 300 Datensätze von “roten 

Weicheierm" alphabetisch sortiert aufführte Neu war, dass nurregistrier- 

1e Personen Zugang zur Datenbank erhielten. Der damnt verbundene Ver- 

zicht auf Provokation und Einschüchterung legt den Verdacht nahe, dass 

die Betreiber dne Idee der “Antn-Antnfa” nncht verstanden hatten. 

Eine neue Facette der “Anti-Antnfa” zeigt die Broschüre “Der Verein 

“Pfeffer& Salze V -wnesich Linksextremisten in Angermünde tamen — 

2001”. Sne wurde Ende 2001 bekannt und nst die rechtsextremistische 

Antwort auf die vom Verein“Pfeffer&Salze. V” Ende 2001 herausgege- 

bene “Recherchebroschüre Rechtsextremismus”. Verantwertlich zeich- 

net SCHWERDT Als Bestelladresse nst die “Anti-Antifa-Berln” ange- 

geben. Die Publikation versucht, enne Gegenöffentlichkeit aufzubauen. 

Sie beansprucht, die Uckermärker über das von Polntik und Presse an- 

geblich verharmloste “kriminelle und terronstische Treiben autonomer, 

antifaschistischer Gruppen” aufzuklären und enne “rote Verschwörung 

zwischen Polzen, PDS und Antnfa nn der Uckermark und dem Bamnm” 

aufzudecken. 

Das “Nationale Pressearchw” (N.P A.) wnrd seit 1993 nn Frankfurt (Oder) 

vondem Neonazn Danny SOWADE betrieben. Seit 1995 gibt er nn unre- 

gelmäßigen Abständen den "Nationalen Beobachter” heraus. 2001 er- 

schienen die Doppelnummern 13/14 und 15/16. Das N.PA startete als 
Teilprojekt der “Anti-Antnfa”, doch schon bald nutzte der Betreiber sen- 

ne vielfältigen Kontakte auch nn die internationale rechtsextrem: 

Szene, um ein Informationsarchiv einzurichten und mit seinem “Polit- 
und Musnkznne” eine “Gegenöffentlichkeit” zu_erzeugen. Nennenswerte 

Erfolgehat er freilich nicht 

83 
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Ansätzezum Terrorismus 

“Antn-Antnfa”-Publikationen rufen für gewöhnlich nncht direkt zur Ge- 

walt gegen Personen oder Sachen auf, wohl aber zu “fantasievollen Ak- 

uonen” Dem Leser wird es überlassen, ob er darin einen verdeckten 

Aufruf zur Gewaltanwendung erkennen will. Der eigentliche Adressat 

solcher Publikationen ist der pohtische Gegner Ersoll durch Veröflentlh- 

hung seines Namens nn den “Schwarzen Listen” bzw “Todeslisten” 

psychisch terrorisnert und paralysnert werden. 

Auch wenn die Erfahrung zeigt, dass enne unmittelbare Gefährdung des 

ausgekundschafteten Personenkreises kaum je besteht, so ist prinzipiell 

nicht auszuschließen, dass verhetzte Einzeltäter oder Kleinsigruppen 

sich zu Kurzschlusshandlungen hinreißen lassen. Diese können bis an 

die Schwelle zum Terrorismus heranreichen und stellen ein nahezu 

unkalkulierbares Sicherheitsrisiko dar 

Sohat der fanatnserte Einzeltäter Kay DIESNER aus Berlin Anfang 1997 

einen Polzsten ermordet und ennen Berliner Buchhändler sowie emen 

weiteren Polizeibeamten schwerverletzt. Aus der Strafhaft herausgaber 

nunenn Interview, das die Homepage der “Freien Nationalnsten - Natno- 

naler Widerstand Ruhr" verbreitete. Darnn ermunterte er zu weiteren Ter- 

rorakten. 

“Jeder solleerkennen wie.die Welt da draußen ist, Er kann sich letzt- 
endlich nur für unsere Sache entscheiden. Die “Turner Tagsbücher" 

sagen und zeigen alles, was von Wichtigkeit st. Laßt Sie uns nn die 

Tat umsetzen!” 

(Schreibweise wne m Onginal) 

Der Roman“ The Turner Diaries” wurde von Willam PIERCE, dem Führer 

der“Natioral Allnance” nden USA, verfasst. Eringpinerteu. a-Tnmothy 
MeVEIGH, den inzwischen exekutierten Attentäter von Oklahoma-Cnty, 

zuseiner Schreckenstat vom 19. Aprnl 1995, der 168 Menschenzum Op- 

fer fielen. 

Auch sind nm Internet Anleitungen zum Bombenbau zu finden. 

Inder Neorazn-Szene wird die Debatte fortgesetzi, ob.die Zeit gekommen 

sen, den politischen Kampf gegen das verhasste System um die Kompo- 

nente desmilitanten Untergrundkampfes zu ergänzen. In diesem Zusam- 

menhang wird das Widerstandsrecht gemäß Artnkel 20 Absatz 4 Grund- 

gesetz häufig auf missbräuchliche Weise zur Legitimation der Gewalt- 

bereitschaft herangezogen. Einnge Neonazns favorssneren das "Werwolf- 
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‚Konzept, das enn Abtauchen nn den Untergrund bei gleichzeitiger unauf- 
llnger bürgerlicher Existenz vorsicht 

All dies gibt Anlass zur Sorge, dass sich hier enn vnrulenter Rechts- 

terrorismus herausbilden könnte. Doch snnd wesentliche Voraussetzun- 

gen daflr nach wne vor nicht vorhanden, so fehlt es an ennem geistigen 

Kopf, an einem Unterstützerumfeld sowie an logistischem Know-how. 

‚Ähnlnch spektakuläre Waften- bzw Sprengstofffunde wne nm Jahr 2000 

wiederholten snch nn Brandenburg nicht. 

Der Brandanschlag auf die Trauerhalle des jüdischen Friedhofs nn Pots- 

dam vom $. Januar sowie vorausgegangene Straflaten, die von enner 

mutmaßlichen Kleinstgruppe namens "Nationale Bewegung” begangen 

wurden, sind bislang nicht aufgeklärt, die Generalbundesanwaltschaft 

ermittelt wegen Verdachts der Gründung einer terroristischen Vereini- 

gung, 

‚Auch vergleichbare Anschläge früherer Jahre inanderen Bundesländern 

können noch nicht bestimmten Tätern zugeordnet werden. 

Hier zeichnen sich mindestens Ansätze zum Rechtsterrorism us ab, 

Strukturansätze 

Kameradschaften 

Die neonazistischen Strukturen wurden von den nunmehr 18 Organn- 

sationsverboten, die der Bundesinnenminister bzw die jeweilig zustän- 

digen Innenminister oder -senatoren scnt der Wiedervereimigung ausge- 
sprochen haben, hart getroffen. Wer snch nach den Verboten neonaznstn- 

scher Vereinigungen nncht aus der Szene zurückzog oder etwa ben der 

bislang durch das Parteienprwvileg geschützten NPD Unterschlupf fand, 
musste sich nach neuen Organisationsformen umtun. Ab Mitte der 

neunziger Jahre begannen Neonazns so genannte “freie”, “autonome” 

oder “unabhängige Kameradschaften” zu gründen. Ihrem Konzept nach 
Fünktionteren Kameradschaften entsprechend dem Prnnznp “Allemachen 

mut, keiner ist verantwortlich”, damnt der Staat keinerlei Ansetzpunkte für 
ein eiwaiges Verbot finde. Derzeit snnd den Verfassungsschatzbehörden 

bundesweit etwa 150 solcher lokal oder regional agnerenden Kamerad- 

schaften bekannt Sne haben regelmäßig etwa fünfbis 20 Mitglieder und 

unterscheiden snch stark hinsichtlich ihrer strukturellen Verfestigung. 

‚Nur wenige von nhnen weisen stabnle Strukturen auf Der harte Kem 
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(Oder), Fürstenwalde, Guben und Prenzlau. Ansätze zur Bildung einer 

Kameradschaft snnd aber auch nn weiteren Städten Brandenburgs er- 

kennbar. Zusammen umfassen die Kameradschaften ein Potenzial von 

snva 150 Personen. Darüber hnnaus gibt cs in vnelen Städten und Ge- 

meinden Brandenburgs Gruppierungen, die snch zwar als "Kam eradschaft” 

bezeichnen, phänomenologisch jedoch eher rechtsextremistisch an- 

pohtiserten Jugendcliquen ähneln. Der wichtigste Unterschied. Neona- 

zustsche Kameradschaften agneren dnsziplinerter, legen ihrer Gewalt- 

bereitschaft ein taktnsches Kalkül zugrunde, Jugendehquen hingegen 
tendieren dazu, sntuatny und spontan zur Gewalt zu greifen. Die Übergan- 

ge zu den echten neonazistischen Kameradschaften snnd nndes fließend. 

Das von dem Hamburger Neonazn Thomas WULFF entwickelte Konzept 

der “Freien Nationalnsten” sicht vor, die Neonaznszene nich: organnsato- 

rnsch, sondern durch Weltanschauung zusammenzuschweißen. Ihre Akt- 

nons- und Kampagnenfähigkeit soll durch Vemetzung der ezelnen Ka- 

meradschaften zu lockeren Akonsbündnissen bewerkstelligt werden. 

Regelmäßige konsprrative Treffen der Kameradschaftsführer dienen dem 

Zweck, die Aktivitäten zu koordinieren. Die Mobilsierung der Kamera- 

den erfolgt kurzfristig und anlassbezogen mittels Handy, Internet und 

"Nationaler Info Telefone” (NIT), 

Vernetzungsbemühungen 

1999 warde das “Nationale und Soziale Aktionsbündnis Mitteldeutsch- 

land” (NSAM) als Koordinationsgremium für die Kameradschaften nn 

Berlnn und Brandenburg gegründet. Man folgte daben dem Vorbild des 

“Natoralen und Soznalen Aktnonsbündnisses Norddeutschland” bzw. 

der“ Freien Nationalnsten” Doch wurde das NSAM seiner Koordinations- 

funktion zu keinem Zeitpunkt gerecht. Vielmehr entpuppte es snch bald 

als loser Kreis weniger Einzelaktivisten. Die Aktnvitäten des NSAMren- 

chen kaum über die Beteiligung an Demonstrationen hinaus, die von der 

NPD oder anderen rechtsextremistischen Gruppierungen angemeldet 

werden. So zählte das NSAM lediglich zu den Unterstützern der vom 

“Jungen Nationalen Spektrum” (INS) am 24. Märznn Eberswalde veran- 

stalteten Demonstration, 

Mit derGründung des “Märkischen Heimatschutzes” (MHS) Ende 2001 

wurde ein wenterer Versuch untemommen, die Kameradschaftsszene nn 

den Landkreisen Barnim, Uckermark und Oberhavel unter nem Dach 

zusammenzufassen. Ein Jahr zuvor wurde nn der gleichen Region das 
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“Nationale Bündnis Preußen” (NBP) nns Leben gerufen, es blieb seither 

‚jedoch weitgehend maktiv Gemäß enner Pressemitteilung sreht der MHS 

an, Akzeptanz bei den Jugendlichen in der Gegend zu finden, den Zuzug 

von Ausländern nn den dren Landkreisen zu verhindern und mittelfristig 

als freie Wählergemeinschaft bei den Gemeindewahlen anzutreten. Dne- 

ses Konzept trägt die geistige Handschrift des Berliner Neonazis Frank 

SCHWERDT, deschemaligen Vorsitzenden der “Nationalen”, der alseine 
Schlüsselfigur nn der Kameradschaftsszene Berlins und Brandenburgs 

anzusehen nst. Die Postfachadresse des MHS ist mit der des nnzwischen 
bedeutungslosen “Kameradschaftsbundes Bamnm” (KSB) unddes INS 

identisch - enn Beleg dafür, dass Gordon REINHOLZ, cnn Neonazn-Aktn- 

vist, derdie Kameradschaften im Nordosten Brandenburgs um snch scha- 

fen möchte, emeut die Fäden zieht. 

SCHWERDT und REINHOLZ versuchten außerdem, den “Nationalen 

Medienverbund” wnederzubeleben — ein Projckt, das schon der Verein 

“Die Nationalene V” verfolgt hatte. Nunmehr publizieren die beiden nm 

Nordosten Brandenburgs zwen Kameradschaftszeitungen, den “Ucker- 

mark Boten. Zeitung dernationalen Emeuerung” und den “Bamimer Volks- 

ruf. Mitteilangsblatt des Nationalen Widerstand Bamnm” (Schreibweise 

wne im Original) Diese Blätter erschienen jedoch nur sehr sporadisch. 

und nn geringer Auflage Im Impressum nst die oben erwähnte Postfach- 

adresse angegeben. 

“Junges Nationales Spektrum” (INS) 

Ehemalige Kader des “Jungen Nationalen Spektrums” INS) haben ihre, 

Organnsation wieder aufleben lassen. Der frühere Bundesführer, Udo 

HEMPEL aus Sachsen, übernahm erneut die Leitung. 

1994 hatte sich das INS, das 1992 als “Junges Nationales Spektrum Schle- 

snen” entstanden war, dem Verein “Die Nationalen e. V "angeschlossen. 

1996 wurde das INS in “Jungnationale” JNA) umbenannt. Die Gruppie- 

rung fungierte als Jugendorgannsatnon der “Nationalen”, bis dieser Ver- 
einsich, um ennem drohenden Verbot zuvorzukommen, Ende 1997 selbst. 

auflöste Damit verschwanden zunächst auch die INA von der Bnldiflä- 

che, 

Das INS nst ein strukturarmes Sammelbecken für neonazisuische Kame- 

mdschaften und Kleingruppen. Von Sachsen bns nn den Norden Bran- 

denburgs Zasst es entlang der Oder verschiedene Gruppierungen 
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anlassbezogen zu einem losen Akuonsbündnns zusammen. In Branden- 
burggikt es INS.nahe Kameradschaften inder ickermark und dem Ramnm. 

inden Landkreisen Märkisch-Oderland und Spree-Neiße finden sich ein- 

zelne INS-Kader. 

Das INS entfaltete nur nm ersten Halbjahr 2001 einige Aktivitäten. Es 

veranstaltete am 24 März nn Eberswalde eine Demonstration unter dem 

Motto “Gebt Linksfaschisten keine Chance — Für enne nationale Jugend- 

kultur" mitetwa 280 Teilnehmern. WORCH und REINHOLZ traten als 

Rednerauf. Die Veranstaltung richtete snch auch gegen die Schließung 

des Szeneladens “Ragnarök” n Eberswalde. Dessen Geschäftsführer führt 

den Handel allerdings unter dem Namen “Freiheitswille” Internet-gestützt 

fort 

Eine von REINHOLZ für den 17 Märzaufdem Soldatenfriedhofin Halbe 

angemeldete Gedenkveranstaltung wurde polnzeilich verbo:en und vom 

INS wnederabgesagt. Die Anmeldung fürenne Demonstrationam $ Mai 

in Guben wurde vom INS zurückgezogen, angeblich zugunsten enner 

Demonstration nn Dresden, die jedoch bereits enne Woche zuvor stattge- 

fünden hatte Im zweiten Halbjahr erlahmten die Aktnitätendes INS fast 

vollends. Offenbar gelang es nicht mehr, die einzelnen Teilstrukturen 

miteinander zu koordnnneren. 

Das INS verfügte zwar mit dem “JNS-Ier” über enn eigenes Publnkations- 

organ. Im September erschien Nummer 6, eigenen Angaben zufolge nn 

einer Auflage von 600 Escmplaren. Dennoch haben sich Ende 2001 Akti- 

visten ces "INS-Schlesien”, die “Freien Aktnvisten Hoyerswerda” und 

der “Nationale Widerstand Barnim-Uckermark” - unter ihnen wiederum 

REINHOLZ - zusammengetan und die “Mitteldeutsche Jugendzeitung” 

(MJZ) nn einer Auflagenstärke von 250 Exemplaren herausgegeben. In 

ihr sollen verschiedene Kameradschaftszeitungen aufgehen. Sne nst, auch 

in der Aufmachung, stark an den “INS-Ier” angelehnt. 
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Ineinerausladenden “Kampfschrifi” zum Thema “Linke urdrechte So- 

zulisten veremt - gemeinsam schlagen wnr jeden Feind!” fort “Der Ge- 

genangriff” Joseph GOEBEL S bezeichnenderweise als “großen Soziali- 

sion”, 

Die Homepage des KDS (www.kds-im-netz.de) präsentiert neben den 

beiden Zeitschriften auch die “Langener Erklärung” und unter der Ru- 

brik “derrot-braune kanal” KOTHsallmonatliche Kommentare Sie nstmit 

zahlreichen anderen rechtsextremistischen Seiten verbunden, enn Link 

führt “Zurück nn die DDR" 

“Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei/ 

Auslands- und Aufbauorganisation” 

NSDAP/AO) © 

DerUS-Amerikaner Gary RexLAUCK gründete 1972 

in Lincoln/Nebraska (USA) die “Nationalsoznalnstn- 

sche Deutsche Arbeiterpartev/Auslands- und Auf- 

bauorgannsation” (NSDAP/AO) und steht nhr sent- 

her vor. Ursprünglich verfolgte die NSDAP/AO das 

Zuel, inverschiedenen Ländern, darunter Deutsch- 

land, Aktionszellen dernationalsozualnstischen 

wegung aufzubauen, scheiterte aber damnt. Hnnter 

der NSDAP/AO verbirgt snch also keine Organn- - 

sationssinheit, sondern cin konspnratives Netz von NSDAP/AO - Box 6414 
Vereilern der von hr hergestellten undvertnebe- | Lncaln NE 68506 USA 
‚nen Propagandamatenalnen. Die NSDAP/AO beli EEE 
fert die rechtsextremistische Szene nn verschiede- 

nen Ländermit NSDAP/AO-Klebezettel, naznsischem Schrfttum, CDs 

und Derotionalien aus der NS-Zeit. Alle zwen Monate erscheint die Zen- 

tung “NS Kampfruf”, für die eine pseudoreligiöse Verherrlichung Adolf 

HITLERsundrabiater Antnsemitismus charaktenstisch sind. Sie wnrdnicht 

nur nn Deutsch, sondern auch noch nn elf weiteren europäischen Spra- 

chen publnzert 

Währerd die Ausfuhr dieser Propaganda-Materialien in den USA nicht 

verboten ist, steht deren Verbreitung in Deutschland unter Strafe. Ben 

einem Europa-Besuch wurde LAUCK von den dänischen Behörden fest- 

genommen und anschließend nach Deutschland ausgehefert. Hier ver- 
bulke er von 1995 bis 1999 eine Freiheitsstrafe wegen Volksverhetzung, 

Aufstachelung zum Rassenhass und Verbreitens von Propagandamitteln 

verfassungswidriger Organisationen. 

93 
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In Brandenzurg wurde auch 2001 wieder bei polzelichen Hausdurchsu- 

chungen gelegentlich fosigestellt, dass “NS Kampfruf”-Exemplare und 

INSDAP/AO-Aufkleber vorrätig gehalten wurden. 

Die NSDAP/AO verbreitet nhre Propaganda-Palette neunzehnsprachig 

nm Internet (www. nazi-lauck-nsdapao.com). 

Im Jahr 2000 bildete LAUCK aufseiner Seite einen “Zyklon B-Kannsterin 

Museumsqualität - Marke Konzentrationslager Auschwitz” abund lob- 

te einen Preis aus für denjenigen, “dem es gelingt, die passende Wer- 

bung für die Nachbildung dieses bekannten Schädlingsbekampfungs- 

mittels” zufinden. Im Herbst 2000 war dort enne antnsemitische Version 

des beliebten Computerspiel "Moorhuhnyagd” abrufbar" Die Hühner 

trugen Davidsterne Auf Betreiben des deutschen Lizenzgebers musste 

er das “Spiel” aus seinem Internet-Angebot entfernen. 

Im Jahr 2001 installierte LAUCK ein nichtminder üblesantisemitisches 
Spiel, die “XZ-Rattenjagd”, als Download-Daten. Das Spiel wnrd bewor- 

ben 

"Achtung: Rattenplage! Das Lager wnrd von einer Horde von Ratten 

überflutet. Sorgen Sne dafür, daß das Lager von diesem Ungeziefer 

befreit unddie Gegend gesäubert wnrd Heil Hitler!” 

Die Ratten — wneder mit ennem Davndstern versehen - sind nm Vernich- 

tungslager Auschwitz vor dem Hintergrund von drei “Zyklon-E”-Dosen 

abzuschießen. “Der SA-Mann” nst enn weiteres zum kostenlosen Her- 

nterladen angebotenes Computerspiel Der Spieler sollnn der Rolle en- 
nes SA-Mannes möglichst viele Hakenkreuz-Flugblätter nn seiner Nach- 

barschaft verteilen. Aus ennem Getto flüchten Juden und behindern sen 

ne Vertelaktion. Holter dann nn enner "Hakenkreuz-Versammlung” Hilfe, 
können die flüchtenden Juden eliminiert werden, andernfalls wnrd er aus- 

geschaltet. Die Verbreitung dieser “Spiele” nst nn den USA durch das. 

Grundrecht auf Meinungsfreiheit gedeckt 

Bezug nehmend auf dne Exekutivmaßnahme gegen dne neonaznstische 

Kult-Band “Landser” erklärte LAUCK auf seiner Homepage, cass dne 

INSDAP/AO die Musik aus Solidantät wenter verbreiten werde 

"Die Jucdenknechte der brd sollen wissen: Uns bringt ihr nncht zum 

Schweigen, WIR lassen uns nncht vorschreiben, was wnr hören und 

was nncht! Landser lebt weiter! ” 
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PARTEIEN UND DEREN NEBENORGANISATIONEN 

“Natonaldemokratische Parten Deutschlands” (NPD) 

einschließlich “Junge Natonaldemokraten” (IN) 

“Nationaklemokratische Partei Deuischlands” (NPD) 
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Sprung in sieben Landtage, Allerdings scheiterte sie bei der Bundes- 
npswahl 1969 mit 4,3 Prozent der Wählerstimmen ander Sperrklauel 

[Nach dieser für sie enttäuschenden Niederlage wurde die NPD von ei- 

nem rasch fortschreitenden Niedergang ereilt,der bis weitindie reunziger 

Jahre andaterte. 1995 war der absolute Tiefstand miteiner Mitgliederzahl 

[von 2.900 Mitgliedern erreicht Die Parteivorsitzenden Martin MUBGNUG, 

(der erfolglos für eine umfassende Kooperation aller Parteien des rechts- 

[extremistischen Lagers warb, und nach ihm Günter DECKERT, der die 

Partei einseitig auf ®Revisionismus und rassistische Ausländerfeind- 

lichkeit fstlegte, hatten die Partei ins Abseits geführt 

Auch die Wiedervereinigung Deutschlands hatte der NPD nicht den 

[erhofften Aufschwung beschert. So wie andere rechtsextremistische Par- 

teien auch, hatte sie die Gunst der Stunde zu nutzen versucht und am 

18. Januar 1990 die Gruppierung “Mitteldeutsche Nationaldemokraten” 

|(VMND) ins Leben gerufen. Diese benannte sich später in NPD um und 
fusionierte aufeinem Vereinigungsparteitag in Erfurt am 7. Oktober 1990. 

mit der West-NPD. Wahlpolitisch brachte dies keinen Erfolg: Bei den 

ersten gesamtdeutschen Wahlen 1990 erreichte die NPD nur 0,3 Prozent 

aller Zweitstimmen. 

[Erst nachdem Udo VOIGT 1996 zum Parteivorsitzenden gewählt worden 
war, änderte die NPD ihr Vorgehen. Sie löste sich von der bis dahin bei ihr 

vorherrschenden Vergangenheitsbezogenheit und konzentriert sich seit- 

her auf wirtschaftliche und soziale Themen, die sie aus nationalistischer 

und rassistischer Perspektive beleuchtet. Außerdem entwickelte die NPD 

eine Strategie, die sich auf drei so genannte “Säulen” stützt: “Kampf um 

die Köpfe”, "Kampf um die Straße” und "Kampf um die Parlnmente”. 

|Dem “Kampf um die Straße” kommt dabei besonderes Gewicht zu. Der 

Strategiewechsel ging einher mit einer zunehmenden Kooperation zwi- 

schen NPE, Neonazis und gewaltbereiten Skinheads. Dabei fungierten 

(die “Junger Nationaldemokraten” (IN), die Jugendorganisation der NPD, 

zeitweise als verbindendes Scharnier. 

[Gleichzeitig verlagerte die Partei ihren organisatorischen Schwerpunkt in 

die ostdeutschen Bundesländer, da sie hoffte, ihr könne die dort anzu- 

reffende Enttäuschung über die Folgen der Wiedervereinigung zugute 

kommen. 

Ähnlich wie in ihren Gründungsjahren versteht sich die NPD heute als 
prteipolitische Repräsentanz einer nationalisischen Kampfbewegung, 

die als “Nationaler Widerstand” oder “Nationale Außerparlamentarische 

Opposition” (N APO) bezeichnet wird. 
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[Die NPD verabschiedete sie 1996 auf einem Parteitag in Ohrel Nieder- 

|sachsen) ein neues 1997 noch einmal überarheitetes - Parteiprogramm. 

|Aberum die Stoßrichtung der NPD zuerkennen, genügt ein Studium des 

|Parteiprogramms keineswegs. Eine wichtige Rolle beider 

innerparteilichen Meinungsbildung und ideologischen Prägung der Mit- 

lieder spielen die offiziellen NPD-Medien (die Parteizeitung “Deutsche 

Stimme”, die Beiträge im Interne), ihr Schulungsmaterial und ihre sonsti- 

[gen programmatischen Schriften sowie die Reden und Veröffentlichun- 

[gen führender NPD-und JN-Funktionäre, 

Verfassungsfeindliche Ideologie und Programmatik 

Die NPD verficht aggressiv-kämpferisch eine verfassungsfeindliche Ideo- 

logie, Sie will das von nhr so genannte “System” - also die freiheitliche 

demokratische Grundordnung — abschaften. Wegen dieser Grundhal- 

tung der NPD sahen snch Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung 

zu ihren Verbotsanträgen gegen die Partei veranlasst 

Die NPD propagiert enen völkischen Kollektivismus Ausweislich ihres 

Parteiprogramms nst für sne dne Würde des Menschen von seiner biolo- 

gisch-genetischen Teilhabe an der “Volksgemeinschaft” athängng, Die 

NPD wertet das “Volkswohl” höher alsdas Wohl des Einzelren. Dievom 

Grundgesetz garantierte Freiheit der persönlichen Entfaltung missachtet 

sie. Se postuliert “Grundziele des Volkes”, an denen - statt an der verfas- 

sungsmaßigen Ordnung — sich die “Volksherrschaft” oriertieren solle. 

Die von der NPD propagnerte zukünftige Gesellschaftsordnung nst enne 

autoritäre Elitenherrschaft. Der Anspruch auf Führerschaft steht im Wi- 

derspruch zum pluralnstischen Mehrparteiensystem der Bundesrepublik. 

Die NPD richtet sich gegen den elementaren Verfassungsgrundsatz der 

Völkerverständigung und des friedlichen Zusammenlebens der Völker 

Dass Menschen unterschtedlicher Abkunft von ungleichen Wert seien, 

isteine Behauptung, die snch wie ein roter Faden durch programmatnsche 

‚Äußerungen und öffentliche Reden von NPD-Aktnynsten zncht. 

Inihnen findensich zahlreiche Belege für dierassistische, artisemitische 

nd fremdenfeindliche Haltung der NPD 

Grundlage der mit dem Grundgesetz unvereinbaren Fremdenfeindlichkeit 

ist die im Parteiprogramm enthaltene ndeolognsche Konstruktion vom 

“lebensrichtigen” Menschenbild. 

“Wir stehen mnt einem lebensrichtigen Menschenbild gegen Fremd- 

herrschaft und Fremdbestummung, gegen Überfremdung, Ausbeu- 
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tung und Unterdrückung, für deutsche Freiheit, für Freiheit der Völ- 
ker, fürcine soziale Neuordnung nn Deutschland, die unserem Men« 

schenbild entspricht.” 

Deutlicher wnrd die NPD nn nhrem Wählprogramm zur Bundestagswahl 

1998, nndem sie sich gegen die “menschenfeindliche Integrationspoltik” 

wendet, um die “deutsche Volkssubstanz” zu erhalten; deshalb sei dne 

Rückkehr der Ausländer nn nhre Heimatländer zu betreiben. Fremden- 

feindlnchkeit erscheint so als legntimes Mittel der Arterhaltung, als ein 

biologisches Grundprinzip, das zugleich ethisch und politisch nämlnch 

zur Ausweisung - verpflichte. 

Inder NPD werden derarige Thesen mmerwiedermit Begeisterungauf- 

genommen So bekam beispielsweise das chemalnge SS-Mitglied Herbert 

SCHWEIGER aus Österreich bei enem früheren Auftrttin Brandenburg, 

viel Applaus für seine Thesen zur “Rassenhygiene” und zum "Rassen- 
krieg” 

Eine NPD-Pressemitteilung vom 3 September berichtete, dass der NPD- 

Vorstandaufeiner Sitzung in Wandlntz (Kreis Barnnm) enn Fünl-Punkte- 

Rückführungsprogramm für hier lebende Ausländer formuliert habe. Die- 

ses Prograrnm enthält diskriminserende Forderungen wne die, cassAus- 

länder, die in Deutschland leben, keine Leistungen aus der Sozial- und 

derRentenrersicherung erhalten sollen, dass sie kein Grund- und Wohn- 

igentum erwerben oder behalten dürften und dass das Grundrecht auf 
Asyl ersatzlos abzuschalten sei 

Die NPD polemisiert häufig gegen das “internationale Judentum”, das 

angeblich das deutsche Volk daran hnndere, einen Schlussstrich unter 

die Vergangenheit zu ziehen; diesem Ansinnen folge die deutsche Pohtik 
unddhe veröffentlichte Meinung willfährig. In diesem Snnne führte etwa 

der NPD-Fanktionär Andreas STORR auf enner Veranstaltung des NPD- 

Kreisverbandes Oberhavel laut einem Bericht des Parteiblattes “Zünd- 
stofl” u. a.aus. 

“Nur die ununterbrochene und gleichförmige Berieselung der Deut- 

schen mit der vorgegebenen Zentralmeinung erzeuge den falschen 

Eindruck, dal) die Vertreter der Ausländenisierung, der Holocaust- 

orientierten Sonderrolle Deutschlands (Büßen bis nns letzie Glied) 

und ancerer Zumutungen snch nn der Mehrheit befinden, was jedoch 

nicht der Fall nst. (. )So etwas wäre unter einer NPD-Regierung un- 

vorstellsar" 

Ar 101,8.7) 
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Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus 

Die Wesensverwandtschaft der NPD mnt dem Nationalsoziahsmus wnrd 

an vnelerler Merkmalen deutlich. In ihren Anfangsjahren nahm dne NPD 

viele ehemalige NSDAP-Mitglieder auf und heßsie teilweisen Spitzen- 

funktionen aufrücken, ohne von nhnen ennen Gesinnungswandel zu er- 

warten. Gegenwärtig erweist snch diese Wesensverwandtschaft vor al- 

lem in der Affinität der NPD zur NS-Ideologie, nn der Verhamnlosung der 

natnonalsozialnstischen Diktatur, nn der Verwendung nationalsozualisti- 

scher Diktion sowie nm Bekenntnis zu Repräsentanten des Nationalso- 

aalismus. 

An Belegen dafür fehlt es auch nn Brandenburg nncht. Die meisten ein- 

schlägngen Äußerungen fallen - angesichts des laufenden Verbots- 
verfährens - in geschlossenen Veranstaltungen und werden nicht publi- 

ziert. Andererseits hat Horst MAHLER, der dne NPD nm Verbotsverfahren 

vertritt, keine Scheu, nn seinem Antrag an das Bundesverfassungsge- 

richt vom 20. Aprnl zur Verteidigung der NPD u. a anzuführen: 

inem freien Volkmuß es erlaubtsein, zuuntersuchen und öffentlich 

zu erörtern, ob die eine oder andere Antwort, dne dne Nationalsozualn- 

sten gefunden haben, nicht nn heutiger Zeit aufgenommen und fort- 

geführt werden sollte. 

Im gleichen Geiste preist der NPD-Kreisverband Spreewald nm Internet 

RudolFHESS als "Leuchtendes Vorbild der Jugend”. 

Die Verbrechen des Nationalsoznalismus werden von der NPD teilweise 

verhamlost, um das nationalsozualistische Regime nnenn besseres Licht 

zurücken. Soheißtesnm NPD-Parteiprogramm 

“Wir wehren uns gegen dne moralische Selbstvernichtung unserer 

Nation durch die einseitige Schuldzuweisung zu Lasten Deutsch- 

lands, die Aufwertung des Landesverratsund die Verherrlichungalli- 

ierter Krnegsverbrecher” 

‚Auch aus Brandenburg gibt es Beispiele dafür, dass die NPD die Kriegs- 

schuld Deutschlands leugnet oderrelatnviert, zugleich die kritische Auf- 

arbentung der Vergangenheit nn der Bundesrepublik verunglimpft und 

daraus die Konsequenz zieh, dass die bundesrepublikannsche Demokra- 

(ie am “Deutschenhass” alsbald zugrunde gehen werde: 

“Wir verurteilen dentäglichen Lügen- und Hetzterror derabhängigen 

Propagandamedien. Wir verurteilen den Mißbrauch der Schule, die. 
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unsere Jugend zum Selbsthaß erzicht, um ihr den Nationalstolz zu 

"herauben und snr gefügng zu machen Wir verurteilen d 

Kriecher in der Justiz, diemitder anifaschistischen Verbrecherelque. 

gemeinsame Sache machen. Jahrzehntelang haben diese Steigbügel- 

halter der alliierten Völkermörder das Ansehen unseres Volkes inder 

Weltöffenlichkeit herabgesetzt und Lügen verbreitet Ihr grenzen- 

loser Haß auf alles Deutsche und ihr blindwütiger Machtwahn wnrd 
ihnennun zum Verhängnis werden (..) Mit Hilfe verschärfier Mednen- 

hetze und radikalisierter Polijusiz versuchen sie, hr politisches Hu 
scheiden hinauszuschieben. Unberechenbar und gefährlich schlägt 

das Untier um sich. Nun gilt es, der Hydra rasch und entschlossen 

den Garaus zumachen” 

(NPD-Kreisverband Spreewald m Internet; Schreibweise wne nm Ort- 

anal) 

Überdies verbreiteten Günter DECKERT, der aus der Haft entlassene 
hemalnge NPD-Vorsitzende, und Wolfgang JUCHEM, Vorsitzender der 

revnsionistischen Kleinstgruppe “Aktnon Freies Deutschland” (AFD), 

auf NPD-Kreisversammlungen nn Brandenburg 2001 mehrfach nhre 

geschichtsrevisionistischen Thesen. 

Gleichzeitig strebt die NPD eine Revision der Grenzen an, die den Völker- 
recht, vorallem dem Zwei-plus-Vier-Vertragvom 12. September 1990, wi- 

derspricht. Das Parteiprogramm verlangt 

“Die Wiederherstellung Deutschlands nst mit der Vereinigung der 

Besatzungskonstruktion BRD und DDR nicht erreicht. Deutschland 
nst größer als dne Bundesrepublik! (..) Wir fordern die Revision der 

nach dem Krieg abgeschlossenen Grenzanerkennungsverträge.” 

schen 

Auch mit ihrer Reichsndeologie knüpft die NPD an die antndemokratische 

und imperiahstisch-hegemoniale Vorstellungswelt des Natonalsozialis- 

musan. Die Reichsidee klnngtnn zahlreichen Veranstaltungen und Publn- 

kationen der NPD sowie in Äußerungen ihrer Spitzenfunktionäre an — 
auch in Brandenburg. Neben der “Reichsgründungsfeier” am 21. Januar 

in Friedersdorf (vgl S. 126) sen beispielhalber erwähnt, dass der Kreis- 

verband Spreewald für die CD "Rufe ins Reich” im Intemet warb. 

Organisation und Mitgliederentwicklung 

Die NPD gliedert sich in 15 Landesverbände; in Berlin und Brandenburg 

existiert ein gemeinsamer Landesverband. Das zahlenmähhg stärkste Ge- 
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wicht hat weiterhin der Landesverband Sachsen. In Riesa sitzt auch die 

perteieigene DEUTSCHE STIMME VERLAGSGESELLSCHAFT mbH 

Der Mitglnederbestand der NPD ist etwa gleich geblieben. Zwar behaup- 

tet die Parten selbst, nach Beginn des Verbotsverfahrens habe - nach 

dem Motto “Jetzt erst recht!” <ein Zustrom von aufrechten Mitstreitern 

eingesetzt. Tatsächlich hältsich die Zahl der Neueintrite nn Grenzen. Sie 

wird aufgewogen durch die Austritte jener, die entweder nncht einer 

verbotswürdigen Partei angehören möchten oder aber umgekehrt die 

NPD derzeit als "lenseieterisch” empfinden, 

In Brandenburg besaß die NPD anfangs keine funktionsfähigen Struktu- 

ren, entsprechend gering waren dne Aktnvntäten der Partei. Erst 1997 bil- 

dete snch innerhalb des Landesverbandes Berlin-Brandenburg enn eige- 

ner Bezirksverband. Parallel dazu umwarb die NPD verstärkt unge Rechts- 

extremisten und Jugendliche mnt einer Disposition für rechtsextremisti- 

sche Einstellungen. Dre Mitgliederzahl nn Brandenburg stieg von che- 

mals 20auf 150 nm Jahr 1998, Insbesondere durch Demonstrationen, für 

die bundesweit mobilisiert wurde, gewann die NPD an Attraktivität für 

bestimmte Jugendliche 1998 gründete die NPD erste Kreiverbände nn 

Brandenburg. Danach konnte die NPD nhre Strukturen kontinuierlich 

ausbauen und ihre Mitgliederzahl zunächst auf 225 nm Jahr 000 steigern 

Mittlerweile hat sie den Zenit dieser Entwicklung durchschriten, die 

Mitgliederzahl ist wnederabgebröckelt. Viele Mitglieder snnd nnaktny und 

kaum noch für kontinuserliche Parteiarbeit zu begeistern. De: Landesver- 

band gibt ihnen auch keine klare Orientierung, wne sie sich angesichts 

des Versotsverfähren verhalten sollten. 

ER Anzahl der Mitgloder 

> 

20 2 

190 

@ 

Emm I Bumm 
1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

Entwicklung der Mitgliederzahlen im NPD-Bezirksverband Brandenburg] 
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Der NPD-Bezurksverband Brandenburg innerhalb desgemeinsamen Lan- 

desverbandes Berlnn-Arandenburg umfasst sechs Kreisverbände, emige 

Stadtverbände und Stützpunkte Nachdem sich im Jahr 2000 der Kreis- 

verband Bamim-Uckermark aufgelöst hatte, waren im Jahr 2001 dieKreis- 
verbände Oberhavel und Oderland vom organnsatorischen Ausbedroht, 

sie konnten sich aber noch halten. Der nach wie vorrelatnv aktive Kreis- 
verband Spreewald verfügt nach eigenen Angaben über 100 Mitglieder, 

zudenenangeblich rund 500 Sympathisanten hinzukommen. Die tatsäch- 

liche Mitgliederzahl bedürfte snch auf etwa 60 Personen belaufen. Stärker 
schob sich zuletzt der Kreisverband Prngnutz-Ruppin nn den Vordergrund, 

vorallem durch die zahlreichen Demonstrationen, die er entweder anmel- 

dete oder steuerte 

“Junge Nationaldemokraten” (IN) 

Die NPD bssitzt eine eigene Jugendorgannsation, die “Jungen Natnonal- 

demokraten” (IN). Ursprünglich verstanden sich die IN als “nationale 

Gesinnungs- und Kampfgemeinschaft” mnt “revolutionärer Ausrichtung” 

und “strenger innerorganisatorischer Disziplin” (zt. nach der IN-Bro- 

schüre “Eine andere Jugend - Enne revolutionäre Idee - Eine junge Poli- 

ik“). Den Charakter einer Kaderorganisation verloren die IN jedoch, als 

die NPD sich zur Neonazn- und Sknnheadszene hnn öffnete und viele jun- 

ge Mitglieder direkt aufnahm, ohne sne zuvor durch die IN schulen zu 

Tassen Mitlerweile sind die IN zu einem bloßen Anhängsel der Mutter- 

parten verkümmert. Derzeit gibt es kaum funktionierende Landesverbän- 

de, die Mitgliederzahl sinkt, nennenswerte Aktivitäten bleiben aus, 

Der 30, ordentliche Jahreskongressder IN fandam 22/23. September nn 

NeustadtGlewe (Mecklenburg- Vorpommern) statt. Vor den etwa 80 Tenl- 

nehmen warden angebliche Erfolge vermeldet 

In Brandenburg existieren keine IN-Strukturen; die Mitglieder sind über 

as Land verstreut. Der m Vorjahr gestartete Versuch, die IN nm Lande zu 

sevnalisieren, wurde 2001 nicht fortgeführt 

Keine Chance bei Wahlen 

Das Kalkül der NPD, das laufende Verbotsfähren nn Wahlerfolge umzu- 

münzen, ging nicht auf. Die NPD wollte angesichts des drohenden Ver- 

bots “Flagge zeigen” und ihren mit der Verbotsdiskussion gestiegenen 

Bekanntheitsgrad testen. Daben scheiterte sie kläglich 
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Ben denLandtagswahlen nn Baden-Württemberg und Rheinlend-Pfalzam 
95. März erzielte die Partei jeweils.einen Stmmenanteil von wert unter 

einem Prozent. Ebenso musste die Parten bei der Wahl zur Hamburger 

Bürgerschaft unerwartet hohe Stimmenverluste von zwei Drittel der Stum- 
men hinnehmen. 

Auch ben den Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Beznrksver- 

ordnetenversammlungen nn Berlnnam 21 Oktober gelang der NPD kenn 

Mandatsgewinn. Die Parten erhielt ben der Abgeordnetenhauswahl 0,9 Pro- 

zent der Zweitstimmen, 0,1 Prozent mehr als bei der letzten Wahl. Mit 

1,6 Prozent nn Berlin-Ost und 0,5 Prozent nn Berlnn-West blieb das Ost- 

West-Gefälle eiwagleich Bei den Wählen zu den Bezurksverordnetenver- 

sammlungen konnte die NPD ebenfalls kein Mandat erringen. Trotz ho- 

hem Wehlkampfeinsatz erreichte se auch dnesmal nncht die Ein-Prozent- 

Marke, die ihr die Rückerstattung der Wahlkampfkosten gesichert hätte, 

Die NPD führte n Berlin einen aggressiven Wahlkampf, beidem sne nns- 

besondere Infostände, Flugblätter und Plakate einsetzte. Die NPD prä- 

sentierte snch als Volksbewegung und einzige Alternative zu den 

“Volksverderbern” nm Abgeordnetenhaus. Sie wolle “dne herrschenden 
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Politiker austauschen, bevor Politkriminelle uns Deutsche gegen Aus- 

Händer ausgetauscht haben” Darüber hnnan agnherte die Partei mit Paro- 

len wie “Die Poht-Kriminellen aus dem Abgeordnetenhaus dnrektinden 

Knast!", “Deine Rache-NPD” und “Unsere Parole heißt Angrnft”. Auch 
warb sne lange Zent mnt einem unvollständigen Zutat aus der Spenden- 

kampagne für die Errichtung eines Holocaust-Mahnmals und plakatnerte 

“Den Holocaust hat es nie gegeben”. Der Spitzenkandidat Udo VOIGT 

erklärte auf ener im Wahlkampf verbreiteten CD, der “nationale Sturm 

auf Berlin" habe begonnen. In einem Wählerbrief wamte er vor einer 
angeblich drohenden “Durchmischung” und “Durchrassung” des deut- 

schen Volkes. 

Neue taktische Manöver 

Trotz eines möglicherweise drohenden Verbots gnbt snch die NPD nach 

wie voraktnv-kämpfensch. Auf einem außerordentlichen Bundespartei- 

tag am 3./4 März in Lichtenhaag (Bayern), der aus Anlass des Verbots- 

Verfahrens stattfand, stellte der Bundesvorsitzende VOIGT klar, dass die 

NPD am strategischen Konzept der “Drei-Saulen-Strategie” unverändert 

festhalten werde Dennoch nst unübersehbar, dass die Partei in entschei- 

denden Fragen uneins nst, die Partenführung nncht geschlossen aufirtt 

und ihr einplausibles Konzept fehlt. 

Im Vorfeld des Bundesparteitages hatte es nn der Parteiführung. heftige 

Kontroversen um die Prozessührung MAHLERs gegeben Per Lennart 

AAE, Leiter des Amtes Poltik im Bundesvorstand und exponierter Knitn- 

ker MAHLERS, trat deswegen von seinem Amt zurück. Der Streit wurde 

schließlich auf dem Bundesparteitag ausgetragen. Die MAHLER-Kritn- 
ker, unter nhnen zwen der drei stellvertretenden Bundesvorsitzenden so- 

wie er IN-Bundesvorsitzende, konnten sich nncht durchsetzen Die Po- 

sitionen VOIGTs und MAHLERS hingegen wurden gestärkt. 

Auch nn bündnispohtischen Fragen zeigt snch dne Partei zernssen. Die 

Frage, wie mit Neonazis nn den eigenen Reihen und außerhalb der Partei 

umzugehen sen, wird ennmal so, dann wneder anders beantwortet oder 

bleibt in der Schwebe, 

Aufdem Landesparteitag derthünngischen NPD am 21 AprnlnnKamps- 

orf wurde der Berliner Neonazn SCHWERDT, derauch Bundesgeschäfts- 

führer der Partennst, zum neuen Landesvorsitzenden gewählt. Im heimt- 

schen NPD-Landesverband Berlnn-Brandenburg war SCHWERDT we- 

gen seines Aktnynsmus, gelegentlicher Eigenmächtigkeiten und auch 
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wegen seiner Afnntät zu Neonazns nicht unumstritten, so dass er nncht 
den Fnnfluss erlangte, den er sich erhofft hatte“ Mit der Wahl 

SCHWERDTs gewann die Parteiströmung an Gewicht, die auf enne enge- 

re Zusammenarbeit mit neonaznstischen Gruppen drängt. 

Noch deutlicher bekamen neonazistische Kräfte nm Landesverband 

Schleswig-Holstein die Oberhand. Zwar hatte der Bundesvorstandnoch 

den organnsatorischen Notstand über diesen Landesverband verhängt, 

nachdem am 14. Oktober 2000 der Neonazn Jürgen GERG zu.dessen Vor- 

sitzendem gewählt worden war Auf dem Landesparteitag am 24. Februar 

nn Tönning wurde jedoch der nicht minder mihtante, zudem vorbestrafte 

Neonaz. Peter BORCHERT zum neuen Vorsitzenden gewähltundanschlie- 

Bend GERG zum Landesgeschäftsführer bestellt, Dies veranlasste cher 

traditionsgebundene NPD-Mitglieder nn Schleswig-Holsteir zum Partei- 

austit 

Der Bundesvorstand nahm das alles ohne Widerspruch hin. Erst als 

BORCHERT und GERG die Terroranschlägevom 11. September aufpro- 

vokante Weise öffentlich gutgeheißen hatten, verhängte er am 23 Septem- 

ber abermals den organnsatorischen Notstand über den Landesverband 

Dieser Schnit warrein taktnsch kalkuliert. Denn angesichts des Verbots- 

verfahrens wollte die Parteiführung verhindem, dass Partengliederungen 

und deren führende Vertreter durch aufreizende Äußerungen zusätzliche 

Verbotsargumente heferten 

‚Ähnlich problematisch gestaltete snch das Verhältnis zwischen Parten- 

vorstand und der “Revolutionären Plattform” (RPF) Die RPF hatte sich 

aus Unzufriedenheitmit dem Parteivorstandals innerparteiliche Opposi 

ionsgruppe nm Herbst 2000gebildet Ihr Hauptaktivist, der Neonazi Stef- 

fen HUPKA, hatte zeitweise dem NPD-Bundesvorstandangehört. Nach 

anhaltenden Querelen war die Vereinbarung getroffen worden, dne RPF 

als Arbeitsgemeinschaft beim Parteivorstand einzubinden. Damnt waren 

HUPKA und die übrigen RPF-Protagonnsten jedoch nncht zufrieden. Sie 

versuchten weiter, die NPD nnnhrem Sinne revolutionär zu verändem. Am 

10 Dezember wurde HUPKA aus der Parten ausgeschlossen. Damit war 

es VOIGT gelungen, den Wortführer dieser innerparteilichen Oppositi- 

Onsgruppe und exponierten Gegner der Partenführung aus der NPD zu 

drängen. Später hat snch die RPF selbst aufgelöst 

Als die NPD am 1 Dezember in Berlin gegen die “Wehrmachtsaus- 
stellung” demonstrierte, waren auch zahlreiche Neonazns und Skinheads 

dabei. Zwar erreichte die Veranstaltung nicht die Teilnehmerzahl der De- 

monstration gegen die “Wehrmachtsausstellung” am ] März 1997 nn Mün- 
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” der “Wehrmachtsausstellung” 
"Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht !" 

Atemtams - Schau Dieibt anbiieutsche Vlksverhetzung, 

Nach einigen "Schönhutwnpmsiren“ sad 

end Muhrmachtuussinuung ser 

Rkkentems Erben a Noremder 2001 
rwoor 2 Propegandamenn yazan una, 

VOR angeset werden wen a an nit 

Aufgrund rahrmener Proteste sus sem 

nebenan Inge wur ve nach werner 

Tournee durch Deutschiand m Jahre 1705 

esinatmurden 

Finrratone! erhannme Sechverstanage 
Aemen SangergerFänchungen nachge- 
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hen. Dochmarschierten immerhin mehrals 3.000 Personen auf das war 
die größte Demonstration von Rechtsextremsten in den ltzten Jahren 

Ungeachtet ihrer Differenzen mnt den neonazistischen “Freien Kräften” 

war es der NPD erneut gelungen, in nhrem "Kampf um die Straße” enn 
breites Bündnis des “Nationalen Widerstands” zusammenzubringen und 

snch als“Speerspitze” der NAPO darzustellen. 

Aberaus dem Dilemma einer zwiespältigen Taktnk kommt die NPD1rotz- 

dem nncht heraus. Der Hamburger Neonazn Christian WCRCH hat es 

recht treffend beschneben. 

“Die NPD. )hat Angst vor einem Verbot, das gerade mit "Nähe zum 

"Nabonalsozualismus’ begründet sein könnte, aber andererseitsmöch- 

te sie auch die Unterstützung derer haben, die snch - mnt welchem 

Bezag auch immer - als Nationalsoznalisten verstehen oder dem hi- 

storsschen Nationalsoznalnsmus positiv gegenüberstehen. - Leider 

kann man nn diesem Fall nicht die Henne und das En haben.” 

(Herrenhaupt”, 5. Ausgabe, 5. 2) 

‚Aktuelle Entwicklungin Brandenburg 

Der NPD-Bezirksverband Brandenburg begnügt sich mnt dem üblichen 

Sitzungsgeschäft und gibt keine Impulse für die Parteiarbei. Sne bleibt 

alsoden Kreisverbänden überlassen, deren Aktnvitäten ganz unterschied- 

lich ausfallen. 

Der Kreisverband Spreewald st wenterhinrühniger alsandere NPD-Kreis- 

verbände nn Brandenburg. Erallenn ist mit einer eigenen Homepage nm 

Internet vertreten. 

Innerhalb des Kreisverbandes ist seit einigen Jahren zu beobachten, 

dass Feiern im Jahreskreis mit heidnisch-germanischen Elementen be- 

frachtet und ndeolognsch aufgeladen werden. So wnrd auf der Website 

z.B. enne größere Texipassage aus der Weihnachtsbeilage der 1941 er- 

schienen “Soldatenblätter für Feier und Freizeit” zitiert. 

Die Führung des Kreisverbandes bemüht snch, die Mitglieder und Sym- 

pathisanten politisch-ndeologssch zu schulen und in ihrer rechtsextremt- 

süschen Weltanschauung zu festigen. Auch im Internet kündigte sne 

eine Fahrt zur Wewelsburg an. Heinrich HIMMLER wollte die Wewelsburg 

ben Paderborn als Geistesborn der NS-Ideologie und als Weihestätte für 

tote SS-Führer ausbauen. Seither ist sne ein Wallfahrtsort für Neonazis. 
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Der Kreisverband verliert snch bisweilen nn ndeologtschen Skurriltäten. 

So hot er unter den Artikeln, die über das Internet zu bestellen sind, den. 

Titel “Die Fabel von den Enten und Hühner - Eine dramatische Helden- 

geschichte von Intrige, Propaganda und Subversion” fenl. Wenngleich 

diese SchritinComic-Form aufgemacht st, handelt esschnicht um enn 

Kinderbuch. Sie fabelt - wie andere angebotene Publikationen aus dem 
gleichen Verlag, der snch zu Unrecht katholisch nennt - von einer Welt- 

Verschwörung, die der jugendliche Leserals “jüchsch-Ireimaurerisch-sa- 

anische” entschlüsseln soll 

Der Kreisverband Prngnitz-Ruppin fiel vorallem durch Agntprop-Aktio- 

nen auf, Seit Beginn der militärischen Aktionen der amerikanischen und 

tischen Streitkräfte in Afghannstan wurden zunächst fast wöchentlich 

Demonstrationen nn Wittstock oder Neuruppinangemeldet. Fürsie zeich- 

nete offiziell meist eine "Aktionsgemeinschaft für Frieden und Selbst- 

bestimmung” (AGFS) oder eine “Aktionsgemeinschaft der Anstindigen” 

(AGA) verantwortlich; hinter diesen "Aktionsgemeinschaften” verbarg 

sich aber stets der NPD-Kreisverband. Zu den Demonstrationen kamen 

zwischen 15 und 70 Teilnehmer, nn der Regel NPD-Anhänger und 

Sknnheads aus der Region. Ben einer Kundgebung am 18. August in 

Witstock sprach HUPKA zum Thema RwlolHESS“ Am 22. September 

verbrannte der Vorsitzende des Kreisverbandes, Marno SCHULZ, auf ei- 

ner Demonstration unter dem Motto “Schluss mnt der Kriegsireiberei, 

Frieden schaffen ohne Waffen” die amerikanische Fahne, Die letzte De- 
monstrauon des Kreisverbandes nm Jahr 2001 fand am 28. Dezember un- 

ter dem Motto “Deutsche Mark auf Wiedersehen” nn Wittstock statt 

Diese Demonstrationen stellen enn Ärgernis für die Stadt Wittstock dar. 

Deshalb verwahrte sie snchmit einer eigenen Veranstaltung am 8. Dezem- 

ber-auf der auch Ministerpräsident Stolpe auftrat -gegen die rechtsex- 

tremistischen Aufmärsche, 

Mehroderweniger eingeschlafen snnd hnngegen die Aktivitäten des Kreis- 

verbandes Oderland. Der Kreisvorsitzende, Jorg HÄHNEL, tnttals soge- 

nannter “nationaler Liedermacher” bundesweit auf NPD-Veranstaltun- 

genauf. Auch sonst nnmmt er überregionale Termine wahr, z. B. gehörte 

er zuden Rednern auf der NPD-Kundgebung am 1 Dezember n Berlin. 

Offenkund g vernachlässigt HÄHNEI, darüber seinen Kreisverband, 

© Inerzuvgl den aktuellen Bencht “Neonazis Kenem Rudolf Heßauch nm Jahr 

2001” auf der Website www verfassungsschutz-brandenburg.de unter 

> Bibliothek > Publikationen FOnlnne-Publikationen 
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“Deutsche Volksunon” (DV) 

Gründungsjahr: 57 

Si: München 

inBrandenbungakti seit: 891 

[Mitglieder bundesweit: 1500 Duw,j 

Brandenbug ZU ak 
für Brandenburgrekvane 

füremeginale Perlen: “Yaioal-Zeitung Deutsche Wöchen- 

zitug’(N2) 

Inernetsrese: vrwrän.zet 

[Di Deutsche Volkaunaon”"DVO)onurde iamaar 1987 vondemschwer- 

eichen Münchener VerlegerDr. Gerkard FREY als Auflingbecken für 

Ieenelige NFD- Mitglieder dieihusr damals zerfisemien Par denRük- 
on kelnten, gegnindet. 1987 gelang der DIVU der Einzug indie Bremi-. 

che Bürgenschaf, 1992 inden Landtag von Schleswig-Holstein. Nach 

[er Werde gndete FREY im März 1991 den DV I-Landervesband Ber- 
in-Brandertung, später weitene Landesverbände inOstl utschland. Hier 

Ibeieligtesichäie DVU damnauchanLanitagswrahlen: 1998 in Sachsen- 

Anka, 1999 inB zndexhurg, 

[FREY zätrach wie vor. den firamaetirkten Rechts eremistenin der 

[Bundesrepublik.ErbetreihteinGeflechtvon Verlegs-und Verriehnurter- 

ehren. Durch diese wind naven evisionistischerLitaatu, Jontägem, 

[Falmenund Getenkemedaillen auch die auflagenstärkste jectestrem- 

tische Wochenzeitung, die “Natioral-Zeitung Deutsche Wochen. 

zeitnng” (NZ), herangegeben. 

[Die DVI ist keins Partei im herkömmlichen Sinne. Sie int vielmehr in 

[strument, mit dem FREY seine Geschäftinteessen verülgt. Von der 

[Konzemzentale in Mitmchen an steuerterdie Partei zenalistischund. 

latoritir.$1e rt vonseinenSpenden und Kieitenabhärgig, Die Zirsen 

Iexden FREY ans Mitgliedtbeihägen, Spendenund der Rückerstattung 
[er Wehllampfkesten bezahlt. Daneben profitiert ex von stmnerlichen| 

[Vortelen Zudem verlangter vondenAbgesmänetenderDVUL, dass sie. 

Teils der Fraktionsgelderuni Abgeorireiendiätenan die Parteizentrale 

109 



Verfassungssehutzbericht Land Brandenburg 2001 

[nach München abführen. Wenn die DVU sich zur Wahl stellt, verfolgt sie] 
also nicht rur politische Ziele, sondern lässt sich auch für die finanziel- 

Ten Interessen ihres Vorsitzenden einspannen. Das letzte Glied in der 

[Kette sind die Mitglieder, die FREY als passive Beitragszahler und Kon- 
|sumenten seiner Produkte braucht. 

[Zugleich sicht sich FREY als Chefstratege und -ideologe der DVU). Nurer 

[bestimmt die politischen Inhalte und Aktivitäten der Partei. Außerdem 

nimmt er, selbst auf regionaler Ebene, Einfluss auf Personalentschei- 

|dungen, wobei die persönliche Loyalität der Kandidaten mehr gilt as] 

Ihre politischen Fähigkeiten 

Die Teilnahme an Wahlen gehorcht keinem politischen Kalkül, sondern 

[wird einer strengen Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen. Milionenfa- 

| che Werbesendungen im Wahlkampf dienen dazu, Käufer für die Produk- 

te FREYS zu finden. Die DVU will bei Wahlen in erster Linie Prozente 

|machen, damit sie von der Wahlkampfkostenerstattung profitieren kann; 

jan politischem Einfluss für ihre Kandidaten ist ihr nicht ernsthaft gele- 

|gen, denn das könnte die Vormachtstellung des Parteivorsitzenden schwä- 

[&hen. Abgeordneten ist kaum mehr als eine Marionettenrolle zugedacht 

Damit wirdinnerparteiliches Leben im Keim erstickt. 

[Eine politische Basisarbeit findet in der DVU kaum statt. Die Landesver- 

|bände müssen sich ihre Veranstaltungen fast durchweg von der Partei- 

zentrale in München genehmigen lassen. 

Agitation 

FFREY greift nn den politischen Meinungsstreit vomehmlich mit Hilfe ser- 

ner Medier ein. Markante ideologische Positionen der DVU sind daher 

nicht zuerst ihrem Parteiprogramm zu entnehmen. Propagnert werden sie 

vorallem nn der Parteizeitung “Natnonal-Zeitung/Deutsche Wochenzei- 

tung” (NZ), die m Jahr 2001 nhr 50-Jährnges Bestehen feierte, oder auf der 

-mittlerweileum enn Videoangebot "DVU TV” erweiterten Interneiseite 
der Partei. Beide Mednen greifen tagespolitische Themen auf und tum- 

meln snch auf den üblichen rechtsextremistischen Agitationsfeldern: 

Ausländerfeindlichkeit 

= kaum verhohlener Antisemitismus 

= reyisionistisch-tendenznöse Rückschau auf die NS-Vergangenheit 

= Herabsetzung des demokratischen Rechtsstaats einschließlich der 

Beschmpfung von Politikern 
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Die Methode bleibt daben stets die gleiche: Durch das ständige Einhäm- 

mem aggressiver Schlagzeilen versucht FREY die Leser zu nndoktrinme- 

en. In seiner über Jahrzehnte verfesugten Schwarz-Weiß-Demagogie 

sind ie Politiker demokratischer Partenen und die Ausländer Hauptursa- 
‚chen für alle Missstände nn Deutschland. 

Kennzeichnend für die DVU nst nhre jahrelange Kampagne gegen Asyl- 

bewerber, die von rassistischen Untertönen nncht fre st. In Deutschland 

lebende Ausländer werden als Bedrohung für die Sicherheit und als ver- 

antworlich fürdne sozialen Probleme nn der Bundesrepublik dargestellt 

Die Deutschen seien bald nur noch eine Minderheit nm eigener. Land 

Auch mnt der geplanten Osterweiterung der EU will die DVU ihren An- 

hängern Argsteinjagen. So trägt enn NZ-Artikel als Titel die bedrohlich 

klingende Frage “Deutschland bald nm Griff'von EU-Gangsterkartellen?” 

'Z,Nr 21/01) Ähnlnch tendenznös nst eine Grafik mnt der Überschrift 
“Organisnerte Kriminalntät nn Deutschland 94 Nationalntäten am Werk” 
NZ,NE 2701), 

Zahlreiche Artikel nn der Partenzeitung belegen den dumpfen, aggressn 
ven Antisemitismus der Parten. Immer wieder wird suggeriert, “die Jude 

zwängen die Deutschen zu überhöhten Wiedergutmachungsleistungen. 

‚Auf dne deutsche Ausgabe des Buches "Die Holocaust-Indusirie. Wie 
das Leidender Juden ausgebeutet wnrd” des jüdischen US-Amerikaners. 

"Norman G Finkelstem reagnerte die NZ mnt erneuter Agitation gegen dne 

Wiedergutmachung Unter Schlagzeilen wne “Ein erpresserisches Ge- 

schäft -Pref. Fnnkelsteins Abrechnung mit der Holocaust-Industie” (NZ, 

Nr. 7/01) oder “Holocaust. Wahrheit durch Finkelstein” (NZ, Nr 11/01) 

konzentriert sne sich auf jene Passagen des Buches, in denen der Autor 

behauptet, die israelische Außenpolitik nstrumentalisiere die hstorische 

Opferrolle der Juden. 

Die DVU versucht unablässig, das Bnld von der deutschen Geschichte zu 

revndieren und die Verbrechen des nationalsozualistischen Regimes zu 

verharmlosen. Sie leugnet die Kriegsschuld Deutschlands und zweifelt 

die Opfer des Holocaustsan. Der DVU-Funktionär Bruno WETZELgnbt 

seine Meinung unter der Überschrift “Die Entschuldigungs-Weltmer- 

ter" folgendermaßen kund (NZ, Nr 21/01), 

“Die Sucht bundesdeutscher Pohtiker, sich für angebliche und tat- 

sächliche deutsche Untaten aus den längst vergangenen berüchtig- 

ten 12 Jahren unentwegt zuentschuldigen, nstnur noch auspsychia- 

irischer Sicht nachzuvollziehen. (. ) Die deutschen Soldaten beider 
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Welikriege (..) brauchen sich nichts vorzuwerfen. Ihre Ehre bleibt 

inangetastet und vom Geifer der Hetzer und Falscher unberührt 

Das Schicksal deutscher Zwangsarbeiter hnngegen ist nach DVU-Lesart 

nncht vergangen. In NZ-Beiträgen wne “Leid und Tod deutscher Zwangs- 

arbeiter — Ihr Schicksal nnteressiert Regierende nicht” (NZ, Nr 21/01) 

wnrd das vonanderen Völker begangene Unrecht gegen dis Schuld des 

NS-Regmesaufgerechnet 

Üblicherweise werden nn NZ-Artikeln Verfassungsorgane diskreditiert 
und den okratische Politiker verunglimpft. Eine charakteristische Schlag- 

zeile lautet etwa “Polt-Bonzen zocken ab” (NZ, 21/01). 

Aktuelle Entwicklung 

FREY aellt die DVU gern als “Parten für dne Deutschen!” und als Alterna- 

tive zur etablnerten Polntnk dar. Aber dne wahren Absichten, dne er mit 

seiner Partei verfolgt, werden für dne DVU-Wähler und selbst für die 
DVU-Abgeordneten nach Übernahme der Mandate menst schnell sncht- 

bar Daher nst es der DVU bnsher nncht gelungen, zweimal nn dasselbe 

Landesparlament einzuziehen, cnne Ausnahme bildet, aufarund der wahl- 

rechtlienen Sonderstellung Bremerhavens, einzng das Land Bremen. Bns- 

her haben snch alle Landtagsfraktionen der DVU aufgelöst oder gespal- 

ten. Eine Ausnahme gibt esauch hner: Die Landtagsfraktionnn Branden- 

burg hat sent 1999 bisher Bestand. 

Die DVU zeigte im Jahr 2001 deutliche Mobilisterungsschwächen. 

Ihre Kraft reichte nur zu einer einzigen Großkundgebung. Am 29 Sep- 

tember versammelten snch unter dem Motto “Wir snnd stolzDeutsche zu 

sein” lediglich etwa 1200 Mitglieder und Anhänger nn der Passauer 

Nibelurgenhalle-noch 2000 hatte die Besucherzahl deutlich höher gele- 

gen. Sie empfingen dort die gewohnte politische Belehrung. Den rechts- 

extremistischen Charakter der Veranstaltung beleuchten auch die enn- 

schlägigen Ehrengäste, u. a enn Funktionär des “Flämischen Blocks” 

(C*Viaams Blok”) aus Belgien sowie der deutsch-südafrnkarnsche Publn- 

Ast Dr Claus NORDBRUCH. 

Obwohl zahlreiche Landtagswahlen anstanden, scheute die DVU das 

demokratische Kräftemessen und kandidierte nur zur Bürgerschaftswahl 

in Hamburgam 23 September Der Wahlausgang war fürdie Partei regel- 

recht desaströs Trotz des wie immer immensen finanziellen und propa- 

gandistischen Aufwandeskehrten der DVU ihre ehemaligen Wähler scha- 
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renweise den Rücken. Im Vergleich zur letzten Bürgerschaftswahl nm Sep- 
tember 1997 verlor sie her 4,2 Prozent und rutschte auf 0,7 Prozent ab, 

50 dass ihr auch dne Wahlkampfkostenerstatung entging. Auch bei den 

Wahlen zu den Beznrksversammlungen erreichte sne nur unbedeutende 
Ergebnisse 

In Brandenburg findet bei der DVU enn Partenleben fast gar nicht mehr, 

statt. Im September 1999 war die Parten mut 5,28 Prozent der Summen als. 

bislang erste und einzige rechtsextremistische Partei nn den Landtag enn- 

gezogen. Trotz dieses Erfolges nst es ihr aber seither nncht gelungen, 

ihren pohtischen Einfluss nm Lande auszuweiten. Im Gegenteil. Der 

Mitgliederbestand ist nm Vergleich zum Wahljahr deutlich gesunken, die 

spärlichen Aktivitäten gingen weiter zurück. 

ER Ara der glieder 
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[Entwicklung der Mitgliederzahlen Im DVU-Landesverband Brandenburg] 
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Den kaum je geöffneten Bürgerbüros, gelegentlichen Informationsstän- 
den oder auch den Festveranstaltungen hlnch enne Außenwirkung fast 

gänzlnch versagt. Selbst die Resonanz innerhalb der Parten ist meist be- 

scheiden, Die “politischen Stammtische” mancher Parteigliederungensind 
überwiegend dem Biergenuss gewidmet, Außenstehende venirren sich 

selten zaihnen. Auch der parteinahe Verein “Kommunalpoltische Verei- 
nigung Demokratisches Brandenburg e. \.", nm Jahr 2000 gegründet, blieb 

‚im Hintergrund 

Da auch andere DVU-Landesverbände schwächeln, versucht die Partei 

neuerdings, Ihre Kräfte zu bündeln. So führen die DVU-Landesverbände 

Brandenburg und Berlin ihre Mitgliedervollversammlungen nunmehr ge- 

meinsam durch. Der DVU-Landesvorsitzende von Brandenburg, Axel 

HESSELBARTH, wurde überdiesam 25 März auch noch zum Landes- 

vorsitzenden von Mecklenburg- Vorpommern gewählt — offenbar aus 

Mangel an geeignetem Parteipersonal im dortigen Landesverband. 

DEN 
b AMBUR! 

DEUTSCHEN! 

DVU-Plakat zur Hamburger Bürgerschaftswahl 
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[Die REP haben bislang acht Parteiprogramme verabschiedet. Je intensi- 
\ver m der Öffentlichkeit über die Verfassungsfeindlichkeit der Parteidis- 

kutiert wurde, desto gemäßigter fielen die Programme aus. Das aktuelle 

PParteiprogramm stammt von 1993 und wurde zuletzt auf eirem Bundes- 
‚parteitaz 1996 in Hannover überarbeitet. In ihm bekennen sich die REP 

zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung, geben sich verfas- 

Jsungstreu. Diese Selbstdarstellung geht auf ihren jetzigen Bundesvor- 
sitzenden zurück. Er bemüht sich seit seinem Amtsantritt, die Partei in 

rechtskonservatives Fahrwasser zu lenken und ihr ein seriöses und ge- 

\mäßigtes Erscheinungsbild zu verpassen. In der Tat kann man nicht je- 
[dem REP-Mitglied verfassungsfeindliche Bestrebungen unterstellen. 

[Gleichwohl verhehlen einflussreiche Gruppen und Funktionäre in der 

[Partei nicht, dass sie den demokratischen Rechtsstaat ablehnen. 

[Offizielles Organ der Partei ist die Monatszeitung “Der Republikane 

|Daneben bauen die REP ihre Präsenz im Internet stark aus. Der eigene 

[Web-Auftritt ist für die Partei das wichtigste Medium zur Vermittlung 

ihrer politischen Vorstellungen geworden. 

Ideologie und politische Zielsetzung 

Inöffertlichen Stellungnahmen einzelner Funktionäre, in Publikationen 

und aufden Homepages der Parten nm Intemet snnd die fürrechtsextremi- 

tische Vereinigungen typischen Agitationsmuster zu erkennen. 

Bedeutende Tenle der REP betreiben enne fremdenfeindliche Propaganda. 

und betonen eine dem Gleichheitsgrundsatz wndersprechende Rangab- 

stufung zwischen Deutschen und Nichtdeutschen Damnt stellen sne die 

Menschenwürde und dne unveräußerlichen Menschenrechte von Aus- 

ländern nn Frage. Das deutsche Staatsvolk definieren sie mnt rassnstn- 

schen Untertönen von der Abstammung her Eine Schlüsselrolle spielt 

das Schlagwort “Überfremdung”, das auf enne vermeintlich drohende 
Ersetzung des deutschen Volkes durch eine “mulikulturelle Misch- 

bevölkerung” hinweisen soll. 

Exemplarisch für diese Haltung nst der Slogan “Schluß mnt der 

Balkanisnerung!”, den die REP zur Berliner Abgeordnetenkauswahl am 

21 Oktober verwendeten. In seinem nm Internet eingestellten Kurz- 

programm forderte der REP-Landesverband Berlin: "Dre Hauptstadt muß 

deutschbleiben!” Er fügte hnnzu, Regierungsviertel und historische Mit- 
escnenheute von einem Ring nmmer stärker verwahrloster, ornentalnsch 

anmutender Einwanderergettos umschlossen, die durch ihr"metastasen- 
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haftes Wuchern” den europäischen Charakter der Stadt zerstörten und 

die eingesessenen Rürger ihrer Heimatstadt entfremdeten 

Mit solchen Aussagen schüren die REP weiterhin pauschal Ängste ge- 
gen Fremde. 

Höchst problematisch st der Umgang der REP mit der nationalsozualist- 

schen Vergangenheit. Die Partei tendiert nach wne vor dazu, das national- 

sozialistische Regime zu verhamnlosenundseine Verbrechen zurelativie- 

ren. Fortgesetztagntieren die REP gegen dieangebliche "Umerzichung”, 

die das deussche Volk nach dem Ende des2. Weltkrieges von den Alluer- 

ten habe erdulden müssen. Die “Umerziehung” wnrke sogar nach fort. 

Denn bis jetzt fungierten die Parteien nn der Bundesrepublik lediglich als. 

ausführende Organe der chemalngen Besatzungsmächte und gäben da- 

mit zuerkennen, dass sie das deutsche Volk schlichtweg verachten. 

Im Parteyargon bezeichnete der brandenburgische REP-Landesverband 

auf seiner Homepage Deutsche als “Opfer zweiter Klasse” und fordert 

“Gerechtigkeit” für das auch von Deutschen erlittene Leid. Auch die 

tevanchnstische Parole “Gegen das Vergessen von 113.000 km’ deutschen 

Bodens, völkerrechtswidnig abgetrennt nach dem 2. Weltkrieg” findet 

snch auf der vom Landesverband Brandenburg verantworteten Website, 

Inteilweise verunglimpfender Weise attackneren die REP auch Institutio- 

nen und Repräsentanten der freiheitlichen Demokratie, Der demokratn- 
sche Rechtsstaat soll nnsgesamt als untauglich, korrupt und gegen die 

Interessen des Volkes gerichtet erscheinen und wird als nncht mehr 

reformerbar dargestellt. Die Parten gibt snchals Anwalt der“kleinenL.eu- 
1e”, denen von Politikern prinzipiell das Fell über die Ohren gezogen 

Werde, 

Im Zusammenhang mnt den Anti-Terror-Mafinahmen nach dem 11 Sep- 

tember diffamnerte die Parteizeitung “Der Republikaner” Bundesfinanz- 

mnister Eichel als “Krnegsgewinnler” und heftete nhm so den Ruch enmes. 

Profiteurs des Terrors an 

Herabsetzende Äußerungen über Politiker fallen auch nm REP-Landes- 
verband Brandenburg. Mit Blick auf dne Ermordung des Angolaners. 

‚Antonio Amadeu durch Skinheads 1990 in Eberswalde untersellte der 

Kreisverband Barnnm, dass mit angeblich rechtsextremistisch motnvier- 

ten Verbrechen Geschäfte gemacht würden “Gewisse Politiker brauchen 

Gewalt um snch öffentlich darstellen zu können.” Damit offenbare "der 

Kampf gegen Rechts seine moralnsch fragwürdige Grundlage”. 
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iablierte Parteien werden von den REP nach wne vorals “Altparteien” 

diffamsert Der Begriff der “Altparteien”, wie ihn die REP verwenden. 

entspricht sinngemäß dem der “Lizenz-” oder “Monopol-Parteien”, den 

die 1952 verbotene “Sozulnstischen Reichspartei” (SRP) benutzt hatte, 

Diesen Wortgebrauch hatte das Bundesverfassungsgericht ausdrück- 

lich dem von Hitler verwendeten Schlagwort “System-Parteien” gleich- 

gestellt. 

Zusammenarbeit mit anderen Rechtsextremisten 

Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen dne freiheitliche demokratische 

Grundordnung ben den REP ergeben sich nicht nur aus entsprechenden 

Äußerungen, sondem auch aus der Zusammenarbeitmit anderen Rechts- 

extremisten. Der Parteivorsitzende SCHLIERER hatte frühe: nachdrück- 

lich die Abgrenzung gegenüber anderen rechtsextremistischen Organi- 

sationen verfochten. Diese Strategie, verabschiedet auf einem REP-Bun- 

desparteitag in Ruhstorf (Bayern) 1990, war nn der Partei immer schon 

umstritten; gegen sie opponiert eine nnnerparteiliche Strömung, die vom 

baden-württembergischen REP-Landesvorsitzenden Christran KÄS an- 
geführtwird. Erundseine Anhänger sehen in dem Abgrenzungsbeschluss 

eine entscheidende Ursache für die häufigen Wahlniederlagen der Par- 

ei 

Gerade auch nn den ostdeutschen Landesverbänden wnrd der Abgren- 

Zungskurs abgelehnt, da kaum Vorbehalte gegen eine Zusammenarbeit 

mitanderen rechtsextremistischen Gruppierungen bestehen. Ein Beispiel 

Die rectsextremistische “Junge Landsmannschaft Ostpreuflen” (JLO) 

veranstaltete, wne jedes Jahr, am 19 Januar einen Trauermarsch nn Dres- 

den, der einseitig an dne Bombardierung der Stadt nm 2. Weltkrieg ernn- 

nem und deutsche Kriegsverbrechen vergessen machen sollte, an nhm 

beteiligten snch nncht nur Anhänger von Skinheadgruppnerungen sowie 

von DVU und NPD), sondern auch REP-Mitglneder. 

Der Abgrenzungsbeschluss wurde aber auch sonst häufig unterlaufen, 

sogar von SCHLIERER selbst. Er summte snch gelegentlich mnt der DVU 

vor Wahlen ab. Auch Kontakte zur französischen rechtsextremistischen 

“Nationalen Republikanischen Bewegung” ("Mouveient National Repu- 

blncann' NR) und zu deren Vorsitzendem Bruno MEGRET oder zum 

belgischen “Flämischen Block” ("Vlaams Blok”) sind belegt. Vertreter 

dieser Parteien wurden sogarals Referenten zu REP-Fraktionssitzungen 

in Baden-Würtemberg eingeladen Erst auf massiven öffentlichen Druck 
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Deutschland für alle? 

Nee - 
ET TEN 

“Die Republikaner” im Internet 
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sagte die Parten enne Veranstaltung mnt MEGRET im baden-württembergi- 
schen Landtag ab 

Diese und andere Beispiele zeigen, dass dne offizielle Fassade der Partei 

und dastatsächliche Verhalten breiter Funktionärs- und Mitghiederkreise 

nicht übereinstimmen. In den Reihen der Parten werden Personen stll- 

schweigend akzeptiert, die sich anderen Rechtsextremisten gegenüber 

aufgeschlossen zeigen. Parteiausschlüsse, die gemäß den Beschluss 

von Ruhstorf nach Kontakten zu anderen Rechtsextremisten erfolgen 

müssten, werden nur noch zögerlich vorgenommen. Insofern nst die Ent- 

wicklurg längst über die nmmer wneder deklarierte Abgrenzung vonande- 

ren Rechtsextremisten hnnweggegangen 

“Die Republikaner” und der Verfassungsschutz. 

Trotz alledem gehen die REP auf dem Klagewege gegen ihre Beobach- 

tung durch den Verfassungsschutz vor. Wie zuvor Gerichte auch nn an- 

deren Bundesländern, hatten am 20. Oktober 2000 dasOberverwaltungs- 

gericht Lüneburg und am 21 Dezember 2000 das Oberverwaltungsge- 

rncht Münster festgestellt, dass die Beobachtung der REP durch den 

Verfassangsschutz mit nachrichtendienstlichen Mitteln rechtmäßig ist. 

‚Auch das Verwaltungsgericht Berlnn wnes am 28 Junn einen Antrag der 

REP auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gegen die Erwähnung 

nm Verfassungsschutzbericht 2000 des Bundesministeriums des Innern 

(BMI)cb. Esstellte fest, das BMI sen befugt, die Ihm zur Aufklärung der 

Öffentlichkeit durch das Bundesamt für Verfassungsschutz gelieferten 
Informationen bereits ben Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte für ex- 

{remistische Bestrebungen auszuwerten, nn den Verfassungsschutzbericht 

aufzunehmen und diesen zu verbreiten. 

Allerdings verbuchten die REP im Jahr 2001 auch emen Teilerfolg. Laut 

einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 29 November kann 

“trotz erheblicher Anhaltspunkte nncht mnt letzter Gewissheit festgestellt 
werden”, dass dne REP ene verfassungsfeindliche Parten snnd. Gleich- 

wohl kam das Gericht zu dem Ergebnis, dass sich aus Berichten des 

Verfassungsschutzes Anhaltspunkte gegen dne Verfassungstreue der 
Partei ergäben. 
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Aktuelle Entwicklung 

Wiederholte Wahlniederlagen und als Reaktnon darauf Auseinanderset- 

zungen um den richtigen Kurs der Parten bestimmen sent Mitte der 

neunziger Jahre die Sntuation der REP Damit einher geht ein steter 

Bedeutungsverlust, der trotz aller Bemühungen der Partenführung un- 

aufhaltsam voranschreitet Viele Mitglieder wandten sich nn den letzten 

‚Jahren von der Parteiab. Mitllerweile stihr Mitgliederbestand auf 11.500 

geschrumpft. 

Der brandenburgische Landesverband hat nur noch rund 100 Mitglie- 

der 
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Entwicklung der Mitgliederzahlen im REP-Landesverband Brandenburg 

Die Krise der REPhat sich durch weitere Wahlniederlagen nm Jahr 2001 

verschärft. Dadurch wurde die zaghafte Konsolidierung, die snch auf 

dem letzten Bundesparteitag nm November 2000 angedeutet hatte, zu- 

nuchte. Beiden Landtagswahlen in Baden- Württemberg, Rheinland-Pfalz, 

Hamburg und Berlnn musste die Partei schwerwiegende - aufgrund ge- 

finger ausfallender Wahlkampkostenrerstattungen möglnchenweise so- 

gar existenzgefährdende - Verluste einstecken. 
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Am empfindlichsten wurde die Parten von nhrer Niederlage nn Baden- 
Württemberg am 18. März getroffen, wo ne either nicht mehr nm Land- 

{ag verireten ist. Unter dem Motto "Mit Löwenkraft für unser Land” 

hatten die REP einen professionellen und straff organisierten, ganz auf 

die Person nhres Bundesvorsitzenden zugeschnittenen Wahlkampf ge- 

führt. Dabei verwendeten sie ihre bekannten Parolen; mnt der Forderung 
nach ennem Famnliengeld hatten sie sogar eine zentrale Wahlkampf- 

botschaft. Ein zündendes, mobnlnsierendes Thema fehlte den REP jedoch. 

Der finanzielle Aufwand für den Wahlkampf von über einer Million Mark 
forderte schon ben den folgenden Wahlkämpfen seinen Tribut. Die Parten 

kürzie drastisch die Ausgaben für Wahlwerbung. Auch ben diesen Wah- 

len am 23, Septemberin Hamburgam 21 Oktober in Berlin erlitt sie emp- 

indliche Niederlagen. In Berlnn sind die REP seither in keiner Bezirks- 
verordnetenversammlung mehr vertreten 

Die klamme Finanzsntuation der Partei dürfte snch auch auf den Ausbau 

der ostdeutschen Landesverbände negativ auswirken. Der REP-Landes- 

verband Brandenburg gewann im Jahr 2001 wnederum nncht an Profil 

Daran konnte derseit Ende September 2000 amtierende und am 23 Junn 

auf einem ordentlichen Landesparteitag bestätigte Landesvorsitzende 

Harrn WITTSTOCK nichts ändern, Er bemüht snch jedoch, den Landes- 

verband neu zu organisieren und die eingeschlafenen Kreisverbände 

wnederzubeleben. Mindestens die Website des brandenburgischen Lan- 

desverbandes erweckt den Anschein, dass der enne oder andere Kreis- 
verband pohtisch etwas zu sagen habe, die meisten Statements ähneln 

snch aber zu schr, als dass man an enne Vielzahl von Auteren glauben 

konnte 

Die Aktivitäten der REP-Unterorgannsationen stagnieren ebenfalls. So- 

wohl dne 1987 gegründete Nachwuchsorgannsation “Republikannsche Ju- 

gend” (RI) als auch die 1989 entstandene Hochschulorganisation “Re- 

publikannscher Hochschulverband” (RHV) waren weitgehend nnaktnv 

Ähnlnches gilt für den “Republikanischen Bund der Frauen”, der seit 

1995 besteht, und den seit 1993 existierenden “Republikanischen Bund 

der öffentlich Bediensteten” (RepBB) In Brandenburg nstinden vergan- 

genen Jahren nur die Nachwuchsorganisatnon RJgelegentlich nn Erschei- 

nung geireten. 
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VEREINE, GESPRÄCHSKREISE, VERLAGE UND 

ZEITSCHRIFTEN 

“Deutsche Liga für Volk und Heimat” (DLYH) 

Die DLYHkonstituertesnch 1991 als Partenmut dem erklärten Ziel, “alle 

nationalen Kräfte” n einer Breitenorgannsation zu sammeln. Wie alle der- 

artngen rechtsextremistischen 

Sammlungsbewegungen zuvor, 

Deutsche Lnca scheiterte auch dieses Projekt. Um 

Lara TG 
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einem Konkurrenzkampf inner- 

halb desrechtsextremistischen La- 

gers vorzubeugen, gabdie DLVH 

1996 ihren Parteistatus auf und wandelte sch in einen Verein. Doch auch 

dieser Schritt konnte sne vor dem Niedergang nicht retten Im Gegenteil 

Mit bundesweit noch etwa 200 Mitghedem nst die DLVH nahezu bedeu- 

tungslosgeworden. Im Jahr 2001 trat sie öffentlich kaum noch inErschei- 

nung 

Der gemeinsame Landesverband Berlnn-Brandenburg umfasstmitlerweile 

nur noch Einzelmitglieder Nur nm Nordosten Brandenburgs sprelt dne 

DLVH noch enne - wenngleich sehr bescheidene - Rolle nm rechtsextre- 
süschen Spektuum Dort agncnt, gewissermaßen als Vorfelcknganisatiun 

der DLVH, die “Nationale Bürgerinitiative Uckermark” Anfang la 2001 

verteilte stean enner Gesamtschule im Krens Barnnm ein Flugblat “Gegen 

Drogen an Schulen” 

“Bündnis RECHTS Brandenburg” 

(BR Brandenburg) 

Das “Bündnis RECHTS” (BR) gehört zu den zahlreichen Versuchen, das 

“rechte Lager” zu ennen Es erhebt jedoch keinen Führungsanspruch, 

sondern dnent als Plattform für die Kooperation nationalistischer Kräfte 

Das selbst gesteckte Ziel ist die Gründung einer “Nationalen Wählerver- 

einngung”. Laut Mannfest ist das BR eine “unabhängige Gemeinschaft 

sozualer und demokratischer Patrioten” Eswnll "Gleichgesinnte über Par- 

fen- und Vereinsgrenzen hinweg zusammenbringen und deren Kräfte bün- 

deln” 



Rechtsextrermsmus. 

DasBReing nm Man 1998 aus dem zur Kommunalwahlam 22. März 1998 nn 
Lübeck gebildeten “Bündnis Rechts für Lüheck” (ARL) hervor Mitnhm 

versuchten Neonazis aus dem norddeutschen Raum, ihre Vernetzungs- 

strategie zu verwirklichen. Das Bündnis nahm auch Funktionsträger der 
NPD urd anderer rechtsextremistischer Organisationen auf. Derrelatnve 

Erfolg ben den Kommunalwahlen nn Lübeck -man erreichte 1998 immer- 

hnn 3,6 Prozent der Wählerstimmen — trug dazu bei, dass nn mehreren 
Bundesländern Rechtsextremisten die Bezeichnung “Bündnis Rechts” 

aufgriffen. In Frankfurt (Oder) gibteseine Zellenamens “BünduusRECHTS 
Brandenburg” Ihr Leiter st auch für die brandenburgtsche Internetseite 

und den Regionalanschluss Brandenburg des Info-Telefons “Bündnis 

RECHTS” verantwortlich. 

Aktnyntäten des BR nn Brandenburg wurden erstmals Anfang des Jahres 

2001 bekannt. In Schwed/Oder tauchte enn Flugblatt des BR “Umwelt- 

schutz = Heimatschutz” auf, nn dem die CASTOR-Transporte thematisiert 
wurden Nationalisten wurden aufgerufen, “sich hemmungslos mitallen 

Castorgegnern zu soldarnsieren” Aufdhesem Flugblatt waren drenInfo- 

telefone des “Bündnisses RECHTS” angegeben, darunter ennes nn Bran- 
denburg. 

Rechtsextremisten haben einen eigenen Begniff von “Umweltschutz”. 

Sie vertreten ennen ausgeprägten Biologismus, d h. sie behaupten, dass 

geschichtlich gewachsene gesellschaftlich bedingte Verhältnisse “na- 

urgegeben” seien. Umweltschutz wnrdals “Arterhaltung” und “Rassen- 

Ihygiene“ interpretiert. Ihr Hassobjektistdie “multikultelle Gesellschaft” 

Fremde gelten ihnen als “Umweltbelastung”. Abgesehen davon, dass 
die Atomenergie nicht zum Blut- und Bodenmythos von Rechisextremt- 

sten passt, dient ihnen insbesondere der Protest gegen CASTOR-Trans- 

porteals Eifallstor, ihre Sichtweise von Naturschutz populär zu machen. 

Das “Bündnis RECHTS Brandenburg” pflegt Kontakte zur örtlichen 

Kameradschaftsszene und zur NPD Am 15 September veranstaltete es 

zusammen mit der Freien Kameradschaft Frankfurt (Oder)” eine Demon- 

trationunter dem Motto “Gegen Globalisierung und Eurowahn”, beider 

WORCH und der Berliner NPD-Funktionär Rene BETHAGE vor rund 

100 Teilnehmern als Redner auftraten. Die Demonstration wurde zwar 

vom Polnzeipräsidium Frankfurt (Oder) verboten, aber die Anmelder wa- 

ren mit hrem Widerspruch erfolgreich. 

Im Schulterschluss mnt der NPD veranstaltete das BR am 3. Oktober nn 

Berlin enne Demonstrauon zum Thema “Deutschland ist mehr als die 
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Bimdestepiblik Anden fr Deutschland -keme Anne den Krug: 

Pteam” Esversanmeltn sch ra 1000 Demonstruten wer ana 
Aleiche NPD-Anhangerund Neon md aueihab de Pan Fur 

Bednserenustanne. de Ent Deuschlaneruchtvelkndet Snewer- 

fen damaligen Pundesegerung vor, fr ie Wdervnmugung due 

Gemahgen deuschen Ongebnete Verkarft’ruhaben Meemer Teil 

Virdersremugng” von West: und "läteldeutschlnd? kan sie 

euhude asfnden Daler 1a Sur su der Tag der Duschen Einen’ 

ken iger Freude sand der Mslnamgundresimususchr Forde 

Tue 

“Berhner Kulturgemeinschaß Preußen e.V” (BKP) 

Die Berner Kulnrganemschaf Treuen « 9’ (EP) Amngene wacle 

km le em Sanmebeckengur dierecitsenrenn: 

Ausche Spekmmm m Bein und len Erandene 

bures Die BRD waveruswertichfir denen. 

etschen Aufmarsch zarn Voketuuurag 1090. 

And 1991 au dem Selleennedhotmähe Bir 

1961 me ale Anmelermdusr dh 1092regl- 

maßng verbotenen - Veransulnmg m Serher 

beschraiken ch du Alzeästender BEDdrant 

m Bern gelgwtlch ber such mm Lande Brwndenlurg Vermgs 
Verasiulngenabekanten rdasenmmstschen Radnemmiorgn 

Aura ine mesgrtze Anlktionfur de rechts narannstsch Snneha 

SR jedoch m den vrgungmen Jran mehr ndnache engehuit 

Vie myedann Kr veraeinkte An BEPAUChan or 101 ene Taiche 

Gmamgsteur Au Unndkregenm Sheruche wer su dibe ehr 
lache auf di rgunsstensche Unerstinmg duch den NPD-Lan 

eswnband Baim-Erandaburg gewesen Ama? bene sach 

is DER ameo genamen 7 Macarchen Kuna’ dar unter dem 

MatoDreudenleu"n Rindern LandeisDatee Greemli) sat: 

fand Ab Redherfingent der Fadsenrana Vhlfgmg JICHEMaus 

Hessen Verenzender er zevrumustschen Kiimegruppe “Alta Br 

Deuschland”(AFD) Minrauter ducns Tilhrugu "wand 

Hommarau Deusche Rande V (HDTwedne Gamemschit Deu, 

ech Frau (GDF) 
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“Henmattreue Deuische Jugend e V” (HDJ) 

Das HDJ ward 1990 von Fuikasmaren das Bandes Hennatreur Ju 

gend-Der Meibunde W” (EHI) gegunde denen due 
Programmaik des Manndes’ zu char Die HDI 

bezteimet euch sehe ls ma deve voketeue” Ju 

endorgasunon fir ale deutschen Adel nd Ange 
NO, mAnvon seven de 25 Anren Auf der Mumetsene 

wm) Zustkrnshuftes Wrkabenumeen Henmerwfuk- 
ums mut unseren Vok unzerzunber verbunden. Men wolle nnd 

meh we das deutsche Volk alkmahlch durch me euhelle 

Ge Wärl: nselcha? erst werde Diese und nl Ansagen. 

erraen da velurhe indmtsomrnsche Meologe de Verams Die 

DI pn Knder nd Sugaälche an nndversucht, se durch Lager 

Fate und Scnmerorendfeern fur de von Ihr popagerten An 

schaungen zu geramen 

Dam Verem, der n Ersndaburgrarubereme Hand vol Armgerver. 

fug,shtem Fremdeskoe der Hemateun gend (Ha Soda 
dr de HD fmamuell,natnne Ind ergausuurischweersunnt ide 

Sonder ma Bererh der Pindesfhrung de HDIpersouel engunt. 

(aderarechisesrenustschen Orgausaienennme der NPD under BEP 

Yerguckt Darüber maus bestchen personelle Überskauidmgen mt. 

Grlemanezen 

Bescndersuz em werden ds Vrbmmgsimuenekenuber Val 

eonameusche Whbener verreisen sf de Homapige der HDJ Aber 

uch emet werden eu enuich Auf ener Veruenähmg dee Vere ne 

@022 SepunbermÄteckeung Vrpeamen were chanahgn Mäghe 

rund Sypahusunen der vrbetenen We: ugend? CT) ame 

Send Würend dr Vernnsuhmg aubate em Sprecher Versand Fur 

GrerorsuschenAnatstevom 1 Sgtanberwmdgprichuander US 

Snuelschen Ihurmdangn Sprache Es Muck Daznnd Klrdmg 

“Gemeinschaft Deutscher Frauen” (GDF) 

Dis Gamemschit Deutscher Bauer (GDF)yertat alaich me die 

HDI,cm an vokaschentndntumahetiechen Dekan onentures mad 

melke Fanihen- und Muurhid Bezuchnend ir de whelogeche 

Hanngder GDFzteme Aussage me dass Mr gumensanwrrddie 

Fetumg der deutschen ar und der danschen Lebensart de Eh 

128 



Rechtsextrermsmus. 

tung des deutschen Volkes möglnch sein.” Auch 

SGDF sstengmit anderen rechtsextremistischen & 

Gruppierungen verwoben. Dies wirdalleinschon 

an der Vielzahl einschlägiger Links auf der 

Internetseite der Organnsationerkennbar. In Bran- 

denburg hat die GDF nur wege Migliederund NY F 
Sympathisantnnnen, darunter chemalnge SFD-An- 
hängerranen (vgl. 5.70) 

Gesprächskreise und Publizisten 

Unabhängng von Organisationen versuchen etlnche Einzelautoren, unter 

ihnen Anhänger der $“Neuen Rechten”, das antndemokratische Gedan- 

kengut des Rechtsextremismus nn seiner rassistischen, völkischen oder 

heidnisch-relgiösen Spnelart theoretisch zu fundneren und zu moder- 

nisneren. Zugleich diskreditieren sne dne parlamentarische Demokratie und 

ihre Insitutionen. Manche von ihnen verwischen absnchtsvoll die Unter- 

schiede zwischen konservativen Haltungen und extremistischen Posn- 

tonen. 

Mitihrem Bemühen, rechtsextremistische Ideen und Projekte nn nntellek- 

uell anspruchsvoller Form darzubieten, verfolgen sne ein ofmals artiku- 

liertes Interesse. Sie wollen die kulturelle Meinungsführerschaft errin- 
gen, dasie enne wesentliche Voraussetzung für eine spätere Machtergrer- 

füng sen. Bisher haben sne enne “Kulturrevolution von rechts” jedoch 
nicht ennmal ansatzweise erreicht. Selbst wenn Publnznsten aus diesem 

Spektrum Themen aktueller pohtischer Debatten aufgreifen, finden sne 

nur geringe Resonanz. 

1deologen des Rechtsextremismus suchen Zugang auch zu Hochschu- 

len. So nutzten die bekannten Rechtsextremisten Reinhold OBER- 

ERCHER und Horst MAHLER das Forum, das ihnen die Münchener 

“Burschenschaft Danubna” bot, für verfassungsfeindlicheAufintte Auch 

andere rechtsextremistische Ideologen, wne der chemalnge Bundesvorsit- 

zende des “Natnonakdemokratischen Hochschulbundes” (NH), Alexan- 

der von WEBENAU, oder der NPD-Aktivist Jürgen SCHWAB, hielten 

Vorträge vor Studentenverbindungen. OBERLERCHER und MAHLER 

verstehen snch als Vordenker deutschen Geistes, Als Plattiorm für dne 

Präsentation ihrer Konstrukte und Visionen nutzen sne den rechtsexire- 

mistischen Theonezirkel “Deutsches Kolleg” (DK) Das DK verfügt über 

keine eigene Zeitschnft, sondem publiziert über das Internet. 
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Verlage und Zeitschriften 

In Deutschland existieren rund SO rechtsextremistische Verlage und 

Vertnebsdienste (Skinheadvertriebsdienste nicht mitgerechnet), die zu- 

meist nicht an Organisationen angebunden sind. In Brandenburg hat 

keiner der Verlage seinen Sitz Neu verlegte Bücher rechtsextremistischen 

Inhalts erreichen aber selbstverständlich auch brandenburgische Leser, 

Vonden unabhängigen rechtsextremistischen Zeitschriften ist vorallem 
das Theonie- und Strategweorgan “Nation & Europa. Deutsche Monats- 

hefte” (NE)erwähnenswert. Eserscheintim NATION EUROPA VERLAG 

GmbH (Coburg) als bundesweit auflagenstärkste Publikation seiner Art 

NEN a 



Rechtsexiremismus 

NE bekämpft vehement die Integration von Menschen ausländischer 

Herkunft Der nm Grundgesetz garantierte Anspruch auf Asyl scn dem 

“deutschen Schuldkomplex” entsprungen. Diese Diffamierung beruht 

‚auf der Ansncht, dne Bevölkerung müsse “ethnisch homogen” bleiben 

und sen deshalb durch Zuwanderung bedroht. Selbst der Terroranschlag 

auf das World Trade Center muss zur “Begründung” dieser Posntion 

herhalten. 

InNr. 11.122001 wnrd ein Drohgemälde entworfen, 

“Wir dürfen uns nicht selber zur Znelscheibe machen, indem wnr uns 

partensch nn fremde Konflikte einmischen. Zugleich müssen wir dar- 

auf bedacht sein, nn den eigenen Grenzen kenne potentiellen Bürger- 

kriegsarmeen nichtintegrationsfähiger und nntegrationswilliger Frem- 

der entstehen zu lassen.” 

Diegezelte, beschleunigte Rückführung von Fremden ihre Hematlän- 

der sen das Gebot der Stunde. 

Im gleichen Heft äußerte sich Franz SCHÖNHUBER, dem nnNEdiestän- 
ige Kelumne “Aus meiner Sicht” zur Verfügung steht, zur Strategie des 

Rechtsextremismus. Er plädierte, wne früher schon mehrfach, für einen 

Kurs, der snch offen und aggressiv gegen das bestehende politische 

System richtet. Umgesetzt werden solle diese Strategie voneinerneu zu 

gründenden Partei, der “Nationalen Widerstands-Partei”. S;e müsse das 

herrschende System in Frage stellen und überwinden. Wichtige 

Agitatnonsfelder finde die Parten mnt Themen wne “Antiamerikannsmus”, 

“Innere Sicherheit” und "Globalnsierung”. Bemerkenswert stn diesem 

Zusammenhang, dass SCHÖNHUBER zur dnrekten Zusammenarbeit mit 
der snch herausbildenden Antn-Globalisnerungs-Bewegung aufruft 

SCHÖNHUBERs Vorstellungen von ennem lagerübergreifenden “Kampf” 

gegen die Globalisierung dürften von den erhofften Bündnispartnern 

allerdnngs abgelehnt werden, 
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Linksextremismus 

133 



Verfassungssehutzbericht Land Brandenburg 2001 

LINKSEXTREMISMUS 

[Das linksextremistische Spektrum setzt sich im Wesentlichen aus zwei 

[Personengruppen zusammen. 

= Unerganisierte Autonome 

= Mitglieder linksextremistischer Parteien und Vereinigungen. 

|Diese Unterscheidung wird gelegentlich dadurch verwischt, dass Auto- 

'nome-eigentlich im Widerspruch zuihrem Selbstverständnis -mitunter 

|Organisationen, wenn auch kaum langlebige, bilden oder sich neben 

ihren Szeneaktivitäten in bestimmten Vereinen engagieren. 

Mitglieder linksextremistischer Organisationen müssen sich deren ver- 

fassungsfeindliche Programmatik und Zielrichtung zurechnen lassen. Die 

|ünorganisierten Autonomen geben sich durch ihre Aktionen, vor allem 

durch ihre politisch motivierten Gewalttaten, als Extremisten zu erken- 

nen. 

Als ideologische Klammer füralle Spielarten des Linksextremismus fun- 

iert der “Antifaschismus”. Doch auch für manche Demokraten, die ge- 

[gen den Rechtsextremismus auftreten, ist der Begriff “Antifaschismus” 

‚nicht ohne Weiteres mit negativen Konnotationen verbunden. Sie sind 
[deshalb bereit, im Zeichen des “Antifaschismus” auch mit Links- 

lextremisten- Autonomen oder linksextremistischen Parteien - aa koope- 

Tieren. Die Linksextremisten in “antifaschistischen Bündnissen” versu- 
[chen jedoch häufig, die demokratischen “Bündnispartner” zu vereinnah- 

men und für eigene Zwecke auszunutzen. 

[Deshalb kommt es immer darauf an, von wem der Begriff “Antifaschis- 

mus” verwendet wird und welche Absichten sich mit dem “antifaschisti- 

schen Kampf” jeweils konkret verbinden. 

|Der genuin linksextremistische “Antifaschismus” lässt sich trennscharf| 

/eingrenzen Im Verständnis von Linksextremisten bedeutet “Anlifaschis- 

mus” nichtur, gegen “faschistische”, d.h. rechtsextremistische, Perso- 

nen, Institutionen und Tendenzen vorzugehen - man müsse auch die 

vermeintlichen Ursachen des Faschismus bekämpfen und schließlich 

"beseitigen. Sie glaubt man in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
|und den staatlichen Institutionen der bürgerlichen Demokratie zu finden. 
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[Denn der Faschismus” wohne der kapitlisisch bestimmten Gesellschaft 
d Stzatsform zwangsläufig inne. Wenn er als “offene Diktatur des 

Kapitals” manifest werde, sei dies nur die übelste, aggressivste Form der 

[bürgerlichen Gesellschaftsordnung, Auf diese Weise benutzen linksex- 

remistische Gruppierungen den “Antifaschismus”, um ihren Kampf ge- 

gen die freiheitliche demokratische Grundordnung - für sie eine minde- 

tens “taschistoide” Ordnung — zu rechtfertigen. 

Ihre Mitwirkung in Vereinen instrumentalisieren Autonome im Übrigen 
Jauch dafür, junge Leute, die sich gegen den Rechtsextremismus engagie- 

ren wollen, für ihre linksextremistische “Antifa”-Arbeit zu gewinnen. 

|Doch existieren auch unverkennbar linksextremistische “Antifa”-Grup- 

pen, die sich dadurch zu verbreitern suchen, dass sie insbesondere auf] 

[jugendliche Zielgruppen, vorallem Schüler oder Punker, werbend zuge- 

Ihen. Auf diese Weise missbrauchen Linksextremisten das an sich höchst 

lerwünschte Bestreben gerade von Jugendlichen, rechtsextremistisch 

Imotivierter Gewalt wirksam entgegenzutreten. 

|Auch ansonsten sind linksextremistische Personenzusammenschlüsse 

immer wieder bemüht, Bündnisse mit demokratischen Gruppierungen ein- 

zugehen. Beispielsweise suchen sie Kontakte zu Bürgerintiativen und 

Vereinen, die sich gegen Transporte von Nuklearmaterial, gegen gen- 

technische Versuche, gegen die Militärpolitik der Bundesrepublik 0. A. 

wenden. Solche Bürgerinitiativen und Vereine nehmen ihre demokrati- 

Ischen Rechte in Anspruch, wenn sie Protest auf friedliche Weise äuftern 

|Wenn jedoch Linksextremisten sich in derartige Protestakticnen einklin- 

ken, benutzen sie diese vor allem als Mittel des Kampfes, den sie gegen 

(das von ihnen so genannte “Schweinesystem” insgesamt führen. 

[Bündnisse - zumal anlassbezogene, die im Vorfeld von Demonstrationen 

[geschlossen werden - dienen Autonomen häufig nur als Plattform für 

|Gewaltiaten. Absprachen zu friedlichem Verhalten ignorieren sie, sobald 

(diesihnen zweckmäßig erscheint. Neben kurzlebigen Bündnisse erstre- 

[ben manche linksextremistischen Gruppen aber auch die dauerhafte Mit- 

wirkung in Organisationen, die nicht von vornherein extremistische Ziele 

ansteuern, aber in ihrer politischen Strategie beeinflussbar scheinen. Der 

[Grad der tatsächlichen linksextremistischen Beeinflussung unterschei- 

(det sichvon Fall zu Fall 
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AUTONOME 

Die Autonomen wollen, wie ihr Name sagt, selbstbestimmt Ieben. Die] 

| Abwehr jedweder Fremdbestimmung ist selbstverständlich noch nicht 
ansich verfassungsfeindlich. Erst dann, wenn Anhaltspunkte für einen] 

zielgerichteten Kampf gegen Verfassungsgrundsätze hinzukommen, ist 

Jeine Beobachtung durch den Verfassungsschutz gerechtfertigt 

|Durch das Bekenntnis zur Gewalt grenzen sich die Autonomen selbst] 

|von allen anderen Gruppierungen ab, die ansonsten “altemative Lebens- 

formen” der verschiedensten Art praktizieren (vgl. auch $ Jugendszene, 

linksextrenistisch orientierte). Deshalb kann auch nicht die gesamte] 

|Hausbesetzerszene unterschiedslos als linksextremistisch qualifiziert] 

werden. Fells “Besetzer” ohne politische Ambitionen tatsächlich nur| 

|Wohnraum suchen, werden sie, unabhängig von der strafrechtlichen 

Würdigung ihres Verhaltens, vom Verfassungsschutz nicht ins Visier 

|genommen. Andererseits ist unübersehbar, dass Autonome sich gerade 

in der Hausbesetzerszene konzentrieren und sie, nach Ort und Zeit in| 

[unterschieclichem Grade, prägen. 

|Mancherorts bestehen gemeinnützige Vereine, die bei Verhandlungen] 

|mitkommunalen Verwaltungen über alternative Wohn- oder Kulturprojekte 

[und deren Finanzierung in Erscheinung treten. Sofern derartige Vereine] 

ihre alternativen Lebensentwürfe innerhalb der Rechtsordnung gestal- 
ten wollen, fallen auch sie nicht in den Blick der Verfassungsschutz- 

[behörden. Dies gilt jedoch nicht für Autonome, die unter dem Deckman- 

el eines gemeinnützigen Vereins die Konfrontation mit der demokrat- 

Ischen Verfassungs- und Rechtsordnung suchen. 

| Autonome bekämpfen die freiheitliche demokratische Grundordoung und 

|den Stast, weil sie an deren Stelle eine “herrschaftstreie” Gesellschaft 

|wünschen, in der sie in absoluter Unabhängigkeit leben können. Sie 

|haben kein geschlossenes ideologisches Weltbild, sondern verstehen 

sich als Fundamentalopposition gegen jegliche staatliche und gesell- 

schaftliche Normen. 

|Um ihre Vorstellungen von einem Leben ohne Unterdrückung durchzu- 

setzen, werden sie ofterhebliche kriminelle Energie auf. Gewak iltden] 
| Autonomen als legitimes Mittel der politischen Auseinandersetzung, 

sofern sie nur “durchdacht”, “begründet” und “vermittelbar” sei. Die 

[Spanne reicht von Sachbeschädigungen bis hin zu schweren, lebensbe- 
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[drohlichen Körperverletzungen. So nehmen Autonome bei Demonstra- 

tionen bewusst in Kauf, dass Polizisten verletzt werden, denn diese re- 

[präsentieren inihren Augen den verhassten Staat, das “Schweinesystem”. 

Auch wenn sie etwa Hakenkrallen in Oberleitungen von Gleisstrecken) 
Jhängen, um ihrem Protest gegen Atommülltransporte Ausdruck zu ge- 

ben, müssen sie gewärtig sein, dass durch die von ihnen ausgelösten 

Verkehrsunglücke Menschen zu Schaden kommen. Einig sind sich die! 
| Autonomen, wenn es um Angriffe auf tatsächliche oder vermeintliche 

[Neonazis geht: Verletzungen sind einkalkuliert, ja beabsichtigt. So über- 

schreiten manche autonome Kleingruppen bisweilen die Schwelle zum 
(Terrorismus. 

|Die Autonomen formieren sich zu meist losen und oftmalskurzlebigen 

|Gruppen. Denn in der Regel Ichnen Autonome aus ideologischen Grün- 

\den fest gefügte Organisationen und Hierarchien ab. Die Grundstruktur 

|derautcnomen Szene besteht ausoffenen, halboffenen oder klandestinen 

[Kleingruppen ohne organisatorischen Rahmen auf örtlicher Ebene. De- 

ren Hochburgen liegen in städtischen Ballungszentren. 

Szenestrukturen 

Seit Beginn der er Jahre versuchen Autonome immer wieder, verbindlh- 
here Strukturen in der Szene zu schaffen, um langfristig mehr bewirken 

zukönnen Die Kurzatmngkeit autonomer Politik, das Hetzenvon Kampa- 

gne zu Kampagne verhindere, sodie ntenen Kritiker, die Herausbildung 
einer kontinuierlichen Theorne und Praxns und verdamme die Autonomen 

zueinem -gesellschaftlich bedeutungslosen -Nischen- und Gettodasenn. 

Deshalb hatten autonome Gruppen, entgegen dem organnsations- 

feindlichen Grundverständnis der Szene, bereits 1992 die srafl organi- 

sierte und militante “Antifaschistische Aktion/Bundesweite Organnsati- 

on” (AA/BO) gegründet. Snesollte dem “antnfaschistischen Kampf” Kon- 

tinuität und dauerhafte Schlagkraft verleihen. Doch die AA/30 zerbrach 

an inneren Widersprüchen. Auf dem “antnfa kongress 2001”, der vom 20. 

bis 22. April in Göttingen stattfand, erklärte sne Ihre Auflösung, 

Die nn der autonomen Szene seit Jahren ausufernde Sexismusdebatte 

hatte einen erheblichen Anteil am Ende der AA/BO. Doch standen auch 

grundsätzlich Snnn und Zweck autonomer Aktivitäten zur Debatte. Denn 

die Autonomen stoßen, für sne selbst erkennbar, an ihre Altraktnvitäts- 

‚grenzen. Zum einen erweist sich die Utopie enner herrschaftsfreien Orga- 
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nisatnon mehr und mehr als Illusion. Zum anderen werden viele der von 
‚Autonomen benutzten Kampagnethemen auch nn der Gesellschaft als 

wichtig erachtet und dementsprechend nn der breiten Öffentlichkeit dis- 

kutiert. So fällt es den Autonomen schwer, sich mnt diesen Themen als. 

Fundamentalprotestler zu profiheren. Nachwuchsprobleme nn der Szene 

sind die Folge 

Im Jahr 2001 blieben nennenswerte Neugründungen von Organnsatio- 

nen aus. Das 1993 entstandene “Bundesweite Antnfa-Treffen” (BAT), 

ein lockeres Netzwerk autonomer Gruppen, nst inzwischen nahezu be- 

deutungslcs. 

Das bedeutet keineswegs, dass Autonome handlungsunfähig geworden 

wären. Vie'e lokale Kleingruppen snnd intakt, obschon sne häufig enner 

starken Flustuation unterworfen bleiben. Auch regionale Strukturansätze 

haben Bestand oder bilden snch neu. 

Die “Antnfeschistische Aktnon Berlin” (AAB), ehemals Mitgliedder AN/ 

BO, gehört zu den größten und am straffsten organisierten mihtanten 

Zusammenhängen nm Raum Berlnn’Brandenburg Sie engagnertsich nns- 
besondere nn der “Jugendarbeit”. In einer Broschüre aus dem Jahr 1998 

skizziert die Gruppierung ihre Strategie 

“In der AABgibteseie eigenständige Jugend-AG. Deren Mitglieder 
bauen rn möglichst vnelen Stadtteilen Jugendantifagruppen auf. Sne. 

inntueren die ersten Treffen. verteilen dafür Flugblätter vor Schulen. 

fühlen sich dadurch zuständig für die Stabilisierung der Gruppenund 
die Vermittlung von Erfahrungen. Wenn dne Gruppen auf eigenen 

Beinen stehen, znchen sich die Älteren heraus. Im Idealfall wird dann 

der Aufbau weiterer Jugendantifas von Neuen übernommen. Das 

Konzept erwies sich als enorm erfolgreich.” 

Nach diesem Konzept wnrd weiterhin gearbeitet 

Im Land Brandenburg gibt es autonome Kleingruppen - von denen ennn- 

ge mnt der AAB kooperieren vor allem nn den größeren Stidten des. 

Landes Brandenburg wne Potsdam, Brandenburg an der Havel, Frankfurt 

(Oder) undCottbus, aberauch z.B nn Bernau, Eberswalde, Königs Wust- 

erhausen, Neuruppin, Rathenow und Spremberg 

Auch in Brandenburg ist die Fluktuation innerhalb der Szene relativ hoch. 

Fast alle der linksextremistisch motwvierten Straftaten nn Brandenburg 

werden von Autonomen verübt 
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Keine neuen Impulse 

Zwar nst des Thema “Antnfaschismus” sent vielen Jahren enn wesentli- 

cher Bestandteil lnnksextremistischer Agntation, doch für dne autonome 
Szene hat es, nm Vergleich zu früheren Jahren, nunmehr an Strahlkraft 

verloren. Denn es gilt seit Sommer 2000 - damals begann die Diskussion 

um enn möglnches NPD-Verbot - als “bürgerlich besetzt” Selbstkntisch 
stellte die Szene fest, dass die organisierte “Antnfa” an ihre Grenzen 

stieße und kaum noch erkennbar sen, die etwa 200 “Antifa”-Gruppen 

böten, weil zersplttert und unterschiedlich ausgerichtet, nicht das Bnld 
einer Bewegung, sonden henlloser Vereinzelung. 

Konkrete Ergebnisse versprach snch die autonome Szene vom “antnfa 

kongress 201°, den neben der AA/BO die “Autonome Antnfa (M)” 

(AA(M)) aus Göttingen und das “Bündnis gegen Rechts” (BgR) aus 

Leipzig organisiert halten. Ersollte Festlegungen zu künftigen Strategn- 

en und einer neuen Organnsationsstruktur erbringen. Diese Erwartungen 

erfüllte der Kongress nicht. 

Die AAOM) resümierte in einer Presseerklärung vom 26 April. 

'war kaben snchmnt über 600 Menschen wesentlichmehr Menschen. 

anihm beteiligt, als wir erwartethatten, zwar wurden auf verschiede- 

nen Ebenen Debatten über eine Neuorientierung der Antifs begon- 
nen, aber bns zu enner neuen bundesweiten Organnsatnon ist es noch 

ein wenter Weg.” 

Der Kongress beschloss lednglich, dass die Publikation “Phase2 - Zeit- 

schrift gegen die Realität” herausgegeben werden solle Von ihrerschie- 

nen im Laufe des Jahres zwei Ausgaben. 

Regionale Vernetzung 

In der Region BerlnnBrandenburg versuchten snch die verschiedenen 

“Antnfa”-Gruppierungen nm Jahr 2001 nm Rahmenderso genannten “Um- 

Iandarbeit” stärker zu vernetzen. Am 6 Januar veranstaltete die "Königs 

Wusterhausener Antnfa Offensive” (KAO) zusammen mnt der “Treptower 

‚Antnfa Gruppe” (T.A.G) in der “Alten Feuerwache” nn Berlnn eine Parny 

unter dem Motto “Unterstützt eure Örtliche Antifa” 
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‚Ander “Antnfaschistischen Aktionswoche” vom 24, Januarbns4 Febru- 
ar. enne- Inntiative des Berliner “Antnfaschistischen Aktonsbiindnisses 

II" (A2), beteiligten snch brandenburgnsche Autonome, sou. a die “An- 

ufaschisische Aktion Potsdam” (AAPO), die “Jugend Aniifa Belag”, 
die "Jugendantnfa Neuruppin” (JAN) sowie die KAO. In dem Aufruf zur 

‚Aktionswoche unter dem Motto “ZUSAMMEN HANDELN” wurde die 

Absicht klar 

“Die vonoben diktierte Ziviloourage wnrd kaum enne spürbare Verän- 

derung nm gesellschaftlichen Klnma herbeiführen. ( ) Gemeinsam 

wollen wnr mit anderen Initiatnven, Organisationen und Einzelperso- 

nennn der Aktionswoche zeigen, daß antifaschistisches Handeln nicht 

einfach nur anständng Aufstehen bedeutet, sondern tagtäglncher Wi- 

derstand gegen den rechten Alltag.” 

“Antifa”-Aktionen in Brandenburg 

Um denRechtsextrenismus zu bekämpfen, halten es autonome “Antnfa"- 

‚Aktnynsen für angezeigt, Namenslisten so genannter “Faschos” in der 
Regel mnt Angabe der Organisationszugehönigkeit, der Adresse und en- 

ner Personenbeschreibung - zu veröffentlichen. Zumeist wnrd daben zu 
“kreativen Aktionen” aufgerufen, mitunter heißt es deutlicher, man möge 

doch einer bestimmten Person “mal ennen Besuch abstatten”. Inwieweit 

Straftaten zum Nachteil tatsächlicher oder vermeintlicher Rechtsextremi- 

sten durch entsprechende Veröffentlichungen ausgelöst werden, nst 

schwernnachzuweisen, 

Am 8 März stellte dne JAN - offensichtlich nach entsprechenden Re- 

cherchen nm Internet eine Liste von elfrechtsextremistischer. Homepages 

aus den Raum Berlin/Brandenburg zusammen, beschrieb deren Inhalt 

und nannte dne Namen von Personen, die im Zusammenhang mit den 

Homepages stünden 

Die AAPO und die “Antnfaschistische Jugend Aktnon Potsdam” (AJAP) 

riefen unter dem Motto “Smash ihe Union Jack!! Rassnstische und neo- 

aschistische Strukturen aufdecken und angreifen” zu enner Demonstra- 
ionam 15. Dezember gegen den in der rechtsextremistischen Szene ge- 

schätzten Potsdamer Laden “Union Jack” auf. In einem Internet-Beitrag 

wurde der Ladenbesitzer namentlich genannt undseine rech'sextremisti- 

sche Vergangenheit beleuchtet. Bereits nn der Nacht zum 28. Juni hatte 

ein Mitarbeiter einer Wachschutzfirma festgestellt, dass ie doppelglasnge 
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Schaufensterscheibe des Ladens Einschlaglöcher aufwnes. Das Tat- 
Werkzeug, one Metallhrechsiange sowie zwei mit roter Farhe gefüllte 

Wurfeier lagen auf dem Gehweg Der Holzrolladen der Eingangstür war 

mit dem Schriftzug “"Naziläden angreifen” verschen. 

Aber auch am 15 Dezember selbst wurde ein Szeneladen, und zwar in 

Teltow, attzcknert. Die Schaufenster des Ladens “Nordne Thunder” wur- 

den mit einer Gehwegplatte beschädigt und mit den Slogans “Nazi-Shop 

angreifen” and "Antnfa” besprüht. Vor dem Geschäft fand snch auch noch 

ein Glas mit Buttersäure, 

Diese Vorfälle stehen offenkundig nm Zusammenhang mit der Kampagne 

“Naznshops stoppen” Ausgerufen wurde sie vom genannten Bündnis 

A3in Berlnn. Dort versammelten snch am 30 Juni etwa 100 Personen m 

Rahmen eines “Antifa-Pncknicks” vor den “Naznshops” "Andy-Cap” und 

“Haraknri". Mit daben war die Gruppierung “RedSndeZ" aus Blankenfelde; 

sie gehört zu den “Jungdemokraten/Junge Linke” JDAL) Im Begleitheft 

der Kampagne wurde erklärt, Naznläden. 

sollten nicht losgelöst von ihrem gesellschaftlichen Kontext, der 

gesellschaftlichen Dominanz des Profit, angegriffen werden. Natio- 

nalismes und Rassismussind keine Spinnereien marodierender Neo- 

nazns, sondern Hauptpfeiler der kapntalistischen Gesellschaftsord- 

nung? 

Spontane Angrnffe auf vermeintliche undtatsächliche Rechtsexemisten 

gehören gewissermaßen zum “antnfaschistischen” Alltag Bersprele da- 

für wurden im Eingangskapntel(vgl.$. 52 1) aufgeführt 

Andererseits suchen “Antnfa”-Aktnvisten das Bündnis mnt Gruppen, dne 

sich friedlich gegen den Rechtsexiremismus wenden. So beteihgte snch 
die JAN am 8 Man an einer Demonstration, zu der Schüler eines Neu- 

Tuppiner Gymnasiums anlässlich des Jahrestages der Befreung vom 

"Nationalsozualismus unter dem Motto “Schule gegen Rechts” aufgeru- 
fen hatten. Der Vertreter der JAN marknerte daben deutlich die Positionen 

dernnksextremistischen “Antnla” 

“Gegen Nazis helfen nncht ennfach nur Aussteigerprogramme und 

schon gar nicht teure Öffentlichkeitskampagnen der Regierung. ( ) 

Gleichzeitig passt sich Deutschland in das neoliberale Wirtschafis- 

system enn. So wird enn Turbo-Kapitalismus gefördert, der weltweit. 

‚Ausbeutung, Aut und Unterdrückung produziert Um uns, die Men- 

schen, kontrollieren zu können, bekommt die Polzei immer mehr Rech- 
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Im Jahr 2001 wurde insbesondere die Deutsche Lufthansa AG wegen 

ihrer Beteiligung an Abschiehungen ahgelchnter Asylbewerher atak- 

knert - auch mnt elektronischen Störaktnonen. Für den 20. Jun inntuerten 

Angehörige der Inntatnve “Labertadt”, die snch aus der autonomen und 
antumperslnstischen Szene rekrutiert, und des überwiegend von nicht- 

extremistischen Gruppen und Organisationen getragenen Netzwerkes 

"Kein Mensch nstillegal” eine “Onlnne-Demonstration” unter dem Motto 
‘Deportation Class. Internet-Demo gegen das Abschiebegeschäft” Am 

"Tag der Lufthansa-Aktionärsversammlung in Köln sollte die Homepage 
der Lufihansa, über dne auch Flugtickets verkauft werden, lahm gelegt 

werden. Wie ben enner Sntzblockade sollte der Zugang zur Homepage der 

Lufthansa durch Tausende Internetbenutzer zeitweise versperrt werden. 

Die Aktionmisslang Der Zugriff auf die Homepage des Unternehmens. 
dauerte nur wenige Minuten länger als üblich. 

Der Landesverband Berlin der JD/JL verbreitete im Zusammenhang mit 

der Kampagne “Stop deportation class” Faltblätter mit der Aufforde- 

fung, auf das Flugpersonal nn der Maschine Druck auszuüben. um Ab- 

schtebungen zu verhindern, 

‚Vom 27 Juln bns 5. August beteiligten snch bns zu 1 000 Personen, über- 

wiegend Angehörige der autonomen Szene aus dem Rhein-Man-Gebiet, 

‚am “4 Antnrassistischen Grenzcamp” nn Kelsterbach (Hessen), das dem 

Thema Abschiebung gewidmet war 

Während dieser Tage demonstrierten sie mehrfach 

Nach der Auflaktkundgebung am 28, Jul auf dem Römerbergin Frank- 
fürt am Main zogen die Demonstranten vor das italienische Generalkon- 

sulat. In Reden wurden die Vorfälle während des G 8-Gipfelsin Genua 

aufgsgnfen. Kundgebungsteilnehmer zeigten u.a. Transparente mnt den 

Außchnften “Wut und Trauer zu Widerstand”, "G 8 mordet weltweit”, 

“smash borders - Grenzen auf für alle” 

Am 29 Juln demonstrierten Grenzeampteilnchmer vor dem Flughafenge- 
bäuce nn Frankfurt am Mann gegen dne Abschiebung von Flücitlingen. 

Am. August beteiligten sich etwa 2.000 Personen -neben Teilnehmern 

des renzcamps auch Angehörige “antirassnstischer” Gruppen aus der 

Rhein-Main-Region -an enner Kundgebung vor dem Abilugbereich des 

Frarkfurter Flughafens. Danach versuchten etwa 200 Angehörige der 

autosomen Szene, gewaltsam nn den Flughafenbereicheinzudnngen. Die 
Polnzen hunderte sne daran. Ben der Anfahrt zur Demonstration hatten 

Leute aus dem Grenzeamp drei S-Bahn-Wagen mit Parolen besprüht wie. 
“BRD Bullenstat wir haben dnch zum Kotzen satt” und “Stop Depor- 

tatnon No Border No Nation” 
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Kampagne gegen die Nutzung der 

Atomenergie 

“Kampf gegen die Atommafia” 

An den Protesten gegen dne Nutzung der Atomenergie beteiligen snch 
neben nichtextremistischen Gruppierungen und Bewegungen auch zahl- 

reiche Aktionsgruppen von Linksexiremisten. 

Sie begreifen den “Kampf gegen die Atommafia” zugleich als “Kampf 

gegen das kapitalistische System”, In den zurückliegenden Jahren wur- 

den nicht nurm Vorfeld und nm Verlauf der CASTOR- Transporte, son- 

dem auch unabhängig von bestimmten Kampagnedaten oder Aktions- 

orten zahlreiche einschlägige Aktionen, insbesondere Hakenkrallenan- 

schläge, registriert 

Seit der Ausstieg aus der Atomwnrtschaft in Deutschland beschlossen. 

ist, fürchten die miltanten Kernkraftgegner, dass nhre Anschläge nncht 

mehr genügend Resonanz finden. Deshalb konstruieren sne für sne weit- 
gespannte Begründungszusammenhänge. Sie können jedoch nncht dar- 

über hnnwegtäuschen, dass ihre Behauptung, lnnksradikale Mihtanz sen 

ANTI-ATOM-HERBST- 
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Widerstand gegen den Atommülltransport aus Rheinsberg 

Weiter wird nn dergleichen Erklärung angekündigt, dass auch gegen den 

Atommülltransport vom - stllgelegten - Atomkraftwerk Rheinsberg 

(Landkreis Ostprignitz-Ruppnn) zum Zwischenlager Greifswald/Lubmin 

(Mecklenburg- Vorpommern) Widerstand geleistet werde 

"Aber wnr snnd da. Wir werden durch unseren Widerstand die Trans- 

orte teurer machen, soteuer, dass es sich nichtmehr lohnt, weiterhin 
‚Atom kraftwerke zu betreiben.” 

Inennem nm Intemet veröffentlichten Aufruf vom 24 April mitder Über- 
schrift “Castor-Alarm Rheinsberg/Greifswald” entwickelte das AAP sen- 

ne Strategie folgendermaßen 

“Der Castor nst nicht etwa nur ein Castor, so wie wnr nncht etwa nur 

Casiorgegnerinnen sind, er ist enn effizienter Angrnffspunkt für uns, 

dort können wnr das Geflecht von Atomstrateginnen aus Wirtschaft, 

Politik und Kapital an einer empfindlichen Stelle treffen Und dieses 

wirkt auch in Rheinsberg.” 

‚Auch Autonome nn Brandenburg selbst thematisierten den Atommüll- 

transport aus Rheinsberg. So veröffentlichte die JAN in INTERIM” (Nr 

520 vom 22. Februar) dazu einen Beitrag Bezeichnenderweise steht nn 

dieser “INTERIM”-Nummer dncht daneben die Bauanleitung für Wurt- 

anker (Hakenkrallen), die aus einer “Radikal"-Ausgabe von 1995 über- 

nommen war. 

Ein starkes Aufgebot von Polnznsten und Grenzschützern sorgte dafür, 

dass der Atommülltransport am 9 Man auf der gesamten Strecke von 

Rhemsberg nach Lubmnn kaum gestört wurde. Nur nahe Rheinsberg ge- 

lang es Demonstranten für kurze Zeit, die Bahngleise zu besetzen. Auch 

kurz vor dem Ziel wurden noch einmal die Schienen blockiert. Die Polnzen 

nahm die Aktivisten nn Gewahrsam, bevor der Zug herannahte 

Wieder Hakenkrallenanschläge in Brandenburg 

Die massiven Sncherheitsvorkehrungen anlässlich des Transportes aus 

Rheinsberg vermochten jene, die snch auf Hakenkrallenanschläge verle- 

gen, offenkundig wirksam abzuschrecken. Zu anderen Anlässen nm Jahr 

2001 gnffen sie aber erneut Bahnanlagen nn Brandenburg an. 
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Zeitgleich mnt ähnlichen Aktionen in Hessen und Niedersachsen verüb- 
ten Unbekannte nnder Nacht um 9 Märzan drei Tatorten Hakenkrallenan- 

schläge auf Fahrleitungen der Deutschen Bahn AG. Auf der Strecke Pots- 

‚dam-Magdeburg, zwischen Werder und Groß-Kreuz, musste enn Güter- 
zug wegen enner defekten Oberleitung halten. Auf der Strecke Berlin- 

Halle, zwischen Luckenwalde und Trebbin, wurde nicht nur dieOberlei- 

ung, sondern auch eine Güterzuglokomotnve beschädigt. In beiden Fäl- 
len waren zuvor Hakenkrallen nn die Oberleitungen eingesetzt worden. 

Am 10. März führ enn Güterzug zwischen den Bahnhöfen Löwenbergund 

Gransee mein Hindemis, Ben ener Nachsuche wurden zwen beschädigte 

Propangasflaschen aufgefunden, die nncht zum Eigentum der Deutschen 

Bahn AG gehören. 

Am 12, März gingen ben zwei Zeitungsredaktionen und einer Nachrich- 

tenagenturtextidentische Selbstbezichtigungsschreiben zudenerwähn- 

ten Hakenkrallenanschlägen enn. Unter der Überschrift “KAMPF DEM 
CASTOR, KAMPF DEM STAAT” begründen dne Autoren - sie nennen 

sich "Autonome Gruppen” - die koordinnerten Anschläge mnt der Beten- 

ngung der Deutschen Bahn AG am “Atomprogramm? undnhren “Hand- 

langerdiensten” ben Atommülltransporten. 

“Wir haben die Bahn angegriffen, um denpolitischen und matenellen 

Preis für den anstehenden Castortransport nn dne Höhe zu treiben und 

einen Beitrag zur Mobilisierung am TagX zu leisten” 

Unverhohlen - wie bereits in der Überschrift hervorgehoben -bekräfti- 
gen die Autoren ihre weitergehenden Ziele. 

“Nach wie vor istklar, dassnichtalleinum AKWsgeht (..) Aberauch 

‚ohne al! das nst dieses System unappetitlich genug. Herrschaft, Un- 
terdrückung und Ausbeutung wären wenter vorhanden und Ziel un- 

seres urwersöhnlichen Widerstandes. Der Anti-AKW-Kampf isteine. 

strategische Chance für Kämpfe in anderen Bereichen, da hier ein 

wirklicher Erfolg möglich ist. Politisch ns diese Auseinandersetzung 

seit langer Zeit zu unseren Gunsten entschieden, esgeht jetzt um die 

praktische Umsetzung.” 

(Schreibweise wie m Ongnnal) 

Linksextremistische Kermkrafigegner hängten nn den Morgenstunden des 
26 Oktober bei Werder, auf der Strecke Berlin - Brandenburg an der 

Havel, Hakenkrallen nn Oberleitungen der Bahn. Dabei wurden die Lo- 

komotive einer Regionalbahn und die Oberleitungen schwer beschädigt. 
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Erst am 23. Oktober hatten militante Autonome vner Anschläge ähnlicher 

Art auf Zahnstrecken nn Berlnn verübt. Dabei erhtt enn Lokführer schwere. 

‚Augenverletzungen. Die Berliner Anschläge - die offenbarzurgleichen 

‚Aktionswelle gehörten, wie dne Tat am 26. Oktober - waren von beson- 

derer Brutalität, denn die Täter blocknerten die Oberleitungen mit Eisen- 

ketten und Schraubzwingen. Die Anschläge standen offenkundig nn en- 
nem Zusammenhang mit dem Begnnn eines CASTOR-Transportes von 

LaHague nach Gorleben. 

Zuden Taten nn Berlin bekannten snch nn einem Schreiben ar verschiede- 

ne Berliner Tageszeitungen undenne Nachnchtenagentur “autonome Grup- 

pen” Unter der Überschrift “Kampf dem Castor heisst Kannpf dem Sy- 

stem” schlugen die Täter ennen Bogen zu den “Aktnonen gegen die EU- 

bzw G 8-Gipfel in Göteborg und Genua” und “diversen antirassistischen 

Grenzcamps” Alle diese Unternehmungen seien “ermutigende Kristalln- 

sationspunkte für linksradikalen Widerstand” Schließlich begründeten 

sieihren Kampf gegen den “patniarchal-kapntalisischen Normalzustand” 

auch mit den sicherheitspolitischen Schritten der Bundesregierung nach 

dem 11 September und den mihtärischen Aktionen der USA gegen die 

Taliban in Afghannstan. 

Weitere Aktionsfelder 

Gegen “Umstrukturierung” und “staatliche Überwachung” 

Vorallem in Berlin, aberauch nn Potsdam und in anderen größeren Städ- 

ten führen Autonome den "Kampf gegen Umstrukturierung”. Sne wehren 

sich gegen die - von nhnen behauptete - “Säuberung” der Innenstädte 

'on “unerwünschten Personengruppen” sowie die Verdrängung soznal 

Schwacher und gesellschafllicher Randgruppen aus nhren angestamm- 

en Wohngebieten. Aktionen nn diesem Snnne werden häufig mit dem 

umfassenderen Widerstand gegen eine angeblich zunehmende “Repres- 

snon” durch die “Herrschenden”, z. B gegen die Videoüberwachung öf- 

fentlicher Plätze, verknüpft. Inzwischen wurde die Nutzung besetzter Häu- 

ser tenhweise förmlich geregelt, da die Besetzer ihnen angebotene Miet- 

verträge abschlossen. Neue Hausbesetzungen kommen heute nur noch 

selten vor 

Abergelegentlich versuchen es Szeneaktnvisten doch wieder, Am21 Aprnl 

stellte eine Streifenwagenbesatzung nn Potsdam fest, dass einevermummte 

Person auf einem Balkon nn der Weinbergstraße 20 enn Transparent mnt 
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der Aufschrift. "Die Buga kommt, wir bleiben!!!” befestigte Die Auf- 
schrift eines zweiten Plakates lautete "Fi gibt keine Alternatwwe zurso- 

‚zialen Revolution” Die Besetzer hatten vorher die Tür zur Hofseite ge- 

waltsam geöffnet und diese dann von innen verbarrikadnert. Alsche Poln- 
‚zei dne fünf Besetzer auffordert, das Haus zuräumen, versuchten sne zu 

flüchten. Gleichzeitig wurde die Polnzei von fünf weiteren vermummten 

Personen mt Knall- und Leuchtkörpern beschossen. Dne Beamten stell- 
ten nnsgesamt sneben Personen. 

‚Sympathisanten der Besetzer verteilten Flugblätter, in denen ein Zusam- 

menhang zwischen der Stadtmodernisierung anlässlich der BUGA und 

angeblich verfehlter Jugendpolitik hergestellt wurde, 

“Wir, einige Menschen aus Antifaschistischen & Antirassistischen 

Zusammenhängen, haben heute am 21 Aprnl O1 das Haus nn der 

Wennbergstr. 20 besetzt. Wir haben uns für dieses Haus entschieden, 
wenlesseit der brutalen Räumung am 6. August 2000 nmmernoch leer 

steht und somit dem Verfall preisgegeben wäre ( ) 

Die Potsdamer Innenstadt gleicht heute einem ‘preußischen. Disney- 

land” fü: zahlungskräftige Konsumentlnnen. Der Wiederaufbau preu- 

Bischer Machtsymbole, exklusiv sanierte Wohnhäuser mit horrenden 

Mieten, teure Nobelboutiquen einhergehend mit der zunehmenden 

Überwachung öffentlicher Plätze, stellt de-facto eine Ausgrenzung 
inanzuell Unterprivilegierter dar 

Die nm Zusammenhang mit der BUGA fließenden Gelder haben diese 
Entwicklung stark beschleunigt. Mit preußischer Unmenschlichkeit 

wurde diese Politik durchgesetzt 

Besonders die Jugend ist nn Potsdam von dieser nach kepitalisti- 

schen Maßstäben orientierten Stadtentwicklung betroffen. (. ) Die 

logische Konsequenz daraus, is für uns die Selbstorganisierung en- 

nerLinken Jugendkultur. 

Heute, am Tag der Eröffnungsfeier der BUGA, feiem wir unsere enge- 

ne Party! 

Statt zuwarten, bnsuns die Stadt ein (halbwegs) geeignetes Objekt in 

Aussicht stellt, haben wnr Fakten geschaffen. (.) 

ESGIBT KEINEALTERNATIVEZUR SOZIALEN REVOLUTSON! DIE 

HÄUSER DENEN, DIESIE NUTZEN! SOZIALEZENTREN ERKÄMP- 

FEN! EIGENTUMIST DIEBSTAHL!” 
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‚Aus Häusern, in denen snch Leute aus der Hausbesetzerszene aufhalten, 
werden immer wieder Auseinandersetzungen geschürt Fan Beispiel aus 

Potsdam 

Alsam25 August, nach einem Fußballpokalspiel zwischen Babelsberg, 
03 und Hertha BSC Berlin, Fans der Berliner Mannschaft am Haus Ru- 

dolf-Breitscheid-Straße 6 vorbeizogen, wurden sie von Vernummten mit 

Steinen undanderen Gegenständen beworfen undals "Nazs” beschumpft 
Hertha-Fans sollen, so wurde behauptet, während des Pokalspielsmehr- 

fch rassnstische und antisemitischen Sprechchöre angestimmt und den 

“Hitlergruß gezeigt haben. Einige Fußballfans reagierten, indemsne Ste 

ne aus dem Gleisbeit der Straßenbahn in Richtung des Hauses, von dem 

her se angegniflen wurden, warfen. Aus dem Haus heraus wurde dies mut 
einer Videokamera festgehalten. Um enne weitere Eskalation zu vermer- 

den, drängte die Polizei die Fußballfans nn Rnchtung des S-Bahnhof Ba- 

beisberg ab und räumte das Haus in der Rudolf-Breitscheid-Straße Meh- 

tere Personen wurden wegen versuchter gefährlicher Körperverletzung 

angeklagt, 

Gegen diesen Polnzeieinsatz protestierten mehrere Intiatnven, darunter 

auch Gruppierungender “Antnfa”, am $ September nn Potsdam mntenner 

Demonstration unter dem Motto “Farbe bekennen heißt Dinge beim Na- 

men zunennen. Gegen Rassismus und Polzeiterror" 

“Antimilitaristische” Aktionen 

Der Protest gegen den “Militarismus” artikuhertsnch vorallem nn Aktio- 

nen gegen öffentliche Auftrtte von Soldaten der Bundeswehr Wie nn 

den Vonahren gab es vereinzelte Versuche, Veranstaltungender Bundes- 

wehr zu beeinträchtigen, so am 20. September bei einem Gelöbnis nn 

Schwect/Oder. Überwiegend verliefen die öffentlichen Gelöbnisse der 
Bundeswehr im Land Brandenburg jedoch fnedlich und ohne nennens- 

werte Störungen. 

Die Potsdamer Basnsgruppe der JD/IL entrelte am 1 Man auf dem 
BUGA-Gelände währendeiner Veranstaltung des Bundessehrorchesters 

in Transparent mt der Aufschnft “Mit uns kann man sich die Blumen 
von unten ansehen. Ihre Bundeswehr!” Dazu wurde an geblümter 

Pappsarg über das Gelände getragen. Vier Männer und ee Frauum Alter 

von 19bis23 Jahren wurden daraufhin stgenommen. 
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Kampagne gegen die Gentechnologie 

Seit einigen Jahren klnnken sich auch Linksextremisten nn die Diskussio- 

nen um die Anwendung der Gentechnik ein. Von nnchtextremistischen 

Gegnern der Gentechnik unterscheiden sne snch dadurch, dass ie auch 

auf diesem Aktionsfeld vor allem die Spielregeln der demokratisch 

verfassten Gesellschaft außer Kraft setzen wollen und dass sie ihren 

Protest nn Straftaten ausdrücken. Insbesondere die schwer zu sichern- 

den Freilandversuchsanlagen werden zum Angrnflsziel mnhtarter Gen- 

versuchsgegner. 

Die im Land Brandenburg agnerenden Gentechnikgegner, soweit sie Ge- 
walt nncht scheuen, konzentneren snch vor allem nm linksextremstisch 

beeinflussten “Bamimer Aktionsbündnis gegen gentechnische Freiland- 

versuche” Zusammen mt gleichgesinnten Berliner Aktnvisten engagner- 

tesnch das “Barnnmer Aktionsbündnis” gegen den von der Bundesregie- 

fung ausgerichteten “Wissenschaftssommer”, der vom 12. bis 17 Sep- 

tember nn Berlin stattfinden sollte. Da dieser aber wegen der Terroran- 
schlägevom 11. September abgesagt wurde, fiel auch diegeplante-Gegen- 

kundgebung aus. 

In ennem ersten Aufruf hatten die Initiatoren zunächst mnt den Motto, 

“Gentechnik - interessiert uns brennend” offenbar zusimmerd Bezug 

genommenauf einen Brandanschlagam 4 Man 2000 in Gießen. bei dem 

ein Gentechnikmobil der Bundesregierung zerstört und damit cin Sach- 

schaden von etwa 1,5 Millionen DM angerichtet worden war. Außerdem 

hatten sne zu “direkten Aktionen” aufgerufen, um die Eröffnungsveran- 

staltung zum “Wissenschaftssommer 2001” zu verhindern. In enem zwen 

ten, gemäßigteren Aufruf, der auch vom “Bamnmer Aktionsbündnis” un- 

terzeichnet wurde, verzichteten sie mit Blick auf möglnche Bündnispart- 

ner außerhalb der autonomen Szene auf verbale Militanz. 
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Kampagne für Tierrechte 

Über Tierschutz und Tierrechte wird auch in der autonomen $zene dnsku- 

tiert, Die Autonomen dominieren zwar nicht in der so genannten Tner- 

rechtsbewegung, instrumentalisieren aber auch sne für ihre Zwecke. 

Bundesweit stand 2001 die Kampagne gegen den Konzern C&A nm Mit- 

telpunkt. Das Unternehmen bietet set 1998 wneder Pelzartnkel an. Daher 

wurde zueiner“Offensive gegen die Pelzindustnie” aufgerufen, die zahl- 
reiche Proteste nn der gesamten Bundesrepublik auslöste. Am 19 Aprnl 

fand nm Jugendwohnprojekt “MittenDrin” in Neuruppin enne Informa- 

uonsveranstaltung mt der Berliner Tierrechtsaktnon "Bärta” statt in de- 
ren Rahmen Tierrechtsaktivisten über dne Kampagne gegen dne Kauf- 

hauskette C&A berichteten. 

Als der Zirkus “Probst” vom 11 bis13 Mannn Döbeln (Sachsen) gastner- 

1e, überklebte die “annmal liberation front” die Terminplakate im Zentrum 

der Stadt mit Blättern, aufdenen zum Boykott gegen den Zurkus aufgeru- 

fen wurde. Zudem erhielt das Znrkusunternehmen am 7 Maieine E-Mail, 

die nn der Parole “Feuer und Flamme für Zirkuszeltett!” gnpfelte. Alsder 

Zurkusseine Tournee nm Land Brandenburg fortsetzie, wurden keine Sto- 

rungen mehr beobachtet 
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ORGANISATIONEN 

Kommunistische Parteien und deren 

Nebenorganisationen 

“Deutsche Kommunistische Partei” (DKP) 

Gründungsjahr: 1968. 

Jugendorganisation: "Sozialistische Deutsche Arbeiterugend” 

(SDAN 

| Studentenerganisation: "Assoziation Marxistischer Studierender” 

(AMS) 

Mitglieder bundesweit: 4.500 

Brandenburg: 90 

für Brandenburg relevante 

überregionale und 

ionale Publikationen: "Unsere Zeit”, “Roter Brandenbunzer” 

(ORP-Bezirkszeitung Brandenburg). 

"Das kleine Blatt” (Zeitung der DKP 
Niederlausit), “Trotz alledem!” (Zeitung, 

der DKP Potsdam-Umland) 

Internetadresse: www.dkpde 

Die DKP vertritt die “tradntionskommunistische” Richtung des Links- 

extremismus Nach wne vor versteht se sich als die revolutionäre Parten 

der Arbeiterklasse, Als theoretische Grundlage ihres Wirkens betrachtet 

sie die “wnssenschaflliche” Weltanschauung von MARX, ENGELS und 

|LENIN. Sie propagiert einen “revolutionären Bruch” mnt der bestehen- 

den Gesellschaftsordnung In nhrem Aktionsprogramm aus dem Jahr 1996 

betont die Partei 

“Der Kapitalismus kann unserer Meinung nicht auf dem Weg von 

Reformen, ohne hefgreifende Umgestaltungen und ohne revolutio- 

nären Bruch mit den kapntlistischen Besntz- und Machtverhältnnssen 
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ineme Gesellschaftsordnung umgewandelt werden, in der alle Men- 

schen sich ing] 

näre Bruch hnn zu einerneuen Gesellschaft führt zum Sozualnsmus.” 

Die DKP gliedert snch in 14 Bezirksorganisationen (früher Landesver- 

bände) mit 110 Kreisorgannsationen und nnsgesamt 250 Grundorganisa- 

tionen. in Brandenburg gibt es seit 1997 einen Bezurksverband undmeh- 

rere DKP-Gruppen, sou. a nn Frankfurt (Oder), Potsdam und nn der N} 

derlausitz. 

‚Auch im Jahr 2001 schwelte enn die Part stark belastender Konflikt fort, 

Viele der etwa 300 DKP-Mitglieder aus den ostdeutschen Bundeslän- 

dem opoonieren gegen dne von der Parteimehrheit getragene Lanie Stnt- 

ig sindunterschiedliche “Sozualnsmusvorstellungen”, weitere 1deologi- 

sche Fragen und dne Bündnispolitik. Die Verfechter der Minderheits- 

position - meist ehemalnge SED-Mitglieder - glonnfizieren das ennsuge 

DDR-Regime samt seinen stalnnnstischen Auswüchsen auf enne selbst 

für wesideutsche DKP-Mitglneder verwunderliche Weise. 

Zu Jahresbeginn eskalierte dieser Streit, so dass snch der Parteivorstand 

auf einer Tagung am 24/25. März mnt den “Ostproblemen” der Partei 

beschäftigen musste. Ihm lagen “11 Forderungen” der DKP-Gruppe Ber- 

Iin Nordost vor, die auf eine weitgehende Resttution der DDR-Verhält- 

nisse hnausliefen Die Auseinandersetzungen konnten rncht gütlich 

beigelegt werden. Inzwischen wnrdder redigierte Text der “1 program- 

matischen Forderungen von Kommunisten und Sozialisten für Ost- 

deutschland” nn enner Fassung vom 4. November vom "RetFuchs-För- 

derverein e. V” getragen. In diesem Verein um die Zeitung “RotFuchs” 

haben snch die DKP-Dissndenten mnt Gleichgesinnten ausanderen kom- 

munistischen Zurkeln zusammengetan. 

Durch Bündnisse mit anderen poltischen oder gesellschaftlichen Grup- 

pen, auch nnchtkommunisischen, versucht die DKP zu größerem poltn- 

schen Einfluss zu gelangen. Das entspricht der marsnstisch-leninisschen 
Strategie von Aktionseinheit und Volkstront. Lauthrem Parenprogramm 

will die DKPpotenzuelle Partner von der Notwendigkeit überzeugen, punk- 

welle Bündnisse einzugehen. Dies sei eine unerlässliche Station auf dem 
Weg hin zu tefßreifenden gesellschaftlichen Umgestaltungen. 

In Brandenburg beteiligte snch die DKP z B. an “antnfaschistischen” 

Demonstrationen nn Königs Wusterhausen und unterstützte eine De- 

monstration “antnfaschistischer” und anderer Gruppen, dieam 24 März 
nn Potsdam unter dem Motto “Preussen blenbt Scheisse” stattfand. 

‚cher Werse frer entfalten können Dieser revolutio- 
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Im Rahmen ihrer Bündnisstrategie e 

der “Friedensarbeit”, dies Iassenkampfesbetrach- 

tet. Sostell; sie mit Peter STRUTYNSKI den Sprecher des “Bundesaus- 

schussesF ratschlag”, derseit 1994 jährlich nn Kassel zusammen- 

nit. Auf dem letzten “Friedenspolitischen Ratschlag” am 1/2. Dezember 

musste die DKP allerdings erkennen, dass die “Friedensbewegung”, na- 

mentlich scweit sne kommunistisch gesteuert wnrd, nchtin 

der Lage ns, breite Bevölkerungsschichten zu mobnlns 

die herkömmliche Bündnisstrategie der DKP an nhre Grenzen 

jet sich die DKP besonders nn 

ren. Damnt stößt 

Ein Gradmesser sowohl für die Bündnns- als auch für die Organi 

fähigkeit der DKP nst das traditionelle Pressefest ihres Zentralorgans 

Unsere Zeit” (UZ), das nunmehr alle zwen Jahre stattfindet. Das letzte 

vom 22. bis 24. Junn nn Dortmund wurde von über 5.000 Gästenbesucht 

Dortpräsentertensich mit 

Informationsständen dne 

Beznrksorgannsationen der 

Partei, daneben auch “be- 

freundete Organnsatio- 

nen”, mit denen die DKP 

traditionell zusammen- 

arbeitet. Gleichwohl er- 

reichte das UZ-Pressefest 

auch nncht annähernd enne 
Außenwirkung wn 

7er und $0er Jahren. At- 

traktny war es nur für Mit- 

ations- 

inden 

LINES 0 . 
überschaubaren Kreis nh- 

ympathisanten. 

Somit blieben diebündnis- 

at Ban Ban & 
Die DKP nahm im Jahr 2001 Demokratieabbuu WE 
tenl der zum Berlmer Abge- 

ordnetenhaus am 21 Ok- 

tober. Sie erhielt lediglich 
0,1 Prozent der Zweitstim- 



Tnkosenmamus 

“Kommunsstische Parien Deutschlands” (KPD) 

Ginangiar. 1m 

Pr Bein &IKPD 
Im ieundeniugaktive: 100 

Teer Dune: 400 

Benambug. 15 

Ir Brundenknurgräevante 

[ürarepimae Pnnlatakmen: “Die Bote Fäne”,"Tutzaladen?” 

Itenanarese Vnnrkommnitishe path 

deizschunde.de 

Das KDD ae lan 109010 derDD-Rvcn dhemacgen SED Mi 

eiedamergrndet werden Se vd schalsKRD/Ortbezerämet, da 
nterschedet man oe wen der ae ARD aufteenden Klemtgrugpe m. 

Vastdeuschland die aus der chanslngen Kommumususchen Parn 

Deutschlands (hmaten Lenmunen*hervergsgmgenaet 

Die Purtnverstlusich le rechmmuhig Nackolgri er 1918 gunde. 

en RD ander adkuanvon LIEBENECHT THALMANNWÄBIECK 

itsprechend werben sch den Lehren ven MARK, ENGELSund LE- 

Wi erpflehstund srenefurde RenhenmdEmhen.des Manaamns. 

Leumsune Die KPDhak an emsrrevehtunanen Programms fea due 

0% Ar wmernschaflich begyndt wuchs. 

Dis KID age fast schießkch m dn ostdeutschen Pindendern 

Baldnuc hrer Grndmgunfssste su anahendS 000 Pearson Ser. 

runder hänge benund auf em Brutelzusunmengescmangit 
Brandenburg ha a sch sen enugen Kran auf am grmgan 

Nnnemgspendeh Da orgausonschen Ralananbiletene Landes 

news Umerghedenmgen m Fraktur. (OderJund Potslam 

Den Blekauf de Fnaulemurevchnenaren Ummlnmg gucken. 

euurtdus KPD de Nah] amade de Ener ler kommnmurtschen 

ine m Desschlnd an Dusses Vehaben ztwegen efabar schrer 

\betruchbaerzeobgcher Difrnzander etsihetenbuher geschen 

Bir ben Konnte zu andrenevolacmar. mmaetschen Bam 

\ndVerenugugen nibesondre sur Duschen Kommmmususchen Pr 
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tei” (DKP) und zur “Kommunistischen Plattform” (KPF) der PDS wie 
auch zum “Arbeiterhimd für den Wiederaufbau der KPD” (AR), jedoch 

waren alle Annäherungsversuche auf Grundmangelnder Bündnisfähigkeit 

vorerst nicht erfolgreich, 

Dies wurde, wenn auch umwunden, auf dem 22. Bundesparteitag der 

KPD am 15. Dezember in Strausberg eingeräumt: Die Konferenz "Akti- 

onseinheit- dringlicher denne” am 11, November habe zwar Fortschnit- 

te gebracht, dennoch müsse auf diesem Tätigkeitsfeld noch vielgeleistet 

werden. Ansonsten sprach der Parteitag die aus Sncht der Parterwichtig- 

sten Vorhaben der Zukunft an weitere Tagungen, Beratungen, Sondne- 

fungen undden Umtausch der Parteimitgliedsbücher Außerdem erklärte 

die KPD, sie wolle gemeinsam mit der DKP bei den Landtagswahlen nn 

Sachsen-Anhalt am 21. April 2002 antreten. 
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“Marsistisch-Leninistische Partei Deutschlands” 

(MLPD) 

Gründungsjahr: 1082 

Sitz: Gelsenkirchen 

in Brandenburgaaktivseit: 1990 

Real 

*Rotfüchse” 

Frauenorganisation: “Courage” 

Mitglieder bundesweit: 2000 

Brandenburg: 50 

für Brandenburg relevante 

überregionale Publikation: “Rote Fahne” 

Internetadresse: wwwmlpd.de 

Die MLPD nst 1982 aus dem im Jahr 1972 gegründeten *Kommunnstn- 

schen Arbeiterbund Deutschland” (KABD) hervorgegangen Sne bekennt 

snch zu den Lehren von MARX, ENGELS, LENIN, STALIN und MAO 

ZEDONG. Die MLPD erstrebt einen “revolutionäre(n) Bruch mit den be- 

stehenden politischen und wnrtschaftlichen Verhältnissen” und dn 

richtung der Diktatur des Proletariats” Hierfür will sne die Mehrheit der 

‚Arbeiterklasse gewinnen. 

Die MLPD nst bundesweit nn sneben Beznrke gegliedert. Das auf dem 

VI. Parntag nm Dezember 1999 verabschiedete Parteiprogramm fordert, 

dass nn allen Regionen Deutschlands, insbesondere aber nn den ostdeut- 

schen Bundesländern, der systematische Parteraufbau verankommen 

müsse. Gleichwohl stagnnert die Mitgliederzahl 

Da sich die MLPD als revolutionäre Parten der Arbeiterklasse versteht, 

hat für sie die Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit einen hohen Stellen- 

wert. Folgerichtig snnd die Parteimitglieder verpflichtet, snch einer Ge- 

werkschaft anzuschließen und dne gewerkschaftliche Betriebsarbeit nm 

Snnne der Parteidoktrin zu beeinflussen. 

Wegen ihrer maonstischen Positionen nst die MLPD innerhalb des Innks- 

extremistischen Spektrums weitestgehend isoliert und entwickelt snch 

hnn zu einer Weltanschauungssekte. Gleichwohl versucht sie, der kom- 
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munistischen Bündnnsstrategie folgend, nach dem “Volksfront”-Konzept 

Partner für Aktnonen im Innksextremistischen Spektrum und darüber hnn- 

aus zu finden. Aktionsbündnisse kommen aber zumeist nur dort zustan- 

de, wo die Parten über ihre Tan- und Nebenorganisationen auftrnt, 

In Brandenburg gehören der Frauenorganisation “Courage” und der Ju- 

gendorganisation “Rebell” jedoch nur wenige Mitglieder an. 

Anfang 2001 fand nach Parteiberichten - wie üblich ohne Bekanntgabe 

des Ortes und des Datums -der 5 Verbandsdelegiertentag von “Rebell” 

statt. Der Jugendverband will nn den letzten zwei Jahren - weng glaub- 

haft - um enn Drittel gewachsen sein. 

Die Vorfeldorgansation “Solndantät International” (SI) ist nn Branden- 

burg weder mnt Kontaktadressen noch mnt Ortsgruppe vertreten. 

Um ihren Bekanntheitsgrad zu steigen und ihre politische Isoberung zu 

durchbrechen, kandndnert die MLPD periodisch bei Wahlen. Das tat sne 

auch zur Berliner Abgeordnetenhauswahl am 21 Oktober, beider sie die 

zurnordrhein-westfälschen Landtagswahl nm Mai 2000gestartete Kam- 

Pagne “Neue Poltiker braucht das Land” fortsezte. Allerdingserhielt sie 

nur 0,1 Prozentder Zweitsimmen. 

Trotzkisten 

Kleingruppen und Zirkel 

Bundesweit agneren gut zwei Dutzend kleinerer trotzkistisch ausgerich- 

teter Gruppen und Zirkel. Ihnen gehören bundesweit insgesamt rund 

1.800 Personen an, in Brandenburg nur enne Hand voll 

Die Trotzkisten berufen snch auf die Auffassungen Leo TROTZKIs 
(Trotzknsmus), eines der maßgeblichen Akteure der russischen Okto- 

berrevolution von 1917, der auf STALINS Befehl 1940 nm Exil ermordet 

wurde, 

Die meisten Trotzkisten sindheute nn einem der zahlreichen internationa- 

len Dachverbände organisiert, die aus der 1938 von TROTZKI gegrün- 

deten IV Irternationale hervorgegangen sind. Typisch für rotzknstische 

Organnsationen nstdie Tendenz zu Abspaltungen, Fraktionierungen oder 

Umbenennungen. Ihre öffentliche Ausstrahlung sowie nhre politische 

Wirksamkeit snndgering. Meist erfolglos bleiben auch die Versuche, mit- 

telsder Melhode des $Entrismus andere - auch demokratische -Orga- 
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nnsatioren oder Bewegungen zu unterwandern und von nnnen heraus 

Einfluss aufderen pohtische Entscheidungen zu nehmen 

Einer der internationalen trotzkistischen Verbände, der Dachverband “In- 

ternatnonal Socnalists” (IS), strebt stärker als andere nach weltweitem 

Einfluss. In der Bundesrepublik gehören dren Organnsationen zu den IS 

*Linksruck” (LR),die “Intemationalnstsche Sozialistische Organisation” 

(@SO)unddie “Internationalen Sozualisten” Die 1SO will diein ihren Au- 

genreformistischen Gewerkschaften "von ihrer bürokratischen Führung 

befreien” und sne zu "Kampforgannsationen” umformen. Für Frankfurt 

(Oder) gnbt die ISO enne Kontaktadresse an. 

“Linksruck” 

Die höchste Aktnons- und Mobilisierungskraft nm trotzknstischen Spek- 

rum besntzt die Gruppe “Linksruck”. Ihre Berliner “Bundeskoordination” 

lentet die einzelnen “Linksruck”-Ortsgruppen mnt insgesamt 1 200 Mit- 

gliedern nn der Bundesrepublik an. Die Zeitung LINKSRUCK, die 14- 

tägng neiner bundesweiten Auflage vonca. 3.500 Exemplaren erscheint, 

wnrd nm Straßenverkaufangeboten. 

“Linkstuck” tritt regelmäßig mnt Veranstaltungen an die Öffentlichkeit 
und nst auffast allen von Linksextremisten organnsnerten oder unterstütz- 

ten Demonstrationen präsent. “Linksruck” scheint derzeit auch die ennzn- 

ge luksexuemistsche Formation zu sein, die m 

boten enne nennenswerte Zahl von Jugendlichen erreicht. Die Fluktuatn- 

on unter den zumeist Jugendlichen Aktnvisten ist allerdings hoch. 

Ein Jährlicher Höhepunkt der “Linksruck”-Aktnvitäten sind seit Mitte der 

neunziger Jahre die “Rosa-Luxemburg-Tage” Aufihnen werden die Ak- 

tivnsten umfassend instrusert, also auch nn den politischen “Verkaufs- 

strategien” unterwnesen, mit denen neue Mitglieder rekrutiert werden 

sollen. So lemen “Lanksruck”-Aktnvisten, verbindliche Beziehungen zu 

potenziellen Interessenten aufzubauen und diese durch Hausbesuche 

und Anrufe zum Beitritt zu bewegen 

Die “Rosa-Luxemburg-Tage” fandenvom 1 bis4 Junierstmalsnn Berlnn 
statt. Sie wurden von fast 800 Teilnehmern besucht. Als Referenten hatte 

*Linksruck” auch Aktnvisten der Antn-Globalnsierungs-Bewegung aufge- 

boten. Denn “Linksruck” betreibt eine gezelte Kampagne zureninstischen 
Unterwanderung der deutschen Sektion von ATTAC 
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‚Anders verhuelt sich die etwa 300 Mitglieder starke rotzknstische Gruppe 
“Sozialistische Altematve Voran” (SAV), die deutsche Sektion des 

nationalen trotzknsischen Dachverbandes “Komitee für enne Arbeiter- 

internationale” (“Committee for a Worker's International /CWI) mntSnrz 

in London Sne nst ATTAC geschlossen beigetreten. 

Anhänger von “Linksruck” waren seit Anbeginn an Aktionen gegen 

Globalnsierang und Neoliberalismus beteiligt, soaucham 29 Man 1999nn 

Köln an der Großdemonstration der "Europäischen Märsche gegen Ar- 

beitslosigkeit, ungeschützte Beschäftigung, RassnsmusundKreg” Die- 

se sogenannten “Euromärsche” wurden nn der Vergangenheit hauptsäch- 

lich von französischen und italienischen trotzknstischen und syndika- 

Tistisch orientierten Organisationen veranstaltet 

Im November wurde jedoch enn Bruch nn der “Linksruck”-Organnsation 

offenkundig Es hatten snch zwei widerstreitende “Fraktionen” heraus- 

gebildet, enne radntionell marsstisch-leninisisch ausgerichteteundeine 
heran autonomen Aktionsmustern orientierte. Die derersterenFraktion 

verpflichtete “Lunksruck”-Bundeskoordination warf manchen Ortsgrup- 

pen vor, tief in das “linksradikale Mileu” enngetaucht zu sein und statt 

des Konzepts einer revolutionären Parten das ennes autonomen, Zusam- 

menhangs zu verfolgen. Die Knitisterten konterten, dass die Berliner Füh- 

fung den “demokratischen Zentralismus” falsch nnterpretiere Die Ab- 

Spaltung des “autonomen” Flügels - gerade er nst es, der frisch pohtisier- 

1e, aktionsfreudige junge Leute anzneht - wurde unabwendbar, 

Anarchisten 

Traditionell anarchistisch orientierte Gruppen sind weiterhin chne nen- 
nenswerten Einfluss. Allerdings finden sne mit ihrer Agitatnon nn der Inks- 

extremistisch onentierten Jugendszene eine gewisse Resonanz. Dies zeigt. 

snch insbesondere an Kampagnen, die maßgeblich von Autonomen ge- 

ragen, von Anarchisten aber theoretisch und propagandnstisch unter- 

stützt werden. Denn Anarchisten beschränken sich nn der Regel auf die 

Herausgabe diverser Schriften und Flugblätter. 

Die anarchö-syndikalisusche Kleinstorganisatnon “Freie Arbeiterinnen 

Union - Internationale Arbeiter Assoziation” (FAU-IAA) hat nn Bran- 

denburg eine geringe Anzahl von Mitgliedern und Sympathisanten ge- 

wonnen und verfügt über Orts- bzw Kontaktgruppen. Die FAU-IAA will 

eine staatsfreie, klassenlose Ordnung durch revolutionäre Gewercschafts- 
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und Beiriebsarbeit sowie durch “direkte Aktionen”, wne zum Beispiel 
Resetzungen Roykattsund Streiks, herbeiführen, 

In der“Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen” (FOGA) sind anarchn 

stische Gruppen und Einzelpersonen aus der “Graswurzelbewegung” 

zusam engeschlossen. “Graswurzler" streben_ine föderalistische, basns- 

demokratische Gesellschaft mit einer sozulistschen Wirtschaftsordnung 

an, nn der alle Formen von Gewalt und Herrschaft abgeschafft senn sollen. 

Das Ziel der tefgreifenden gesellschäftlichen Umwälzung sell durch eme 

“gewaltfreie Revolution” emeicht werden. Die propagierte “Gewaltfreiheit” 

erfährt hner jedoch eine eigenwillige Definition dadurch, dass ausdrück- 

lich Gewalt gegen Sachen nn Form von Sachbeschädigungen, Sabotage- 

handlungen und Zerstörungen nn die Konzeption "gewaltfreien” Han- 

delns einbezogen wird. Diese Argumentationsmuster haben snch auch 

‚Autonome zu eigen gemacht. 

Die FOGA engagiert snch insbesondere nn den Kampagnen gegen die 

friedliche Nutzung der Kemkraft und gegen die Gentechnik, daneben 

auch aufdem Aktionsfeld “Antimiltarnsmus” 

Das publizistische Organ der FÖGA, dne monatlich erscheinende 

“graswurzelrevolution”, veröffentlicht regelmäßig eine Liste so genann- 

ter“Graswurzelkontakte” Kontaktadressen gewaltfreier Anarchisten exn- 

stieren demnach auch nm Land Brandenburg, so nn Cottbus, Potsdam, 

Eberswalde und Bernau 

163 



164 

Verfassungsschstzbsricht LandBranderburg2001 

“Rote Hilfe e.V.” (RH) 

Gründungsjahr: 1975 

Sitz: Kiel 

jinBrandenburgaktivseit: 1993 

Mitglieder bundesweit: 4200 

Brandenburg: 100 

für Brandenburg relevante 

[überregionale Publikation: “DieRoteHilfe” 

Internetadresse: werwerote-hilfe.de 

Die“Rote Hilfe” versteht sich als “eine parteiunabhängige, srömungs- 

[übergreifende Schutz- und Solidantätsorganisation”. Sie “geht dabei von] 

dem Gedankenaus, daß es für die Linke im Kampf gegen die staatliche] 

[Repression notwendig ist, über alle Partei- und Organisationsgrenzen] 

[und über ideologische Differenzen hinweg, sichzu solidarisieren und zu] 

Organisieren” (Faltblatt “Solidaritätisteine Waffel”, herausgegeben vom 

Bundesvorstand der RE). 

Deshatb vermittelt sielinksextremistischen Straflätern Szeneanwälte und 

hiflihnen finanziell. So unterstützt se z. B. Personen ausder DHKP-C 

sowie Aktivisten aus derm autonomen Spektrum, die sich etwa wegen! 

strafbarer Aktionen zu den Karmpagnethemen “Antifaschiamus”, “Anti-) 

rassismus” und “Antimilitarismus” verantworten müssen. In ihrer] 

Quartalsschrift berichtet sieüber diverse einschlägige Prozesse. Beiträ- 

ge der RH erscheinen regelmäßig auch im “Angehörigen Info”, einer] 

[Monatsschrif, die von Angehörigen inhaflierter RAF-Terroristen her- 

ausgegeben wird, 

Wahrend die RH nn früheren Jakren eher von Angehongen des orthndo 

zen kommunistischen Spektrums dominiert wurde hat se snch munauch 

im autonomen Milheu verankert InB randenburg gehoren nhr sogar haupt- 

sachlich Autonome an. Anlaufpunkte der RH gibt es hier nn Potsdam 

Frankfurt(Oder) Rathenowunc Senflenberg 

Noch nm Jahr 2001 agtterte diePH gegen dasBrandenburgische Palrzen 

aufgabengesetz. Ihre: Potsdamer Ortsgruppe benutzte dafür die Volks- 

innttatnve zur Starkung der Grund und Bürgerrechte gegenuber der Poln 

zer’ nn der aemaßgeblichen Einfluss hat. 
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benfallsdie Ortsgruppe Potsdam rief zu einer Demonstrationam 19. Jul 
unter dem Motto "Sommer, Sonne, Reisefreihent” auf, an der snch dann 

überwiegend Autonome beteiligten. Die Demonstration richtete sich ge- 

‚gen Resebeschränkungen, die der Bundesinnenminister nach den Kra- 
wallen beim EU-Gipfel nn Göteborg verhängt hatte, um Reisen von 

“Krawalltouristen” zum G 8-Gpfel nach Genua zu unterbinden. Diese 

Maßnahme wurde im Aufruf mit der nationalsoziahsuschen Sncherheits- 
politik verglichen. 

“Das Brandenburger Innenministerium plant, ca. fünfzehn Men- 

schen aus Brandenburg Reiseverbote während der Zeit des G7+1- 

Gnpieltreffens in Genua zu erteilen. Unter den Betroffenen sollen 

snchin erster Linie, offensichtlich enn Versuch der Wiedereinfüh- 

rung der Snppenhalt, "Angehörige des Umfeldes der nn Göteborg, 

Verhafteten' befinden (. ) Diesen noch (!) zaghaften Ansätzen 

ner neuen Form von Repression gt es jetzt entscheidenden Wi 

derstandentgegen zusetzen! (. )Grenzen auf füralle! Freiheit für 

die politischen Gefangenen nn Göteborg!” 

Die RH gehörte zu den Gruppen, die zur Potsdamer Demonstration am 

8 September unter dem Motto “Farbe bekennen heißt Dinge beim Na- 

men zunennen Gegen Rassnsmus und Polnzeiterror” aufriefen. In enner 

Pressee-klärung hatte sne zuvor den Polnzeieinsatzam 25. August nn Pots- 

dam-Babelsberg verurteilt (siche S. 151). 
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AUSLÄNDEREXTREMISMUS 

[Nach ihrer politischen Ausrichtung unterteilen sich Gruppierurgen aus- 

ländischer Extremisten in: 

= islamistische 

= linksextremistische 

= nationalistische, 

Sie lassen sich auch im Hinblick auf die Staats- bzw. Volkszugchörigkeit 

ihrer Mitglieder in türkische, kurdische, arabische, iranische usw: sortie- 

ren. Zudem unterscheiden siesich dadurch voneinander, welche Mittel - 

friedliche, gewaltsame oder gar terroristische - sie einzusetzen bereit 

sind. 

|Gewaltsame bzw. auf Gewalt ausgerichtete Bestrebungen ausländischer 

[Extremisten gefährden die auswärtigen Belange der Bundesrepublik 

[Deutschland und werden deshalb von den Verfassungsschutzbehörden 

[bereits im Vorfeld beobachtet 

|Die Gründe dafür, dass Menschen ausländischer Herkunft sich in 

[Deutschland extremistisch betätigen, liegen regelmäßig in politischen. 

|Konflikten, die ihre Herkunftsländer erschüttern. 

nige militante Organisationen ausländischer Extremisten nutzen 

[Deutschland als Rückzugs- und Ruheraum, in dem ihre Kämpfer Kräfte 

|sammeln. Andere bereiten hier neue Anschläge vor. Wieder ardere un- 

erstützen von hier aus den politischen oder militärischen Widerstandan 

|der Heimatfront finanziell. Dies geschieht meist im Verborgenen, zumal 

da Beschaffungskriminalität - legale Geschäfte, auch mit Rauschgift, 

[oder Spendengelderpressung häufig die ergiebigste Geldquelle ist. 

|Manche einschlägigen Organisationen versuchen aber im Gegenteil, die 

(Öffentlichkeit für die Konflikte in ihren Heimatregionen zu sersibilisie- 

Iren. Mit den Mitteln herkömmlicher Propagandharbeit werben sie um 
Verständnis und Unterstützung. Um von.den Medien wahrgenommen zu 

\werden, entwickeln sie mitunter einen ausgeprägten Aktionismus, der 

sie auch vor Provokationen und Störungen der öffentlichen Ordnung 

‚nicht zurückschrecken lässt. Die eigene Klientel wird mit Kampagnen 

Jünd Großveranstaltungen bei der Stange gehalten. 

|Ausländerextremistische Organisationen reagieren hochsensibel auf die 

politischen Ereignisse im jeweiligen Heimatland ihrer Mitglieder. Spitzt 
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Sich die Lage dort zu, können die Ohnmachtserfahrung und die relative] 
[Sicherheit für Leib und I.chen in der Fremde dazu führen, dass hier die 

[Emotioaen der verhinderten Kämpfer hochkochen und Aggressionen 

[sich Bahn brechen. Dann werden auch Sympathisanten mitgerissen, die) 
Sich vernutlich nicht extremistisch beeinflussen ließen, wenn sie bereits 

[umfassend in die deutsche Gesellschaft integriert wären. 

[Treffenausländische Extremisten in Deutschland auf Landsleute, die sie 

Jlsihre politischen Gegneranschen, kommt eshäufig zu konflikträchtigen 

|Spannungen, die sich mitunter in Gewalttaten entladen. Mit Gewalt ge- 

Ihen nicht wenige ausländerextremistische Organisationen aber auch ge 

[gen eigene Mitglieder vor, wenn sie die Reihen von Abweichlern und 

|Spaltern säubern und Abtrünnige bestrafen wollen. Das demokratische 

|Deckmäntelchen, das sich solche Organisationen umhängen, ist faden- 

Jscheinig; denn fast immersindsie auf eine autoritäre Führerpersönlichkeit 

ausgerichtet und funktionieren nach dem Prinzip von Befehl und Gehor- 

sam. 

ISLAMISTEN 

[Die meisten ausländischen Extremisten in Deutschland sind Mitglieder 

islamistischer Organisationen (Pslamismus) Das Gros gehört türkischen] 

[Organisationen an. Die gefährlichsten Gruppen sind jedoch arabischer 

|Herkum? Sie seiten für die religiöse und politische Einheit aller Muslime 

[übernationale Grenzen hinweg. 

Arabische Islamisten 

Weltweite terroristische Netzwerke 

Verschiedene - jedoch nicht alle - islamistische Gruppierungen setzen 

terroristische Mittel in. Doch nur intemational agierende terrornsische 

Netzwerke von Islamisten snnd imstande, gegebenenfalls an den ver- 

schiedensten Orten der Erde zuzuschlagen. In diese Netzwerke sind vor- 

nehmlnch Personen arabischer Herkunft eingebunden. 

Inder Endphase des Afghannstankrneges hatten Tausende Kriegsfreiwil- 

Iige aus den verschiedensten islamischen Ländern gegen die Mihtär- 

macht cer Sowjetunion gekämpft. Ste verstanden snch als “Mujahednn”, 

als “Kämpfer für die Sache Gottes”. Nachdem sne die einstige Weltmacht 
Sowjetunion besiegt hatten, wollten sne auch nn anderen Ländern der 

islamischen Welt eine Gottesherrschaft nach ihrem Verständnis installie- 
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ren. Zuihrem Hauptfeind_rklärten sie die USA, obschon sne m Afghann- 

stan mit amerikanischer Unterstützung gesiegt hatten Aber auch che 

Verbündeten der USA- namentlich Israel, kaum wenigerdie europäischen 

Länder -, dazu alle Regime in der nslamischen Welt, die mit den USA 

kooperieren, schließlich noch jene Staaten, nn denen Muslime sich um 

ihre politischen Rechte betrogen schen, sind Zielscheiben ihrer Aktivitä- 

ten. Sne wollen dne islamische Welt gegen dne “Ungläubigen” - und das. 

heißt auch gegen dne Werte der Demokratie und die Lebensart der west- 

lichen Welt - verteidigen. 

Viele der “arabischen Mujahedin”, die in Afghannstan Kampferfahrung 

gesammelthatten, gingen nn ihre Heimatländer, vomehmlich Saudi-Ara- 

bien, Jemen, Ägypten und Algenen, zurück und versuchten dert, wenn 
auch erfolglos, die poltischen Verhältnisse mnt Terroranschlägen und 

barbarnsch geführten Guerillakämpfen zu destabilisieren. Andere kampf- 

ten oder kämpfen noch u.a nn Tschetschenien, Kaschmnr, Bosnien und 

Kosovo für die gleichen Ziele, 

Sofern sich diese “Mujahedin” nicht bestimmten Organnsationen an- 

schlossen, bildeten sne kleine autonome Zellen, die nn losem, gelegent- 

lich auch engerem Kontakt zueinander stehen. Man spricht deshalb von 

“non-aligned Mujahednn” Eine gemeinsame Infrastruktur sorgtfür milt- 

ärnsche Ausbildung, falsche Pässe und das nötige Geld. 

“AI Qaida” 

Usama BIN LADEN, cnn Mulmilionar aus Saudi-Arabien, richtete An- 

fang der Wer Jahre zunächst m Sudan, ab 1996 nm Afghannstan der Taliban 

Paramnltärsche Ausbildungslager ein, durch die Tausende nslamnstischer 

"Gotteskrieger” und Terroristen aus den verschiedensten islamischen 

Länderngingen. Er konnte daben auf enn schier unerschöpfliches Reser- 

vorr perspektivloser junger Akademiker, die mnt dersoznoökonemischen 

und politischen Situation in nhren Heimatländern unzufrieden waren, zu- 
rückgreifen BIN LADEN finanzierteseine “Prwvatarmee” "Al Qanda” ("Die 

Basns”) nicht zuletzt durch extensnven Rauschgifthandel. 

Die weltweitagierenden “Al-Qanda”-Kämpfersindnach dem hierarchi- 

sche Kommandostruktur aber existiert nicht. Viele “non-alngned 

Mujahedin” haben snch nn “Al Qanda” ennbezichen lassen. 

1998 gründete BIN LADEN die “Internationale Kampffront gegen Juden 

und Kreuzzügler” und legte sie aufeinen verbindlichen Aktionsplan fest 

Sie istein Netzwerk islamustischer Terrorgruppen, dem neben “AI Qaida” 
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die ägyptische Organnsation “Islamischer Heiliger Krieg” (“had Islamn"/ 

Maberauch Formationen 2. R aus Kaschmir, Bangladesh und Ushekn- 

stan anzchören. 

Nach der Devise BIN LADENS “Wo nmmer snch Amerikaner und Juden 

befinden, werden sne zum Ziel” wurden nm August 1998 Bombenanschlä- 

ge gegen die US-Botschaften in Nairobi (Kenia) und Daressalam (Tansn- 

ua) verübt. “Gotteskämpfer” waren auch für den Bombenanschlag am 

12/13 Dezember 2000 nm Hafen von Aden (Jemen) gegen den US-Zer- 

störer “Cole” verantwortlich. Schließlich gingenauch die Terroranschläge 
von New York und Washington am 11. September auf das Kontovon “Al 

Qaida”, Eine Zelle der Attentäter hatte snch um Mohammed ATTA nn 
Hamburg gebildet. Dort hatten sne - die meisten neben nhrem Studium — 
die Anschläge geplant und vorbereitet. 

ionen sunnitischer Islamisten Organi 

1928 grändete Hasan AL-BANNA nn Ägypten die "Muslmbruderschaft” 

(MB) Dies war die Geburtsstunde der sunnntischen Variante des arabn- 
schen Islamismus, Die MB wurde 1954 vom ägyptischen Staatspräsnden- 

ten Nasser verboten. Sie ging nn den Untergrund. Inspnriert von dem 

nslamistischen Theoretiker Sayynd QUTB, wurde sne nmmer milntanter. 

QUTB rertrat die Ansicht, dass die “Jahiliya”, das “vorislamische Zeital- 

terder Unwissenheit und Ignoranz”, auch nn der slamischen Welt immer 

wieder aktuell sen und dass es gelte, die unzwvilisierte Tyrannen mit den 

Mitteln des “Jihad”, d.h. des "heiligen Kampfes”, zu stürzen. Manche 

seiner Anhänger deuteten den “Jihad” als Aufruf zum gewaltsamen Sturz 
dernicht-nslamistischen Regime nn der islamischen Staatenwelt. Verfolgt 

vonder. jeweiligen Machthaber, lohen vnele Islamisten in.dne Fremde 

und kärnpften von dort aus für ennen Umsturz nn nhren Heimatländern. 
1960 wurde als Ableger der MBdne “Islamische Gemeinschaft nn Deutsch- 

lande V”(IGD) gegründet, dienichtmilitant nn Erscheinung nnntt 

Gegenwärtig verfolgen dne MB und die Organisationen, die snch direkt 

oder indirekt von ihr herleiten, unterschiedliche Strategien, namentlich nn 

Bezug uf den bewaffneten Kampf. 

Die “Islamische Gemeinschaft” (’Al-Gama’a alIslamnya”/Gl) nn Ägypten 

halt sich weiterhin an den Beschluss nhres Führungsgremiums, der 

“Schura”, sämtliche militärische Aktionen in und außerhalb Ägyptens 
einzustellen. Der Gewaltverzichtistnurtaktnscher Natur Ihr Ziel, dieägyp- 

üsche Regierung zu stürzen und einen nslamistischen Gottesstaat zu er- 

richten, hat die GT keineswegs aufgegeben. 
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Deutschland wnrd von der GI und auch dem JI als Rückzugs- und Ruhe- 
aum genutzt 

Die “Islamische Widerstandsbewegung” (“Harakat Al-Mugawama Al- 

Islamnya/HAMAS) wurde 1987 alsdermihtärssche Arm des palästinen- 

sischen Zweiges der MB gegründet. Sne steht in Opposition zur “Palästi- 

nensischen Befreiungsorganisation” (PL.O) des paläsinensischen Prä- 

sndenten Yassir Arafat Unter der Leitung von Scheich Ahmed YASIN nst 

sie für zahlreiche Selbstmordattentate in Israel verantwortlich. Die 

HAMAS erkennt das Existenzrecht Israels nicht an. Nachdem der nach- 

malnge srachsche Ministerpräsident Arnel Scharonamn 28 September 2000 

den für Juden und Mushme gleichermaßen heilngen Tempelberg nn Jeru- 

salem betreten hatte, begann dne sogenannte "Al-Agsn-Intifada” Der 

Aufstand, der die israelische Besetzung “abschütteln” soll, nst benannt 

nach der auf dem Tempelberg stehenden Al-Agsa-Moschee. Die snch 

immer schneller drehende Gewaltsprrale hat bis Ende 2001 nach nsraeli- 

schen Angaben 859 Palästinenser und 242 Israelis das Leben gekostet 

Der“Islam:sche Bund Palästnnas” (IBP), der die Interessen der HAMAS 

in Deutschland veriutt, übt sch zwarnn Gewaltrheiorik, hefjihraber keine 

Taten folgen. Das Islamische Kultur- und Erzichungszentrum Berlnne. V”” 

istseine zentrale Begegnungsstätte. Der Verein “Al Agsa e. V" sammelt 

Spendengelder für die Opfer bzw dne Angehörigen der “Märtyrer” der 

“Intnfada”, 

Die “Islamische Henlsfront” (“Front Islamique du Salut’ /FIS) wurde 1989 

inAlgerienals Ableger der MB gegründet. Nachdem sne 1991 die Wahlen 

zuralgerischen Nationalversammlung gewonnen hatte, putschte das Mi- 

Intär, und die FIS wurde 1992 verboten und in den Untergrund gedrängt. 

Mittels ihres bewaffneten Armes, der “Islamische Henlsarmee” ("Arme 

Islamique du Salut"/AIS), kämpfte sne nn einem brutalen Guenillekrieg für 

ein nslamnsusches Algernen. Seit 1997 herrscht eine brüchige Waffenruhe. 

Die FIS nutzte Deutschland undandere europäische Staaten als Rückzugs- 

raum sowie zur logistischen Unterstützung des bewaffneten Kampfes 

Gelockt durch enn Amnestiegesetz für Islamisten, neigt die FIS jetzt dazu, 

sich an der Suche nach einer poltischen Lösung des Bürgerkrieges nn 

Algenen zu beteiligen 

Die “Bewaffnete Islamische Gruppe” (“Groupe Islamque Arm&”/GIA), 

die snch 1994 von der FIS abgespalten hatte, Ichnt hingegen poltische 

Kompromisseab, Sie istaber inzwischen von einer werteren Abspaltung, 
der“Salafiya-Gruppe für die Predigt und den Kampf” (“Groupesalafiste 
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pourla Predicaion et le Comba? /GSPC) nn den Hintergrund gedrangt 

worden 

Die GSPC versucht sentihrer Grundung 1997 die GLA Anhänger nn Euro 

pann die lognst sche Unterstutzung des bewaffneten Kampfes nzubnn 

den GSCP Anhanger sindmitden non dngned Mujahednn? vernetzt 

Schntsche Islamisten 

Dieschutische Parten Gottes‘ (*Hnzb Allah‘ )kampit fir ane1slamishsche 

Theokratie nach nrannschem Muster Sne wurde 1982 1m Libanon gegrun 

“Hnzb Allah” nm Internet” 

det Ihrmilitanscher Arm, der Islamische Widerstand” (“Al Mogawama 

Al Islamnya ) liefert Israel sent Jahr und Tag ennen zahen Grenzkneg 

‚Auch die Hnzb Allah” wllihren Todfeind Israel vernichten Snescheut 

selbst vor dem Einsatzterronistischer Gewaltmicht zuruck auch nicht vor 

Selbstmordattacken 

Die Hnzb Allah’ sammeltin Deutschland regelmahtg Spendengelder dne 

den Familien der gefallenen Kampferzu Gute kommen sollen Ihre zentra 

1e Begegnungsstattein der Bundesrepublik nst das Islamsche Zentrum 

Munster” 
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‚Türkische Islamisten 

[Die türkischen Islamisten wollen die laizistische Staatsordnung in der 

[Türkei abschaffen und einen auf der Scharia, dem islamischen Recht, 

[basierenden Gottesstaat errichten. Die Trennung von Staat und Religion 

[soll aufgehoben werden. 

“Islamische Gem: ‚schaft Milli Görüs” (IGMG) 

Gründung: 1985 in Köln als “Vereinigung der neuen] 

Weltsicht in Europa e.V.” (AMGT) 

si Köln 

Publikationen: "Milli Görüs & Perspektive”, "Mill Gazete” 

(derIGMG nahe stehend) 

[Anhänger bundesweit: 27500 

Brandenburg: Einzelpersonen 

[Die “Islamische Gemeinschaft der neuen Weltsicht e. V.” (“Islamische 

| Gemeinschaft Milli Görüs e. V.”/IGMG) ist wie die “Europäische 

|Moschee- und Unterstützungsgemeinschaft e. V’” (EMUG) 1995 [7 

[aus der vormaligen “Vereinigung der neuen Weltsicht in Europa |f 

[e V’”(AGMT) hervorgegangen. Der umfangreiche Immobilienbesitz | | 

| wird von der EMUG verwaltet. Die IGMG kümmert sich um die etwa [27.500 Mitglieder. Ihre Anhängerschar ist aber um ein Mehrfaches | A 
größer. Die IGMG hat einen “legalistischen” Kurs eingeschlagen | 

[und versucht, ihre politischen Ziele mit einem “Marsch durch die 

Institutionen” zu erreichen. 

Die “GraueEminenz” der IGMG nst Necmettin ERBAKAN Als tärknscher 

Ministerprsident musste er 1997 zurücktreten, da das laizistische Milntär 

nicht dulden wollte, dass er dne von nhm propagnerte, auf der Scharna, 

beruhende “Gerechte Ordnung dnl Düzen”) einführte. Seine 

“Wohlfährtspartei” (“Refah Partnsi/RP) wurde 1998 nn der Türken verbo- 

ten, erselber mit enmem fünfjährngen Betätngungsverbot belegt. 

Die Nachfolgepartei der RP, die “Tugendpartei” (“Fazilet Partisi”/FP), 

wurde am 22 Juni nn der Türkei verboten. Die FP war allerdings schon 

durch interne Flügelkämpfe zwischen “Traditionalisten” und "Erneue- 

tem" gespalten. Aus ihren Reihen bildeten sich am 21. Juli die aditiona- 

Istisch-patriarchalische “Glückseligkeitspartei” (“Saadet Partsi”/SP)und 
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am 14 August diereligiös-konservatnve proeuropäische “Gerechtigkeits- 
ind Entwieklungsparter” (“Adalet ve Kalknnma Partnsi”/AKP) 

Aufnhrem Europakongress am 15, Apriln Hagenerlebte die IGMG einen 

Führungswechsel. Nunmehr hat Mehmet Sabrn ERBAKAN, der Neffe 

Necmeitin ERBAKANS, den Vorsitzinne. Er versucht, enne Spaltung, wne 

sne die FPerfahren hat, von der IGMG abzuwenden. 

Die IGMG kümmert snchum ihre Mitgliederrehgnös, sozual undkulturell. 

Sie sicht es als nhre Aufgabe an, Moscheegemeinden zu gründen und zu 

betreuen, die Gemeinden mt Prediger aus der Türken zu versorgen und 

den Bedarf an Koranunterricht mnt Ferienkursen für die muslimische Ju- 

gend zu decken. Freilich nutzt sne die Jugendarbeit, junge Menschen nm 

Sinne des Islamismusunddes Osmanentums zu indoktrinieren. DieIGMG 

erstrebtdie Anerkennung als Religionsgemeinschaft. Denn mit nhrerhiel- 

te sne die Möglnchkeit, an allgemeinbildenden Schulen - möglnchst 

flächendeckend - deutschsprachigen nslamischen Relngionsunterncht 

anzubieten. 

DieIGMG fordert ihre Mitglieder auf, die deutsche Staatsangehörigkeit 
anzunehmen und nn pohtische Parteien einzutreten, um ihren Forderun- 

gen mehr Nachdruck zu verschaffen, 

In ihrer politischen und ndeolognschen Äußerungen nst die IGMG vor- 
sichtiger geworden. Antnsemitische Ausfälle haben abgenormen. Wenn 
die IGMG Bekenntnisse zur Werteordnung des Grundgesetzes und zur 

Integration nn die deutsche Gesellschaft ablegt, spielen aber, mindestens 

teilweise, taktische Überlegungen eine Rolle 

“Kalifatsstaat” 

Der “Kalnfatsstaa”” (“Hilafet 

Devlet”), der vormals "Verband 

derislamischen Vereine und Ge- 

meinden” (ICCB) hieß, wurde 

mitsamt seiner Stiftung "Diener 

des Islam” sowie 19 Moschee- 

vereinen (als Teilorgannsatio- 

nen) am 8. Dezember vom Bun- 

desminister des Innern verbo- 

ten. In der Verboisverfügung 

heißes. "Der “Kalifitsstaat rnch- 

HILAFET- 

ISLAM 

ORDUSU 
GELIVOR!.. 
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tet sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung, den Gedanken der Völ- 
kerverständigung und gefährdet durch see pohtische Betätigung die 

innere Sicherheit sowie sonstige erhebliche Belange der Bundesrepublik. 

Deutschland.” 

Benm Vollzug des Verbotes fanden 212 Durchsuchungen nn sieben Bun- 

desländemstatt, daben wurden diverse Unterlagen, Bargeld und Sparbü- 

cher u. a. beschlagnahmt sowie Schusswaflen sichergestellt. Das Verbot 

wurde juristisch erst möglich durch dne Streichung des so genannten 

“Relgionsprivnlegs” im Vereinsgesetz, die am gleichen Tag Gesetzeskraft 

erlangte 

Der“Kahfatsstaat” hatte zuletzt etwa 1.100 Mitglieder und etwa 40 Mo- 

scheen. 

1984 hatte Cemaleddin KAPLAN den ICCB nn Köln gegründet. 1992 nef 

erden “Föceratnven Islamstaat Anatolnen” (A.F 1.D.) aus und erklärte die 
Gründung ennes “heiligen Koranstaates”. 1994 ernannte er snch selbst 

zum “Emurder Gläubigen und Kalifen der Muslime” - eine ungeheuerli- 

che Anmafung in den Augen der meisten Muslime, denn der Kal galt 
bns zur Abschaffung des Kalnfatsdurch Kemal Atatürk 1924 alsder Nach- 

folger des Propheten und war das weltliche und geistliche Oberhaupt der 

Muslnme, 

Als KAPLAN 1995 starb, folgte Ihm sein Schn Metnn KAPLAN nach. 
Doch Ibrahnm SOFU, enn Konkurrent Metin KAPLANS, wurde von sen- 

nen Anhängern 1996 zum Gegenkalnfen ausgerufen. Gegen ihnerließ Metnn 

KAPLAN eine Todesfetwa (Rechtsgutachten) 1997 wurde SOFU ermor- 
det. Die Tat nst bislang nncht aufgeklärt. KAPLAN wurde am 15 No- 

vember 2000 vom Oberlandesgericht Düsseldorf wegen öffentlicher Auf- 

forderung au Strafaten zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt. 
Der Bundesgerichtshof hat mnt Beschluss vom 25 Oktober die Revision 

KAPLANsverworfen. Das Uneil gegenihnnst damntrechiskräftg. Nach- 

dem KAPLAN eine Ausweisungsverfügung zugestellt worden war, hat 
er die vorzeitige Haftentlassung auf Bewährung abgelehnt, denn nn der 

"Türken droht ihm die Todesstrafe 

Der “Kalifatsstaat” wollte den islamischen Gottesstaat auf unmittelba- 

rem Wege herbeiführen. Er war nicht bereit, sich auf den demokratischen 

Verfassungsstaat einzulassen, sondern entschied snch für den revolutno- 

nären Weg des “Jihad”, also des “heiligen Kampfes” m milntanten Ver- 

ständnns. 
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TOSS wurde OCALANTIS AS seinem Unterschlupf in Syrien vertie- 
ben, 1909 in Kenin ergriffen und an die Türkei ausgeliefert Seins Anhän- 

(gerschaft in Deutschland hielt sich allerdings nur bedingt an seine Wei- 

sung, vonmilitanten Protestaktionen abzuschen. In der Türkei zum Tode 
verurteilt, hat ÖCALAN vor dem “Europäischen Gerichtshof für Men- 

|schenrechte” einen Prozess gegen die Türkei angestrengt. Er wurde am 

28. September in Straßburg eröffnet. 

Seit ÖCALANS Verhaftung wird die PKK offiziell voneinem Präsidialrat 
[geführt der jedoch in enger Verbindung mit ihm steht. ÖCALAN istnach| 
[wie vor der eigentliche Führer seiner Organisation, denn er wurde für 

[seine Anhänger zum Symbol der Unfreiheit des kurdischen Volkes. Die 

Umstände seiner Verhaftung werden mit einer Komplottiheorie erklärt, 

(der zufolge sich neben der Türkei, den USA, Israel, Griechenland auch 

[Deutschland gegen die Kurden verschworen haben soll. 

Auswirkungen des Strategiewechsels. 

Schenkt man ÖCALAN Glauben, so hat snch die Terrorongannsatnon in 

eine Friedensbewegung verwandelt. Die PKK hat in den letzten beiden 

‚Jahren zweifelsohne einen Strategnewechsel hnn zur Friedfertigkeit voll- 

zogen. Sne sicht darnn eine Vorleistung und erwartet entsprechende Ge- 

genleistungen nn der Türken die Anerkennung der kurdischen Identität, 

Kultur und Sprache, nn Deutschland die Aufhebung des Betätigungs- 

verbotes Wird diese Erwartungshaltung auf Dauer enttäuscht, könnte 

dies milntanten Kräften neuen Auftrieb geben. Für den Fall derHinrich- 

tung ÖCALANsdroht die PKK ohnediesmit einer neuerlichen Eskalatn- 

onder Gewalt. So laviert die PKK ständig zwischen Friedensrheiorik und 

demonstrativer Kampfbereitschaft. 

ÖCALAN hat zwischen aus der Haft heraus drei “Friedensinitiativen” 

gestartet 

Zunächst hatte er Mitte 1999 den Guerillakrneg für beendet erklärt. Die 

ARGK zog sich nn den Norden des Irak zurück und wurde nn “Volks- 

verteidigungskräfte” (HPG) umbenannt. Ihre Waflen will snenur m Tausch 

gegen eine Amnestie-Garantie abgeben. 

Dann wurde mit der Großdemonstration am 12. Main Dortmund-35.000 

‚Kurden versammelten sich unter dem Motto “Frieden in Kurdistan, Dia- 

log jetzt” -die “Identitätskampagne” gestartet. Die PKK-Führung mute- 

teesnhren Anhängern zu, Formulare auszufüllen, nn denen sie sich selbst 
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Seakant zufdie Kurdenthematik gelerkt werden Auflaktveranstltung 

wars 3 Kurdnstanfestval”am 1 Septeuiber mKoln Es stand unter 
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‚dem Wahlspruch “Lasst uns gemeisam den Frieden sen” Annähernd 
50.000 Menschen nahmen an ihrteil 

Sämtliche PKK-Veranstaltungen verliefen friedlich. 

Daneben het die PKK auch mit herkömmlichen Veranstaltungenihre Mit- 

glieder- und Anhängerschar mobilisieren können. In zahlreichen Städten 

Deutschlands fanden zu den Jahrestagen der Ergreifung ÖCALANS am 

15 Februar, des PKK-Verbotsam 26 November undder PKK-Gründung 

am 27 November kleinere dezentrale Demonstrationen und Fackelzüge 

satt. Das wichtigste Fest der Kurden, Newroz (Neujahrsfest) am 2] März, 

wnrd von der PKK regelmäßig für politische Zwecke vereinnahmt. 

Der Friedenskurs der PKK hatte bereits 1999 eine Abspaltung zur Folge. 

Allerdings sind die "Kämpfer der revolutionären Line der PKK” (PKK- 

Devrimcn Cizgn Savascnlarn/PKK-DCS) noch relatnv unbedeutend. Sie 

wollen den bewaffneten Kampf fortsetzen. Seit September st diese Grup- 
Pierung mit emertürknschsprachigen Homepage im Internet vertreten. 

Neustrukturierung angekündigt 

Nach den Terroranschlägen am 11_ September und in Anbetracht der 

Tatsache, dass sne zeitweise auf der Terrorliste der USA aufgeführt wur- 

de, befürchtete die PKK, das türkische Militär könne im Windschatten 
der Kampfes gegen den Terror ihre Rückzugsbasen nm Irak angreifen. Der 

Partenrat hat daher auf seiner “S Allgemeinen Versammlung” eine Strate- 

gie der “Neustrukturierung” beschlossen. Es sei notwendig, 

“insbesondere innerhalb der Grenzen der Europäischen Union und 

auch der Republik Türkei alle politischen, organisatornschen und prak- 

tischen Arbeiten unterdem Namen PKK einzustellen (.). Unsere be- 

stehende Arbeits- und Organnsationsstruktur wnrd (.) zügngalle not- 

wendigen Maßnahmen füreine Neutrukturierung treffen. Ausdiesem 

‚Anlass fordern wnr unsere Anhängerinnen nn Europa auf, snch diesem 
Beschluss entsprechend zu verhalten und sich innerhalb der YDK 

(Kurdische Demokratische Union - gemeint istdie “Kurdische Demo- 

kratische Volksunion” — der Verf‘) und KNK (Kurdistan National 
Kongress) sowie alle anderen in gesetzlichem und demokratischen 

Rahmen gegründeten Einrichtungen zu organisieren und so ihre Tä- 

ugkeiten fortzusetzen! 

(Schreibweise wie m Ongnnal) 

Es bleibt abzuwarten, wie die PKK diese Ankündigung wahrmacht. 
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Türkische Linksextremisten 

Organisatorische Zersplitterung 

Die etwa 3.900 türkischen Linksextremisten in Deutschland verteilen sich 

auf mehr als enn Dutzend Organisationen und Spaltergruppen, die über- 

wiegend eine ähnliche politische Zielrichtung verfolgen. Sne wollenden 

türkischen Staat in einem revolutionären Umsturz gewaltsum zerschla- 

gen und eine kommunistische Gesellschaft auf der Grundlage des Mar- 

xnsmus-Leninismuserrichten. Auf dem Wege zur Weltrevolution gilt ihr 

Kampf auch den mit der Türkei verbündeten westlichen Staaten. Diese 

(Gruppierungen schrecken vor terronstischen Anschlägen in der Türken 

nncht zurück. In Deutschland bringen sne ihre pohtischen Proteste nnzwn- 

schen weitgehend fnedlich vor. Allerdings werden auch hier nnnerhalb 

derOrganisationen Flügelkämpfe teilweise gewaltsam ausgetragen. Die 

Organsationen finanzieren sich aus Mitgliedsbeiträgen, über ihre Publi- 

katnonen und aus Spendengeldern, die z. T. erpresst werden. 
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Die “Revolutionäre Volksbefrerungspartei-Front” (“Devrimcn Halk 

Kurtuls Partist-Cephesi"DHKP-C) und die “Türkische Volkshefrenmgs- 

partev/Front Revolutionäre Linke” (“Turknye Halk Kurtulus Partis--Cephesi 

Deyrimei SoI/THKP-C) snndaus zwen rivalnsnerenden Flügelnder 1983 

verbotenen “Revolutionären Linken” (“Devrnmcn Sol”) hervorgegangen 

und wurden 1998 als deren Ersatzorganisationen vom Bundesminister 

des Innern verboten. Dennoch arbeiten sne konspnrativ weiter 

Die DHKP-C hat in Deutschland etwa 850 Anhänger, darunter ennnge 

wenige nn Brandenburg. Mehrere Verurteilungen von Funktionären — 

2001 waren es sechs - wegen Mitgliedschaft bzw. Rädelsführerschaft nn 

einer terronstischen Vereinigung haben die DHKP-C zurückgeworfen. 

Sie nst derart geschwächt, dass sne in Deutschland auf illegale Aktionen, 

so auch auf bewaffnete Ausemandersetzungen mit der THKP-C, wei 

hend verzichten muss. In der Türken kämpft die “Revolutionäre Volks- 

befreiungsfront” ("Devrnmcn Halk Kurtulus Cephesi"/DHKC), der mnliti- 
tische Arm der DHKP-C, allerdings weiterhin mit terroristischer Mitteln. 

Anden gewaltsamen Anti-Globalnsierungs-Aktionen vom 20. bis 22. Juln 

in Genua waren auch DHKP-C-Anhänger beteiligt 

Die wesentlich kleinere THKP-C - sne hat nur etwa 100 Mitglieder-hat 

sich m zwen rivalnsterende Gruppierungen aufgespalten. 

Die “Türknsche Kommunnstische Partei/Marsisten-Leninisten” (Türknye 

Komünist Partnsn/Marksnst-Leninist’/TKP/ML) hat ennen maotstischen 

Einschlag. Ihrmilitärsscher Arm nst die “Türkische Arbeiter- und Bauern- 

befreiungsarmee” (TIKKO). Sne versucht, das türkische Staatsgefüge 

mut terrorsstischen Mitteln zu zerschlagen. Die TKP/MI hat ihre Einheit 

schon 1994 verloren. Der “Partnsan”-Flügel zählt bundesweit etwa 

1.000 Mitglieder und das "Ostanatolische Gebietskomitee” (DABK) 600. 

Entsprechend haben auch unterstützende Organisationen, die nhre Zu- 

gehörigkeit zur TKPIML verschleiern, getrennte Strukturen ausgebildet. 

Ideologische Unterschiede gnbt es aber nncht 

‚Jährlich finden gut besuchte Gedenkveranstaltungen zu Ehren des Grün- 

ders Ibrahnm KAYPAKKAYA statt. Am 12. Mai nahmen in Offenbach 

stwa 3.000 Personen an der Saalveranstaltung des “Partnsan’-Flügels. 

undam 26. Mai rund 4.000 an der.des DABK-Flügels nn Oberhausen tnl. 

Die “Marxsstisch-Leninistische Kommunistische Partei” (*Marksist-Le- 

nunist Komannst PartnstMLKP) wurde 1994 gegründet. Schon m Folge- 
‚Jahr spaltete snch die “Kommunistische Parten-Aufbauorganisation” (KP- 

10) aus ndeologischen Gründen ab Die MLKP hat nn Deutschland etwa 
(600 Mitglieder, von denen einzelne in Brandenburg leben. In der Vergan- 
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genheit unterstützte sie mnt einer Vielzahl von Aktionen die “Samstags- 

mütter”, die mit allsamstäglichen Demonstrationen den türkischen Staat 

für das spurlose Verschwinden ihrer Kinder verantwortlich machen. 

Solidarität mit Hungerstreikenden 

Am 20. Oktober 2000 traten nnder Türken etwa 800 nnhaftierte Linksextre- 

misten inden Hungerstreik, um gegen die Einführung eines neuen Zellen- 

yps zu protestieren. Die türkischen Linksextremisten, die vorher nn 

Großraumzellen untergebracht waren, behaupten, sne würden nun der 

“Isolationsfolter" ausgeliefert. Das Todesfasten hält seither an und for- 

derte bis Ende 2001 mehrals40 Tote In der Türken, aber auch nn Europa 

fanden zahlreiche Solndarntätsaktionen statt, mnt denen auf die Sntuatnon 

der hunzerstreikenden Häftlinge aufmerksam gemacht wercen sollte Es 

bildeten snch mehrere Solndarntätskomitees, darunter das von der DHKP- 

© gesteuerte “Komitee gegen Isolationshaftanstalten” (IKM) und das 

vonder‘ML.KP und der TKP/ML dominierte “Solndaritätskom tee mit den 

politischen Gefangenen nn der Türkei” (DETUDAR). 

Einen Föhepunkt erreichte die Sohdaritätskampagne nm April, nachdem 

am 21 März das Todesfasten sein erstes Opfer gefordert hatte Immer 

wieder kam es zu Besetzungen von Redaktnonen und Einrichtungen deut- 

scher Parteien. Am 17. Aprnl detonierte vor dem türkischen Generalkon- 

sulat nn Düsseldorf ein kleinerer Sprengsatz Am 20. Aprnl übergosssich 

in Regensburg ein Aktivist der DIIKP-C aus Protest mit Benzin und zün- 

dete snch an. Er erlag wenig später seinen Verbrennungen. Seine Frau 

starbann 27. September, dem 343 Tag nhres Todesfastens, nn der Türkei. 

Die größte Protestveranstaltung mnt etwa 16.000 Personen fand bereits 

am 27 Tanuar nn Köln statt. Sie stand unter dem Motto "Salndanntät mit 

den politischen Gefangenen”, thematnsnerte aber auch dne Kurdenfrage, 

da auch der PKK nahe stehende Gruppen teilnahmen. 

Bnslang gelang es den türkischen linksextremistischen Organisationen 

‚jedoch nicht, die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit im erwünschten 

Maße aufdne Hafnbedingungen nn der Türkei zulenken. So fällt es ihnen 

zusehends schwerer, die eigene Basns vom Snnn des Todesfastens zu 

überzeugen. Die Proteste flackertennoch einmal kurzauf, nachdem schwer- 

bewaffnete türkische Sicherheitskräfte am 5 November dren Häuser nn 

Istanbul, nn denen snch hungerstreikende Linksextremisten aufgehalten 

hatten, stürmten. Ben der Polzeraktion kamen nach offizielien Angaben 

vier Personen ums Leben, zehn wurden zum Teil schwer verletzt 
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Iranische Linksextremisten 

Als 1981 nm Iran enne Großdemonstration der “Volksmodjahedin Iran- 

"Modjahednn-E-Khalg”/MEK) von schütisch-revolutio- 

Einheiten gewaltsam niedergeschlagen wurde, flohen 

viele nrannsche Lnnksextremisten nns Ausland, um von dort ihren Wider- 

stand zu orzannsieren. 

Die MEK verfügt über einen militärischen Am, die “Nationale Befrei- 

ungsarmee” (“National Liberation Army”/NLA), die vom Irak aus gegen 

den Iran nicht zuletztmit Terrorakten opener, und einen politischen Am, 

den “Nationalen Widerstandsrat Iran” (NWRI), der mit öffentlichkeits- 

wirksamen Aktionen die außenpolitischen Aktivitäten des Iran zu stören 

sucht. Der NWRI attacknert mnt seinen Propagandaaktivntäten das nrani- 

sche “Mullah-Regime”, dem er auch die Regierung unter Staatspräsident 

Khatamn zurechnet. 

Seit staatsterroristische Aktnyntäten (> Staatsterrorismus) des Iran je- 

denfalls nm Ausland ab Mitte der 90er Jahre nicht mehr feststellbar sind 

und sent die Regierung unter Khatami nicht nur innenpohtisch einen 

Reformkurs eingeschlagen hat, sondemn auch außenpolitisch sich dem 
Westen zu öffnen versucht, haben snch die Bezichungen des Iren zu den 

Ländern der EU, nicht zuletzt zu Deutschland, zum Verdruss der Opposi- 

ion nm Ausland merklich verbessert. Gerade deshalb lassen die Anhän- 

ger der MEK und der “Arbeiterkommunistischen Parten Iran” (AKP-Iran) 
keine Gelegenheit aus, bei Staatsbesuchen, Gipfeltreffen oder anlasslich, 

von Wahlen nm Iran mit für die Medien inszenierten Besetzungsaktionen, 

Demonstrationen und Störattacken gegen das Regnme nn der Heimat zu 

protestieren. Sne nehmen dafür wente Anreisen in Kauf. Anlässlich des 

EU-Gipfels demonstrierte dne MEK am 14 Junn nn Göteborg gegen die 

Wiederannäherung des Westens an den Iran; 600 der 2.000 Teilnehmer 

kamen aus Deutschland. 

‚Zur Finanzierung des miltärischen Widerstandes werden immer wieder 

auch Betrugs- und Geldwäschedelikte begangen. Am 18. Dezember wur- 

den auf Anordnung der Staatsanwaltschaft Köln zwanzng der MER, dem 

NWRI unddem Verein “Tranische Flüchtlingsknnderhilfe © V.” zuzuord- 

nende Objekte n Köln, Berlin und München durchsucht sowie zwei Haft- 

befehle wegen Verdachts der Bildung einer kriminellen Verengung er- 

lassen. 
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NATIONALISTEN 

Türkische Nationalisten 

Die “Federation der türkisch-demokratischen Idealistenvereine in Euro- 

pa eV” (“Avrupa Demokratik Ulküca Türk Demeklern Federasyon”/ 
ADUTDF), nn der Öffentlichkeit besser bekannt als "Graue Wölfe”, ist 
extrem-nationalistisch und rassnstisch ausgerichtet. Sie wurde 1978 ge- 

gründet. Ihre Mutterpartei nst die “Partei der natnonalnstischen Bewe- 

gung” (*Millnyetci Hareket Partsn"/MHP), die in der Türkei derzeit inder 
Regierungsmitverantwortung steht Die ADÜTDF propagiert ein völknsch- 

kollektivistisches Weltbild, das die Unterordnung des Individuums un- 

ter das Volksganze vorsieht. Sie intt für eine Synthese von Türkentum 

und Islam ein 

In der Junn-Ausgabe des ADÜTDF-Zentralorgans, des “Bulletins der 

Türkischen Föderation” (“Türk Federasyon Bültent”), werden die Tür- 

ken zur” Herrenrasse” stnlisnert, die andere Völker beherrschen und Min- 

derheiten assnmileren müsse Zu jeder Zeit habe es defekte und mnss- 

gestaltete Rassen gegeben, dne den Türken Schaden zufügten. Doch 

‚jeder, der versuche, dem türknschen Volk zu schaden, werde zerstört. Die- 

ser miltante Verbalradnkalnsmus nst durchaus charakteristisch für die 
“Idealnstenvereine” 

Die ADÜTDF hat nn Deutschland etwa 8.000 Mitglieder, darunter einnge 
wegen Brandenburg. Zum 22 Jahreskongressam 2 Jun versummel- 

tensnchin Oberhausen ungefähr 11.000 Mitglieder und Sympathisanten. 

Der ADÜTDF-Norsitzende, Cemal CETIN, wurde seinem Amt bestätigt. 

Sonstige 

Extremistische Sikh-Gruppen wne die “Internationale Jugendföderation 

der Sikhs” (“International Sikh Youth Federation”/ISYF) und die "Tiger 

des wahren Glaubens” (“Babbar Khalsa Intemational”/BK) kämpfen m 

indischen Punjab für ein unabhängiges “Khalnstan”. Sne unterstützen 

den bewaffneten Kampf nn Indien mut Spenden, die auch nn Deutschland 

gesammelt werden Mit den Geldern werden Terrorkommandos, aber auch 

die Hinterbliebenen der Märtyrer unterstützt. In Brandenburg snnd je- 

weils etwa zehn Mitglieder der ISYF und der BK bekannt 
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AKTUELLE LAGE IN BRANDENBURG 

In Brandenburg leben etwa 62.000 Ausländer, von denen nur 11 unter- 

schiedlichen extremisischen Organisationen angehören Angesichts des. 

geringen Mitgliederbestandes konnte keine dieser Organisationen en- 

genständige Strukturen mit funktionnerender Arbeitsteilung nm Lande 

"herausbilden. Die meisten der ausländischen Extremisten, die im bran- 

denburgischen Speckgürtel der Hauptstadt leben, suchen vielmehr die 

Anbnndung an Strukturen nn Berlnn. Aber auch jene, die verstreut nn der 

Fläche Brandenburgs leben, lassen sich nmmer wieder für Aktnvitäten 

mobilisieren, die jenseits der Landesgrenze statfinden. 

Die PKK, dermehrals die Hälfte der ausländischen Extremisten in Bran- 

denburg zuzurechnen snnd, unternimmt nmmerhin erste Ansätze, ihre hne- 

sngen Anhänger, die von Berlin aus gesteuert werden, in lokalen Struktu- 

Ten zusammenzufassen. 

In Berlin existieren gewaltgeneigte nslamistische Gruppen. Ob sich aus. 

diesem Spektrum darüber hnnaus terroristische Zellen gebildet haben, 

wird dort - wne überall nn Deutschland - von den Sncherheitsbehörden 

intensiv erforscht. Brandenburg könnte solchen Personenkreisen als 

Rückzugs-, Ruhe- und Vorbereitungsraum dienen. Deshalb gehen auch 

die Sicherheitsbehörden in Brandenburg jedem entsprechenden Ver- 

dachtsmoment, und sen es noch so vage, mnt der gebotenen Sorgfalt 

nach, Als Suchkriterien verwenden sie u.a die Täter- und Handlungs- 

profile des Kreises um den Attentäter Mohammed ATTA und der "non- 

alngned Mujahednn” 



Scnentology-Organnsation. 

Scientology-Organisatnon 
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SCIENTOLOGY- 
ORGANISATION (SO) 

gegründet: 1954inden USA 

1970 erste Niederlassung in Deutschland 

Los Angeles (Weltzentrale) 

‚Kopenhagen (Europazentrale) 

Mitglieder bundesweit: _ 5.0005i56.000 

Brandenburg: Einzelpersonen 

|Organisationsstruktur: _ in Deutschland zehn “Kirchen” (einschließ- 

lich "Celebry Centres” und elf"Missionen” 

Publikationen: “Freiheit”, “Impact”, “Intemational 

Scientology News”, "Sourie” 

[Die “Scientoloay-Organisation” (SO) verspricht jedem Interessenten, 

dass sie ihm “alle körperlichen Schmerzen” nehme, ihn zur "völligen 

geistigen Freiheit” führe und ihn zum “perfekten” Menschen mache, 

|Die dem Einzelnen verheißene Perfektionierung kann aber -so.derver- 

|storbene, aber weiterhin maßgebliche SO-Begründer L. Ron Hubbard — 

nur durch bestimmte Techniken erreicht werden, die allein von der SO 

angeboten wurden. Wer dieses Angebot annimmt, muss freilich teuer 

[dafür bezahlen. Damit offenbart die Organisation ihren wahren Charak- 

ter: den eines gut funktionierenden Unternehmens, das vorallem rück- 

sichtslosesGewinnstreben zur Handlungsmaxime erklärt hat 

Aktivitäten und Strukturen 

Werbetechniken. 

Von SO-Migliedern geführte oder beeinflusste Fnrmen sind nn den ver- 

schiedensten Wirtschaftsbranchen tätig, Neben dem Immobiliengeschäft 

nstz. B. die Computertechnik für die SO höchst nnteressant. Einschlägt- 

ge Unternehmen nn den USA und Spannen haben marktgängge Soft- 

ware-Programme entwickelt, bei denen nncht ausgeschlossen werden 

kann, dass sne verdeckte Funktionen zum Manipulieren oder Ausspä- 

hen von Deten enthalten Ihre Anwendung nst deshalb nncht ganz unbe- 

denklich. Immerhin ist bekannt, dass die SO mit verschiedensten Me- 

thoden Kritiker, Gegner oder Aussteiger ausforscht. 
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Die SO preist die Technologie HUBBARDS auch als Allhenlmittel für 
sämtliche soziale Probleme an. Wie die SO daher vorgeht. 

Problen komplex beispielhalber dargestellt 

Das vor. der SO entwickelte Narconon-Programm soll alle Drogenproble- 

me lösen können. Ein 10-Punkte-Entzugskonzept verheißt, dass der Kör- 

per völlig entgiftet werde - m Wesentlichen durch Gänge nn die Sauna 

Nach Feststellung ennes Verwaltungsgerichtes in Baden-Württemberg 

nstabernoch kein einziges Mal nachgewiesen worden, dassenn Drogen- 

entzugmit diesem Programm erfolgreich war. Die Bundesregierung rätnn 

einer Aufklärungsbroschüre ausdrücklich von Narcononab Zur bereits 

bestehenden Sucht könne noch eine geistige und materielle Abhängig- 

keit von der SO hinzukommen; Narconon sen fachlich nicht qualifiziert 

Gleichwohl wnrbtdie SO weiterhin intensiv mit dem Narconon-Programm 

Kampagne in Brandenburg 

Zahlreiche Stadt- und Gemeindeverwaltungen in Brandenburg erhielten 
die 2001 herausgegebene Broschüre “Der Weg zu ennem Leben ohne 

Drogen” zugesandt. Innhr wnrd behauptet, dass HUBBARDsReinngungs- 

programm bereits Hunderttausenden geholfen habe Aber die Befreiung 
von der Drogenabhängigkeit sei nur der erste Schritt. Unmittelbar an- 

schließen sollte sich enn Kommunikationstraming - wieder nach den 

Vorgaben HUBBARDS - und schließlich das “Auditing” 

Beim “Auditing” handelt essnch um eine von der SO entwickelte Frage- 

technik, die als “geistliche Beratung” bezeichnet wnrd. Beim "Auditing” 
wird ein sogenanntes E-Meter verwendet, das nach Art nes Lügende- 

tektors den Widerstand misst, den der Körper ennem schwachen elektri- 

schen Strom entgegenbringt. Damit soll die Entwicklungsbedürfgkeit 
des Klienten festgestellt werden. Vorallem geht es beim “Auditing” aber 

darum, dass man snch enner Befragung durch ennen ausgebildeten 

Scientologen unterwirfi. Die “Audnting”-Methode dient auf diese Wen- 
se - so bezeugen es Aussteiger nmmer wieder - dem Zweck, die Intnm- 

sphäre des Befragten auszuforschen und ihn für dne Organisation mann- 

puherbar zu machen Darauf läuft letzten Endes das angepriesene, an- 
geblich “weltanschaulich neutrale” Anti-Drogen-Programn hinaus, 

Ungeachtet ihrer Werbekampagnen hat es die SO auch 2001 nicht ver- 

mocht, nn Brandenburg fest strukturierte Organnsationseinheiten zu eta- 

bheren. Fer leben nur Einzelmitglieder Einals “Dianetik-Zentrum” aus- 
gewiesener Stützpunkt entfaltet keine merkliche Außenwnrkung. Ansnch 
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sollen solche Zentren Interessenten anlocken, damit sne dort die von. 

HURBARD “Pranetik” genannte Methode zur Entwicklung “ungenutz- 

ten geistigen Potentials und wahrer Fähigkeiten” kennenlemen und prak- 

izieren, “Auditing”-Kurse gehören dazu. 

Manche SO-Mitglieder, die nn Brandenburg leben, konzentrieren ihre 

Aktivitäten auf Berlin. Dort ntt die SO erkennbar hervor, 

Die “Scientology-Organisation” und der Verfassungsschutz. 

Vor dem Verwaltungsgericht Berlin nst der SO ein Prozesserfolg gelun- 

gen. Dne Berliner Verfassungsschutzbehörde darf keine Vertrauensleu- 
1, die ihr geheime Informationen beschaffen, nn der SO mehr einsetzen 

oder werben. Hingegen hat das Verwaltungsgericht des Saarlandes enne 

vergleichbare Klage, mit der das dortige Landesamt für Verfassungs- 

schutz zum Verzicht auf nachrichtendienstliche Mittel bei der SO-Beob- 

achtung gezwungen werden sollte, abgewiesen. 

Der Einsatz nachrnchtendienstlicher Mittel gegen die SO wnrdalso un- 

terschiedlich beurteilt Darin spiegelt sich auch dne Erkenntnis wider, 

dass die SO zwar gefährlich nst, aber doch von geringerem Einfluss nn 

Deutschland, als noch vor einigen Jahren vermutet. Die von ihr ange- 

strebte Expansion nst ins Stocken geraten, Ihre Mitgliederzahl entspricht 

nicht den kühnen Hochrechnungen, dne früher angestellt wurden. Die 

Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden haben geholfen. diese 

nüchterne Zwischenbilanz zu ziehen. 

Die Beobachtung der SO durch den Verfassungsschutz nst aber weiter 
erforderlich, wie.die Ständige Konferenzder Innenminister und-senatoren 

es Bundes und der Länder (IMK) zuletztam 20. November 1968 festge- 

stellt hat. Denn die SO geht unverändert darauf aus, grundlegende 

Verfassungsprinzipien - etwa die Menschenrechte, die Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung oder dne Unabhängigkeit der Gerichte -anzutasten und, 

wenn möglich zu beseitigen. ” 

Die Verfassungsschutzbehörde des Landes Brandenburg hat ein “Ver- 

rauliches Telefon” mnt der Rufnummer (03 31) 270.02 30 eingerichtet. 

Wer snch von der SO bedrängt sieht oder Informationen über sne wenter- 

geben bzw erhalten will, findet hier kompetente Gesprächsparner. 

Weitere Angaben zur Seientology-Organnsation, deren Ideologieund Snnnk- 

turen auch aufder Website www.verfassungsschutz-brandenburg.de) unter 
>Extremsmus, die Publikation “Scientology - Becbachtungschjekt des 

Verfassungsschutzes” findet sich dort unter Bibliothek Publikationen 
>Druckschriften. 
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NUTZUNG NEUER MEDIEN 

DURCH EXTREMISTEN 

[Die modemen Kommunikationsmitel werden selbstverständlich auch 

von Extremisten genutzt. Gerade das Internet mit seinen multimedialen 

| Möglichkeiten dient ihnen als komfortables Medium der Selbstdarstel- 

ung und Werbung, als praktikabler Informationsspeicher und vor allem 

als Agitationsbasis für ihre z. T. menschenverachtende Propaganda. In| 

|quantitativer wie in qualitativer Hinsicht haben Extremisten inden letz- 

ten Jahren ihre Präsenz im Internet immer weiter ausgebaut 

|Diese Entwicklung wird sich fortsetzen. Denn im Vergleich zu sonstigen 

[Werbeträgern ist das Internet einerseits schr kostengünstig, anderer- 

seits bietet es die Aussicht, einen sehr umfangreichen Adressatenkreis 

Janzusprechen. Bei jungen Menschen - deren Interesse über die her- 

|kömmlichen Medien (Zeitschriften, Flugblätter usw.) kaum zu wecken ist] 

— findet das Internet breite Akzeptanz, es gehört mittlerweile zu ihrer 
[Lebenswelt. So erreicht extremistische Propaganda im Internet sie am 

[ehesten und infiziert sie möglicherweise. Denn Intemet-Surfer können - 

(durch Zufall oder dank gezielter Suche -leicht mitextremistischen Ideen 

|und Angeboten bekannt werden, auf die sie ansonsten kaum gestoßen 

wären, 

[Hingegen tauschen Extremisten, die einander kennen und vertrauen, im 

internet oftmals verschlüsselte Botschaften aus. Sowohl die Inhaber von| 

[Homepages und die Betreiber von Diskussionsforen (Chats) alsauch die 
System-Operatoren der Mailbox-Verbundnetze - die mittlerweile eben. 

falls ins Internet integriert sind — sperren häufig den Zugang zu den] 

[entsprechenden Internet-Bereichen für alle Personen, die sich nicht mit 

tels eines Passwortes anmelden können. Das Passwort als Zugangs- 

|berechtigung wird aber nur solchen Aspiranten mitgeteilt, die ich zuvor 

[mit dem Nachweis ihres berechtigten Interesses sowie ihren persönlichen 
[Daten ausgewiesen haben. 

|Mithin ist es gerade dem Verfassungsschutz aufgegeben, in von Exnremi- 

sten abgeschottete Bereiche des Internets einzudringen und von dort- 

[her Informationen zu beschaften. 

|Wie Erfolgs bei der Identifizierung einzelner anonymer Homepage-Be- 

treiber belegen, können deutsche Extremisten nicht darauf hoffen, dau- 

[erhaft ihre Identität verbergen zu können. Das Internet ist kein rechts- 
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Treier Raum. In Deutschland gelten simtliche Rechtsvorschnften auch, 
im Netz. Deshalb machen sich Extremisten. die in Deutschland bw von 

[Deutschland aus strafwürdige Texte und Symbole im Internst verbreiten 

[oder zu Gewaltakten aufrufen, strafbar. 

[Die Verbreitung inkriminierter Texte im Internet zu verhindern, ist aber 

Inur eingeschränkt möglich, da ausländische Provider in der Regel nicht 

Inach deutschem Recht belangt werden können. Denn in vielen Ländern 

fallen, anders als in Deutschland, nationalsozialistische Agitation, Volks 

\verhetzang oder Gewaltverherrlichung unter die freie Meinungsäuße- 

rung. Auch Verkaufsangebote von NS-Propagandamaterialien und De- 

\votionalien aus der Zeit des Nationalsozialismus stehen in Ländern wie 

[den USA nicht unter Strafe. Somit stoßen die deutschen Strafverfolgungs- 

|behörden buchstäblich an Grenzen. 

| Auch technische Maßnahmen, wie die freiwillige Sperrung bestimmter 

Adressen durch einzelne Provider, bringen keinen durchschlagenden 

Erfolg, dasie nur von Fall zu Fall wirksam sind. 

|Somit versprechen Strafverfolgung oder Sperrung keinen umfassenden 

[Schutz vor extremistischer Propaganda im Internet. Immerhin dämmen 

sie die Flut abstoßender Inhalte ein. Eine um so wichtigere Rolle fällt der 

[Aufklärung und Medienerziehung zu Auch dafür ist das Internet her- 

vorragend geeignet. 

[Gegenüber dem Internet haben Mailbox-Netze an Bedeutung verloren. 

[Denn dank seiner rasanten technischen Weiterentwicklung bietet das 

Internet weitaus vielfältigere Möglichkeiten der Informationund der Ver- 

Inetzung. Dennoch werden Mailboxsysteme nach wie vor von einem klei- 

Inen, aber überschaubaren Nutzerkreis geschätzt. 

[Wenn Rechtsextremistenaktuelle Informationen erhalten wollen, wählen 

sie oftmals auch die "Nationalen Info-Telefone” (NITs) an. Diese bieten 

auf der technischen Basis eines Anrufbeantworters, in der Regel wö- 

[chentlich ein-bis zweimal, aktuelle Ansagetexte. Einige NIT-Ansagetexte 

|werdenauch ins Intemet sowie in Mailbox-Systeme eingestellt. 
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Rechtsextremisten 

Aufund Ab bei Homepages 

Die Zahl der von deutschen Rechtsextremisten betriebenen Homepages 
ist wenter angestiegen. 2001 wurden etwa 1.300 gezählt. 

Gerade Rechtsextremisten sehen dne Chance, dank der nnternationalen 

Struktur des Internets den Rnsnken einer Strafverfolgung durch deutsche 

Behörden auszuweichen. Deshalb werden deutschsprachige Neonazn- 

Webseiten - zumal solche, die nach deutschem Recht strafbar sind — 

meist anonym über ausländische Provider nns Netz gestellt. Der Zug zu 

ausländischen Providern hat sich noch verstärkt, sent nn Deutschland 

ansässige Provider mmer häufiger rechtsexiremistische Homepage-Be- 

renber ausschließen. Denn Appelle an die Internet-Dienstleister in 

Deutschland verpuffen keineswegs. 

1997 wurde die Initiative “jugendschutz.net”, eine Zentralstelle für Ju- 

gendschutz in Mediendiensten, als gemeinsame Einrichtung der Bun- 

desländer geschaffen. Sie will die nn der Bundesrepublik Deutschland 

nach dem Mednendienste-Staatsvertrag geltenden Jugendschutzbestm- 

mungen durchsetzen helfen. Sobald “Jugendschutz.net” Inhalte, die Ju- 

gendliche beeinträchtigen oder gar schädigen können, entdeckt hat, sucht 
die Kooperation mut den Anbietern, um diese zu eigenem Handeln zu 

veranlassen. Nun kann der Internet-Provider selbst dafür sorgen, dass 

das entsprechende Angebot gesperrt wnrd. Reagnert enn Anbieter nncht, 

solentet die Zentralstelle den Fall an die zuständigen Behörden weiter 

Im August meldete sie erste Erfolge Eine internationale Aktnon veran- 

Iasste dne Sperrung von 15 rechtsextremistischen Angeboten, che alle- 

samt über ausländische Provider ins Internet gelangt waren. En posntn- 

ves Ergebris hat “jugendschutz.net” aber auch direkt nn Deutschland 

erreicht. Verschiedene Anbieternahmen fünf von 13 beanstandeten Sei- 

ten mit rechtsextremistischen Inhalten aus dem Netz. 

Virtuelle FUN-Partei 

Nur nm elektronischen Meduum existiert die Internetpartei “Freiheitlich- 

Unabhängig-National” (FUN-Partei), die somit keine Partei m Sinne des 

Parteiengesetzesist.Sne versteht sichals erste virtuelle Partei für Patno- 
ten” Nach eigenem Anspruch möchte sie zweierlei sein erfolgreiches. 

Propagandainstrument nm Internet und Kontakt- und Kommunikations- 

forum für "Patrioten unterschiedlicher Couleur", Die FUN-Partei unter- 

hält Verbindungen u. a zur NPD und zuden IN 
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MP3-Musikdateien 

Großes Interesse nn breiten Kreisen finden Musikdateien nm MP3-For- 

mat, die aus dem Internet heruntergeladen und über PC, MP3- oder DVD- 

Player ebgespielt werden können. Auf diesem Wege wnrdauch nndnznerte 

Sknnheadmusik kostenlos und nn hoher Tonqualität angeboten. Dies ge- 

schieht z. B. in sogenannten “Internet-Tauschbörsen” oder auf Home- 

pages mit “Radnosendungen” 

Seit 1998 haben deutsche Rechtsextremisten insgesamt sechs solcher 

Homepages mit “Radnosendungen” nns Internet emgestelt. Die bekann- 

teste davon war dne von “Radno Wolfsschanze”, dne krass antnsemitische 

undausländerfeindliche Inhalte verbreitete. Die - zumeist Jngendlichen 

Betreiber konnten nach Hinweisen des Verfassungsschutzes ndentnfi- 

ziert werden, die Polnzen durchsuchte am 15 Man deren Wohnungen nn 

Niedersachsen 

Die rechtsextremistische Internet-Homepage “Radio-Freiheit” kann sent 

Dezember aufgerufen werden. In ihren Sendungen wurden die Sicherheit 

nm Netz, aber auch die Bombenabwürfe der USA nn Afghansstan und die 

Flucht des Talnban-Chefs Mullah OMAR thematisert 

Homepages aus Brandenburg 

Unter den rechtsextremistischen Angeboten nm Internet stechen die 

Homepages aus Brandenburg nicht sonderlich heraus. Einige seien hier 

beispielhalber erwähnt 

Die vonBerlin aus betreute Website des “Nationalen Widerstandes Berhin- 

Brandenburg” — sne nst dem neonaznstischen Spektrum zuzuordnen — 

bringt auch Beiträge aus und über Brandenburg, so Berichte und Kom- 

mentare aus dem “Märkischen Heimatschutz” (vgl. 5.37). Verlinktist sie 

u.a. mit der Homepage des “Nationalen Widerstandes Fürstenwalde/ 

Spree” Deren Betreiber rühmen sich, dass Fürstenwalde nnden Medien 

als “braune Hochburg” bezeichnet werde - denn das sen zureffend. Sne 

verweisen auf die enge Kooperation zwischen “freien Aktnvisten” - also 

Neonazis -und der NPD, dne sie mit zahlreichen Aktionsberichten bele- 

gen. 

Die brandenburgische NPD selber ist unmittelbar, nämlnch mnt ner eige- 

nen Homepage, nur durch den Kreisverband Spreewald m Intemet vertre- 

ten. Diese war wegen enner Sperrung des Providers zeitweise nicht on- 

Iine, doch inzwischen konnte der Kreisverband enn neuen Provider fin- 

den. 
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die Polnzen fernzuhalten — den Interessenten gar nicht bekannt gegeben 
ellkurzfristig. sogar nach während der Ann 

se, erfragen. Zu besonderen Anlässen, wne zum “Rudolf-Heß-Gedenken”, 

erfolgen meist Sonderansagen, Auch für internationale Aktionen wnrd 

geworben, Sorief das NIT Karlsruhe am 11. Juli dazu auf, schanennem 

"Aktionswochenende gegen den Globalnsierungswahn” nn Genua zu be- 
teilngen. 

wird, kann man nhn ev 

AlsZieigruppe der Ansagen kommen Personen außerhalb cesrechtsex- 

remistischen Spektrums kaum nn Betracht, daihnendie Telefonnummern 

der NIT meist gar nncht bekannt sind. Der Adressatenkreis der NIT be- 

schränkt snch somit nm Wesentlichen auf dne einschlägige Szene. Auf 

deren Zusammenhalt bauen die NIT Mehrere NIT warben nm Herbst um 

Spenden für ein “offizielles Landser-Solidaritätskonto”, damitden inhaf- 

uerten Mitgliedem der Berliner Band “Landser” nn ihrem “Rechtskampf” 

finanziell geholfen werden könne 

Trotz der gemeinsamen Bezeichnung als NIT snnd die Info-Telefone kei- 

nesfalls als Verbund anzusehen - zum Teil bestehen zwischen den Be- 

{reiben sogar erhebliche Meinungsunterschiede 

Dacnnnge Info-Telefone -mntunter wegen finanzieller Probleme - ihren 

Betrieb für eine bestimmte Zeit oder aber gänzlich einstellen, verändert 

sich die Anzahl der tatsächlich erreichbaren NIT ständig Im März gab 

das bekannte NIT Hamburg auf. Zum Jahreswechsel 2001/2002 meldete 

sich hnngegen erstmals das NIT Süddeutschland aus dem Raum Mün- 

chen. Zu diesem Zeitpunkt waren nnsgesamt zehn NIT aktnv, darunter das 

Info-Telefon "Bündnis RECHTS" mnt einem Regnonalanschluss in Bran- 

denburg 

SMS-Mitteilungen 

Mobiltelefone gehören heute zum “Handwerkszeug” vieler Rechtsextre 

misten. Die Verbreitung von Texten über SMS ("Short Message System”) 

hat enne neue Dimension gewonnen Tauschten Rechtsextrmisten bns- 

lang lediglich untereinander persönliche oder szenebezogene Mittelun- 

gen aus, senden manche von ihnen nun auch politischen Gegnern oder 

Ausländern, die Mobiltelefone besitzen, Nachrichten zu. volksverhetzen- 

de oder naznstische Parolen, Drohungen und Beleidigungen. Um nhre 

‚Anonyrantät zu wahren, bedienen sich die Absender dieser SMS-Nach- 

rnchten zumeist rechtsextremistischer Homepages, die enne kostenlose 

Versendung von Kurzmitteilungen anbieten. 
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Linksextremisten 

Agitation im Internet 

Linksextremistische Gruppierungen wissen das Internet geschickt als 
Agntationsinstrument zu nutzen. Auf ihren Websites verbreiten sne The- 

sen, Programme, Manifeste, Berichte und sonstige Publikationen, aber 

auch Demonstrationsaufrufe. Außerdem koordinieren sie mit Hilfe ihres 
Internetauftntts, z.B. über Mailnng-Listen, ihre Treffen undAktnionen. 

Neben den Inksextremistischen Parteien, z. B der DKP, präsentieren sich 

im Intemet autonome Gruppen, die vor allem durch nhren ‘mnssionari- 

schen” Eifer auffallen. Im Rahmen der $"Antnfa” verbreitensie steckbnef- 

ähnliche Beschreibungen von Rechtsextremisten. Diese so genannten 

Hassseiten rufen zwarnicht dnrekt dazu auf, gewaltsam gegen dne darge- 

stellten Personen vorzugehen — nndnrekt aber schon. 

Immer stärker treten so genannte Intenet-Projekte in den Vordergrund. 

Diese speziellen Websites ermöglichen über umfangreiche Linklisten den 

Zugnftizu fast eder Homepage Inksextremistischer Gruppuerungen Da- 

neben halten sie cnn umfangreiches Kommunikationsangebot parat. Manl- 

boxsysteme, Chat-Angebote nn Echtzeit gehören genauso dazu wie Video- 

sequenzen, Radnosendungenund Lve-Berichte über spektakuläre Ereig- 

nisse Gesteigerte Aufmerksamkeit landen zuletzt z B. Welwirtschafts- 

gnpfel oder EU-Ministerkonferenzen und dne entsprechenden Gegende- 

monstrationen von Globalnsterungsgegnern 

Wichtige Internet-Projekte dieser Art snnd “Nadir”, “Linke Seite”, 

“Indymedia” und “Partisan” Sne snnd größtenteils mit leistungsfähigen 
Suchmaschinen, Archivfunktionen, Virenscannern und Angeboten, an- 

onym nm Netz zu surfen, ausgestattet 

Insbesondere das 1999 gegründete internationale Projekt “Indymedia” 

(eigentlich “Independent Medna Center”/IMC) hat enn hohes technisches 

Nivenuerreicht. Seitdem 16, März st die Intiative “Indymeslia Deutsch- 

land” (IMC-Germany) mit einer eigenen Homepage nm Netz präsent. Sne 

weiß sich der Antn-Globahsnerungs-Bewegung besonders nahe, will 

sich aber auch nn anderen Kampagnen engagieren. Mit der medialen 

Unterstätzung des Widerstands gegen CASTOR-Transporte nm Früh- 

‚Jahr gab sneihren Einstand 
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Präsentation brandenburgischer Gruppen 

Sent2001 haben Innksextremistische Gruppen aus Brandenburg ine eige- 

ne Internetplattform Sne können sich mnt Selbstearstellungen, Berichten 

und Terminansagen auf der Website "Inforiot” einem größeren Interes- 

sentenkreis präsentieren. 

“Inforiot” bezeichnet snch selbst als “Infosystem für alternative Pohtik 

und Kulturnm Land Brandenburg. Gegen den faden Mainstream der Re- 

gon sollendhe wenigen Ansätze, anders zu leben, gemeinsam präsentiert 

und so gesärkt werden.” Auf der Website von “Indymedia Germany” 

wird die Zielrichtung von “Inforiot” noch deutlicher bezeichnet: “Ak- 

vistInnen, die sich her gegen Nazns, Schönbohm und Co zur Wehr set- 
zen, können snch über den Infornot austauschen und vernetzen.” Freilich 

kommen auf dieser Website, die von Neuruppin aus verantwortet wnrd, 

nicht nur Inksextremistische, sondern auch Innksradikale und sonstige 
Tinke Gruppen, Inntatnven und Einrichtungen zu Wort 

Gegenüber der Veröffentlichung von Texten nm Internet verliert die nn 

Druckschriften an Bedeutung. Szenepublikationen werden zunehmend 

onlnne zur Verfügung gestellt. Für Brandenburg tnff das beispielsweise 

fürdie nn Bemauerstellten Hefte unter dem Titel “RED Stachel” zu “RED 

Stachel” istnicht durchweg Innksextremistisch konzipiert, enthält jedoch 

Tinksextremstische Akzente. Auch das von der “Köngs Wusteriausener 

Antnfa Offenswe” (KAO) herausgegebene Heft “non konform” findet 

durch das Internet eine stärkere Verbreitung als nn der Druckfassung, 

Ausländische Extremisten 

Für extremistische Organnsationen von Ausländern ist das Internet ein 

deales Medium, um einen ungelunderten und unbeobachteten Kommunn- 

katnonsfluss zwischen den oftmals über viele Länder verstreuten Mitglie- 

der und Anhängern zu gewährleisten. Außerdem können die führenden 

Funktionäre extremistischer Organisationen ihre politischen Erklärungen 

verbreiten, ohne ihren sncheren Aufenthalt im Exnl verlassen zumüssen. 

So können sie dne Rnsiken, die Rensen und konspnrative Trefls für sne 

bergen, vermeiden. 

Da die Masse der Mitglieder extremistischer Organisationen über das 

Internet noch nicht erreichbar nst, konzentriert sich der organisations- 

interne Datenaustausch zur Zeit nm Wesentlichen auf die Kommunikati- 
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‚on zwischen Partenzentralen und regionalen Niederlassungen. Auch die 
Redaktion von Propagandaschriften und Parteizertungen wnre enorm er- 

leichtert. Ausländische Extremisten nutzen auch zunehmend die Mög- 

Iiehkeitder codnerten Informationsvermittlung, 

Nahezu alle in Deutschland aktnven Organisationen und Vereinigungen 

mit extremistischer Ausrichtung nutzen das Internet zur aktven Agntati- 

on und Außenwerbung. Mit programmatischen Erklärungen und länge- 

ren politischen Selbstdarstellungen wenden sich sowohl die “Arbeiterpar- 

tei Kurdistans” (PKK), als auch türkische Organisationen wie.die “Revo- 

utionäre Volksbefreiungspartei-Front” (DHKP-C) und nslamustische Grup- 

pierungen wne die Islamistische Widerstandsbewegung” (HAMAS) über 

eigene Homepages an die Öffentlichkeit, Einige wenige nutzen Intemet- 
angebote anderer Organisationen und Einrichtungen. 

Die Internetangebote sind größtenteils schr aufwändig gestaltet, viele 

sindmit Kurzfilmen und Tondokumenten angereichert. Häufig sind sne nn 

mehreren Sprachen abrufbar Teilweise werden tagesaktuelle Berichte 

angeboten, die entsprechend der Zielsetzung der Organisation aufberei- 

tet werden. Auch Diskussionsforen, Newsletter, E-Mail-Service undge- 

schlossene Benutzergruppen werden als Kommunikationsmöglichkeiten 

genutzt Fast immer wird auf den Homepagesum Spenden gebeten. Mit 

derbikdlichen Dokumentation eigener Terrorakte oder Strafaktionen mei- 

nen manche Organisationen belegen zu können, dass Spenden an sie 

einem “guten Zweck” dienten. 

Nach den Ereignissen des 11. September wurden einige Internetangebote, 

die den “Jihad” nm mulitanten Verständns propagierten, überarbeitet bzw 

eingeschränkt, damnt keine zu offensichtlichen Anhaltspunkte für Ermut- 

lungen der Sncherheitsbehörden geliefert würden, Inzwischen sind man- 

che dieser Homepages wiedermitneuen Texten abrufbar. 
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SPIONAGE UND SONSTIGE 

SICHERHEITSGEFÄHRDENDE 

AKTIVITÄTEN 

|Fremde Nachrichtendienste konzentrieren sich heute neben der Beschaf- 

fung politischer Informationen darauf, ihren Ländern durch illegalen] 

| Wissenstransfer günstige Ausgangspositionen im globalen Wirtschafts- 
|weitbewerb zu verschaffen. Ihre Ausspähungsversuche zielen auf mo- 

|dernes Know-how, wissenschaftliche Erkenntnisse und Wirtschafts- 

strategien. Außerdem nehmen sie Regimekritiker, die in Deutschland le- 
ben, ins Visier 

[Neben “menschlichen Quellen” - also Personen, die unvermeikt abge- 
schöpft oder aber als Informationsbeschafler geworben werden - ge- 

|winnen im Spionagegeschäft die neuen Kommunikationstechnologien 

Jeine Schlüsselrolle: Leistungsfähige Nachrichtendienste durchforsten 

weltweit en Telekommunkationsverkehr. Sie zapfen nicht nur bestimmte 

Telefone, Fax- und Intenetverbindungen an, sondern können die unge- 

|heuren Mengen von Daten, die täglich elektronisch übertragen werden, 

mit Suchfiltern nach bestimmten Sachverhalten durchforschen. Dafür 

stehen ihnen aufwändige Einrichtungen, auch Satelliten, zur Verfügung. 
|Nachrichtendienste, die sich selber vor ungebetenen Mithörern und 

|Mitlesern schützen wollen, wehren sich mit immer raffinierteren Ver- 

‚schlüsselungstechniken. 

Fremde Nachrichtendienste 

Deutschland zncht wegen senner zentralen Lage nn Europa und seines 

politischen wne wirtschaftlichen Gewichtes nach wne vor das Interesse 

fremder Nachrichtendienste auf sich. Einige Länder nn Osteuropa hatten 

nach der pelitischen Wende zunächst erklärt, sne wollten auf Spnonage in 

Deutschland verzichten. Inzwischen haben sne diese Zurückhaltung ben 

der Informationsbeschaflung längst aufgegeben. Sne, aber auch andere 

Staaten sehen keinen Widerspruch darnn, mnt Deutschland politisch und 

wirtschaftlich zusammenzuarbeiten und es zugleich nm Gehemen auszu- 

forschen. 

Beispielhalber seien nm Folgenden einige Nachrichtendienste aufgeführt, 

die m Deutschland aktnv sind. Einige Länder, deren Spionageaktivitäten 

204 



Spionage und sonsüge scherheitsgefährdende Aktivitäten. 

noch erne Erwähnung verdienen, werden weiter unten nn enderem Zu- 

sammenhang genannt (vgl 8 1081) 

Die Aufzählung bemerkenswerter fremder Nachrichtendienste könnte aber 

ohne Weiteres ausgedehnt werden. 

Nachrichtendienste aus GUS-Staaten 

Die Mitarbeiter russischer Nachrichtendienste snnd häufig abgetarnt nn 

diplomatischen und konsularischen Vertretungen, nn Handelsvertretun- 

gen und Presseorganen tätig, Andere kommen als Reisekade: oder llegal 

nach Deutschland 

= Derzwvile Auslandsaufklärungsdienst SWR sicht fürsich ein brei- 

es Aufgabenspektrum nn den Bereichen Politik, Wirtschaft, Wis- 

senschaft und Technologie sowie nn der Gegenspionage. 

= Dermilitärische Auslandsaufklärungsdienst GRU konzentriert sich 

darauf, militärische Geheimnisse (strategische und taktische Pla- 

nungen, Rüstungspotenziale) auszuspionteren 

= DerInlandsdienst FSB nst für die znvile und mihtärische Spionage- 

abwehr sowne den Kampf gegen Terrorismus und Orpannsterte, 

Kriminalität zuständig, er überwachtauch die Kommunikation nm 

Internet. 

= AlsAgentur für Regierungsfemmeldewesen und Information ist 

das FAPSI darauf spezialisiert, den internationalen Funkverkehr 

und he drahtlose Telekommunnkatnon zu überwachen, aufzuzeich- 

nen und zu entschlüsseln, modernste Kommunikatnons-, Compu- 

ier- und Verschlüsselungstechnologie zu beschaffen sowie die 

Abhörsicherheit wichtiger staatlicher Nachrichtenverbindungen 

Zugewährleisten 

Zudiesen vier Nachrichtendiensten, die ausschließlich oder mindestens 

teilweise nm Auslandagieren, kommen noch zwen Schutzdienste 

= FSO(Schutzdienst des Präsidenten und der Regnerungsmitglieder, 

betreibt Personen- und Objektschutz) 

= FPS (Grenzschutzdienst an den russischen Außengrenzen, be-, 

treibt auch Auslandsaufklärung im grenznahen Bereich). 

Die Nachrichtendienste der übrigen GUS-Staaten unterhalten nn derRe- 

gel enge Kontakte zu den Diensten der Russischen Föderation und un- 
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tereinanden. Deshalb beschränken snch die meisten Republikender GUS 

einen Inlandsgeheimehenst 

Die Ukraine jedoch unterhält einen eigenen Auslandsnachrichtendienst 

Die SBÜ befasst sich mnt der zwilen und mihtärischen Spionageabwehr 

und Auslandsaufklärung, außerdem mit dem Kampf gegen Temornsmus. 

und Organisnerte Kriminalität 

In Weißrussland und Kasachstan snnd ebenfalls Nachrichtendienste t4- 

ig, die nhre Aktnvitäten auf das Ausland ausdehnen 

Weitere Nachrichtendienste 

Die chinesischen Dienste agneren weltweit auf allen Feldern der Informa- 

tonsbeschaffung Sne setzen sich nncht nur nn Legalresidenturen (Bot- 

schaften, Konsulaten, sonstigen offiziellen Ländervertretungen) fest, 

sondern auch nn Außenhandelsunternehmen, Presseagenturen und ge- 

muschten Firmen. Oft legen sne ihre Aktionen sehr langfristig an Nicht 

zuletzt gilt ahr Augenmerk den Exnlchmesen, dne sie überwachen oder 

anzuwerben versuchen. 

Das Ministerium für Staatssicherheit MSS hat unter anderem den 

Auftrag, Informationen nm Ausland zu gewinnen. 

= DerMilntämachrichtendienst MID betreibt militärische Aufklärung 

im Ausland 

Die nordkoreanischen Dienste sollen vorallem dasnm Lande bestehende 

Staatssystem absnchern. Hierzu überwachen und unterwandernsie, auch 

nn Deutschland, Dissidentenorganisationen. Außerdem werben sie Agen- 

ten für den Emsatz nn Südkorea Schließlich snnd sne bemüht, sensitive 

‚Güter zu beschaffen und für Proliferationszwecke zu nutzen. 

Die nrannschen Dienste wndmen sich nn Deutschland, meist von Legal- 

esndenturen und gemischten Firmen aus, vornehmlich zwen Aufgaben. 

der repressiven Einwirkung auf Regimegegner sowie der Ausspähung 

proliferationsrelevanter Technologien. Das Minssternum für Nachrichten- 

wesen und Sncherheit VEVAK nst, neben der zwilen Inlandsaufklärung, 

auch für dne Spionage nm Ausland und die Spionageabwehr zuständhg. 

Eines seiner wichtigsten Aktionsfelder nst der Kampf gegen die Opposn- 

von nm In-und Ausland. 

Unter den arabischen Ländern fallen vor allem Irak, Syrien und Libyen 

mit geheimdhenstlichen Aktnvitäten nn Deutschland auf, 
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Die nraknschen Nachrichtendienste dienen nn erster Linie der Macht- 

sicherung und dem Schutz des nraknschen Staatspräsndenten Saddam 

HUSSEIN. Sne bemühen sich deshalb, opposntionelle Kräfte im In- und 

Ausland umfassend abzuklären und zu bekämpfen, Ansonsten gehen 

sne darauf aus, Informationen aus Polntik, Wirtschaft und Wissenschaft 

sowie sensitive Technologien zu beschaffen. 

Alle syrischen Dienste sind zugleich nm Inland wne nm Ausland tätig, 

dadurch kommt es zu Aufgaben- und Kompetenzüberschneidungen. 

Auch sie sind an prolnferationsfähigen Technologien und an Informatio- 

nen der verschiedensten Art interessiert. In Deutschland lebende Oppo- 

sitionelle sowie Kurden aus Syrien, aber auch aus der Türken und dem 

Irak werden nntensiv ausgeforscht, Ihre Organisationen unterwandert 

Vorallem auf die Überwachung nn Deutschland lebender Regimegegner 

konzentrieren snch die nachrichtendienstlichen Aktivitäten Libyens. 

Wirtschaftsspionage und Proliferation 

[Die Begriffe Konkurrenz-, Industrie- und Wirtschaftsspionage werden 

haufig als Synonyme gebraucht. Aber es macht einen wesentlichen Un- 

terschied, ob ein fremder Nachrichtendienst oder ein konkurrierendes 

[Unternehmen Ausforschungen betreibt. Den Verfassungsschutz inter- 

[essiert, gemäß einem gesetzlichen Abwehrauftrag, allein die Wirtschafts- 
|spionage, die - staatlich gelenkt oder gestützt - von fremden Nachrich- 

tendiensten ausgeht. Bei der Konkurrenz- oder Industriespionage eignet 

sich hirgegen ein Unternehmen, häufig ein Wettbewerber im gleichen 
Marktsegment, die Leistungen eines anderen Unternehmens an. Im Ein- 

zeifall ist die Grenzziehung allerdings recht schwierig. 

|Wirtschaftsspionage erstreckt sich auf fast sämtliche Untemehmensbe- 

reiche, Gefragt sindalle Erkenntnisse, Daten oder Informationen, die da- 

"bei helfen, einen wirtschaftlichen Vorsprung zu gewinnen bzw. auszu- 

bauen. Große Aufmerksamkeit finden Lasertechnik, Kemenergiewirtschaft 

|sowie Medizin-, Bio-und Pharmaforschung, Ganz besonders interessie- 

ren sich fremde Nachrichtendienste auch für die elektronische Datenver- 

arbeitung und -sicherung. 

[Die unkontrollierte Weitergabe konventioneller atomarer, biologischer 

[und chemischer Waffen (ABC-Waffen) sowie der Mittel und des Know- 

how zu deren Herstellung werden unter dem Begriff Proliferation 

| zusamm engefasst. 
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Zu den Ländern, die weiterhin oder nunmehr sogar verstärkt intensive 

und polferstionsträchtige Rüstungsprogramme verfolgen, zählen nmebe- 

sondere Irak, Iran, Libyen und Syrien, aber auch Nordkorea, Indien und 

Pakistan. Diese Länder benötigen bestimmte Hochtechnologien und be- 

dienen sichbenderen Beschaffung nnder Regel ihrer Auslandnachrichten- 

dienste. 

GEHEIMSCHUTZ 

IST 

PFÖRTNER 
SEKRETÄRIN 

SACHBEÄRBEITER 
GEHEIMSCHUTZBEAUFTRAGTER 

WACHMANN 
SICHERHEITSBEVOLLMÄCHTIGTER 

FAHRER 

PROKURIST 

Viele Güter snnd sowohl miltärisch als auch znvnl nutzbar. Ben diesen so 

genannten Dual-use-Gütern nst der konkrete Nachweis über die wirkliche 

Verwendung schwieng. Deshalb eignen sne snch dafür, dass mnt nhnen 

Proliferaticnsgeschäfte ben noch nncht sensibihisierten Firmen angebahnt 
werden. Bedenkliche Anfragen aus Krnsenländen nach solchen Produk- 

ten ergingen nm Jahr 2001 auch an brandenburgische Unternehmen. 

Mitunter treten die Organisationen, die derartige Güter beschaffen wol- 

len, offen in Erscheinung. Menst aber werden Tarnfirmen eingeschaltet, 

um die Lieferwege, den Endabnehmer und die beabsichtigte Verwen- 

dung zu verschleiemn 

Manche -beileibe nichtalle - Studenten aus ‚ändern, die an Prolferations- 

gütern interessiert snnd, studieren an brandenburgischen Universitäten 

und Hochschulen nncht nur aus Wissensdurst. Für Stipendien, die ihnen 

ihr Heimatstaat gewährt, liefern sie regelmäßige Berichte über itre Studn- 

engänge So erfahren die betreffenden Nachrichtendienste, wo se künf- 

ig bei der Beschaffung von Proliferationsgütern ansetzen können. 
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Seit dem 11. September nst vielen Menschen noch deutlicher bewusst 

geworden, wases bedeute, dass!Isama BIN T.ADENS Terrororpannsation 

“AI Qaida” snch sent geraumer Zeit um Nuklearmaterial sowie chemische 

und biclogische Kampfstoffe bemüht. Die Lehre daraus liegt auf der 

Hand Nichtnur Krisenländer, sondern auch nnchtstaatliche Terrororgant- 

sationen müssen daran gehindert werden, snch illegal Prolferationsgüter 

zuverschaflen. 

Wirtschaftsschutz 

Gegen diebeschriebenen Aktnviäten fremder Nachrichtendienste ist der 

Rechtsstaat, nst jeder einzelne und snnd Wirtschaftsunternehmen nicht 

machtlcs. Neben der Aufklärung und Ahndung krnmnneller Machenschaf- 

ten hat auch die Prävention Gewicht. Die Verfassungsschutzbehörde 

des Landes Brandenburg betrachtet sne als einen ihrer Arbeitsschwer- 

punkte 

Währerd in so genannten geheimgeschützten Untemehmen aus dem 

Bereich der Verteidigungsindustne bereits Sicherheitskonzepte vorlie- 

gen, die teilweise mit Hilfe des Verfassungsschutzes erarbeitet wurden 

und Spionage erschweren, verfügen gerade kleine und mittlere Betriebe 
häufig noch nncht über ennen solchen Schutz. Doch gerade sne geraten 

wegen ihrer nnnovatnven Forschungs- und Entwicklungserbeit nn das 

Blickfeld fremder Nachrichtendienste. Der Schutz vor Wirtschaftsspio- 

nage sollte im Unternehmen selbst beginnen, da dort die Gefährdungs- 

potenzuale am besten einzuschätzen snnd. Die Verfassungsschutzbehörde 

bietet dazu Hilfe an - sie wirderfreulicherweise auch immer.fter in An- 

spruch genommen. Zunächst werden auf das Unternehmen zugeschnit- 

tene Gefährdungs- bzw. Bedrohungsanalysen erstellt. Darauf aufbauend 

kann enn Sicherheitskonzept erarbeitet werden, das personelle, struktu- 

relle und organisatorische Maßnahmen vorsicht. Aus derartigen Emp- 

fehlungen zogen nm Jahr 2001 auch brandenburgssche Forschungseinrich- 

tungen ihren Nutzen. Vertraulichkeit in allen Fällen ist selbstverständ- 

lich. 

Doch auch nm Falle ennernachrichtendienstlichen Verstrickung lohnt der 

Kontak: zur Verfassungsschutzbehörde unseres Landes. Die freiwillige 

Offenbarung bietet die Chance, dass nm Einzelfall von enne: Bestrafung 

‚gänzlich abgeschen werden kann. Die Spionageabwehr bietet dazu das 

vertrauliche Gespräch unter der Telefonnummer (03 31) 2 7002 30an. 
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Geheimschutz 

Am 12. Juli verabschiedete der Landtag Brandenburg das “Gesetz über 

die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheitsüberprufungen 

im Land Brandenburg” (BbgSÜG); am 4 August trat es nn Kraft. Das 
Verfahren der Sncherheitsüberprüfung, das zuvor in Sncherheitsrichtlinien 

geregelt war, nst damit aufeine gesetzliche Grundlage gestellt. 

DasGesetzdefinnert klar 

= die Voraussetzungen und das Verfahren einer Sncherhsitsüber- 

prüfung 
= die Umstände, die ein Sicherheitsrisiko begründen 

= dieFolgen für Bewerber und Beschäftigte bei Vorliegeneines Sn- 

cherheitsrsnkos. 

= denSchutzder Sicherheitsakten und der Sicherheitsüberprüfungs- 

akten vor unbefugter Nutzung 

= die Zweckbindung der ben der Sncherheitsüberprüfung erhobe- 

nen Daten 

Einer Sicherheitsüberprüfung werden Personen unterzogen, dnesich mit 

Verschlusssachen - also geheimhaltungsbedürfüigen Informationen — 

befassen sollen. Denn Zugang zu Verschlusssachen soll nur erhalten, 

wer vertravenswürdig nst. Personen, deren Zuverlässigkeit oder Verfas- 
sungstreue in Zweifel steht oder dne erpressbar snnd, müssen von Ver- 

schlusssachen ferngehalten werden — sonst könnten der Besiand, die 

Sicherheit oder dne Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder en- 

nes ihrer Länder gefährdet werden. 

Außerdem ermöglicht das Gesetz Sicherheitsüberprüfungen für Perso- 
nen, dne an sncherheitsempfindlichen Stellen von lebens- cder ver- 

tendngungswichtigen Eirichtungen beschäftigt sind oder werden sollen. 

Dies dient dem Schutzvor Sabotage und Terror Voraussetzung für derar- 
ige Überprüfungen nst freilich, dass solche Einrichtungen, dne für die 

Versorgung der Bevölkerung oder das Funktionieren des Gemeinwesens 

unerlässlich sind, zuvor nn einer Rechtsverordnung ausdrücklich benannt 
werden. Bisher hat man nn Brandenburg noch keinen Gebrauch von der 

Möglichkeit gemacht, etwa Energne- und Wasserbetriebe, pharmazeuti- 

sche Firmen, Krankenhäuser, Banken oder auch Rundfunk- und Fem- 
sehanstalten, Bahn-, Post- und Telekommunikationsunternehrmen oder 

Rechenzentren als lebens- oder verteidigungswichig zu definieren. 



Spionage und sonsüge scherheitsgefährdende Aktivitäten. 

Dennoch nst der Verfassungsschutz, obschon nn bedeutend engerem 

Rahmen, auch nn diesem Sncherheitssektortätig Ergibt derluftfahrtbe- 

hörde Auskunft nach dem Luftverkehrsgesetz. Die Luftfahrtbehörde 

überprüft nämlnch Personen, die nn nncht allgemein zugänglichen, 

sicherheitsempfindlichen Bereichen des Flughafens Schöneleldbeschäf- 

tigt snnd. neben den Mitarbeitern des Flughafenbetreibers auch Ange- 

stellte von Luftfährt-, Versorgungs- oder Reinigungsfirmen Sne berück- 
sichtigt daben auch die Erkenntnisse, die ihr der Verfassungsschutz auf 

Anfrage zu bestimmten Personen übermittelt. Seit den Anschlägen vom 
11. Sepiember erreichen die brandenburgnsche Verfassungsschutzbehör- 

de solche Anfragen in went kürzeren Abständen als bisher Helfer von 

Terroristen sollen keine Chance bekommen, sich unentdeckt in das 
Flughalenpersonal einzuschleichen 

Nach dem Atomgesetz wnrd auf ähnliche Weise bei Personen verfihren, 

die bestimmte Sicherheitsbereiche des Kernkraftwerks Rheinsberg be- 

freten müssen. 

Die eigentlichen Sicherheitsüberprüfungen, die von den eben genann- 

ten Anfragen deutlich unterschieden werden müssen, stafleln sich - Je 

nach dem Geheimhaltungsgrad der Verschlusssachen, mit denen die zu 

überprüfende Person befasst werden soll - wie folgt. 

= die “einfache Sicherheitsüberprüfung” (U 1) 

= die“enweiterte Sncherheitsüberprüfung” (0 2) 

= die “erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicheiheitsermit- 

knngen” (U 3) 

Nur wean die betreffende Person - und nm Falle der Überprüfungsarten 

Ü2undÜ 3auch deren Lebenspartner, der n die Überprüfung einzubezie- 
hen nst - ennwillgt, findet die Sncherheitsüberprüfung sta, ansonsten 
unterbleibt sne. Wer sich der Sncherheitsüberprüfung verweigert, kann 

‚jedoch nacht mit sncherheitsempfindlichen Tätigkeiten betraut werden. 

In Behörden, diemit Verschlusssachen befasst snnd, wnrdnn der Regel enn 

Geheimschutzbeauftragter bestellt (ansonsten nst der Leiter selbst zustän- 

dig) Erlegt fest, welche Personen zu überprüfen sind und welche Überprü- 

füngsart erforderlich nst, und führt die Sncherheitsüberprüfungen durch. 

Daben bedient er snch der Mitwirkung der Verfassungsschu:zbehörde, 

Verschlusssachen müssen überdies besonders aufbewahrt und verwal- 

tet werden. Maßgebend dafür sinddne.am 16. Aprnl 1991 vonder Landes- 

regierung beschlossene “Verschlusssachenanweisung für die Behörden 

des Landes Brandenburg” und ergänzende Richtlinien, 
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VERFASSUNGSSCHUTZ IN 

BRANDENBURG 

[Der demokratische Rechtsstaat muss sich gegen Bestrebungen und Ak- 

\ivitäten schützen, die auf seine Abschaffung hinarbeiten. Die freiheit 

[che demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland soll 

\unangetastet bleiben. Zu dieser Grundordnung gehören nicht sämtliche 

[Bestimmungen unserer Verfassung, sondern nur ihr Wesenskem, ihre 

[obersten Wertprinzipien. Sie hat das Bundesverlassungsgericht in zwei 

[Entscheidungen von 1952 und 1956 eindeutig definiert. Bssind<ies 

= dieim Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte 

= dasRecht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstim- 

mungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der voll- 

ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auszuüben und die! 

Volksvertretung inallgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und! 

geheimer Wahl zu wählen 

= die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmälige Ord- 

nung und die Bindung der vollzichenden Gewalt und der Recht- 

sprechung an Gesetz und Recht 

= die Chancengleichheit der Parteien sowie das Recht auf die Bil- 

dung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition. 

= ie Ahlosbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit ge- 

genüber der Volksvertretung, 

= dieUinabhängigkeit der Gerichte 

= derAusschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft 

|Andiese Prinzipien bindet sich unser Gemeinwesen nicht nur, es vertei- 

(dit sie auch gegen ihre Feinde. Unsere Demokratie ist wehrhait. Damit 

[unterscheidet sich die Bundesrepublik von der Weimarer Republik, die 

frei und demokratisch sein wollte, aber tatsächlich wertneutral und ab- 

|wehrschwach war. Sie baute auf Toleranz und verzichtete darauf, militan- 

1er Intoleranz wirksam entgegenzutreten. So lieferte sie sich den Natio- 

Inalsozialisten aus, die ihr den Garaus machten. 

Schon das Grundgesetz selber sieht Einschränkungen von Grundrech- 

ten für diejenigen vor, die diese Grundrechte zum Kampf geger die fr 

Jheitliche demokratische Grundordnung missbrauchen. Auch das Straf- 
recht schützt das Wertgefüge der Demokratie: Bestimmte Taten, die sich 

[gegen die verfassungsmäßige Ordnung, die staatlichen Instituticnen oder| 

(die Sicheraeit der Bundesrepublik richten, stehen als so genannte 
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Stantsschutzdelikte unter Strafe, Schließlich gibtes eine Institution, die 
Jausschl’eßlich dem Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundord- 

Inung sowie dem Schutz der Sicherheit des Bundes oder eines Landes 

(dient: den Verfassungsschutz als Behörde. 

|Der administrative Verfassungsschutz in der Bundesrepublik Deutsch- 

land foggt der föderativen Struktur unseres Staatswesens. Jedes Bun- 

(desland verfügt über eine eigene Verfassungsschutzbehörde, daneben 
|gibt es das Bundesamt für Verfassungsschutz zur Koordination und für 

länderübergreifende Aufgaben. Die einzelnen Landesverfassungsschutz- 

|behörden - sie sind entweder als eigenständiges Landesamn organisiert, 
[oder das jeweilige Innenministerium unterhält für diese Aufgabe eine 

eigene Abteilung — arbeiten auf der Grundlage des jeweiligen Landes- 

verfassungsschutzgesetzes®. Die Tätigkeit des Bundesamtes für Verfas- 
Isungsschutz, aber auch die Zusammenarbeit zwischen ihm und den 

|Landesrerfassungsschutzbehörden sind im Bundesverfassungsschutz- 

[gesetz geregelt”, 

Auftragund Befugnisse des Verfassungsschutzes 

Berder Erfüllung seines Auftrags In der Verfassungsschutz uriktan die 

|Vorgaben des Gesetzes gebunden. Er ist ein Inlandsnachrichtendienst 

[Er hat keine exekutiven oder sonstigen polizeilichen Befugnisse, d.h. 

[seine Mitarbeiter dürfen weder Personen kontrollieren noch estnehmen, 

keine Wohnungen durchsuchen oder Unterlagen beschlagnahmen. Er 

(darf dann tätig werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für folgende 

[Bestrebungen oder Tätigkeiten vorliegen: 

= Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grund- 

ordnung oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder! 

eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchti- 

gung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder! 

eines Landes oderihrer Mitglieder zum Zielhaben 

sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten in der 

Bundesrepublik Deutschland für eine fremde Macht 

= Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, die durch 
‚Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs- 

handlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik gefährden. 

#° DerText des Brandenburgischen Verfassungsschutzgesetzes st diesem Be- 

nchtbeigegeben; r findet sich auch aufder Website www: verfassungsschutz- 

brandenburg de unter $ Bibliothek $Rechtsvorschrften. 

®_ Auszüge aus diesem Gesetz auf der Website www verfassungsschutz- 
brandenburg.de unter Bibliothek $Rechtsvorschnften. 
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Solche Besirebungen und Tätigkeiten soll die Verfassungsschutzbehörde| 
frühzeitig feststellen, beobachten und hewerten. um dann die Lanclesre- 

[gierung, andere Behörden, aber auch, soweit möglich, die Öffentlichkeit] 

[Zu unterrichten. Mit der Weitergabe ihrer Hinweise, Analysen und Be-) 
richte trägt die Verfassungsschutzbehörde dazu bei, Gefahren für die 

freiheitliche demokratische Grundordnung zu erkennen und abzuweh- 

ren. 

|Daneben wirkt die Verfassungsschutzbehörde auf Ersuchen der zustän- 

[digen Stellen beim vorbeugenden personellen und materiellen Geheim- 

schutz mit, d.h. bei Sicherheitsüberprüfungen oder bei technischen Si- 

[cherheitsmaßnahmen. 

Zur Erfüllung ihres Auftrags sammelt die Verfassungsschutzbehörde In- 

|formationen, insbesondere sach- und personenbezogene Auskünfte, 

[Nachrichten und Unterlagen und wertet sie aus. Der überwiegende Teil 

[der Informationen wird aus offenen, jedermann zugänglichen Quellen 

|gewonnen, z. B. aus Zeitungen und Zeitschriften, Flugblätten, Program- 

|men oder Broschüren. Beiträge im Rundfunk, Femsehen und Internet] 

werden ausgewertet und öffentlich zugängliche Veranstaltungenbesucht 

[Eine offene Informationserhebung ist jedoch nicht immer möglich oder 

effektiv. Dann können unter engen gesetzlichen Voraussetzungen so 

[genannte nachrichtendienstliche Mittel angewendet werden: 

= Einsatzvon Vertrauensleuten, geheimen Informanten undverdeck- 

ten Ermittlern, 

= Observationen 

= Anwendung technischer Hilfsmittel wie Bild- und Tonauf- 

zeichnungen außerhalb des Schutzbereichs der Wohnung 

= Einsatz von Tampapieren und -kennzeichen 

- Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs. 

|Der verdeckte Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel bleibt den betroffe- 

Inen Personen - mindestens zunächst - verborgen. Damit wird in ihr 

|Rechtaufinformationelle Selbstbestimmung eingegriffen. Dieses aus den 

|Grundrechten der Artikel 2 und 1 Grundgesetz durch das Bundesverfas- 

sungsgericht entwickelte Recht soll den Einzelnen davor schützen, dass 

seine Daten ohne gesetzliche Grundlage erhoben und weitergegeben 

\werden können. Deshalb erhebt der Verfassungsschutz personenbezo- 

|gene Dater. nur dann mit nachrichtendienstlichen Mitteln, wenn er sie 

zur Erfüllung seiner Aufgaben unbedingt benötigt und sie auf anderem 

[Wege nicht beschaffen kann. 
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Einsatz von Vertrauensleuten 

Zuden ergiebigsten Quellen eines Nachrichtendienstes gehören die Ver- 

trauensleute. Zugleich wnrft ihr Einsatz nicht wenige Probleme und Fra- 

‚genauf Wer und wassnnd eigentlich Vertrauensleute (abgekürzt V-Leu- 

te; entsprechend werden die Begriffe V-Person, V-Mann, V-Frau verwen- 

det)? Sie snnd nicht Bedienstete des Verfassungsschutzes; vielmehr han- 

delt es snch um Privatpersonen, die snch bereit finden, planmäßig und 

verdeckt Informationen über verfassungsfeindliche Bestrebungen zu be- 

schaffen und einer Verfassungsschutzbehörde zu übermitteln. Wie schon 

erwähnt, geht es hierbei um Informationen, dne der Verfassungsschutz 

auf anderem Wege nicht erhalten kann. nn diesem Falle also um interne 

Papiere, um Berichte über Entscheidungsprozesse oder konspirative Pla- 

nungen und Absprachen usw An solche Informationen können die V- 

Leute nur gelangen, wenn sie selbst einem verfassungsfeindlichen Per- 

sonenzusammenschluss angehören oder Kontakt zu nhm haben 

Dürfen sich staatliche Behörden auf die Zusammenarbeit mit solchen 

Leuten, die in mindestens fragwürdigen Milieus heimisch snnd, über- 

haupt emlassen? Die Verfassungsschutzbehörden müssen esimmer dann 

un, wenn sne ansonsten auf Informationen, die für die Sicherheit von 

Belang sind, verzichten müssten. Aber sietun es keineswegs unbedacht. 

Sie prüfen sehr genau, ob enne Person, die für enne Zusammenarbeit nn 

Aussicht genommen wird, vertrauenswürdng ist, also die Bezeichnung V- 

Mann oder V-Frau wirklich verdient Neben der persönlichen Zuverläs- 

sngkeit spielen daben auch die Lebensführung und der bisherige Lebens- 

Iauf derbeireflenden Person enne Rolle. Somussabgewogen werden, ob 

eventuelle Vorstrafen ein Hnndemis für die Zusammenarbeit wären. Das 
nst etwa dann der Fall, wenn vermutet werden muss, dass der Täter von 

einst künftig wieder strafällig werden könnte. 

Wenn nämlnch enne Zusammenarbeit tatsächlich zustande kommt, ver- 

pflichtet snch die V-Person schniflich nncht nur zur Verschwiegenheit und 

zur Befolgung der nhr gegebenen Anweisungen, sondern auch dazu, kei- 

ne Straftaten zu begehen. Ob dnese Verpflichtung eingehalten wnrd, über- 

prüft die Verfassungsschutzbehörde ständig. Zu beachten hat sne aber 

beider Betreuung einer V-Person noch weit mehr. Eine V-Persondarfz B. 

in der verfassungsfeindlichen Grupprerung, nn der sne agiert, keine steu- 

enden Einfluss besitzen bzw. die Meinungsbildung und Znelsetzungmaß- 

geblichmitbesummen. Wäre es anders, schüfe dne V-Person - ser esaus 

eigenem Antrieb, sen es gar auf Anweisung des Verfassungsschutzes 

erst die Fakten, die vom Verfassungsschutz beobachtet werden müssen. 

Damit würde der Zweck des Verfassungsschutzes auf den Kopf gestellt 
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Die Identität von V-Leuten wird selbstverständlich streng geheim gehal- 

ten. Aus ganz unterschiedhichen Gründen kommt es aber dennoch aus- 

nahmsweise vor, dasseine V-Person enttamnt wird Ihr persönlicher Schutz 

wird nn enner solchen Situation selbstverständlich gewährleisiet. Aber 

der Schaden für die Innere Sicherheit und für das Ansehen des Verfas- 

sungsschutzes istnn ennem solchen Falle beträchtlich. Immer dann wer- 

den in der Öffentlichkeit emeut die Fragen um den Einsatz von V-Leuten 
diskutiert. So geschah es beispielsweise auch, als nm Sommer 2000 der 

Name einer Person, die mnt der brandenburgischen Verfassungsschutz- 
behörde zusammengearbeitet hatte, durch die Mednen ging. Nicht nur 

die Verfassungsschutzbehörde selbst, sondern auch dne Parlamentarn- 

sche Kontrollkommission hat jedoch öffentlich erklärt, dass bei der Zu- 
sammenarhent mit dieser Person dne Grundsätze und gesetzlich definier- 

ten Pflichten des Verfassungsschutzes zu keinem Zeitpunkt verletzt wor- 

den sind 

ZuBeginn des Jahres 2002 Nammte enne öffentliche Ausemandersetzung 

darüber auf, ob jüngst enttamte - aktuelle oder chemalge - V-Leute des. 

Verfassungsschutzes, die nn der “Nationaldemokratischen Parten Deutsch- 

lands” (NPD) tätng waren, regelgerecht angeleitet und geführt worden 

sind und nn welcher Weise deren Aktnvitäten und Äußerungen eine frag- 

Wwürdige Rolle im Verbotsverfahren gegen die NPD, das beim Bundesver- 

fassungsgericht anhängng nst, spielen könnten. Dazu haben snch die 

Prozessverreter der Antragsteller gegenüber dem Bundesverfassungs- 

gericht enndeutig geäußert (vgl. 5. 27). 

Im Unterschied zu V-Leuten werdengeheime Informanten nnchtförmlich 

verpflichtet und regelmäßig betreut. Sie lefern von Fall zu Fallaufeige- 

nen Wunsch Hinweise an den Verfassungsschutz. Verdeckte Ermittler 

haben ennen völlng anderen Status als V-Leute oder geheime Informan- 

ten. Sie snnd Beamte der Verfassungsschutzbehörde, die zu dem Zweck, 

extremistische Zusmmenhänge auszuforschen, unter Legende - d.h. 

mut einer neuen Identität ausgestattet - nn die Szene eingeschleust wer- 

den. Sobald sie ihren Auftrag erfüllt haben, übernehmen sie andere dienst- 

liche Aufgeben nn der Behörde 

Telefon- und Postüberwachung 

‚Wenn die Verfassungsschutzbehörde es für erforderlich erachtet, Tele- 

fongespräche von Verfassungsfeinden oder Spionen zu überwachen und 

aufzuzeichnen oder deren Brnefe zu Öffnen, musssne, bevor eine solche 
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Maßnahme beginnen kann, einen rechtsstaatlich streng normierten Ver- 
Fahrensweg einschlagen Fir nst nm Gesetz zur Beschränkung des Ariel 

Post- und Fernmeldegeheimnuisses (Artikel 10-Gesetz) und nm Gesetz zur 

Ausführung des Gesetzes zu Arukel 10 Grundgesetz nm Land Branden- 
burg (GIOAGBbe) gesondert geregelt. Der Artikel 10.des Grundgesetzes 

garantnert, dass das Brief- sowie das Post- und Femmeldegcheimnisun- 
verletzlich sind und dass Beschränkungen, also Eingriffe in dnese ge- 

schützte Persönlichkeitssphäre, nur auf Grund ennes Gesetzes angeord- 

net werden dürfen. Auf dieser verfassungsrechtlichen Grundlage basiert 
daserwähnte Artikel 10-Gesetz. 

Das Genehmigungs- und Anordnungsverfahren mit mehreren voneinan- 

der unabhängngen Kontrollinstanzen stellt sncher, dass enne Maßnahme, 

durch de das Bef-, Post oder Femmeldegeheimnns beschränkt wnrd, nur 

durchgeführt werden kann, wenn eine drohende Gefahr für die freiheitli- 

che demokratische Grundordnung oder die Sicherheit des Bundes oder 

eines Landes abgewehrt werden soll undtatsächliche Anhaltspunkte für 

den Verdacht bestehen, dass bestimmte, schwerwiegende Straftaten vor- 

liegen. 

Der Katalog der einschlägigen Straftaten nstim Rahmen der m Jahr 2001 

erfolgten Novellierung des Artikel 10-Gesetzes erweitert worden. Be- 
schränkungen dürfen dann angeordnet werden, wenn tatsichliche An- 

haltspunkte für den Verdacht bestehen, dass etwa folgende Straftaten 

geplant werden, begangen werden oder begangen worden sind. 

= Straftaten der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates, z.B. 

Verbreiten von Propagandamntteln verfassungswidnger Organn- 

sationen 

= Straftaten des Landesverrates 

= Straftaten wne die Bildung krimineller oder terrorisischer Verein- 

gungen 

= Straftaten wie Mord, Totschlag, Freiheitsberaubung oder Brand- 

stuftung, wenn diese snch gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes richten. 

Das Artikel 10-Gesetz musste neu gefasst werden, weil eine Entschei- 

dung des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Juln 1999 dies dem Ge- 

setzgeber aufgegeben hatte Der zuständige Senat des Gerichts hatte 

nämlnch Beschränkungen gemäß Artikel 10 Grundgesetz nm Snnne des 

Gemeinwohls zwar alsgrundsätzlich zulässig erachtet. doch klare recht- 
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liche Regelungen, u a. auch nm Hinblick auf enne umfassende parlamen- 

arnsche Kontrolle der Verarbeitung der aus einschlägigen Mafnahmen 

stammenden Daten, gefordert. Aus diesem Grunde weist das geänderte 

Artikel 10-Gesetz.dem parlamentarnschlegntimierten Gremium, das solche 

Mafnahmen genehmigt und überwacht, nunmehr noch umfassendere 

Kontrollbefugnisse zu 

Wasbedeutet das nm Einzelnen? Die Telefon- und/oder Briefüberwachung 

kann nur vom Minister des Innemangeordnet werden. Bevor dne Maßnah- 

me begonnen wnrd, entscheidet die so genannte G 10-Kommnssion, enn 

vom Landtag gewähltes, unabhängiges und Weisungen nicht unterwor- 

fenes Dreier-Gremuum, über die Zulässigkeit und die Notwendigkeit der 

Beschränkung. Anordnungen, die dne Kommission für unzulässig oder 

ucht notwendig erklärt, darf das Ministerium des Innen nncht ausführen 

oder muss sie, sofem sie bei vermuteter Gefahr im Verzuge vorab umge- 

setzt wurden, unverzüglich aufheben. Darüber hnnaus wird die Parlamen- 

arnsche Kontrollkommissnon des Landtages regelmäßig über angeord- 

nete Beschränkungsmaßnahmen und deren Ergebnisse unterrichtet 

Neue Befugnisse beider Terrorismusbekämpfung 

Erst der 11. September hat esan den Tag gebracht: Auch nn Deutschland 

konnten nslamistische Terroristen über Jahre hinweg unerkannt Netzwer- 

ke knüpfen und sich auf Anschläge vorbereiten. Sie zu erkennen und zu 

beobachten waren die Verfassungsschutzbehorden nur unzureichend 

imstande. Unter anderem fehlte es an einschlägigen rechtlichen Befug- 

nissen. 

Mitdem Gesetz zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus, dasam 

1 Januar 2002 nn Kraft tra, sind jetzt die rechtlichen Grundlagen dafür 

geschaffen, dass vom Bundesamt für Verfassungsschutz Anfragen zu 

bestimmten Personen an Kreditinstitute, Postdienstleister, Telekommu- 

nikationsbetriebe oder Luftfährtunternehmen gerichtet werden können. 

Damnt istnhm unter streng geregelter Kontrolle dne Befugnis gegeben, 

Finanznerungsströme zu erkennen oderauch Reisebewegungen von Ex- 

remisten nachzuverfolgen. Die Landesbehörden für Verfassungsschutz 

erhalten diese Befugnis erst, wenn auch die Landtage gesetzliche Kon- 

rollregelurgen verabschieden, wnesienm Bundesgesetz vorgesehen snnd 

In Brandenburg wird nunmehr enn entsprechender Entwurf der Landes- 

regierung zur Änderung des Landesverfassungsschutzgesetzes dem 

Landtag zur schnellstmöglichen Beratung zugeleitt, 
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Struktur und Konzepte der Verfassungs- 

schutzbehörde 

Organisatorische Gliederung und Haushalt 

Die Verfassungsschutzbehörde des Landes Brandenburg nst das Minn- 

sterum des Innern. Dessen Abteilung V (fünf) erfüllt die Aufgaben des 

Verfassangsschutzes. Die Abteilung V gliedert snch, seit snezu Ende des 

‚Jahres 2000 neu strukturiert wur in folgende sieben Referate 

‚Abteilung V des Ministeriums des Innern 

Referat V/1 
Zentrale Dienste, 

Geschäftsprozesse, Technik 

Referat V/2 

Recht, Datenschutz, 

(G 10-Maßnahmen, 

Personalentwicklung 

Referat V/3 

Grundsatz- und Präventionsfragen. 

des politischen Extremismus, 
Kommunikation 

Referat V/4 

Referat V/S 

Operative Auswertung, 

politischer Extremismus, 

Lageführungs- und 

‚Informationssysteme 

Beschaffung 
politischer Extremismus 

Referat V/6 Geheimschutz, Spionageabwehr 

Referat V/7 Observation 
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Diese Struktur hat snch grundsätzlich bewährt, auch angesichts der ver- 
änderten Sicherheutsiage nach den Anschlägen vom 11. September nn 

denUSA. Im Referat 4 wurde seither eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die 

mt größeren Kapazntäten als bisher den extremistischen Bestrebungen. 

von Ausländern nn Brandenburg nachgeht (vel. 5.17). 

Am31 Dezember 2001 warennn der Abteilung V’von 110 vorgesehenen 

Planstellen 96 besetzt. Die Personalkosten beliefen sich auf rund 

7.017.000 DM. An Haushaltsmitteln standen 2001 insgesamt 

2.135.300 DM zur Verfügung, davon wurden 2.130 765 DMausgegeben. 

Die Landesregierung beabsichtigt, die Verfassungsschutzabteilung des 

Innenministenums künftig auf 134 Stellen aufwachsen zu lassen. Im er- 

sten Quartal des Jahres 2002 wurden daher bereits die Verfahren zur 

Besetzung von 16 Stellen abgeschlossen. An Haushaltsmitteln snnd der 

Abteilung 1.527 500 €für das Jahr 2002 zugewiesen. 

Strategische Konzepte 

Mit der Aufstockung des Personals wne der Sachmittel sind selbstver- 

ständlich hohe Erwartungen verknüpft: Nicht nur nn der Terrorismus- 

bekampfüng, sondern auch auf den übrigen Felder der operauven Ar- 

beit, ebenso nn der nntemnen Informationsverarbeitung und nn der Präsen- 

ation von Verfassungsschutzerkenntnissen in der Öffentlichkeit stei- 

gert die brendenburgische Verfassungsschutzbehörde nhre Efektvut. 

Sie setz dabei auf folgende strategische Konzepte 

= Entwicklung eines “Leitbildes Dienstleistungsbehörde Verfas- 
sungsschutz”, das snch an den Bedürfnissen der “Kunden” des 

Verfassungsschutzes (Landesregierung, sonstige Behörden, Öf- 

fentlichkei) onentiert 

= Verstärkung der Informationen beschaffenden bzw analysneren- 

den Organisationseinheiten des Verfassungsschutzes durch nach- 

rnchiendienstlich qualifizierte Mitarbeiter 

= Konzentration der operativen Aktnvitäten auf Regionen. Organn- 

sationsstrukturen und Personenzusammenhänge mit einem noch 

hohen "Dunkelfeld” (operative Schwerpunktbnldung), Intensivie- 

rung insbesondere der Beobachtung ausländischer Extremisten 

= Einführung eines Content Management Systems (CMS)und des- 

sen Integration nn enn “DataWarehouse”, so dass mnt Hilfe einer 

optimierten Informationsbasis Entscheidungsprozesse beschleu- 

nigt und verbesserte Dienstleistungen erbracht werden können 
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‚Ausbau der Verfassungsschutz-Website zu einem Webportal 

= Ause und Fortbildung sowne Motivation der Mitarbeiter durch 

‚enn verfassungsschutzspezufisches Personalentwicklungskonzept 

Qualnfizerung) 

Die Verwirklichung aller dieser Vorhaben wnrd voraussichtlich nm Jahr 

2003 abgeschlossen werden, 

Kontrolle der Verfassungsschutzbehörde 

[Die Tatigkeit des Verfassungsschutzes unterliegt einer umfangreichen 

[und vielseitigen Kontrolle. Im Einzelnen sind das, 

= die Kontrolle durch den Minister des Innern 

= dieallgemeine parlamentarische Kontrolle durch den Landtag 

= diebesondere parlamentarische Kontrolle durch die Parlamentari- 

sche Kontrollkommission des Landtags, die aufgrund ihres ge- 

setzlichen Anspruchs von der Landesregierung umfassend über! 

dieallgemeine Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörde, das Lage- 
bild und Vorgänge von besonderer Bedeutung sowie auf Verlan- 

en auch über Einzelfälle unterrichtet wird 

= die Kontrolle durch die G 10-Kommission bei Eingriffen in das 

Brief-, Post- und Femmeldegeheimnis 

= die Kontolle durch den Bürger, dem unentgeltlich Auskunft und 

ggf. Akteneinsicht über die zu seiner Person gespeicherten Daten 

sowie den Zweck und die Rechtsgrundlage der Speicherung zu- 
steht (Auskunft und Akteneinsicht dürfen nur insoweit versagt! 

werden, als das öffentliche Interesse an der Geheimhaltung der 

Erkenntnisse sowie der nachrichtendienstlichen Arbeitsmetho- 
den und Mittel der Verfassungsschutzbehörde gegenüber dem 

Interesse der Person überwiegt) 

= die gerichtliche Kontrolle gegen Maßnahmen der Verfassungs- 

schutzbehörde, sofern der Bürger geltend macht, in seinen Rech- 

ten verletzt zusein 

= die Kontrolle durch den Landesbeaufiragten für den Datenschutz 

und für das Recht auf Akteneinsicht, der Zugang zu Unterlagen 

mit personenbezogenen Daten hat und der die Rechtmäßigkeit. 

der Datenverarbeitung durch die Verfassungsschutzbshörde über- 

prof 
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= die Kontrolle durch den Landesrechnungshof 

= die öffentliche Kontrolle durch die Berichterstattung in den Me- 

dien. 

Das Kontrollrecht, das Bürgerinnen und Bürger ausüben können, steht 

übrigens nicht nur auf dem Papier: Im Jahr 2001 snnd 25 Auskunfiser- 

suchen bei der Verfassungsschutzbehörde eingegangen. 

Öffentlichkeitsarbeit 
[Der Verfassungsschutz tritt an die Öffentlichkeitmit Berichten, wie dem 
"hier vorliegenden, um pflichtgemäß über verfassungsfeindliche Bestre- 

|bungen zu informieren. Das istihm gesetzlich aufgetragen. Aber die bran- 

|denburgische Verfassungsschutzbehörde will sich damit keineswegs 

|begnügen, sondern ihr Wissen und ihr Urteilsvermögen noch umfassen- 

|der nutzbar machen. Deshalb bietet sie sich als Gesprächs-, Beratungs- 

und Kooperationspartner füralle engagierten Demokraten an, die in Bran- 

|denburg Kenntnisse über extremistische Gefährdungen brauchen oder 

selbst verbreiten wollen. Aufdiese Weise unterstützt sieu a. Präventions- 

|konzepteund -initiativen. 

Der Dialog des brandenburgischen Verfassungsschutzes mit der Gesell- 

schaft ereichte nm Jahr 2001 enne neue Qualität. InLuckauaufdem “Bran- 

denburg-Tag”- hier war die Behörde schon zum dntten Mal mit einem 

eigenen Informationsstand vertreten - gab Innenminister Jorg Schönbohm 

am 1 September die eigenständige Verfassungsschutz- Website unter der 

‚Adresse www.verfassungsschutz-brandenburg. de für die Öffentlichkeit 
frei. Dieses neue Internet-Angebot hefert aktuelle ebenso wie grundle- 

gende Informationen und eröffnet jedem Interessenten die Möglichkeit, 

ohne Aufwand Publnkationen zu bestellen odersich dnrekt mnt Fragen an 

den brandenburgischen Verfassungsschutz zu wenden. Im Monatsdurch- 

schnitt werden die einzelnen Seiten dieser Website msgesamt weit mehr 

als hundertausend Mal angeklickt 

Häufiger noch als nn den vergangenen Jahren pflegte der brandenburgn- 
sche Verfassungsschutz im Jahr 2001 den dnrekten Austausch mnt nnter- 

essnerten Gruppen - in Form von Vorträgen, Beratungsgesprächen oder 

nn Diskussionsforen. Mindestens ennmal pro Woche waren Mitarbeiter 

und Mitarbeiterinnen der Verfassungsschutzbehörde deshalb unterwegs, 
sie gingen in Bnldungs- und Forschungseinrichtungen, Kom unalbe- 

hörden und Betriebe, nn Vereine und Jugendzentren, zu Bundeswehr, 

Justnzund Polzen. Vorträge wurden nn der Regel ergänzt durch Broschü- 
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ren, Folien und Filme. Viele dieser Veranstaltungen fanden im Rahmen 

der schulintemen Lehrerfortbildung sowie auf Konferenzen von Schul- 
räten und Schulleitern oder auch mnt Eltern statt. Sie hattenden Zweck, 

den Multiplikatoren, die Wissen und aktnynerende Impulse an Jugendln 

che wetergeben sollen, die nötigen Kenntnisse zu vermitteln. Im Mittel- 

punkt dieser Veranstaltungen stand zumeist die Frage, wne gefährlich 

Extremisten snnd und wne man ihren Umtrieben entgegentreten kann 

Zielgruppenorientierte Angebote, dne der Präventiondienen, werden auch 

künftig einen Arbeitsschwerpunkt des Verfassungsschutzes bilden. 

Zu den ben solchen Veranstaltungen angebotenen Publikationen gehört 

der jährlich herausgegebene Verfassungsschutzbericht des Landes Bran- 

denburg. Der vorjährige in einer Auflage von 7.500 Exemplaren wurde 

bzw wird noch verteilt oder an nnteressierte Bürger versandt 

Neben dem Jahresbericht versendet der Verfassungsschutz auf Anfor- 

derung weitere Publikationen zu den Themenbereichen Extremismus, 

Spionage oder Scientology ” Wer an Vorträgen, Informationsveranstal- 

tungen bzw. Informationsmateral interessiert nst oder sonst Fragen an 

die Verfassungsschutzbehörde Brandenburg hat, sollte sich telefonisch, 

schriftlich oder per E-Mail an sne wenden. Die Fachleute für Öffentlich- 

kentsarbeit stehen gem zu Ihrer Verfügung. 

Ministerium des Innern 

Referat V/3 

Henning-von Tresckow-Straße 9-13 

14467 Potsdam 

Telefon: (0331)8.66-2552 

Fax: (0331)866-2055 

E-Mail nnfo@@verfassungsschutz-brandenburg.de 

#° EineListe der derzeitheferbaren Druckschnflen st aufder Websate www.ver- 

fassungsschutz-brandenburg.de unter 2 Publikationen zu finden. 
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Begriffserläuterungen 

Anarchismus 

Die Anhänger des Anarchismus erhoffen eine “herrschaftsfreie” Gesell- 

schaft (anarchna [griech]. herrschaftsloser Zustand) ohne den Zwang 

gesellschaftlicher Normen. In Deutschland gibt es eine Anzahl anarchi- 

suscher Kleinparteien und -gruppen, die snch zum Tenl auf klassische 

‚Theoretiker des Anarchismus wne Bakunnn berufen, oft aber auch jeeige- 

ne Vorstellungen entwickeln. Sie haben jedoch im Gesamtspektrum des. 

Linksextremismus nur eine periphere Bedeutung. 

Die Autonomen sind als Anarchisten nm weiteren Snnne anzuschen, 

da auch sne enn “herrschaftsfreies” Leben anstreben. Sne lehnen jedoch 

die festen Organnsationsformen der “klassischen” Anarchisten ab 

“Anti-Antifa” 

Die “Antn-Antifa” nsteine überwiegend von Neonazis ($Neonazismus) 

betriebene “Kampagne”, deren Intention es nst, dem sog. “nationalen 

Lager” unter Zurückstellung interner Differenzen enne neue organisations- 

übergreiferde Plattform zu verschaffen. 

Unmittelbarer Zweck der “Antn-Antnfa"-Arbeitnstdie "Feindaufklärung”, 

also die Ermittlung und Verbreitung von Daten zu politischen Gegnern, 

als welche sowohl “Linke” als auch Angehörige der Sncherheitsbehör- 

den gelten. Rechtsextremisten kopieren damit gewissermaßen spiegel- 

bildlich die “Antnfa”-Arbeit mnltanter Linksextremisten ($*Antnla”, au- 

tonome). 

Den bishengen Höhepunkt der “Antn-Antnfa"-Kampagne bildete 1993 

die Veröffentlichung des “Einblick”, enner Sammlung von Personen- 

adressen aus der gesamten Bundesrepublik. Danach sind die Aktivitäten 

der “Antn-Antnfa” merklich zurückgegangen. Sne beschränken sich wen- 

terhin auf Iokale oder regionale Aktionen von Personen, die nnderRegel 

zugleich nn weiteren neonaznstschen Gruppierungen zusammengeschlos- 

sen snnd 

“Antifa”, autonome 

Ein Hauptagntationsfeld der $ Autonomen nst der “antnfaschistische 

Kampf”. Denn die Autonomen behaupten, dass der kapntalnstische Staat 



Anhang 

um seiner Selbsterhaltung wnllen den Faschismus begünstige, zumindest 

aber toleriere “Gerade dne Grundpfeiler der bürgerlichen Herrschaft — 

ökonon ische Ausbeutung, Rassnsmus und Patriarchat - missen als Ur- 

sachen des Faschismus bekämpft werden” (aus “Kampf der FAP", Bro- 

schüre der AA/BO, Oktober 1994). Deshalb nst es aus Snchtder Autono- 

mengeboten, den Kampf gegen Faschisten und Rassisten in.die eigenen 

Hände zu nehmen Im Rahmen der sogenannten “antnfaschistischen 
Selbsthilfe” rnchten snch miltante Aktionen in erster Linie gegen den 

politischen Gegner, also tatsächliche oder vermeintliche “Nazns” Diese 

Auseinandersetzungen werden unter dem Motto “Schlagt die Faschn- 

sten, wo ihrsue treff!” gesucht und oft mnt großer Brutalität ausgetragen. 

Inautonomen Publikationen werden häufig Adressen und “Steckbriefe” 

des politischen Gegeners veröffentlicht, nicht selten mnt der Auflorde- 
rung verbunden, dne bezeichneten Personen anzugreifen. 

“Antifa”-Gruppen, die snch extremistischer Betätigungen enthalten und 

mit den legntimen Mitteln pohtischer Auseinandersetzung den Rechtsex- 

tremismus bekämpfen, gehören nicht zum Beobachtungsteld des Verfas- 

sungsschutzes. 

Antisernitismus 

Der Antnsemitismus tt als eine spezielle Form des $Rzssismus auf 

und nst als solcher ndeolognscher Bestandteil zahlreicher Ausprägungen 

des PRechtsextremismus. Als rcssentimentgeladenes Vorurteil gegen 

die Juden schreibt er ihnen stereotyp verschiedenerlei negative Wesens- 

merkmale und Charaktereigenschaften zu und behauptet von ihnen, dass 

sie weltweit Politik und Wirtschaft zu dominieren suchten und schließ- 

lich enne zionistische Weltherrschaft anstrebten. 

Das NS-Regime hat snch beim Genoznd an den europäischen Juden 

(Holocaust) aufsolche antnsemitischen Klischees berufen. Heute hefert 
der Antisemitismus auch, nn Form revisionistischer Geschichtsver- 

älschung (I“Revisionnsmus), Rechtfertigungsstrategnen für dnesen Völ- 

kermord (Leugnung, Verharmlosung, Aufrechnung, Schuldverschiebung) 

‚Außerdem zeigt er snch vor allem in Beleidigungen und verbalen Attak- 
ken gegen jüdische oder vermeintlich jüdische Bürger Deutschlands und 

anderer Länder, insbesondere auch gegen Repräsentanten des Staates 

Israel, in Schmieraktionen vornehmlich an Gedenkstätten und Synago- 
gen, nn Schändungen Jüdnscher Grabstätten u. A. 
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Ausländerextremismus 

Extremisten ausländischer Herkunft verfechten in Deutschlard Anlie- 

gen, die ihren Ursprung nn den poltischen und religiösen Konflikten der 

‚jeweiligen Flerkunfisländer haben, und gehen mnt aggressiv-kämpfeni- 

scher Propaganda und auch unter Anwendung von Gewalt gegen ihre 

Gegner vor. Nicht alle Organisationen ausländischer Extremisten nn 

Deutschland snnd hier neu gegründet worden. Vielfach agneren sne als 

Vertreter von extremistischen Vereinigungen und Parteien ihrerFleimat- 

länder, die dort zum Tenl verboten snnd 

(> Ausländerorgannsationen, extremistische) 

Ausländerorganisationen, extremistische 

Organisationen ausländischer Extremisten nn Deutschland lassen snch 

grob wne folgt klassfizieren. 

= Iinksextremistische Organisationen, die die bestehende soznaleund 

poliasche Ordnung nn ihren Heimatländern gewaltsam beseitigen 

und durch een sozialistischen Staat marnstischer Prägung er- 

setzen wollen. 

= extrem-nationalnstische Vereinigungen, die Macht. bzw Gebiets- 

zuwachs für die eigene Natnon und die Abschaffung oder Nicht- 

gewährung von Minderheitenrechten aggressiv propagieren 

= islamistische Gruppierungen, die die Trennung von Religion um! 

Staat zugunsten eines autoritären theokratischen Systents aufhe- 

benwollen 

= Gruppierungen, die nn Verbindung mit Regierungsstellen nhrer 

Länder gegen Landsleute nm Ausland, insbesondere Regnme- 

gegner, repressiv oder sogar terronistisch vorgehen. 

Autonome 

Die Ursprünge der Autonomen reichen bns nn die Anfänge der studenti- 

schen Protestbewegung der er Jahre zurück. Die Bezeichnung “Auto- 

nome” (autonomos [griech.] nach eigenen Gesetzen lebend) istzugleich 

Programm, denn kennzeichnend für Autonome snnd folgende Enn- 

stellungsmaster 

= Ablehnung gesellschaftlicher Normen und Zwänge 

= Suchenach einem freien, selbstbestimmten Leben nn herrschafts- 

freien Räumen 
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gewalttätiger Widerstand gegen den demokratischen Staat und 
seine Institutionen 

‚Autonome besitzen in der Regel kein einheitliches, verbincliches Welt- 

bild, sondern folgen oft verschwommenen anarchistischen und anarcho- 

kommunistischen Vorstellungen und spontanen aktionistischen Antne- 

ben. Sne gehen darauf aus, das demokratisch verfasste Gemeinwesen zu 

bekämpfen und, wenn möglich, zu zerschlagen, da der Staat und senn 

"Repressionsapparat” sie an der Verwirklichung nhrer (oben genannten) 

Absnchten hnndere. Autonome werden als Extremisten vom Verfassungs- 

schutz beobachtet, wenl und insoweit sne gewalttätig agieren, gewalt- 

bereit snnd oder Gewalt befürworten 

(auch. $ Jugendszene, Inksextremistisch orientierte) 

Entrismus 

Entrnsmus ist enne von Anhängen des $ Trotzknsmus praktizierte Me- 

thode, andere Parteien und Vereinigungen gezielt zu untervandem, um 

in ihnen zu Einfluss zu gelangen, die eigene Ideologie zu verbreiten und 

schließlich die betroffene Organisation für eigene Zwecke zu nnstrumen- 

talsteren. 

Entristischen Bestrebungen ausgesetzt snnd sowohl nicht-trotzknstisch 

geprägte Iinksextremistische als auch demokratische, dem linken Spek- 

rum zugehörige Parteien und Vereinigungen. 

Etatismus 

Die Anhänger des Etatnsmus überhöhen den Staat (frz. &it) nn seiner 
Funktion als Ordnungsmacht und Zwangsinstitut und befürworten des- 

halb ee Ausweitung zentralstaatlicher Gewalt gegenüber Wirtschaft 

und Gesellschaft und gegebenfalls einem föderativ verfassen Gemein- 
wesen. Sne stellen die Staatsraison über die mdivnduellen Freiheitsrechte. 

Der Etatnsmus nst Bestandteil bestimmter ndeolognscher Spielarten des 

> Rechtsextremismus. Propagnert wird er insbesondere von einzelnen 

Vertretern der $"Neuen Rechten” 

Extremismus. 

Als extremistisch bezeichnen dne Verfassungsschutzbeherden solche 

Bestrebungen, die snch nn der Ablehnung des demokratischen 

Verfassangsstaates und seiner fundamentalen Werte, seiner Normen und 
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Regeln artisulieren und die darauf abznelen, die freiheitliche demokratn- 
sche Grundordnumg abzuschaffen und durch enne nach den jeweiligen 

Vorstellungen der extremistischen Minderheit formerte Ordnung zuerset- 

zen. Extremisten wenden snch damnt unmittelbar oder mittelbar gegen 

unantastbare Verfassungsgrundsätze (sche dazu > Verfassungsschutz). 

Gewalt wnrd daben häufig als enn geeignetes Mittel zur Durchsetzung der 

eigenen Zuele gutgcheißen, propagnert oder sogar praktnzert 

Die Verfassungsschutzbehörden unterscheiden terminolognsch zwischen 

Radikalismus”, obwohl bei- 

de anderweitig oft synonym gebraucht werden. Radikal nst enne Bestre- 

bung, die gesellschaftliche Probleme und Konflikte bereits "von der 

Wurzel (lat radnx) her” anpacken will, nncht jedoch den demokratischen 

Verfassungsstaat ganz oder teilweise zu beseitigen beabsichtigt. 

(such. $ Ausländerextremismus; Linksextremusmus; Rechtsextremismus, 
Terrorismus) 

Faschismus. 

> Rechtsextremismus, 

Fremdenfeindlichkeit 

Dieser Begriff bezeichnet enn Ressentiment, das sich - oft unterschieds- 

Ios-gegenalle Menschen richte, die nn Deutschland “fremd” sind oder, 
wegen ihrer Nationalität, Rasse, Hautfarbe, Religion, Herkunft usw, 

“fremd” wnrken also gegen Ausländer, die snch als Touristen, geschäft- 

lich, mit Arbeitserlaubnns oder auch illegal in Deutschland aufhalten, 

gegen Asylbewerber, gegen deutsche Staatsbürger ausländischer Her- 

kunft, gegen Aussiedler u. a. Den “Fremden” wnrd nämlnch unterstellt, 

dass überwiegend gerade sne an zahlreichen gesellschaftlichen und sozna- 

len Problem en in Deutschland (Arbeitslosigkeit, Kriminalitätsrate, Bela- 

stung der Soznalsysteme, kulturelle Desintegration usw) schuld seien. 

Solange Fremdenfeindlchkeit “nur” als dumpfe Stimmung oder als ver- 

bal bekundste Einstellung nn Erscheinung tt, bietet sne zwar einen An- 

satzpunkt und ennen Nährboden für den $Rechtsextremismus, nst aber 

noch nncht unbedingt als Kundgabe einer eigentlichen rechtsextremistr- 

schen Bestrebung zu betrachten. Sobald Fremdenfeindlichken. snch je- 

doch nn Straftaten, erst recht Gewaltdelikten, mannfestiert, wnrd erkenn- 

bar, dass die Täter nhren Opfern allein wegen ihres “Fremdseins” dne 

Menschenwürde und die Menschenrechte streitig machen undsie hierin 

verletzen wollen. Damnt verhalten sne sich rechtsextremistisch. 
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Geheimschutz 

Zum Schutze swatlicher Interessen müssen bestimmte Einrichtungen, 

Unterlagen und sonstige Informationsträger - sne werden Verschluss- 

sachen genannt — geheim gehalten werden. Dne Gesamtheit der dafür 

erforderlichen Maßnahmen wird als Geheimschutz bezeichnet. 

Die Kennzeichnung, Aufbewahrung, Verwaltung und den Transport von 

Verschlusssachen (mateneller Geheimschutz) regelt verbindlich für alle 

betroffenen Landesbehörden die Verschlusssachenanweisung, 

Verschlusssachen dürfen nur vertrauenswürdigen Personen (personel- 

ler Geheimschutz) anvertraut werden. Wer Zugang zu Verschlusssachen 

bekomraen soll, muss sich deshalb einer Sncherheitsüberpräfung unter- 

ziehen. Das Verfahren nstnm Brandenburgnschen Sncherheitsüberprufungs- 

gesetz geregelt. 

Islamismus 

Derslamnsmusisteine -nn sich heterogene - politische, zumeist sozial- 

revolutionäre Bewegung, die von einer Minderheit der Muslime getra- 

gen wird Ihre Anhänger, die Islamisten, fordem unter Berufung auf den 

Urislam des 7 Jahrhunderts die “Wiederherstellung” einer “islamischen 
Ordnung”, die als Gegenmodell zu westlichen, demokratischen Staats- 

und Gesellschaftsformen, aber auch zur als komupt und entartet bezeich- 

neten Ordnung nn den meisten muslimischen Ländern verstanden wnrd 

Die “islamische Ordnung” göttlichen Ursprungs (Scharna), die nm Koran, 

inder Praxns dermuslimischen Urgemeinde (Sunna) undnn den sonstigen 

Weisunzen des Propheten (Hadnthe) verbindlich vorgegeben sei, müsse 

alle Lebensbereiche regeln. 

Militane Islamisten glauben sich legitimiert, die “islamische Ordnung” 

mut Gewalt durchzusetzen. Sne bezichen sich dabeiauf die in Koran ent- 

haltene Aufforderung zum “Jihad” (eigentlich. Anstrengung, nnnerer 

Kampf, auch.heiliger Krieg), die ie, abweichend vonanderen Muslimen, 

alsheilige Pflicht zum unablässigen Krieg gegen alle “Feind” des Islams 

sowohl in muslimischen als auch in nnchtmuslimischen Lärdemn verste- 

hen. Manche Gruppen militanter Islamisten greifen zu Miteln des Ter- 

rors (Terrorismus) 

Jugendszene, linksextremistisch orientierte 

Die Ablösung Jugendlicher vom Elternhaus geht bisweilen enhermit der 

‚Ablehnung des “bürgerlichen” Milieus und gesellschaftlicher Konven- 

{onen überhaupt. Auf der Suche nach “alteralnven” Lebensformen Ias- 
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sen snch manche Jugendliche von linksextremistischen Ideologien und. 

aus ihnen abgeleiteten Verhaltensmustern beemflussen. Ds Woh- 

nen in beseizien Häuse nn der Gemeinschaft Gleichgesinnter, das Aus- 

leben eigener Vorstellungen von Kunst und Kultur, die Teilnahme an 

“Demos” oder sonstige - nicht n jedem Falle von vornherein unberech- 

tigte - Bekundungen öffentlichen Protestes gegen vorgegebene Ver- 
hältnnsse werden oftmals untersetzt von unreflektierten Innksextremisti- 

schen Parolen. Mit tatsächlichen oder vermeintlichen “poltischen” Geg- 

nern, nnder Regel rechtsextremistisch orientierten Jugendeliquen, wird 

die Konfrontation gesucht 

Aus der Szene heraus kommt es durch erwerbslose Mitglieder auch zu 

Eigentumsdelikten. Sie werden zuweilen ndeologisch gerechtfertigt Auch 

der Gebrauch von Drogen nst inder Szene keine Seltenheit. Emige Ange- 

hörnge dieser Szene treten auch als Punker oder $Sknnheads unüber- 

sehbar in Erscheinung, 

Eine verfestigte Iinksextremistische Einstellung, die sich auch und vor 

allem nnenisprechender Gewaltbereitschaft nnederschlägt, finde sich bei 

‚jenen Angehörigen der Innksextremistisch orientierten Jugendszene, die 

wegen ihrer Militanz als ® Autonome einzustufen snnd. Viele $zenean- 

gehörige fassen den Begrifl “Autonome” allerdings werter und wenden 
ihn aufsich selbstan, auch wenn sne nicht miltant auftreten, während die 

Verfassungsschutzbehörden nur gewaligeneigte Personen aus dieser 

Szene als Autonome bezeichnen. 

Jugendszene, rechtsextremistisch orientierte 

Unter Jugendlichen nst das Bedürfnis nach Zugehörigkeit zu einer Grup- 

pe verbreitet. Die meisten Gruppen oder Chiquen suchen ihre Identität nn 

einer bestimmten Musik-, “Lifestyle”- oder Moderichtung, die sneunter- 

einander verbindet und gegen andere Gruppen abgrenzt. Enn kleiner Tenl 

der Jugendlichen verwendet aber bereits pohtische Schlagworte, um snch 
vonanderen Jugendlichen oder von ihrem Elternhausabzusetzen Rechts- 

extremustische, vorallem neonaznstische ($Neonaznsmus), Synibole ha- 

en für Jugendliche den Nmbus des Tabubruchs. Außerdem liefert ih- 
nen der Rechtsextremismus mnt seinen klaren Feindbnldern enne “einfa- 

che” Orientierungshilfe 

In vielen Städten Deutschlands exustieren Jugendehquen, dne nn dieser 

Weise rechtsexiremistische Verhaltensmuster aufgreifen. Die meisten die- 

ser Jugendichen bekennen snch zu einer von ihnen oft unreflektierten 
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“rechten” Gesinnung, die sie selbst, über ein paar Schlagworte hinaus, 

nicht zuartikulieren vermögen 

Aufällig werden die Mitglieder dieser Chiquen vor allem durch die von 

ihnen in provozierender Absncht verwendeten verbotenen Kennzeichen 

und durch Gewalttaten, denen nncht selten übermäßiger Alkoholkonsum 

(CKampftrinken”) vorangeht Opfer dieser Gewaltausbrüche snnd häufig 

Ausländer oder von Ausländern besuchte Einrichtungen, aber auch an- 

dere Gruppen und Personen, die in dasrechtsexiremistisch geprägte Feind- 

bilddieses Personenkreises passen (z.B "Linke", Homosexuelle, Behin- 

derte, Obdachlose). 

Bisweilen snnd die Grenzen dieser Subkultur zurein krmnnellen Banden 

und zum Rotlncht-Miheu fheßend. Viele Mitglieder rechtsextremistisch 

onentierter Jugendeliquen snnd $Skinheads 

Kommunikationstechnik, von Extremisten genutzte moderne 

Die neuesten Errungenschaften der Kommunikationstechnik werden auch 

vonExtremisten genutzt Manlboxen, Mobiltelefone, Faxgeräte und “Info- 

telefone” gehören mittlerweile zum Handwerkszeug. Während “Info- 

telefone” lediglich über öffentlich erreichbare Anrufbeantworter Infor- 

mationen für die Szene jederzeit abrufbar bereithalten, bieten per Modem 
vernetzte Mailboxen mit Verschlüsselungssoftware Extremis:en dne Mög- 

lichkeit, schnell, preiswert und tenlweise von den Sncherheitsbehörden 

unbeheiligt zu kommunizieren und Aktionen zu planen. Aber auch dafür 

nutzen Extremisten immer mehr das weltumspannende Internet, das ih- 
nen die provokante Selbstdarstellung, einen breiten, ggf auch ab- 

getamten Informationsaustausch und eine regionale wne nrtemnationale 

Vernetzung ermöglicht. Mobiltelefone kommen ls Dexibles Kommunika- 
ionsmitel vorallem währendder Durchführung von konspiratny geplan- 

ten Aktionen zum Einsatz. 

Linksextremisten, vorallem-® Autonome, haben nn der Nutzung dieser 

Techniken schon ennen bemerkenswerten Standard erreicht. Rechtsex- 

remisten, vor allem Neonazis (Neonaznsmus), enlern ihnen darnn er- 

folgreichnach 

Kommunismus 

Plinksextremismus 
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Linksextremismus 

Mit diesem Begrift werden Bestrebungen von Parteien, Vereinigungen 

und Einzelpersonen bezeichnet, für die alle oder einige der folgenden 

Merkmale charakteristisch snnd 

= Bekenntnis zum Marxismus-Leninismus als “wissenschafflicher” 

Anlentung zum Handeln; daneben, je nach Ausprägung der Parten 

oder Gruppierung, Rückgrff auch auf Theorien weitererIdeologen. 

wie Stalnn, Trotzkn, Mao Zedong, Bakunnn undandere 

Bekenntnis zur sozialistischen oder kommunistischen Transfor- 

matnon der Gesellschaft mittels eines revolutionären Umsturzes 

oder langfristiger revolutionärer Veränderungen 

= Bekenntnis zur Diktatur des Proletarnats oder zueiner herrschafts- 

freien (anarchistischen) Gesellschaft 

= Bekenntnis zurrevolutionären Gewaltalsbevorzugteroder,jenach 

den konkreten Bedingungen, taktisch einzusetzender Kan pfform. 

Linksextremistische Parteien und Gruppierungen lassen sich grob in zwe 

Hauptströmungen einteilen. 

= Dogmatische Marsisten-Leninisten und sonstige revolutionäre 

Marxnsten, nn Parteien oder anderen festgefügten Vereinigungen 

orgenusnert, verfolgen sie die erklärte Absicht, eine sozielistische, 

bzw. kommunistische Gesellschaftsordnung zuerrichten. 

= Autonome, Anarchisten und sonstige Sozialrevolutionäre; nn lo- 

sen Zusammenhängen, seltener nn Parteien oder formaler. Vereini- 

gungen agnerend, streben sie cnn herrschaftsfreies, selbst- 

besummtes Leben unter Ablehnung jeglicher gesellschaftlicher 

Normenan. 

‚Angesichts der vielfältigen Ausprägungen des Linksextremismus ist es 
nicht sachgerecht, Linksextremisten unterschiedslosals “Kommunisten” 

Zubezeichnen. Kommunisten glauben, dass die Lehre vom Kommunis- 

mus, vonderklassenlosen, auf Gemeineigentum basierenden Gesellschaft, 
wie sie insbesondere von Marx und Engels entwickelt worden ist, wis- 

senschaftlich begründet sei und deshalb vom gesetzmäßigen Gang der 

Geschichte einstmals praktisch bestätgt werde. 

(auch. $ Anarchnsmus, Autonome; “Antnfa”, autonome; Parteien, Innks- 
extremistische) 
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Mittel, nachrichtendienstliche 

Zur Erfallung ihres Auftrags sammelt die Verfassungsschutzbehörde In- 

formationen, insbesondere sach- und personenbezogene Auskünfte, 

Nachrichten und Unterlagen und wertet sne aus. Sne kann daben, sofem 

sie bestimmte Informationen zur Erfüllung nhrer Aufgaben unbedingt 

benötigt und sne auf anderem Wege nicht beschaffen kann, unter engen 

gesetzlichen Voraussetzungen so genannte nachrichtendienstliche Mit- 

tel anwenden: 

= Einsatz von Vertrauensleuten, gchenmen Informanten und verdeck- 

ven Ermittlern. 

= Observationen 

= Anwendung technischer Hilfsmittel wie Bild- und Tonauf- 

zeichnungen außerhalb des Schutzbereichs der Wohnung, 

= Einsatz von Tampapieren und Kennzeichen 

= Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs. 

Der Einsatz der einzelnen nachrichtendienstlichen Mittel wnrd nachstreng 

geregeben Verfahren - unterschiedlich je nach Intensität und Tiefe des 

Eingrfls nn die Persönlichkeitsrechte betroffener Personen - genehmigt, 

kontrolliert und, soweit dem keine Geheimhaltungsgründe entgegenste- 

hen, den Betroffenen nach Abschluss der jeweiligen Maßnahme mitge- 

teil. 

Nationalismus 

Als Nationalismus wnrd das Bestreben bezeichnet, nationale Ziele, nns- 
besondere die nationale Souveränität, durchzusetzen. Dahinter steht die 

Auffassung, dass jeder Natnon als einer hnstornsch gewachsenen, unver- 

wechselbaren Kulturgemeinschaft enn eigenständiger Natnonalstaat ge- 
bühre. Im 19 und 20. Jahrhundert motwvierte der Nationalismus sowohl 

nationale Befreiungsbewegungen als auch staatliche Aggressionspohtik, 

seine unterschiedlichen Erscheinungsformen können deshalb nncht ein- 
heilichbewertet werden. 

Übersteigerter, zumal aggressiver Nationalismus, der sich, abwertend oder 
fenndselig, nach nnnen gegen ethnische Minderheiten und nach außen 

gegen Iremde Völker und Staaten richtet, ist cnne Ausprägung des 

»Rechtsextremismus 
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Nationalsozialismus 

PRechtsexiremismus 

Neonazismus 

Neonazns (eigentlich: Neonationalsozualisten) bekennen snch offen zur 
Ideologie und Weltanschauung des deutschen Nationalsoznalnsmus. Sne 

erstreben einen nach dem “Führerprinznp” formierten totalntären Staat. 
undeine “rassereine Volksgemeinschaft”. Die Verbrechen, die vom NS- 

Regime begangen worden sind, werden - je nach Charakter der Gruppne- 

fung - verharmlost, geleugnet oder gar verherrlicht 

Innerhalb des neonaznstischen Spektrums bestehen Kontroversen über 

den “richtigen” Nationalsozialnsmus. Während die Mehrheit Adolf Hitler 

alscne prägende Identfikationsfigur anerkennt, orientieren snch bestimmte 

neonazistische Gruppen am nationalrevolutionären Sozualnsmusder “lnn- 

ken” Nationalsozualnsten, also an den Anschauungen etwa der Gebrüder 

Otto und Gregor Strasser oder des SA-Stabschefs Emst Röhm. Kleine 

Teile des neonazistischen Spektrums knüpfen an die Ideologie des “Na- 

uonalbolschewismus” an und suchen deshalb zum Tenl den Schulter- 

schluss mitlnnksextremistischen Gruppierungen. 

Unabhängig von diesen Rnchtungsstreitigkeiten wnrd Rudolf Heß), dem 

“Stellvertreter des Führers”, eine überragende Rolle nm Neonazismus zu- 

erkannt. Heß wird wegen seiner langen Haftzeit und der von Teilen der 

rechtsextremistischen Presse als mysteriös beschriebenen Umstände 

seines Todes als Märtyrer verehrt. Ben “Rudolf-Heß-Gedenkaktionen” 

findet das neonazistische Spektrum alljährlich zugemeinsamen Aktionen 

Einige Necnazis versuchen, sich von der starren Fixierung auf das NS- 

Regime zu lösen, und stellen gegenwartsbezogene Themen in den Mit- 

telpunkt nhrer völknschen und rassistischen Agntatnon. 

Neue Rechte” 

Der Begrifl “Neue Rechte” -über dessen Umfang keinallgemeiner Kon- 

sens besteht und der deshalb mnt unterschiedlichen Bedeutungen ver- 

wendet wnrd - bezieht snch, wenn man ihn went fasst, auf verschtedenar- 

üge Varianten rechter Theoriebildung. Den meisten von nhnen gemein- 

sam nstein unmuttelbarer oder auch nur vermittelter Bezug auf die Tradn- 

ton der “Konservativen Revolution” (Sammelbegrfl für ine antliberale 
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Rnchturg in den geistigen Auseinandersetzungen vomehmlich der 20er 
Jahre) und/oder che seit den 6er Jahren nn Frankreich puhlnznstisch her- 

vortretende “Nouvelle Droite” (“Neue Rechte”) 

Zu den intellektuellen Zrkeln und Publnkatnonen, auf dne heute der Be 

eff “Neue Rechte” angewandt wnrd, zählen sowohl solche, die dem 

nationalkonservatnven oder dem rechtsradikalen (also dem nichtextre- 

mistischen) Spektrum zuzurechnen snnd, als auch eindeutigrechtsexire 

mistisch ($Rechtsextremismus) geprägte, alsauch schließlichmanche, 

die sichdazwischen in einer Grauzone bewegen. 

Einige Ideologen der “Neuen Rechten” sind etatnstisch (> Etatnsmus) 

auf den “starken Nationalstaat” fixiert. Ändere betonen die “Volksge- 

meinschaft”, die ne für biologisch determiniert halten und zu einem Wert 

ansnchrerklären. Die "natnonalrevolutionären” Theoretikerpropagieren 

einen antumperialistischen und antnkapitalistischen “Befreiungs- 

nationalismus” und suchen für den revolutionären Kampf Verbündete 

auch unter den Linksextremisten. 

Maßgebliche Vordenker der “Neuen Rechten” verfolgen die Strategie, 
vor der politischen che kulturelle Hegemonie zu erringen. Deshalb sire- 

bensne danach, nm weltanschaulichen und pohitischen Diskurs der Gegen- 

wart nach und nach die Meinungsführerschaft zu gewinnen. Dertatsäch- 

liche Einfluss der “Neuen Rechten” nst aber bns heute nncht schr erheb- 

lich, zumal sne über keinen organnsatorischen Bezugsrahmen verfügt 

Parteien, linksextremistische 

Linksextremistische Parteien bezeichnen snchn der Regel selbstalsmar- 

xnstisch nach nhrem Theorieansatz und als kommunistisch oder sozualn- 

stsch von ihrer Zielstellung her Je nach Ausrichtung der jeweiligen 

Parten werden auch Lenin, Stalnn, Trotzki oder Mao Zedongals ndeologi- 

sche Laitfiguren anerkannt. 

Eine innerparteiliche Demokratie nst bei ihnen bestenfalls formal gewähr- 

leistet, vielmehr herrschen festgefügte zentralistische, auf Disziplinie- 

rung durch die Führungskader beruhende Strukturen vor Eine Ausnah- 

me hiervon bilden allenfalls die anarchistisch geprägten Parteien. 

Da jededer nnksextremistischen Parteien von snch behaupte, die einzig 

wahre Lehre zu vertreten, kommen Bündnisse zwischen ihnen nur schwer 

zustande und beruhen oft nur auf pragmatischen, z. B. wahltaktnschen, 

Erwägungen. Häufig hingegen bilden snch in diesen Parteienmiteinander 
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verfeindete Fraktionen, oder es spalten snch von ihnen Splittergruppen 

ab, die snchelann häufig zusammen mit anderen Kleingruppen wiederum 

neu formieren. 

Parteien, rechtsextremistische 

Rechtsexiremistische Parteien, die sich als “nationaldemokratisch” oder 

“nationalfreiheitlich” oder ähnlnch bezeichnen, betrachten dasnational- 

sozialistische Regime nnchtals hr Leitbild und grenzen sich somhaltlich 

von neonazistischen (®Neonaznsmus) Gruppierungen ab Idcolognsch 

orientieren snch diese Parteien vornehmlich an völkisch-kollektivisischen 

Vorstellungen und fordern nm Snnne ihres übertrnebenen $ Btat:smus en 

nen “starken Staat” Obwohl sne nicht selten Lippenbekenntnisse zur 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung abliefern, stellen sie durch 

ihre Forderangen wesentliche Grundprinzipien der Demokratiein Frage, 

Ideolognsche Differenzen zwischen den verschiedenen rechtsextremist- 

schen Parteien und persönliche Annmositäten ihrer Führungspersonen 

standen bisher einer auf Dauer angelegten Kooperation entgegen. 

Proliferation 

Um poltische Konflikte gewaltsam austragen oder beeinflussen zu kön- 

nen, snnd nsbesondere Staaten nn Krnsenregionen darum bemüht, sich nn 
den Besitz atomarer, biologischer und chemischer Massenvemichtungs- 

waffen (ABC-Waffen) bzw entsprechender Trägertechnologien zu set- 

zen. Derillegale Handel mntsolchen Waren wnrdals Proliferationbezeich- 
net 

Oftmals nstben Warenlieferungen die wirkliche Zweckbestimmung, dne 

Rüstungsproduktion, nicht erkennbar oder wnrd bewusst verschleiert, 

zumal da manche Produkte sowohl nm miltärnschen als auch nm zivilen 

Bereich verwendet werden können (Dual-use-Güter). 

(uch PSpionage) 

Radikalismus 

Pxtremsmus 

Rassismus 

Zahlreiche Ausprägungen des $Rechtsextremismus enthalten als ein 

ideologisches Element den Rassnsmus Nach rassnstischer “Lehre” be- 

stehen biologisch begründete, also unabänderliche, Wesens- und 
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Qualitätsunterschiede zwischenden Menschenrassen Die Zugehöngkeit 

Au enne- von nhnen entscheide also von vomherein über den höheren 

oder minderen Wert sowohl des Indnviduumsals auch eines Volkes. Ge- 

wöhnlich wnrd von Rassnsten der “weißen” oder “nordischen” oder"ger- 
mannschen” Rasse enne naturgegebene Überlegenheit gegenüber allen 

anderen Rassen zugeschrieben und aus ihr enn “natürlicher” Herrschafts- 

anspruch dieser Rasse hergeleitet. 

Der Rassnsmus wird als eine scheinrationale Begründung für $Fremden- 

feindlichkeit benutzt. Eine spezielle Form des Rassismus istder $Antn- 

semitismus. 

Rechtsextremismus. 

Mit diesem Begriff werden Bestrebungen von Parteien, Gruppierungen, 

Cliquen und Einzelpersonen bezeichnet, deren Anschauungen -ben zahl- 

reichen Unterschieden nm einzelnen - durch folgende Einstellungen be- 

stimmtsind 

Ablehnung der für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
fundamentalen Gleichheitaller Menschen 

= Verachtung des auf dem Prnnznp gleicher Rechte berahenden de- 

mokratischen Verfassungsstaates 

= übersteigerter, oft aggressiver $Nationalnsmus, verbunden mit 

einer Feindschaft gegen Fremde oder fremd Aussehende, gegen 

Minderheiten, fremde Völker und Staaten 

= Verschweigen, Verharmlosung oder Leugnung der Verbrechen, 

die von Deutschen unter nationalsozualnsischer Herrschaft ver- 

übt worden snnd (als Kampagne namentlich zur Bestreitung des 
Holoeausts unter dem Stichwort $“Revisionsmus” bekannt), 

"Betonung angeblich positiver Leistungen des “Dritten Reiches” 

In unte’schiedlicher Gewichtung und Ausprägung lassen sich in den 

einzelnenrechtsextremisischen Strömungen noch folgende ‚deologische 

Bestandteile ausmachen 

- 3 Rassnsmus, ausgedrückt etwa nn der Warnung vor einer “Ras- 

‚senmischung” als Gefährdung des “Deutschtums” und nn der bio- 

Jognstisch begründeten Forderung nach mehr “Lebensraum” für 
‚die Deutschen 

= Antisemitismus, einschließlich der Behauptung, dass Juden 
‚dem deutschen Staatsvolk weder natnonal noch kultrrell zugehö- 

‚ren könnten 
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völkischer Kollektivismus, also pauschale Überbewertung einer 
meist rassnstnsch definierten “Volksgemeinschaft” zu Lasten der 

Rechte und Interessen des Individuums 

= Militarnsmussamt dem Bestreben, auch zivile Bereiche des gesell- 

scheftlichen Lebens nach hierarchischen Prinzipien (“Führer und 

Gefolgschaft”) zu ordnen, verbunden mit der Propagnerung einer 

auterntären oder diktatornschen staatlichen Ordnung 

- > Etatnsmus 

= übersteigertes Sendungsbewusstsein, aus dem heraus das Recht 

der eigenen Gruppe absolut gesetzt wnrd und Andersdenkende 

und vorallem auch dne Repräsentanten der Demokratie verleum- 

det und verächtlich gemacht werden. 

‚Angesichts der vielfältigen Ausprägungen des Rechtsextremisn 

es nicht sachgerecht, Rechtsextremisten unterschiedslos als 

“Neonazns” oder “Faschisten” zu bezeichnen. Den deutschen Natnonal- 

soznalnsmus (kurz, Naznsmus) und senn Schreckensregime von 1933 bns 

1945 betrachten nur die Anhänger des Neonationalsozualnsmus (kurz: 

3Neonaznsmus) als fortgeltendes Leitbild, auf den Faschismus, das nn 

alien 1922 bis 1944 bestehende Herrschaftssystem und dessen von 

Bennto Mussolinn geprägte Ideologie, berufen sich nn Deutschland über- 

haupt keine nennenswerten Gruppterungen. Die Anwendung des Be- 

ernlfs “Faschismus” auf beliebige politische Gegner und den demokratn- 

schen Verfassungsstaat ist für Linksextremisten (vgl auch. ®“Antnfa”, 

autonome) charakteristisch. 

auch‘ $"Antn-Antnfa”, Fremdenfeindlichkeit; Neonazismus; Parteien, 
rechtsextremistische, Revnsionismus; Sknnheads; Wehrsport) 

Revisionismus 

Als Revnsnonismus bezeichnet man den polntisch motivierten Versuch, 
die deutschen Verbrechen unter nationalsozualnstischer Herrschaft zure- 

Iatnvieren oder zu leugnen. Insbesondere nm Rahmen einer gezielten “Re- 

visionismus-Kampagne” versuchen Rechtsextremsten ausaller Welt seit 

Jahren, den millionenfachen Mord an den europäischen Juden zu be- 

streiten oder zumindest die Zahl der Opfer zu verkleinern. Zu diesem 

Zweck berufen sich Revisionisten nn nhren Publikationen auf — häufig 

von nhnen selbst nn Auftrag gegebene - “Gutachten” (“Leuchter-Re- 

port”, “Rudolf-Gutachten”), nndenen mit pseudowissenschaftlichen Me- 

hoden versucht wnrd, die Massenvernichtung nn den Konzentrationsla- 

gemals technisch unmöglich darzustellen. 
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Seientalogy 

“Scientology” - ein Kunstwort — bedeutet “Wissenslehre” Im Sinne 

ihres Urhebers, des Science-Ficuon-Autors Lafayette Ronald Hubbard, 

ist Scientology enne “angewandte religiöse Philosophie und Technolo- 

gie”. Diese Lehre erhebt den Anspruch, die “Geistseele” des Menschen 

CThetan”) nn den Zustand der “völligen geistigenFreiheit” zu führen 

(zum “Operierenden Thetan” zu wandeln), Wer von Ängsten, Krankheit 

und anceren Beschwernissen fren geworden nst, gilt als “clear” 

Auf diese Ideologie stützt snch die weltweit verbreitete “Scientology- 

Organisation” (SO). Die SO bietet "geistliche Beratung” (so genannte 

Audntinz-Kurse), aber auch Managementschulung und Kommunikations- 

trannnngan. Daben verfolgt sieallein den Zweck, ihre Gewinnezumaxnmie- 

ren undEin(luss n Staat und Gesellschaft zu gewinnen. Dasskrupellose 

Vorgehen der SO wurde vom Bundesarbeitsgericht als “menschenver- 

achtend” gewertet (Uneil vom 22. März 1995, Az. SAZB 2104) 

Endziel der SO nst eine nach nhren Vorstellungen streng reglementierte 

neue Sozual- und Staatsordnung weltweit (“Clear Planet”) Mit ihrem 
Allmachtsanspruch geht die SO letztlich darauf aus, die nn der Verfas- 

sung garantierten Grund- und Menschenrechte auszuhöhlen und dne 

verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland zu beser- 

gen. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren des Bundes 
und derL.änder stellte deshalb nm Junn 1997 fest, dass bei der"Scientology- 

Organsation” tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung vorliegen und damnt die ge- 

setzlichen Voraussetzungen für deren Beobachtung durch dien Verfas- 

sungsschutz gegeben sind. Gleichwohl passt die SO nicht ohne Weite- 

resnn die herkömmlichen Begriffsschemata für den Extremismus. 

Sicherheitsüberprüfung 

3 Geheimschutz 

Skinheads 

Die Wirzein der Skinheadbewegung liegen nm Großbritannien der @ber 

Jahre. Sie war ursprünglich cher unpolitischer Natur. Auch heute interes- 

siert sich ein großer Tenl der Sknnheadszene nicht für politische Themen, 

sonderr. fühlt sich lediglich einer von einschlägnger Musik und Mode 

geprägten Subkultur zugehörig. 
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Die Öfenil;chkeit nimmt allerdings von der vielschichtigen Skinheadszene 

hauptsächlich den rechtsexiremistischen Flügel (“Boncheads”. “White- 

Power-Sknns”, “Fascho-Skins” und Teile der überwiegend unpchtischen 

*Oi-Skins”) wahr, dersich nicht nur über eine bestimmte Mode und Musik 

definiert, sondemauch über ine von neonaznstschen Ideologieeiementen 

durchsetzte Weltanschauung. Diese wird aber nicht nn argumentativer 

Auseinandersetzung angeeignet und verbreitet, sne bekundet sich viel- 
mehr nn gewalttätigen Aktionen gegen als [endlich eingestufie Perso- 

nengruppen, darunter vor allem Ausländer und “Linke”, 

Wichtige Bindeglieder derintemational verbreitetenrechtsextremistischen 

Sknnheadszene snnd die Sknnhead-Musik, die auf Tonträgern und bei 

Konzerten mnt oft ageressiven, zT neonaznstischen Texten verbreitet 

wird, das Outfit, für das Modeartikel von zahlreichen Vertriebsdiensten 

nm Versanchandel angeboten werden, und die Vielzahl internationaler 

und lokaler Skin-Magazine (Fanznnes), die regelmäßig über Neuigkeiten 

in der Szene nnformneren, daber aber auch rechtsextremistisches Gedan- 

kengut verbreiten. 

Eine Minderheit nnder Sknnheadszene nst dem “lnnken” Spektrum zuzu- 

ordnen. "Red Sknns”, SHARPS(’Skinheads Agamnst Racial Preyudice”) 

oder RA.SH.s (Red and Anarchist Sknnheads”) definieren sich über 

ihre Gegnerschaft zu “Faschos” ($Rechtsextremismus) und grenzen 

sich energisch gegen "Nazis und Rassnsmus” ab Enn kleiner Teil dieses 
Personenkreises vertritt Inksextremistische Vorstellungen. Linksextremi- 

süusche Sknrheads finden snchauch nn der autonomen Szene (Autonome) 

undengagneren snch zum Tenl nn der autonomen $"Antnfa” 

Spionage 

Wenn enn Staat mnt verdeckten Mitteln und Methoden die palntischen 

Entscheidungsprozesse sowie dne wnrtschaftlichen, wissenschaftlichen. 

und milntärischen Potenziale eines anderen Staates ausforscht, um auf 

unerlaubte Weise Vorteile nm Wettbewerb zugewinnen, betreibt er Spio- 

nage 

Die pohtische und mihntärische Spionage erreichte während des “Kalten 

Krieges” nhren Höhepunkt, bleibt aber auch heute angesichts zahlreicher 

Konflikte und Interessengegensätze nn der Staatenwelt aktuell. Der Wet- 

Iauf um Wissensvorsprünge nn Wirtschaft und Wissenschaft hingegen 

beschleunigt snch. 

Die staatlich gelenkte Wirtschaftsspionage richtet snch gegen Fnrmen, 

Unternehmen und Verbände; sienst zu unterscheiden von der Korkurrenz- 



Anhang 

spionage, mnt der ein privates Unternehmen gegen ein anderes vorgeht. 

Tiel der Wirtschaftsspionage nst nn vielen Fällen die ®Proliferation 

Staatsschutz 

> Verfassungsschutz 

Staatsterrorismus 

Dieser Begriffbezeichnet errorisische Aktionen (> Terrorismus), diem 
‚Auftrag von Regnerungsorganen ennes Staates nm In- oder Ausland un- 

ternommen werden. Solche Aktionen dienen dazu, enn besimmtes Re- 

gime nzch innen oder außen mit llegntimen Gewaltmitteln — z B. Enn- 

schüchterung und Bedrohung bns hnn zu Bombenanschlägen, Flugzeug- 

entführungen, Morden - abzusichern. Sne richten snch vor allem gegen 

Opposntionelle, aber auch gegen andere Staaten und deren Einrichtun- 

gen. Daben bedient snch derterronstisch agierende Staat eigener Geheim- 

dienste oder von ihm abhängnger Terrorgruppen. Gegenüber der Öffent- 

lichkeitpflegt er aber die Anwendung terroristischer Mittel zu leugnen. 

Terrorismus 

Terroriemus (terror [lat.] Schrecken) nst das ideologisch-strategisch be- 

gründete, planmäßnge Bestreben, mit zielgerichteter Gewalt die freiheili- 

che dem okratnsche Grundordnung zu destabilisieren und schließlich zu- 

gunsten enner anderen Gesellschaftsordnung oder ennes anarchischen 

Zustandes zu beseitigen. Zu diesem Zweck verüben Terroristen Anschlä- 

geaufLeibund Leben anderer Menschen sowie gemeingefährliche Straf- 

taten. Terroristischer Methoden bedienen snch einzelne Gruppen sowohl 

von Lnnks- und Rechtsextremisten als auch von ausländischen Extremi- 

sten 

Trotzkismus 

Der Trotzknsmus nst eine politisch-ideologische Richtung, che auf Leo 

Trotzkn, einen der Hauptakteure der russischen Oktoberrevclution 1917, 

zurückgeht. Der Trotzknsmus unterscheidet sich vonanderenmarsistisch- 

lennnistischen Richtungen, insbesondere auch vom Stalinnsmus, dadurch, 

dass ereinen konsequenten Internationalismus, das Prnnznp der “perma- 

nenten Revolution“ - also den unablässigen Kampf für eincalle Länder 

ergreifende Weltrevolution - und eine “Arbeiterdemokratie” verficht 

Die trotzknstischen Parteien stehen wegen dieser grundlegenden Diffe- 

renzen abseits von den übrngen kommunistischen Parteien. Um dennoch 
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über nhre engen Zirkel hnnaus Einfluss zu gewinnen, bedienen Trotzkn- 

sten snch der Methode des $Entrismus 

Verbote extremistischer Organisationen. 

Das Vereinsrecht eröffnet den Innenminnstern des Bundes under Län- 

der das Mittel des Verbots, wenn sich eine Vereinigung, die keine polti- 

sche Parten ist, nachweislich “gegen dne verfassungsmäßige Ordnung 

‚oder den Gedanken er Völkerverständigung richtet” ($ 3 Vereinsgesetz). 

Von dieser Möglichkeit derrechtsstatlichen Abwehr extremistischer Be- 

strebungen nst nn den vergangenen Jahrzehnten nn Deutschland mehr- 

fach Gebrauch gemacht worden. 

‚Zum Beispiel sind sent 1992 mehr als cnn Dutzend rechtsextrenstische 

Vereinigungen verboten worden. Zu den bekanntesten unter innen ge- 

hören die “Deutsche Alternatnve” (DA, verboten 1992) und die "Wiknng- 

Jugend” (W, verboten 1994). 

Vereinsverbote können ben den Verwaltungsgerichten angefochten wer- 

den 

Das Verbot enner Parten kann allenn das Bundesverfassungsgericht auf 

Annrag dann befugter Verfassungsorgane aussprechen (Artnkel 21 Abs 

2 Grundgesetz; $$ 13 Nr 2, 43 Bundesverfassungsgerichtsgesetz) Enn 

solches Verbot nst unanfechtbar Voraussetzung dafür nst, dass eine Par- 
ten darauf aasgeht, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu be-, 

einträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik 

Deutschland zu gefährden und diese Ziele auf aktny kampferusche, ag- 
gressive Weise verfolgt. 

In der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland snnd bislang ledig- 

lich zwei Parteien verboten worden ("Sozialistische Reichspartei” [SRP], 

1952, "Kommunnstische Parten Deutschland” [KPD], 1956) 

Mit einem rechtskräftigen Verbot ist festgestellt, dass dne beireflende 

extremistische Organisation "verfassungswidrig” nst und deshalb ihre 

Tätigkeit emstellen muss 

Als “verfassungsfeindlich” stufen die Verfassungsschutzbehörden sol- 

che Organisationen enn, dne erkennbar extremistische Bestrebungen ver- 

folgen (Extremismus). Solange “verfassungsfeindliche” Organnsatio- 

nen (noch) nicht verboten snnd, können sie sich nm Rahmen der gelten- 

den Gesetze fren betätigen. 
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Verfassungsschutz 

Der demokratische Rechtsstaat Bundesrepublik Deutschland muss sich 

gegen Bestrebungen und Aktnvitäten, dne auf seine Abschaffung hnnar- 

beiten, schützen, damit die Freiheitliche demokratische Grandordnung 

unangetastet bleibt. Zu dieser Grundordnung gehören nicht sämtliche 

Bestimmungen der Verfassung, sondern nur nhr Wesenskern, wienhn das 

Bundesverfassungsgericht nn zwen Entscheidungen von 1952 und 1956 

definiert hat. 

jeser Wesenskern um fasst die nm Grundgesetz konkretiserten Grund- 

Menschenrechte wne insbesondere dne 

freie Entfaltung der Persönlichkeit 

= Glaubens-, Gewssens- und Bekenntnisfreiheit 

= Meinungs- und Pressefreiheit 

= Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit; 

das Rechtsstaatsprinzip, beruhend auf der 

= Gewaltenteilung 

= Bindung der Verwaltung an Recht und Gesetz 

Unabhängigkeit der Gerichte; 

wenteregrundlegende Prinzipien wie 

= die Volkssouveränität, ausgeübt durch die parlamentarische De- 

mokratie 

die Verantwortlichkeit der Regierung 

= das Mehrparteienprinzip 

= das Recht auf die Bildung und Ausübung einer Opposition. 

Gegen Bestrebungen, die auf die Beseitigung dieser Verlassungs- 
grundsitze ausgehen (FExtremismus), schützt sich die wehrhafte De- 

mokratie Der Schutz der Verfassungsordnung wnrd durch verschieden- 

artngerechtliche Vorkehrungen gesichert 

= Schon dasGrundgesetzsselber sicht Einschränkungen von Grund- 

rechten für diejenigen Personen vor, die ihre Grundrechte zum 

Kampf gegen die friheitliche demokratische Grundordnung miss- 

brauchen. 
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Bestimmte Taten, die sich gegen den Bestand des Staates, seine 

verfassungsmäßge Ordnung, die staatlichen Instnutionen oder 

die Sncherheit der Bundesrepublik richten (so genannte Staats- 

schutzdelikte), werden strafrechtlich geahndet. 

= Schleflichgibt eseine m Grundgesetz verankerte Institution, die 

ausschließlich dem Schutz der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung sowiedem Schutz der Sicherheit des Bundes oder 

eines Landes dient. den Verfassungsschutz als Behörde. 

Der admnnnstrative Verfassungsschutz in der Bundesrepublik Deutsch- 

land folgt cer föderativen Struktur des Staatswesens, Jedes Bundesland 

verfügt über eine eigene Verfassungsschutzbehörde: Entweder nnmmt 

eine Abteilung des Innenministeriums die Aufgaben des Verfassungs- 

schutzes wahr — so nn Brandenburg — oder ein eigenes Landesamt als 

Landesoberbehörde Für dne Zusammenarbeit des Bundes mit den Län- 

dem unterhältder Bund enn Bundesamt für Verfassungsschutz als Bundes- 

oberbehörde, das nm Benehmen mit den Ländern auch eigenständig tätng 

werden darf 

Der behördliche Verfassungsschutz nst nicht zu verwechseln mit dem 

behördlichen Staatsschutz; ben dem letzteren handelt es snch um enne 

Organisationseinheit der Polnzei, dne Staatsschutzdelikte (siehe oben) 
verfolgt 

Verfassungsschutz und Polnzen snnd organnsatornsch getrennt, eine Zu- 

sammenlegung oder enne Unterstellung der ennen Behörde unter dne an- 

dere nst nicht zulässng (Trennungsgebot) Eine Verfassungsschutzbehörde 
hat im Unterschied zur Polizen keinerlei exekutnve Befugnisse Das. 

Trennungsgebot steht jedoch enner Zusammenarbeit von Verfassungs- 

schutz und Polizei nncht entgegen; eine solche Zusammenarbeit nst, nn 
genau definierten Grenzen, sogar gesetzlich geboten. 

Während die Polnzei jede Straftat verfolgen muss (Legahtätsprinzip), darf 

der Verfassungsschutz, um seine gesetzlichen Aufgaben angemessen 

erfüllen zukönnen, die Weitergabe strafrechtlich relevanter Erkenntnis- 

se unter bestimmten Umständen zeitweise zurückstellen (Opportunitäts- 

prnzp). 

Verschlusssachen 

> Geheimschutz, 



Wehrsport 

Unter “Wehrsport“ versteht man Aktivitäten, die der paramilitärischen 

Ausbilcung nn "Wehrsportgruppen” dienen sollen. Ben solchen "Wehr- 

sportübungen” befassen sich mehrere Personen nm Gelände - Übungs- 
orte snrd meist Waldgebnete, Steinbrüche oder ehemalige Truppen- 

übungsplätze -mnt mulitänschen Übungsinhalten wne Formalausbildung, 
Marschformationen, Häuser- und Nahkampf oder Schiefausbildung, 

dazugehören können auch enn "Überlebenstraining” (Orientierung, Er- 
nährung und längerer Aufenthalt in der Natur) und Tamübungen oder 

das Erlernen von Kampfsportarten sowie die Ausbildung nm Umgang mit 

Sprengstoff 

Invnelen Fällen befriedigen jüngere Männer mit solchen Aktnyitäten vor- 

nehmlich miltarnstische Neigungen, vor allem dann, wennvon solchen 

Gruppen keine politischen Bestrebungen ausgehen. Wehrsportübungen 

können jedoch auch als Vorbereitung zu rechtsextremistisch motnvierten 

Gewaltiaten dienen. Diese Gefahr besteht nnsbesondere dann, wenn die 

Wehrsportaktivitäten nm Rahmen einer rechtsextremistischen Organnsa- 

{von unternommen werden. 
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Abkürzungsverzeichnis 

Antnfaschistisches Aktionsbündnis III 

‚Antnfaschistische Aktion Berlin 

‚Antifaschistische Aktnon/Bundesweite Organnsition 

‚Autonome Antnfa (M) 

Antn-Atom-Plenum 

Antifaschistische Aktnon Potsdam 

Arbeiterbund für den Wiederaufbau der KPD 

‚Avrupa Demokratik Ülktieü Türk Derneklern Federasyon 

(Föderation dertürknsch-demokratischen Idelistenvereine, 
in Europa. V) 

‚Aktion Freies Deutschland 

Föderativer Islamstaat Anatolien. 

Agentur für Kommunikation 

Aktionsgemeinschaft der Anständngen 

‚Aktionsgemeinschaft für Frieden und Selbstbestummung 

Vereinigung der neuen Weltsicht nn Europa e V 

Arme Islamigque du Salut (Islamische Heilsarmee) 

‚Antnfaschistische Jugend Aktnon Potsdam 

Adalet ve Kalknnma Partisn (Gerechtigkeits- und 

Entwicklungsparten) 

Assoziation Marsistischer Studierender 

‚Arbeiterkommunistische Parten Iran 

Volksbefreiungsarmee Kurdistans 

Bundesweites Antifa-Treffen 

Bündnis gegen Rechts 

Blood & Honour 

Bund Heimattreuer Jugend -DerFreibunde V, 

Babbar Khalsa International (Tiger des wahren Glaubens) 
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Berliner Kulturgemeinschaft Preußene V/ 

BündnisRECHTS 

Bündnns Rechts für Lübeck 

‚Committee fora Worker's Intemational (Komitee fürenne 

Arbenterinternatonale) 

Deutsche Altematnve 

Ostanatolnsches Gebietskomitee 

Deutsche Aufbau-Organisation 

Deutschlandbewegung Berliner Gruppe 

Solidaritätskomitee mit den politischen Gefargenen inder 

Türken 

Deyrimcn Halk Kurtulus Cephest (Revolutionäre Volks- 

befreiungsfront) 

Devrimei Halk Kurtulus Partsn-Cephest (Revolutionäre 

Volksbefreiungspartei-Front) 

Deutsches Kolleg 

Deutsche Kommunistische Partei 

Deutsche Liga für Volk und Henmat 

Deutsche Volksunion 

Europäische Moschee- und Unterstützungsgemeinschaft 

ev 

Nationale Befreiungsfront Kurdnstans 

Föderale Agentur für Regierungsfernmeldewesen und In- 

formation beim Präsndenten der Russischen Föderation 

Freie ArbeiterInnen Union - Internationale Arbeiter Asso- 

ziation 

FrontIslamique du Salut (Islamische Heilsfrant) 

Freundeskreis der Heimattreuen Jugend. 

Faznlet Partnsn (Tugendparten) 

Grenzschutzdienst Russlands 

Ziynler Inlandsnachrichtendienst Russlands 
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Schutzdienst des Präsidenten und der Regnerungsmit- 

lteder Russlands 

Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen 

Gemeinschaft Deutscher Frauen 

Al-Gama’aal-Islamnya (Islamische Gemeinschaft) 

Groupe Islamique Arme (Bewaflnete Islamische Gruppe) 

Militärischer Auslandsnachrichtendienst Russlands 

Groupe salafiste pour Ia Predieation et Ie Combat (Salafiya- 

Gruppe für die Predigt und den Kampf) 

Harakat Al-Mugawama Al-Islamnya (Islamische Wider- 

standsbewegung) 

Heimattreue Deutsche Jugende V 

Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und 

deren Angehörige e. V 

Volksverteidigungskräfte 

Hammerskins 

Islamnscher Bund Palästinas 

Verband er islamischen Vereine undGemeindene. V- 

Identität durch Musik. 

Islamische Gemeinschaft nn Deutschlande V 

Islamische Gemeinschaft Milln Görüse. V 

Komitee gegen Isolationshaftanstalten 

International Socialists 

Internationalnstische Sozilnstische Organnsation 

Intematnonal Sikh Youth Federation (Internationale Jugend- 

föderation der Snkhs) 

Interessengemeinschaft für die Wiedervereingung Gesamt- 

deutschlands.e V. 

Jugendantnfa Neuruppin 

Jungdemokraten/Junge Linke 



NPA 
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Junge Landsmannschaft Ostpreußen e. V 

Junge Nationaklemokraten 

Jungnationale 

Junges Nationales Spektrum 

Kommunistischer Arbeiterbund Deutschland 

Königs Wusterhausener Antifa Offensive 

Kampfbund Deutscher Sozialisten 

‚Kommunistische Parten Deutschlands. 

Kommunistische Partei-Aufbauorgannsation 

Kameradschaftsbund Bamnm 

Linksruck 

Muslmbruderschaft 

Modjahedin-E-Khalg (Volksmodjahedin Iran) 

Milliyetei Hareket Partnsi (Parten der nationalnstischen Be- 

wegung) 
Märkischer Heimatschutz 

Milhtärsscher Nachrichtendienst Chinas 

Mitteldeutsche Jugendzentung 

Marksist-Leninist Komünist artisi (Marsnstisch-Leninist- 

sche Kommunistische Partei) 

Margnstisch-Leninistische Parten Deutschlands 

Mitteldeutsche Nationaldemokraten 

Ministerium für Staatssicherheit Chinas 

Nationale außerparlamentarnsche Opposition 

Nationales Bündnis Preußen 

Nation & Europa. Deutsche Monatshefte 

Nationales Info-Telefon 

"National Liberation Army (Nationale Befreiungsarmee) 

Nationales Pressearchiv 
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Nationaldemokratische Partei Deutschlands. 

Nationaler Widerstandsrat Iran 

Nationales und Sozuales Aktionsbündnis Mittekdeutsch- 

land 

"Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 

Nationalsozulnstische Deutsche Arbeiterpartev/Auslands- 

und Aufbauorganisation 

Nationaler Widerstand Brandenburg 2 

Nationaler Widerstandsrat Iran 

National-Zeitung/Deutsche Wochenzeitung 

Partnye Azadnya Gelan (Freiheitspartei der Völker) 

Peoples Global Action (Globale Aktnon der Völker) 

Partiya Karkeren Kurdistan (Arbeiterpartei Kurdistans) 

PRK-Devrimei Cizgn Savasanlari (Kämpferder revolutioni- 

renLiniederPKK) 

Republikanischer Bund der Frauen 

Die Republikaner 

Republikannscher Bund der öffentlich Bediensteten 

RoteHilfee V. 

Republikannscher Hochschulverband 

Republikannsche Jugend 

Republikannsche Mittelstandsvereinigung 

Refah Partnsn (Wohlfahrtspartei) 

Revolutionäre Plattform 

Sozialistische Altematnve Voran 

Auslandsnachrichtendienst der Ukraine 

Sozualnstische Deutsche Arbeiterjugend 

Sknngirl-Freundeskreis Deutschland 

Solndarntät International 



sss 

Sss-A0 

SWHW 

TAG 

THKPC 

TIKKO 

TKPML 
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Seientology-Organnsation 

Saaden Parnisi (Glückseligkeitspartei) 

Sozialistische Reichspartei 

Skinheads Sächsische Schweiz 

Skinheads Sächsische Schweiz-Aufbauorganisation 

Sozualnstisches Winterhilfswerk 

‚Ziviler Auslandsnachrichtendienst Russlands 

Treptower Antnfa Gruppe 

Türknye Halk Kurtulus Partnsi-Cephesn Devrin ci Sol (Tür- 

sche Volksbefreiungsparteu-Front-Revoluionäre Linke) 

Türknsche Arbeiter- und Bauernbefreiungsarmee 

Türknye Komünnst Partisn/Marksist-Leninist (Türkische 

‚Kommunistische Parten/Marxnsten-Leninister) 

Unsere Zeit 

Minnsteum für Nachrichtenwesen und Sicherheit des Iran 

White Aryan Rebels. 

Wiking-Jugend 

White Youth 

Kurdnsche Demokratische Volksunion 
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Sach- und Personenregister Sene 

AAE, PerLennart 104 

‚Agentur für Kommunikation (AFK) ® 

Aktion Freies Deutschland (AFD) 100. 

‚Aktionsbündnis für Brandenburg Il 

Aktionsgemeinschaft für Frieden und Selbstbestimmung (AGFS) 108 

Aktionsgemeinschaft der Anständngen (AGA) 108 

AL-BANNA, Hasar m 

Anti-Atom-Plenum (AP) 16 

Antifaschistische Aktnon Berlin (AAB) 128 

Antifaschistische Aktion/Bundesweite Organnsation (AA/BO) 1371. 

Antnfaschistische Aktnon Potsdam (AAPO) 1 

Antnfaschistische Jugend Aktnon Potsdam (AJAP) 1 

‚Antifaschistisches Aktionsbündnis IIT (3) 1alt 

‚Arbenterkommunistische Partei Iran (AKP-Iran) 1m 

Arbeiterpartei Kurdnstans (PKK) 58,61, 17711,186 

Assoziation Marxnstischer Studierender (AMS) 14 

ATTA, Mohammed 11,171,186 

‚Autonome Antnfa (M) (AA(M)) 10 

AZZAM, Abdullah u 

Babbar Khalsa International (BK) 15 

Barnnmer Aktionsbündnis gegen gentechnische Freilandversuche: 152 

Berliner Kultungemeinschaft Preußene V (BKP) 29,1261. 

Bewaffnete Islamische Gruppe (GIA) mt. 

BINLADEN, Usama 10Ft, 1708. 

Bündnis gegen Rechts (BgR) 10 

Bündnis RECHTS Brandenburg 30, 1248,81 

Blood & Honour (B&H) om 

BORCHERT, Peter 21,105 

BundesweiesAntnfa-Treffen (BAT) 138 

CETIN, Cemal 185 

DECKERT, Günter 3.%,100 

Deutsche Aufbau-Organisation (DAO) a 

Deutsche Kommunistische Parten (DKP) @.1sait 

Deutsche Liga für Volk und Heimat (DLVH) m 

Deutsche Volksunion(DVU) 21,308,57,59, 091,119 



Deutsches Kolleg (DK) 19,19 

Deutschlandbewegung Berliner Gruppe (DBR) ® 

Die Republikaner (REP) 21,306,57,9, 168 

DIESNER, Kay ” 

ERBAKAN, Necmettin Im 

ERBAKAN, Sabrn 12 

Föderation der türknsch-demokratischen Idealnstenvereine un. 

Europas. V (ADUTDF) 18 

Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen (FOGA) 18 

Föderativer Islamstaat Anatohen (A.FI.D.) 1% 

Freie ArbeiterInnen Union - Internationale Arbeiter Assozuatn- 

on (FAU-TAA) 1028 

FREY, Gerhard 21,308, 1098. 

Gemeinschaft Deutscher Frauen (GDF) R,126,1281. 

Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei (AKP) 12 

GERG, Jürgen 21,105 

Globale Aktnon der Völker (PGA) 38L 

Glücksehgkeitsparten (SP) 108,174 

HÄHNEL, Jörg 3 

Hammersknns (HS) om. 

Heimatzreue Deutsche Jugend (HDI) 126,128 

HEMPEL, Udo ® 

HESSELBARTH, Axel us 

Hnlfsorgannsation für natnonale politische Gefangene und deren 

Angehörige e V (HNG) HL 

HOLTMANN, Udo % 

HUBER, Ahmed a 

HUBBARD, L. Ron 185 

HÜBNER, Frank 2,108 
HUPKA, Steffen 281,33, 801,105 

Identität durch Musik (IDM) a 

Interessengemeinschaft für die Wiedervereinigung Gesamt- 

deutschlandse V IWG) » 

Internationale Jugendföderation der Sikhs (ISYF) 185 

Islamische Gemeinschaft (G1) 13,25,171 

Islamische Gemeinschaft für Deutschland (IGD) nn 

Islamische Gemeinschaft Milln Görüse. V.IGMG) 3,01,174£ 
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Islamische Heilsarmee (AIS) m 

Islamische Heilsfront (FIS) m 

Islamnscher Widerstand m 

Islamische Widerstandsbewegung (HAMAS) m 

Islamnscher Bund Palästnna (IBP) m 

Islamnscher Heiliger Krieg (IT) m 

JUCHEM, Wolfgang 100 

Jugendantnfa Neuruppin (JAN) 1alf. 

Jungdemokraten/Junge Linke JDAL) 13,151 

Junge Landsmannschaft Ostpreußen (J1.O) 3,119 

Junge Nationaldemokraten (IN) 30,59, 951 

Junges Nationales Spektrum (INS) st 

Jungnationale (INA) 8 

KÄS, Christian 31,19 

Kalnfatsstaat (Hnlafet Devletn) 2,1750 

Kameradschaftsbund Barnim (KSB) 8 

Kampfbund Deutscher Sozialnsten (KDS) E13 

Kämpfer der revolutionären Linie der PKK (PKK-DCS) IE 

KAPLAN, Comaleddin 176 

KAPLAN, Metnn 2 

Kein Mensch ist illegal (KMID) 14 

Komitee für ine Arbeiterinternationale (CWI) 18 

Kommunistische Parten Deutschlands (KPD) S0,157E. 

Kommunistischer Arbeiterbund Deutschland (KABD) 19 

Konngs Wusterhausener Antnfa Oflensive (KAO) 1008 

KOTH, Michael 2 

Kurdische Demokratische Volksunion (YDK) m 

LAUCK, Gary Rex St 

Libertad 14 

Linksruck 160,162 

Märkischer Heimatschutz (MHS) 7 

MAHLER, Horst 19,104,129 

Marxistisch-Leninistische Kommunistische Partei (MLKP) 24,159 

Marxustisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) 60,150£. 

MECHTERSHEIM,Allred a 

MEGRET, Bruno. 119,121 
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Mitteldeutsche Nationaldemokraten (MND) % 

Muslmbruderschaft zn 

NACHTIGALL, Karola » 

Nationeldemokratische Parten Deutschlands (NPD) 201,251, 201,57, 

59,80,85,95,119. 

Natnoneldemokratischer Hochschulbund (NHB) 2 

Nationale Befreiungsarmee (NLA) 1 

"Nationale Befreiungsfront Kurdnstans (ERNK) nm 

Nationsle Republikannsche Bewegung 19 

Natnoneler Widerstand Brandenburg 2 (NWB2) 8 

Natnoncler Widerstandsrat Iran (NWRI) 1 

Nationeles Bündnis Preußen (NBP) 8 

Natnoncles Pressearchiv (N.P.A.) 8 

Natnonzles und Soziales Aktionsbündnis Mitteldeutschland 

NSAM 7 
Natnoncle außerparlamentarische Opposition (NAPO) % 

Nationelsozualistische Deutsche Arbeiterpartev/Auslands- und 

Aufbauorgannsation (NSDAP/AO) BL 

NORDRRUCH, Claus 13 

NUSSAIR, Sayynd 2 

OBERLERCHER, Reinhold 19,129 

ÖCALAN, Abdullah Im. 

PALETTA, Georg © 

Parten dernationalnstischen Bewegung (MHP) 185 

Parten Gottes (Hizb Allah) 12 

PIERCE, Willam ” 

PREISINGER, Adnan 2 

PROBST, Michael 2 

QUTB, Sayyid nn 

RAHMAN, Omar Abder ” 

REINHOLZ, Gordon sst 

Republikannsche Jugend (R3) 116,123 

Republikannsche Mittelstandsvereinigung (RMV) 116 

Republikannscher Bund der Frauen (RBF) 116,123 

Republikannscher Bund der öffentlich Bediensteten (RepBB) 116,123 

Republikannscher Hochschulverband (RHV) 116,18 
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Revolutionäre Plattform (RPF) 23.105 

Revolutionäre Volksbefrenungspartei-Front (DHKP.C) m 

Türknsche VolksbefreiungparteuFront Revolutionäre Linke 

(THKP/-C) 122 
RIEGER. Jürgen sit 

RoteBilfe &. V(RH) 22.1641. 

Salafnya-Gruppe für die Predigt undden Kampf (GSPC) nmt. 

Scientology-Organisation (SO) 1870 

SCHLIERER. Rolf 31,116,119 

SCHULZ, Mario a. 

SCHWAB, Jürgen Ir 

SCHWEIGER, Herbert ® 

SSCHWERDT, Frank 20,28,81,98, 1048, 

Sknngnrl Freundeskreis Deutschland (SFD) ® 

Skinheads Sächsische Schweiz (858) ® 

SOFU, Ibrahim 16 

Sohdarnt International (SI) @ 

Sohdaritätskomitee mit den politischen Gefangenen nn der 

Türkei (DETUDAK) 1x 

SOWADE, Danny 8 

Sozialistische Altemative VORAN (SAV) 102 

Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAY) 151 

STRUTYNSKI, Peter 156 

THADDEN, Adolfvon. % 

Treptower Antnla Gruppe (T-A.G.) 10 

Tugendparien(FP) m 

Türknsche Kommunistische Partei/Margisten-Leninisten 

(IKPML) a 
Türkische Volksbefreiungspartev/-Front - Revolutionäre 

Linke(THKP-C) m 

Verband der islamischen VereineundGemeindene VÜCCB) 26 

Vereinigung der neuen Weltsicht nn Europa (AGMT) 1m 

VOIGT, Udo 28,105 

Volksbefrenungsurmee Kurdistans (ARGK) m 

Volksmodjahednn Iran (MER) %,184 

Volksverterdigungskräfte (HPG) 1m 



WENDIT, Hans-Christian. 

Whrte Youth (WY) 

WIESCHKE, Patnck 

Wiking-Jugend (WI) 

Wohlfährtspartei (RP) 

WORCH, Chnistuan 

WULFF, Thomas 

YUSEF RamziAhmed 

YASIN, Ahmed 

Busse 1 

nm 

33,80,107 

37,9 

nm 
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‚Adressen 

Ministerium des Innern des Landes Brandenburg 

Abteilung Verfassungsschutz 

Henning-von-Tresckow-Straße 9-13 

14467 Potscam 

Postfach 60 1126 
14411 Potsdam 

Tel. +49(0331/866-2500 

Fax +49(0)331/866-259 

Internetadresse www verfassungsschutz-brandenburg.de 

E-Mail-Adresse. nnfo@verfassungsschutz-brandenburg.de 

Leiter der Abteilung Verfassungsschutz 

Heiner Wegesin 

Tel +49 (0)331/8 66-2500 

Fax +49(0)331/866:2055 

E-Mail-Adtesse: heiner wegesin@verfassungsschutz-brandenburg.de 

Stellvertretender Leiter der Abteilung Verfassungsschutz, 

Referatsleiter für Öffentlichkeitsarbeit 

JürgMilbradt 

Te. +49(0)331/866-2502 

Fax +49(0)331/866-2055 

E-Mail-Adiesse_ joerg.milbradt@verfassungsschutz-brandenburg.de 

Geheimschutzbeauftragter, Referatsleiter für Geheimschutz. 

Klaus-Peter Werda 

Tel. +49(0331/866.25 16 

Fax +49(0331/866.259 

Vertrauliches Telefon zu Scientology und Spionage 

Tel +49(0)331/2700230 



Anhang 

Gesetzestexte 

Gesetz über den Verfassungsschutz im Land Brandenburg (Branden- 

burgisches Verfassungsschutzgesetz - BbgVerfSchG) 

Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Ange- 

egenheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Ver- 

fassungsschutz (Bundesverfassungsschutzgesetz — BVerfSchG) — 

Auszug- 

Gesetzzur Beschränkung des Brief, Post- und Fernmeldegeheimnisses 

(Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz) (G 10)- Auszug- 

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz im 

Land Brandenburg (G 10 AG Bbg) 

Gesetz über den Verfassungsschutz im Land Brandenburg 

(Brandenburgisches Verfassungsschutzgesetz - BbgVerfSchG) 

Vom 5. April 1993 (zuletzt geändert durch Gesetz zur Regelung von Sicherheits- 

Überprüfungen vom 30 Juli 2001) 

Inhaltsverzeichnis. 

Frster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

$1 Zweck des Verfasungsschutzes, Aufrag de Verfasungsschutzbehörde 

$2 Zuständigkeit der Verfessungsschutzbehörde 

$3 Aufgaben der Verfasungsschutzbehörde 

54 Begnikbesimmungen 

5 Unterrichtung der Öffenthchkeit 

Zweiter Abschnitt 

Befugnisse 

$6 _ Befügmsse der Verfassungsschutzbehörde 
$7._ Besondere Formen der Datenerhebung, 

$8 Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten 

$9 Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten von 
Minderjährigen 
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Benchtigung, Löschung und Sperrung von personenbezogenen Datennn 
automatisierten Dateien 

Berichtigung, Löschung und Sperrung von personenbezogenen Datenn 

nuchtautomatsierten Dateien undAkten 

Dritter Abschnitt 

Auskunft, Akteneinsicht und Benachrichtigung 

Auskunft, Akteneinsicht und Benachrichtigung 

Vierter Abschnitt 

Informationsübermittlung 

Zulissigkeitvon Ersuchen 

Übermuttlung von Informationen an die Verfassungsschutzbelörde 

Registereinsicht durch die Verfassungsschutzbehörde, 

Übermittlung personenbezogener Daten durch die Verfassungsschutz- 

Übermittlung von Informationen durch die Verfassungsschuszbehörde 
an Srafverfolgungs- und Sncherheitsbehörden nn Angelegenheiten des 

Stais- und Verfasungsschutzes 

Übermitlung personenbezogener Informstionenan die Öfentichkeit 

Übernutlungsverbote 

Minkenihngenschuz 

Pflichten derempfangenden Stelle 

Nachberichigungspllicht 

Fünfter Abschnitt 

Parlamentarische Kontrolle 

Parlamentansche Kontrellkommussnon. 

Zusemmensetzung und Amtsdauer der Parlamentarnschen Kontrollkom- 

Konrollrechte der Parlamentanschen Kontrollkommission 

Verfährensweise der Palamentarischen Kontrollkommssion 

Sechster Abschnitt 

Schlußvorschriften 

Geltang des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes 

Erlaß von Verwaltungsvorschnften 

Inkrafttreten, Außerkraftreten 



sn 
Zweck des Verfassungsschutzes; 

Auftrag der Verfassungsschutzbehörde, 

(1) Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen demokratischen. 

Grunderdnung, des Bestandes und der Sicherheit des Bundes undder Länder 

(0) Die Verfassungsschutzbehörde unterrichtet die Landesregierung und andere 
zuständize Stellen über Gefahren für die feiheitliche demokratische Grundord- 
nung, den Bestand unddie Sicherheit des Bundes und der Länder. Tadurch soll es 

ihnen nnsbesondere emnöglicht werden, rechtzeitig die erforderlichen Maßnah- 
‚men zur Abwehr dieser Gefähren zu ergreifen. 

82 
Zuständigkeit der Verfassungsschutzbehörde 

(1) Verfassungsschutzbehörde nst das Ministenum des Innern. Es unterhält für 

diese Aufgaben ine besondere Abteulung. 

(Q) Die Verfassungsschutzbehörde darf ener polizeilichen Dienststelle mehtan- 

gegliedert werden. 

(6) Verfessungsschutzbehörden anderer Länder dürfen nm Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes nur nm Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes im Ennvemeh- 
men, die des Bundes nach Maßgabe bundestechtlicher Vorschriften nur nm Be- 
nehmen mut der Verfassungsschutzbchörde des Landes Brandenburg tätig wer- 
den. 

33 

Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde 

(1) Zur Erfüllung ihres Auftrages sammelt die Verfassungsschutzkehörde Infor- 
mationen, insbesondere sach- und personenbezogene Auskünfte, Nachrichten. 
und Unterlagen, über 

1 Bestrebungen, die gegen die friherliche demokratische Grundordnung, den 

Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder 
sine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfissungsorgane 
des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel aaben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätgkeitenn der Bundesre- 

publik Deutschland für eine fremde Macht, 
3 Bestrebungen nn der Bundesrepublik Deutschland, die durch Anwendung 

von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen azswärtige Be- 

ange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 

und wertet sieaus. Voraussetzung fürihr Täugwerden ist das Vorhegen tatsäch- 
licher Anhaltspunkte. 
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(2) Die Verfissungsschutzbehörde wirkt mt 

1. beider Sicherheutsüberprüfung von Personen, denen m öffentlichen Interes- 
se geheimhaltungsbedürfüige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnussean- 
vertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn snch verschaffen 

können, 

2. ben der Sicherheitsüberprüfung von Personen, dne an sicherheitsempfind- 
Iichen Stellen vonlebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäf- 
gt sindoder werden sollen, 

3. beitechnischen Sicherhentsmaßnahmen zum Schutz von im öffentächen In- 

teresse geheimhaltungsbedürfligen Tatsachen, Gegenständen oder Erkennt- 
nissen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefügte 

Die Befugnisse der Verfassungsschutzbehörde bei der Mitwirkung nch Satz 1 
Nr. und2 snndnn dem Brandenburgischen Sncherheitsüberprüfungsgesetzgere- 

galt 

s4 

Begriffsbestimmungen, 

(0 Im Sinns dieses Gesetzes sind 

1 Bestrebungen gegen den Bestand.des Bundes oder eins Landes sciche pol 
fisch bestimmten, zel- und zweckgenchteten Verhaltensweisen in einem 
oder reinen Personenzusammenschlß, der darauf genchtet st, Freiheit: 

des Bundes oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, ihre sat- 
Jiche Einheit zu beseiigen oder ein zuihm gehörendes Gebiet abzutrennen, 

Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes solche po- 
Itisch bestimmten, ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem 
(oder fr einen Personenzusammmenschluß, dr darauf geichetist,den Bund, 

ie Länder oder deren Einnchtungeninihrer Funkbonstähugkait erheblich zu 

beeimirächtgen, 

3. Bestrebungen gegen die freiheiliche demokratische Grundordnung solche 
politisch bestimmten zul- undzweckgerichteen Verhaltens wesen ancennem 

oder fr snnen Personenzusammenschluß, der daraufgenchtt st, dien Ab- 
satz 3 genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oderaußer Geltung zu 
setzen 

(@) ine Bestrebung nm Sinne dieses Gesetzes nt insbesondere dann gegeben, 

wenn sie auf Gewaltamvendung gerichtet ns ode sonst en kämpfensches und 

aggressives Verhalten gegenüber den in Absatz 3 genannten Grundsätzen erken- 
nenlaßn. 

(&) Zur freihetlichen demokratischen Grundordnung nm Sinne dieses Gesetzes 
Zählen. 

1 diem Grundgesetz konkreiserten Menschenrechte, 

2. das Recht des Volkes, ie Staatsgewalt nn Wahlen und Abstmmungen und 
uch besondere Organe der Gesetzgebung, der vllzichenden Gewalt und 
der Rechtsprechung auszuüben und dne Vlksvertretung in allgemeine, un- 

mtteltrer, rer, gleicher und geheimer Wahl zu wählen, 
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3 die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäfige Ordnung und die 
Bunung dt vllzichenden Gewalt und dr Rechtsprechung n Gesetz und 
Recht, 

4. dns Recht auf ie Bildung und Ausübung einer parlamentanschen Oppositi- 

om, 

5. die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der 
Valksvertretung, 

6. die Unabhängigkeit der Gerichte und 

7.. der Ausschluß jeder Gewalt- und Willkürherrschaß. 

(4) Für einen Personenzusammenschluß handelt, werihn n seinen Bestrebungen 
aktv unterstützt. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht n einem oder 

füreier, Personenzusammenschluß handeln, sind Bestrebungen am Snnne dieses. 
Gesetzes, wenn sne auf Anwendung von Gewalt genchtet oder aufgrund ihrer 
Wirkungsweise sonst geeignet snd, enn Schutzgut dieses Gesetzes erheblich zu 

beschädigen. 

(5) Strafaten von erheblicher Bedeutung im Sinne der $$ 16,Abs. 1 und 20,Abs, 
1 snnd Verbrechen oder Vergehen, dne im Mindestmaß mnt Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bedroht sind, sowe Rauschgufthandel, Falschgeld-, Sprengstoft- 

und Waftendelikte und Straftaten nach $ 129 des Strafgesetzbuches 

ss 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Die Verfassungsschutzbehörde informiert die Öffentchkeit n zusammenfis- 
senden Berichten über Bestrebungen und Täigkeiten im Simevon$ 3Abs I Sie 
unterrichtet jährlich die Öffentlichkeit über die Summeihrer Haushaltsmittel und 
über die Gesamzah ihrer Bediensteten. 

Zweiter Abschnitt 

Befugnisse 

sc 

Befugnisse der Verfassungsschutzbehörde 

(1) Die Verfassungsschutzbehördenst an Gesetz und Recht gebunden. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf die zur Erfüllung ihrer Aufkaben erfor- 
derlichen Informationen einschließlich personenbezogener Daten verarbeiten, 

soweit nicht die Beshummungen des Brandenburgische Datenschutzgesetzes 
oder besondere Regelungenan diesem Gesetz entgegenstehen. 

(&) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Informatnonsbeschaflung als nach- 
ichteneenstliche Mitte die folgenden Maßnahmen anwenden: 

1 Einsatz von Vertrauensleuten, sonsigen geheumen Informanten, zum Zwek- 

ke.der Spionageabwehr überworbenen Agenten, Gewährspersonen und ver- 
deckten Ennittlem, 
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Observationen, 

Bildaufzeichnungen (Fotografieren. Videografieren und Filmen) außerhalb.des. 
Schutzbereiches des Artikels 13 des Grundgesetzes; 

verdeckte Ermuttlungenund Befragungen; 

Mithören ohne Inanspruchnahme techmscher Mittel; 

Mithören und Aufzeichnen des mcht öffentlich gesprochenen Wortes unter 
Einsatz ‘echnischer Mittel außerhalb des Schutzbereiches des Artikels 13. 

des Grundgesetzes, 

7. Beobachtung des Funkverkehrs aufnicht für den allgemeinen Empfang be- 
stimmten Kanälen sowie die Sichtbarmachung, Beobachtung, Aufzeichnung 
und Entschlüsselung von Sngnalen nn Kommunikaionssystemen; 

8. Verwendung fingnerter iographischer, beruflicher oder gewerblicher Anga- 

ben(Legenden), 

9. Beschaffung, Erstellung und Verwendung von Tarnpapieren und Tarn- 
kennzeichen;, 

10 Überwachung des Bnef-, Post- und Fernmeldeverkchrs nach Maßgabe des 
Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz. 

Minderjährige dürfen nicht als Vertrauensleute, sonstige geheime Informanten, 

Gewährspersonen oder verdeckte Ermittler eingesetzt werden. Soweit snch Per- 
sonen aus beruflichen Gründen auf ein Zeugnusverweigerungsrecht berufen kön- 
nen, darfdie Verfässungsschutzbehörde diese nicht von snch aus ihre Zwecke 

in Anspruch nehmen; Informationen, die diese Personen unter Verletzung des $ 
203 des Strafgesetzbuches rechtswidng an die Verfassungsschutzbehörde wei- 
terzugeben beabsichtigen, dürfen von dieser nncht entgegengenommen werden. 
Tampapnere und Tarnnkennzeichen dürfen auch zu dem in $ 7 Abs. 1 Nr. 5 

genannten Zweck verwendet werden, die zuständigen Behörden des Landes so- 
ae die Gemeinden und Gemendeverbände snnd verpflichtet, der Verfassimgs- 
schutzbehörde für diese Tarnmaßnahmen Hilfe zu sten. 

(4) Polizeiliche Befügnisse oder Weisungsbefugnisse stehen der Verfassungs- 

schutzbehörde nicht zu. Sie daf die Polzei auchnichtum Wege.der Ansshilfe um 

Maßnahmen ersuchen, zu denen sne selbst nicht befugt st 

(8) Werden personenbezogene Daten ben de betroffenen Person mit hrer Kennt- 
userhoben, soistsaeüber den Verwendungszweck aufzuklären. Die Auklärungs- 

Pflicht umfaßt bei einer beabsichtigten Übermittlung auch den Empfänger der 
Daten. Die Aufklärung kann unterbleiben, wenn die Tatsache, daß die Erhebung 
für Zwecke der Verfassungsschutzbehörde erfolgt, aus besonderen Gründen nucht 
bekannt werden soll, Die betroffene Person nst auf die Frewiligkeit ihrer Anga- 

ben hinzuweisen, 

(6) Von mehreren geeigneten Maßnahmen hat dne Verfassungsschutzbehörde die- 
‚Jenige zu wählen, die die betroffene Person voraussichtlich am wenigsten beein- 

Trächtigt. Eire Maßnahme darf keinen Nachteil herbeiführen, der erkenabar außer 
Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht 

(0) Beim Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel dürfen keine Straftaten began- 
gen werden. Dieabschließende Aufzählung der Strafutbestände, die verwirklicht 
werden dürfen, efolgtineuner Dienstvorschnft nach Vorlagen der Porkamenta- 

schen Konrollkommission. 
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87 

Besondere Formen der Datenerhebung. 

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben Informatno- 
nen, insbesondere personenbezogene Daten, mit den Mitten gemäß $ 6 Abs. 3 
nur erheben, wenn 

1. sichihr Einsatz gegen Personenzusammenschlüsse, in ihnen oder einzeln 

ge Personen richtet, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver- 
dacht der Bestrebungen oder Tätigkeiten nach $ 3 Abs, bestehen, 

2. sichihrEinsatzgegenandere alsdhe in Nummer 1 genannten Personen nicht, 
von denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ns, daß sie für diese. 

beshmnmte oder von diesen herrührende Mitteilungen enigegennchmen oder 
weitergeben, 

3. nhr Binsatz gegen andere als in den Nummern 1 und 2 genannten Personen 
numgänglichist, um Erkenninuse übersicherhitsgefährdende oder geheim- 

dienstliche Tätigkeiten für ne fremde Macht oder Bestrebungen zu gewin- 
nen, die snch durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vor- 
beretungshandlungen gegendhein$3Abs 1 Nr 1 und3genannten Schutz- 

güte: wenden, 
4. mufciese Weise die zur Erforschung von Bestrebungen oder Tängkeitennach 

$3Abs. erforderlichen Quellen in Personenzusammenschlüssen nach Num- 
mer gewonnen werden könnenoder 

5. dieszum Schutzder Bediensteten, Einnchtungen, Gegenständs und Quellen 
der Verfassungsschutzbehörde gegen sicherheitsgefährdende oder geheim- 
dienstliche Tängkenten erforderlichst 

Die Erhebung nach Satz nst unzulässig, wenn die Erforschung des Sachverhultes 
sufandere, die betroffene Person weniger teeinträchtgende Weise möglich st, 
eine geringere Becinträchtigung istnn der Regel anzunchmen, wenn die Informa- 

ton aus allgemein zugänglichen Quellen oder durch eine Auskunft nach $ 15 

gewonnen werden kann. Die Anwendung ennes Mittels gemäß $6 Abs. 3 darf 
ucht erkennbar außer Verhältms zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhal- 
tes tehen, insbesondere nicht zu der Gefahr, di von der jeweiligen Bestrebung 

oder Tätgketum Sinne von $3 Abs, 1 ausgeht. Die Maßnahme istunverzüglich 
zuboenden, wenn nhr Zweck ereich st oder sch Anhaltspunkte dafür ergeben, 

daß ernicht oder nicht aufdiese Weise ereicht werden kann. 

(@) Die mut den Mitteln nach $ 6 Abs. 3 gewonnenen Informationen dürfen nur 
fürdenjeweilgen Erhebungszwck genutzt werden. Eine anderweitige Nutzung 
istnur zulässg, wenn das zur Informationsgewunmung verwendee Mittel auch 
für den yeweals anderen Nutzungszweck häte eingesetzt werden dürfen. Sie ist 

femer zulässig m Rahmen von Sncherheitsüberprüfungen nach $3Abs 2 undnn 
Verwaltungsverfähren, in denen die Beteuligung der Verfassungsschutzbehörde 

gesetzlich vorgeschnebenist 
(@) Das Mithören oder Aufzeichnen des nicht öffenilich gesprochenen Wortes 
unter Einsatz technischer Mittel der sonstige Maßnahmen nach $ 6.Abs. 3, die 
innhrer Art und Schwere enner Beschränkung des Bref-, Post und Fernmelde- 

geheimnisses glnchkommen, sind zulässig, wenn dadurch Erkennmisse über 
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sicherheitsgefährdende oder geheimdienstiche Tätigkeiten fr eine rerscke Macht 
‚oder Bestrebungen, die auf Gewaltanwendung gerichtet sind oder sonst in kämp- 
ferisches und aggressives Verhalten gegenüber denin $4 Abs. 3 genannten Grund- 
Sätzen erkemenlassen, gewonnen werden können. Ein solcher Eingriffbedarf um 

Einzelfäll der vorherigen Zustimmung des Ministers des Innern, im Flle seiner 
Verhinderung der seines Vertreters. Die Parlamentarische Kontrellkommission 

ist in der jeweils nächsten Sitzung, bei Fortdauer der Maßnahmen ‚eweils nn 
Abständen von drei Monaten, zu unterrichten. Die durch den Eingrifferhobenen 
Informationen dürfen nur nach Maßgabe des $ 7 Abs. 3 des Gesetzes zu Artikel 

10 Grundgesetz, zur Erforschung oder Verfolgung enner Straftat nach 129 des 
Strafgesetzbuches sowie für die nn Absatz 2 Satz 3 genannten Zweche genutzt 
Werden. 
(#) Beim Einsatz von Vertrauensleuten und verdeckten Emutlem some bei 

Observationen finden die Besummungen in Absatz 3 Satz 3 entsprechende An- 
wendung, ohne daß die Identität der Vertrauensleute oder verdeckten Ermuttler, 
auch nicht an mttelbarer Form, offenbart ward. 

ss 

‚Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten 

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfüllung nhrer Aufgaben nach $ 3 

Abs 1 perscnenbezogene Daten speichern, verändern und nutzen, wer 

1. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, daß die betroffene 

Personan Bestrebungen oder Tätgkeiten nach $3,Abs, | teilnimmt unddies. 
fr die Beobachtung der Bestrebung oder Tätigkeit erforderlich ist, oder 

2. dies für die Erforschung und Bewertung sicherheitsgefährdender oder ge- 
heimdienstlicher Tängkeitenoder gewaltätiger Bestrebungen nach $3 Abs. | 
erforderlich ist, oder 

3..auf diese Weise die zur Erforschung von Bestrebungen oder Tätigkeiten. 
nach $3Abs. erforderlichen Nachrichtenzugänge geschaflen werden kön- 

In Akten dürfen über Satz 1 Nr. 2 hnnaus personenbezogene Daten auch gespet- 
chert, verändert und genutzt werden, wenn dies sonst zur Erforschung und Be- 
wertung von Bestrebungen nach $3Abs 1 zwingend erforderlich st. 

(2) Im Daterengespeicherte personenbezogene Daten müssen durch Aktenrückhalt 

Delegbar sein. Die Anordnung ihrer Speicherung ist aktenkundig zu mechen. 

(@&) In Dateien nst die Speicherung von Informationen aus der engeren Persön- 
lichkeitssphäre von Betroffenen unzulässg 

(4) Die Speicherungsdauer ist aufdas für die Aufgabenerfüllung erforderliche 

Maß zu beschränken, 
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N) 

Speicherung, Veränderung und Nutzung 

personenbezogener Daten von Minderjährigen 

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf unter den Voraussetzungences $8 Daten 
über Minderjährige vor Vollendung des sechzehnten Lebensjahres nn zu ihrer 

Person geführten Akten nur speichern, verändern und nutzen, wer tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß der Minderjährige enne dern $ 2 des Geset« 

zeszu Ariel 10 Grundgesetz genannten Straftaten plant, begeht oder begangen 

hat 

(Q) In Deteienist eine Speicherung von Daten über das Verhalten Minderjähriger 
nur zulässig, wenn diese zu dem Zeitpunkt, aufden snch de Information bezieht, 
das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben und tatsächliche Anhaltspunkte für 

den Verdacht einer geheimdienslichen Tätigkeit nach $3 Abs, 1 Nr. 2 oder euer 
Bestrebung nach $ 3 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 bestehen, die durch Anwendung von 
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen verfolgt wird. 

(&) In Dateien oder zu ihrer Person geführten Akten gespeicherte Daten über 

Minderfährige sind nach zwen Jahren auf die Erforderlichkeit der Speicherung zu 
überprüfen und spätestens nach fünf Jahren zu löschen, es sei denn, daß nach 
Eintrit der Volljährigkeit wetere Erkenntmsse über Bestrebungen oder Tätngkei- 

tennm Sinne von $3Abs. 1 angefallen snnd. 

s10 

Berichtigung, Löschung und Sperrung 

vonpersonenbezogenen Daten in automatisierten Dateien 

(1) Die Verfassungsschutzbehörde hat ein automahsnerten Dateien gespeicher- 

cn perscmenbezogenen Daten zu berichtigen, wenn se unichtg sin. Siesind zu 
ergänzen, wenn sie unvollständig sind und dadurch schutzwürdige Interessen 

von Betroffenen beeinträchtigt sein können. 

(0) Die Verfassungsschutzbehörde hat ein Daten gespeicherte personenbe- 
zogenen Daten zu löschen, wenn nhre Speicherung unzulässig war oder ihre 
Kenntas für die Aufgabenerfllung nicht mehr erforderlich it. Die Löschung 
unterblebt, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß dadurch schutzwürdige 

Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. In diesem Falle snnddie 
Daten zu sperren, sie dürfen nur noch nut Einwilligung der betrofenen Person 

verwendet werden. Ein schutzwürdiges Interesse egtauch vor, wern ie betrof- 
ne Person einen Antrag nach $ 12 Abs. 1 gestellt at 

(@) Die Verfassungsschutzbehörde prüft bei der inzelfllbearbeitung undaußer- 
dem nach festgesetzten Fnsten, spätestens nach fünf Jahren, ob gespeicherte 

personenbezogene Daten zu löschen oder zu benchtigen sind. Gespeicherte per« 
Sonenbezogene Daten über Bestrebungen nach $ 3 Abs. 1 Nr. | oder 3 sind 
spätestens zehn Jahre nach dem Zeitpunkt de letzten gespeicherten relevanten 

Information zu löschen, es sei denn, der Leiter der Verfassungsschutzabteilung 
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im Ministenum des Innern, im Falle seiner Verhinderung senn Vertreter, inf nm 
Einzelfall ausnahmsweise ine andere Entscheidung, 

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutz“ 
kontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 

Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für 
diese Zwecke some zum Nachweis stralbarer Handlungen nach $38 des Bran- 
denburgischen Datenschutzgesetzes verwendet werden. 

su 

Berichtigung, Löschung und Sperrung von personenbezogenen 

Daten in nichtaufomatisiertenDateienund Akten 

(4) Die Verfassungsschutzbehörde hat die in nichtautomatisierten Deteren und 
Akten gespeicherten personenbezogenen Daten zu berichtigen, wenn sie unnich- 

igsind. Wird die Richtigkeit von der betroffenen Person bestritten, soist dies n 
den Unterlagen zu vermerken oder auf sonstige Weise festzuhalten. 

(@) Die Verfassungsschutzbehörde hat die in nichtautomatnserten Deteren und 

Akten gespaicherten personenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speiche- 
Tung unzulässig oderihre Kenntus für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor- 
derlich ist und die jeweilige Unterlage insgesamt zur Aufgabenerfüllung nicht 

mehr benöhzt wnrd. Die 1.öschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme 
besteht, daß dadurch schutzwürdige Interessen der betroflenen Person becin- 

rächtigt würden, $ 10 Abs. 2 Satz 4 nlt entsprechend. Soweit eine Löschung 
nterbleibt, sind die personenbezogenen Daten zu sperren, sie dürfen nur noch 
mut Einwilligung der betroffenen Person verwendet werden Enne Aufhebung der 

Sperrung istmöglich, wennihre Voraussetzungen nachträglich entfallen. 

Dritter Abschnitt 

Auskunft und Akteneinsicht 

sn 

Auskunft, Akteneinsicht und Benachrichtigung 

(1) Die Verfissungsschutzbehörde erteilt aufAntrag unentgeltlich Auskunft über 
die zur antragstellenden Person gespeicherten Daten sowie den Zweck und die 
Rechisgrundage nhrer Speicherung. Soweit snchdne personenbezogenen Datenin 

‚Akten befinden, ist auf Antrag der antragstellenden Person Einsicht zugewähren. 
Die Akteneinsicht ist auf die Tenle der Akten beschränkt, die personenbezogene 
Daten der artragstellenden Person enthalten. Auskunft oder Akteneinsicht kön- 
nen sich aufAntrag auch aufdie Herkunft der Daten, den Zweckihrer Übermutt- 

lung und die Empfänger von Übermittlungen innerhalb der letzten zwei Jahre 
erstrecken. Auskunft aus Akten oder Einsicht n Akten, die nicht zur Person des. 

Betroffenen zeführt werden, sind zu gewähren, soweit die antragstellende Person 
‚Angaben macht, die das Auffinden der Daten mt angemessenem Aufwand er- 

möglichen. 
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(2) Auskunfserteilung oder Einsichtsgewährung können nur unterbleiben, wenn 
1 das öffentliche Interesse an der Geheumbaltung der Erkenntnisse sowie der 

achrichtendhensthichen Arbentsmeihoden und Mittel der Verfassungsschutz- 

behörde gegenüber dem Interesse der antragstelenden Person an der Aus- 

kunfiserteilung oder Akteneinsicht überwiegt oder 

ie Daten oder die Tatsache der Speicherung nach einer Rechtstorschnift oder 
wegen der überwiegenden berechtigten Interessen von Drttengeheimgehal« 
ten werden müssen, 

Die Entscheidung inf der Leiter der Verfassungsschutzabteilung im Mirusteri 

um des Innern oder ein vonihm besonders beauftragter Mitarbenter unter Abwä- 
gung der nn den Nummern 1 und 2 genannten Interessen mut dem Interesse der 
Antragstellenden Person an der Auskunfiserteilung oder Akteneinsicht 

() Die Ablehnung der Auskunfiserteilung oder der Einsichtsgewährung bedarf” 

Keiner Begründung, soweit dadurch der Zweck der Verweigerung gefährdet wir- 
de; die Gründe snnd aberaktenkundig zu machen. Die antragstllende Person nst 
auf die Rechtsgrundlage für das Fehlen einer Begründung und daruufhunzuwer- 

sen, daßsne sich an den Landesbeauftragten für den Datenschutz wenden kann. 
Dem Landesbeauftragten ist auf sein Verlangen Auskunft zu erteilen und Akten- 
sicht zugewähren. Stellt der Minister des Innern, um Falle seuner Verhinderung 

der Staatssekretär, im Einzelfall (est, daß durch dne Auskunft oderdie Aktenein- 
sicht die Sicherheit des Bundes oder nnes Landes gefährdet würde, erhält nur der 

Landesbeauftragte persönlich Auskunft oder Akteneinsicht. Mitteilungen des 
Landesbeauffragten an die antragstellende Person dürfen keine Rückschlüsse auf” 

den Erkentmsstand der Verfassungsschutzbehörde zulassen, sofern sne nicht 
einer weitergehenden Auskunft zugestmmi hat 

(4) Bezicht sich die Auskunftsereilung oder die Akteneinsicht aufshne Herkunft 
personeibezogener Daten von anderen Verfassungsschutzbehörden, der Stats- 
ünwaltschaft und der Polzei, von Landesfinanzbehörden, sowr: diese porso- 
nenbezogene Daten an Erfüllung nrer gesetzlichen Aufgaben um Arwendungsbe- 
reich der Abgabenordnung zur Überwachung und Prüfüng speichern, vom Bun- 
desnachrichtendrenst, vom Militänschen Abschirmäienst und, soweit die Sicher- 

"heit des Bundes berührt wnrd, von anderen Behörden des Bundesrrusters der 
Verteidigung, nst ae nurmit Zustimmung dieser Stellen zulässng Das gleiche gilt, 

wenn diese Behörden Empfänger von Übermittlungen personenbezogener Daten 
sind, Soweit essnch um Behörden des Landes handelt, gelten für die Versagung 
der Zustimmung die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

(5) Von der ohneihre Kenntnis erfolgten Erhebung personenbezogener Datenist 
die betroffene Person zu benachrichtigen, sobald der Zweck der Erhebung es 

zuläßt Ben Eingriffen nach $ 7 Abs. 3 und 4 ist die Parlamentarische Kontroll- 
kommission spätestens drei Jahre nach der Beendigung des Eingrffes zu unter- 

nchten, sofem eine Mitteilung an die betroffene Person nicht erfcigt ist 

(6) Wird der Landesbeauftragte für den Datenschutz nach $ 12 Abs. 3 täng, so 
kann er die Parlamentansche Kontrollkommisston von snch aus unterrichten, 
wenn sichum Einzelfall Beanstandungen ergeben, eine Auskunftandne betroffene 

Person aber aus Geheimhaltungsgründen unterbleiben muß, 
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Vierter Abschnitt 

Informationsühermittlung. 

gu 
Zulässigkeit von Ersuchen 

Wird nach den Beshmmungen dieses Abschruttes um die Übermattlung vonper- 
sonenbezogenen Datenersucht, dürfen nur die Daten übermuttelt werden, ie be 

der ersuchten Behörde bekannt sd oder aus allgemein zugänglichen Quellen 
entnommen werden können, 

sns 

Übermittlung von Informationen 
an die Verfassungsschutzbehörde 

(1) Die Behörden des Landes unterichtn von sich aus die Verfassungsschutz- 

Dehörde über die uhnen bekanntgewordenen Tatsachen anschliclich ersonen- 
bezogener Daten, die icherhatsgefährdende oder geheimdienstiche Tangknten 
für eine fremde Macht oder Bestrebungen nm Geltungsbereich dieses Gesetzes 

erkennen lassen, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerietste Vr- 
beraitungshendlungen gegendiein $3Abs 1 Nr. 1 und3 genannten Schutzgüter 

genchtet nd 

(0) De Staatsanwaltschaen und, vorbehallich er statsamwaltschaflichen Sach- 

leitungsbefugns, die Polizcn übermitteln darüber hinaus von sich aus der 
Verfssungsschutzbehörde auch alle anderen ihnen bekanntgewordenen Informa- 

(ionen einschließlich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach $3Abs. 
1, wenntatsichliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Übermitlung fr ie 
Eirfllung der Aufgaben der Verlassungsschutzbehörde erfrderlichiet 

(& Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfllung ihrer Aufgaben die Stats- 

anwaltschafien und, vorbehallich der satsanwaltschaflichen Sachleitungs- 
befugnis, die Polizei some andere Behörden um Übermitilun der zur Erfüllung 

ihrer Aufgaten erforderlichen Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten ersuchen, wenn sicht aus allgemein zugänglichen Quellen odernur mit 
bermäßigem Aufwand oder nur durch enne de betroffene Person stärker bela- 

Stende Maßahme erhoben werden können. Die Ersuchen sind aktenkundig zu 
machen. 

(4) Die Übermittlung personenbezogene Daten, die aufgrund einer Maßnah- 
me nach $ 100 a der Strafprozoßordnung bekanntgeworden sind stnach den 

Vorschnflen.der Absätze 1bns 3 mr zulässig, wenn tatsächliche Anheltspunkte 
für bestchen, daß jemand enne dern $2 des Gesetzes zu Artikel 10 Grundge- 
setz genannten Staflatenplant, begeht oer begangen ha. Aufie dab über 
ielten Kenntusse und Unterlagen indet $7 Abs. 3und 4 des Gesetzes zu Artikel 

10 Grundgesetz entsprechende Anwendung. Die Übermitlung personenbezoge- 
ner Daten, de aufgrund anderer srafprozessualer Maßnahmen Dekanntgewor- 

den sind, istzulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder 
Tätgkunen nach $ 3 Abs. I bestehen Sie dürfen nur zur Erforschung dieser 
Bestrebungen oder Tätigkeiten genutzt werden. 



Anhang 

sns 

Registereinsicht durch die Verfassungsschutzbehörde 

(1) Die Verassungsschutzbehörde darf zur Aufklärung, 

1. vonsicherheitsgefährdenden oder geheumdienslichen Täigketennn der Bun- 
desrepublik Deutschland für cnne fremde Macht oder 

2. von Bestrebungen, die durch Anwendung von Gewalt oder danufgerichtete 

Vortereitungshandlungen gegen die eihenliche demokratische Grundord- 
nung, den Bestand oder ie Sicherheit des Bundesoder eines Landes gerichtet 
sind. oder 

3. von Bestrebungen nn der Bundesrepublik Deutschland, die urch Anwen- 
dung von Gewalt oderdaraufgenchtete Vorbereitungshandlungen auswärtige 
Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 

vonöffenlichen Stellen geführte Register ansehen 

(@)Eineselche Einsichtnahme nstur zulässig, wenn 

1. die Aufklärung aufandere Weisemchtmöglich erscheint, insbesondere durch 
eine Übermatlung de Datendurch de registerführende Stelle der Zweck der 
Maßrahme gefährdet würde oder 

2 dhebetrofene Person durch eine anderweitige Aufklärung unverhälbusmäßig 
beeinträchtigt würde und 

3. inebescndere gesetzliche Geheimhaltungsvorschnft oder en Berußsgeheim- 

isder Einsichtnahme richt entgegensteht 

@) Die Anordnung für die Maßnahme nach Absatz fit der Leiter der 
Verfassumgsschutzabteilung nm Ministerium des Innern, nm Fall seiner Verhin- 
derung sein Vrteer. 

(4) Die aufeiese Weise gewonnenen Erkenninisse dürfen nur zu den in Absatz 

genannten Zwecken verwendet werden. Gespeicherte Informationen snnd zu 

Nöschen und Unterlagen zu vernuchtn, sobld sie für diese Zwecke nucht mehr 
benstigtwerden. 

(5) Überie Einsichtnahme ist in gesonderter Nachweis zu führen, aus dem ihr 
Zweck, die in Anspruch genommene Stelle some die Namen der betroffenen 
Person, deren Daten für eine weitere Verwendung erforderlich sind, hervorgehen. 
Der Nachweis ns gesondert aufzubewahren, gegen unberechtgten Zugrif zu 
sichem und am Ende des zweiten Kalenderjhres, das dem Jahr der Erstellung 

folgt, zuvemachten 

sn6 

Übermittlung personenbezogener Daten 
durch die Verfassungsschutzbehörde 

(1) De Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene Daten en inländische 
Behörden übermutteln, wenn dies zur Erfüllung nhrer Aufgaben erforderlich ist 
oder die empfangende Behörde die Daten zum Schutz vor Bestrebungen oder 
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Tätigkeiten nach $3 Abs. 1, zur Abwehr ener erheblichen Gefahr r die öffent- 
Jiche Sicherteit oder zur Verfolgung einer Straftat von erheblicher Bedeutung ($4 
Abs, 5) bendäigt oder wenn eine andere gesetzliche Vorschnit dies vorsicht Die 

Übermuttlunz ist aktenkundig zu machen. Die empfangende Behörde darf die 
übermittelten Daten, soweit gesetzlich mehts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verwenden, zu dem sie ihr übernuttelt wurden, 

(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene Daten an ausländi- 

sche öffentliche Stellen sowne an über- und zwischenstaatliche Stellen übernut- 
teln, wenn dies zum Schutz von Leib oder Leben oder zur Erfüllung eigener 
Aufgaben, nnsbesondere be grenzüberschreitenden Bestrebungen oder Fäigker- 

tenim Sinnevon $3Abs. 1, erforderlichist Die Übermittlung unterblabt, wenn 
auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland oder überwiegende schutz- 
würdige Interessen der betroffenen Person, insbesondere die Gefahr enner 

rechtsstaatswidngen Verfolgung, entgegenstehen. Die Übermittlung ist akten- 
kundig zu machen. Dne empfangende Stelenst daraufhnnzuweisen, daß die über- 
mttelten Daten nur zu dem Zweck verwendet werden dürfen, zu dern sie ihr 

übermuttelt wurden, und daß die Verfassungsschutzbehörde snch vorbehält, um 
Auskunft über die Verwendung der Daten zu bitten. 

(®) Personenbezogene Daten dürfen an andere Stellen nicht übermutteit werden, 
esserdenn, daß 

1. die betroffene Person zugestimmt hat, 

2. dieszum Schutz der freiheulichen demokratischen Grundordrung, des Be- 

standes oder der Sicherheit des Bundes oder ennes Landes oder 

3. zum Schutz drin $3Abs. 2 Nr. 2 genannten Einnchtung erforderlich st 

und der Mnnster des Innern oder von ihm besonders bestellte Beauftragte ihre 

Zustnmung im Einzelfll erteilt haben. Die Verfassungsschutzbehörde führt 
hierüber einen Nachweis, aus dem der Zweck der Übermittlung, ihre Veranla 
sung, die Aktenfundstelle und der Empfinger hervorgehen. Der Nachweis 

gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten Zugnifzusichem und am Ende 

des zweiten Kalenderjahres, das dem Jahr der Erstellung folgt, zu vernichten. Die 
empfangende Stelle darf die übermittelten Daten nur für den Zweck verwenden, 

Zudem sieihr übermittelt wurden. Sienstaufdte Verwendungsbeschränkung und. 
darauf hunzuweisen, daß die Verfassungsschutzbehörde sich vorbehält, um Aus- 
kunft über die Verwendung der Daten zu bitten. 

\ sn7 

Übermittlung von Informationen durch die Verfassungsschutz- 

behörde an Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden in An- 

gelegenheitendes Staats- und Verfassungsschutzes 

(1) Die Verfassungsschutzbehörde übermittelt den Staatsanwaltscheften und, 

vorbehaltlich der statsanwaltschaflichen Sachleitungsbefügnus, der Polizei von 
snchausdie ihr bekanntgewordenen Informationen einschließlich personenbezo- 
gener Daten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Übermitt- 
lung zur Verhunderung oder Verfolgung von Staatsschutzdelikten erforderlich, 
nst Delikte nach Satz | snnddie nn den $$ 74a und 120.des Genchtsverfassungs- 
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gesetzes genannten Strafaten sowe sonstige Straaten, be denen aufgrundihrer 
Zielsetzung, des Motiv des Täters oder dessen Verbindung zu einer Organisai- 

ontatsächliche Anhaltspunkte dafür vorlegen, daß ne gegen diewmArükel 73 Nr. 

10 Buchstabe b oder e.des Grundgesetzes genannten Schutzgüter genichtet ind 

(@) Die Polnzei darf zur Verhinderung von Statsschutzdlikten nach Absatz 
Satz2 ie Verfassungsschutzbehörde um Übermitlung der erforderlichen Infor- 
‚mationen einschließlich personenbezogener Daten ersuchen. 

(@) Übermitlungen nach den Absätzen 1 und 2 andaktenkundig zu machen. 

2 sn8 
Übermittlung personenbezogener Informationen 

an die Öffentlichkeit 

Ben der Unternchtung der Öffentlichkeit über Erkenntnusse der Verfassungs- 
Schutzbehörde dürfen personsnbezogene Dat nur Dekanntgegebenwerden, wern 
es für das Verständns des Zusammenhunges oder der Darstellung von Organn- 
tionen oder unorganisierten Gruppnerungen zwingend erforderlich stunde 

Interessen der Allgemeinheit das schutzwürdige Interesse dr betroffenen Person 
überwiegen. Personenbezogene Informationen über Personen der Zeitgeschichte, 
Inhaber polinscher Funktionen oder Amtsträger un Ausibung nhres Amtes dürfen 

veröffelicht werden, wenn überwncgende schutzwürdige Interessen dieser Per- 
sonennicht beeinträchtigt werden. 

N 

Übermittlungsverbote 

Die Übermittlung nach den Vorschriften dieses Abschnttes unterheibt, wenn. 
1 eine Prüfung durch die übermittelnde Stelle ergibt, daß die Information zu 

löschen oder für die empfangende Stelle nncht mehr erforderlich ist, 
2. rd übermtteinde Stelle erkennbarnst, a unter Berücksichtigung der Art 

der Information und nhrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen der be- 

troftenen Person das öffentliche Interesse an der Übernuttlung überwiegen, 
wovon in der Regel auszugehen it, wenn die Informatnen die engere 
Persänlichkertssphäre der beroffenen Person berührt, 

3. überwiegende Sncherheituneressen dies erfordem oder 

A besonderegesetzliche Übermuttlungsregelungen entgegenstehen;che Verpflich- 
fung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspfichten oder von Berufs 
oder besonderen Amisgeheumnissen, die nicht afgesetzlichen Vorschriften 
beruhen, bleibt unberührt. 

2 

Minderjährigenschutz 

(1) Informationen einschließlich personenbezogener Daten über das Verhalten 
Minderjähriger dürfen nach den Vorschriften dieses Gesetzes übermittelt wer- 
den, solange die Voraussetzungen der Speicherung nach $ 9 erfüllt snnd Liegen 
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diese Voraussetzungen nicht mehr vor, ist eine Übermittlung nur zulässng, wenn. 

sie zur Abwehr enner erheblichen Geführ für die öffentliche Sicherheit oder zur 
Verfolgung einer Straftat von erheblicher Bedeutung ($ 4 Abs $) erforderlich. 

(@&) Informationen einschließlich personenbezogener Daten über das Verhalten 

Minderjähnger vor Vollendung des sechzehnten Lebensjahres dürfen nicht an 
ausländische oder über- oder zwischenstaaliche Stellen übermittelt werden. 

s21 
Pflichten der empfangenden Stelle. 

Die empfangende Stelle prüf, ob die nach den Verschniten dieses Gesetzes. 
übermuttelten personenbezogenen Daten fr dne Erfüllung ihrer Aufgaben erfor- 

derlich and Ergibt die Prüfung, daß.die Daten nicht erforderlich snnd, hat sne die 
Unterlagen zu vernichten. Die Vernichtung kann unterbleiben, wenn die Tren- 
ung von anderen Informahonen, die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich 

sind, nicht oder mur mit unvertretbarem Aufwand möglich wäre; in diesem Fall 
sand die Daten zu sperren. 

2 

Nachberichtspflicht 

Eiweisen sch personenbezogene Daten nach hrer Übermuttlung gemäß den Vor- 
schnften dieses Gesetzes als unvollständig oder unrichig, so sind sne unverzüg- 
Jich gegenüber erempfangenden Stelle zuberichtigen. 

Fünfter Abschnitt 

Parlamentarische Kontrolle 

2 

Parlamentarische Kontrollkommission. 

In Angelegenheiten des Verfssungsschutzes unterlegt die Landesregierung un- 

beschadet der Rechte des Landtages der Kontrolle durch die Parlamentarische 
Kontrollkommussion. 

s2 

Zusammensetzung undAmtsdauer der Parlamentarischen Kontroll- 
kommission 

(1) Die Parlamentanssche Kontrollkommüssion wird vom Landtag gelildet. Der 
Landtag beschließt über nhre Größe, die fünf Mitglieder nncht überschreiten soll, 
und Zusammensetzung und wählt die Mitglieder. De parlamentansche Oppost- 

ton muß angemessen vertreten sein. 
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(0) Schädet enn Mitglied der Parlamentanschen Kontrollkommission aus dem 
Landtag oder aus seiner Fraktion aus oder wird es Mitglied der Landesregierung, 
so verliert es seine Mitghedschaft nn der Parlamentarischen Kontiollkommissi- 

on. Einneues Mitgliedist unverzüglich zu bestimmen. Das leichegilt, wernein 

Mitglied aus anderen Gründen aus der Parlamentanschen Kontreilkemmisaon 
ausscheckt. 

(&) Die Parlamentarische Kontrollkommission übt ihre Tätigkeit auch über das 

Ende einer Wahlpenode des Landtages hinaus solange aus, bis dernachfolgende: 
[Landtagnnach Absatz 1 ne neue Parlamentarische Kontrellkommission gebildet 

hat 

s25 

Kontrollrechte der Parlamentarischen Kontrollkommission. 

(1) Die Landesregierung unternchtet die Parlamentarische Kontrellkommission 

umfassendüber ie slgemene Tätigkeit der Verfassungsschutzbehirde, das Lage- 
bnld und Vorgänge von besonderer Bedeutung und auf Verlangen der Kommission 

über Eirzelfille, Die Kommission hat Anspruch auf diese Unterrichtung, Sie 
kann von der Landesregierung alle fürihre Kontrollaufgaben erforderlichen Aus- 
künfe, Unterlagen, Akten- und Dateneinsicht, Stellungnahmen und den Zutritt 

zur Verfassungsschutzbehörde verlangen sowie ben besonderem Aufklärungs- 
bedarf mit Zustummung des Innenministers Bedienstete zum Sachverhalt befra- 

gen, sofem dem nicht überwiegende öffentliche oder pnvate Belange entgegen- 
stehen, die Landesregierung hat dies vor der Parlamentarische Konfrollkommus- 
sion zutegründen. 

(0) Die Landesregierung unterrichtet die Parlamentarische Kantreilkommssion 

auch über die Herstellung des Einvernehmens für das Tätigwerden von 
Verfassungsschutzbehörden anderer Länder nm Land Brandenburg gemäß $ 2, 

Abs. 2" sowie nn allgemeiner Form über die Herstellung des Benehmens für das 
Tätigwerden des Bundesamtes für Verfassungsschutz gemäß $ 5 Abs. 2 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes 
(@) Eingaben einzelner Bürger (Petenten) überein sie betreffendes Verhaltender 

Verfassungsschutzbehörde sind nach Zustimmung des Petenten der Parlamenta- 
rischen Kontrollkommission zur Kenntnis zugeben, wenn sie mcht ansne selbst 
gerichtet snnd. Sie hat auf Antrag eines Mitgliedes Petenten zu hören. 

(4) Die Kontrolle der Durchführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz 
bleibt den aufgrund von Artikel 10-Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz vonder Volksver- 
(retung bestellten Organen und Hilfsorganen vorbehalten. 

(5) Für die Parlamentansche Kontrellkommussion gilt $23 Abs. 3 Satz I des 
Brandenburgischen Datenschutzgesetzes entsprechend. 

Redakäonsversehen, gemein nst Absatz 3 

29 



280 

Verfassungsschutzbericht Land Brandenburg 2001 

s26 
Verfahrensweise der Parlamentarischen Kontrollkommission. 

(1) Die Parlamentarische Kontrollkommission gibt snch enne Geschäftsordnung, 

imübrigen gelten.die Bestimmungen der Geschäftsordnung des Landtages. 

(2) Die Parlamentarische Kontrollkommussnon tagt nicht öffentlich. Auf Antrag 

‚eines Mitgliedes beschließt die Kommission über die Herstellung der Öffentlich“ 
keit, soweit das öffentliche Interesse oder berechtigte Interessen enneseinzelnen 
dem nicht entgegenstehen. Sofern die Öffentlichkeit ausgeschlossen it, sind die 

Mitglieder dr Kommission zur Verschwegenheit über Angelegenheitenverpfich- 
tet, diehner. dabei bekannt geworden snnd. Das gilt auch für ie Zent nnchihrem 
Ausscheiden. aus der Kommission. Die Verpflichtung zur Verschwaegeaheit kann 

‘von der Kommussion aufgehoben werden, wern die Gründe für die Verschwic- 

genheit nachträglich weggefallen sind. Die Aufhebung der Vertraulichkeit von 
Beratungsgegenständen, de nn die Verantwortlichkeit des Bundes oder ennesan- 

‚deren Landes fallen, nst nur mit deren Zustimmung möglich, 

(&) Die Parlamentarische Kontrollkommission unterrichtet den Landtag jährlich 
überihre Taügkeit. 

Sechster Abschnitt 

Schlußvorschriften 

Ne 

Geitung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes 

en der Erftlung der Aufgaben nach $ 3 durch ie Verfassungsschwzbehörde 
finden ie $ und 12 bis 19 des Brandenburgischen Datenschuzgesezeskeine 

Anwendung 

s2 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

Der Minister des Innern wird ermächtigt, die zur Durchführung dieses Gesetzes. 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Über solche, die machrich- 

tendnensliche Mittel nach $ 6 Abs. 3 betreffen, nst die Parlamentarische Kon- 
rollkommission vorab zu unternchten. 

Fy2} 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tt am Tage nach der Verkündung nn Kraft, gleichzeitig tt das 
Vorschaltgesetz zum Gesetz über den Verfassungsschutz um Land Brandenburg 

vom 3. Dezember 1991 (GVBI S. 510) außer Kraft 
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Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 

in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 

und über das Bundesamt für Verfassungsschutz. 

(Bundesverfassungsschutzgesetz - BVerfSchG) 

Yam 20. Dezember 1990 (zueizt geändert durch das Terrorismus- 

bekämpfungsgesetz vom 9 Januar 2002) 

-Auszug- 

Erster Abschnitt 

Zusammenarbeit, Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden, 

sn 

Zusammenarbeitspflicht 

(1) Der verfassungsschutz dient dem Schutz der freihitlichen demokratischen 
‚Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit des Bundes under Länder 

(2) Der Bund und die Länder sind verpflichtet, nn Angelegenheiten des Verfas- 
Sungssehutzes zusammenzuarbeiten. 

(&) Die Zusammenarbeit besteht auch ingegenseitiger Unterstützung und Hilfe- 

kastung. 

82 

Verfassungsschutzbehörden 

(1) Für ie Zusammenarbeit des Bundes mut den Ländern unterhält der Bund ein 
Bündesarnt für Verfassungsschutz als Bundesoberbehörde. Es untersteht dem 
Bundesrnnuster des Innem. Das Bundesamt fhr Verfassungsschutz darf einer 

polizeilichen Dienststelle mchtangegliedert werden. 

(@) Für die Zusammenarbeit der Länder mnt dem Bund und der Länder unerein- 
änder urterhält jedes Land enne Behörde zur Bearbeitung von Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes. 

5 

Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden, 

(0) Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder st die 

Sammlung und Auswertung von Informahonen, insbesondere von sach- und per- 
sonenbezogenen Auskünflen, Nachrichten und Unterlagen, über 

1. Bestrebungen, diegegen die feiheiliche demokratische Grundordnung, den 
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder 

eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfissungsorgane 
des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitgheder zum Ziele haben, 
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2. sncherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten m Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes für eine fremde Macht, 

3. Bestrebungen nm Geltungsbereich dieses Gesetzes, de durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf genchtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Be- 

langede: Bundesrepublik Deutschland gefährden, 

4. Bestrebungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die gegenden Gedanken 
der Välkerverständigung (Artikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes), nsbesondere. 
gegendas fedliche Zusammenleben der Völker (Artikel 26 Abs. 1 dis Grund- 

gesetzes) genchlet sind 

(2) Die Vertassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder wirken mit 

1 beider Sicherheitsüberprüfng von Personen, denen um öffentlichen Interes- 
se geheunhaltungsbedürfige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnissean- 

vertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder nhn sch verschaffen 
können, 

2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfind- 
Jnchen Stellen vonebens- oder verterdigungswichtgen Einnchtungen beschäf- 

gt sindoder werden seen, 

3. beitechnischen Sicherhentsmaßnahmen zum Schutz von nm öffentlichen In- 
feresse geheimhaltungsbedürfligen Tatsachen, Gegenständen oder Erkemnt- 
nussengegen die Kenntrusnahme durch Unbefügte. 

Die Befügnusse des Bundesamtes für Verfassungsschutz bei der Mitwirkung 
mach Satz I Nr 1 snnd nm Sicherheutsüberprüfungsgesetz vom 20 April 1994 

(BGBL.IS. 807) geregelt, 

(&) Die Verfassungsschutzbehörden sind an dne allgemeinen Rechtsvorschnften 
gebunden (Artnkel 20 des Grundgesetzes) 

s4 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

&) Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes sclche poln- 
(isch bestimmten, ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen nn einem 
oder fürcnnen Personenzusammenschluss, der darauf gerichtet ist. die Frei- 

hent des Bundes oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, ihre 
staaliche Einheit zu beseitigen oder einzu ihm gehörendes Gebietabzutren- 

nen; 

) Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes solche po- 

Iitisch besummten, ziel- und zweckgenchteten Verhaltensweisen in ennem 
(oder für einen Personenzusammenschluss, der daraufgenchtetst, den Bund, 

Länder oder deren Einnchtungen nn ihrer Funktionsfähigkeit erteblnch zu 
beanträchngen, 

©) Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung solche 

politisch bestimmten, znel-undzweckgenchteten Verhaltensweisen ineinem 
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oder für einen Personenzusammenschluss, der daraufgenchte: it, einen der 
in Absatz 2 genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer Gel- 
ung zu setzen. 

Für cnnen Personenzusammenschluss handelt, wer ihn nn seinen Bestrebungen 

nachdrücklich unterstützt. Voraussetzung für die Sammlung und Auswertung 
von Infozmatonen un Snnne des $3Als.Listdas Vorliegen utsichlicherAnhalts- 

purkte Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nichtnn einem oder reinen 
Personenzusammenschluss handeln, sind Bestrebungen um Sinne dieses Geset- 

zes, wenn sie auf Anwendung von Gewalt genchtet snnd oder aufgrund nhrer 
Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut dieses Gesetzes erheblich zu be- 

schädigen. 

(©) Zur friheitichen demokratischen Grundordnung nm Sinne dieses Gesetzes 
Zählen: 

® _ dusRecht des Volkes, die Staatsgewaltin Wahlenund Abstinmungen und 
ch besondere Organe der Gesetzgebung, der volziehenden Gewaltund 

der Rechtsprechung auszuüben und die Volksvertreung in allgemeiner, 
unmuttlbrer, feier, licherund geheimer Wahl zu wählen, 

b) _ dieBindung der Gesetzgebung andie verfassungsmäßige Orkmung unddie 

Bindung der vollzichenden Gewalt und der Rechtsprechungan Gesetz und 
Recht, 

9 dasRechtaufBildung und Ausübung einer parlamentanschen Opposition, 

© _ dirAblösbarkeitder Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der 

Veiksvertretung, 

& die Unabhängigkeit der Genichte, 

9 derAusschluß jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und 

9 dieim Grundgesetz konkreisierten Menschenrschte 

ss 

Abgrenzung der Zuständigkeiten der Verfassungsschutzbehörden 

(1) Die Landesbehörden für Verfassungsschutz sammeln Informationen, Aus- 

künfte, Nachrchten und Unterlagen zur Erfüllung ihrer Aufgaben, werten sneaus 
und übermitteln sie dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den Landesbe- 

hörden für Verfassungsschutz, soweit es für deren Aufgabenerfüllung erforder“ 

ichs, 

(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darfineinem Lande m Benehmen mit 

der Landesbehörde für Verfassungsschutz Informationen, Auskünfte, Nachrich- 
tenund Unterlagen im Snnne des $3 sammeln. Ben Bestrebungen und Tätgkeiten 

um Snnne des $ 3Abs. | Nr. 1 bis dst Voraussetzung, dass 

1 siesichganz oder teilweise gegen den Bund richten, 

2. _ siesich über den Bereich eines Landes hnnaus erstrecken, 

3. sie auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland berühren oder 
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4. eine Landesbehörde für Verfassungsschutz das Bundesamt für Vrfassungs- 
schutz um ein Tätigwerden ersucht 

Das Benehmen kann für eine Reihe gleichgelagerter Fälle hergestellt werden. 

(&) Das Bundesamt für Verfassungsschutz unterrichtet die Landesbetörden für 

Verfassungsschutz über alle Unterlagen, deren Kenntrus für das Land zum Zweck 
des Verfassungsschutzes erforderlich ist 

so 

Gegenseitige Unterrichtung der Verfassungsschutzbehörden 

Die Verfassungsschutzbehörden snnd verpflichtet, beum Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz zur Erfüllung der Unternchtungspflichten nach $ $ gemeinsame 

Dateien zu führen, die sie nm automatnsnrten Verfahren nutzen. Diese Dateien 
enthalten nur die Daten, die zum Auffinden von Akten und der dazu notwendigen 
Idenhfizierung von Personen erforderlich sind. Die Speicherung personenbe2o- 
gener Daten st ur unter den Voraussetzungen der $$ 10 und 11 zulässng. Der 

Abrufm auermatisierten Verhren durch andere Stellen ist nicht zulissg Die 
Verantwortung einer speichernden Stelle m Snnne derallgemeinen Vorschriften 

des Datenschutzrechts trägt jede Verfassungsschutzbehörde mur für die von ihr 
singegebenen Daten; nur sie darf diese Daten verändern, sperren oder löschen. 
Die eingebexde Stelle muss feststellbar sein Das Bundesamt für Vrfassungs- 

schutz inffl für die gemeinsamen Dateien die technischen und organnsatorischen 
Maßnahmen nach $ 9 des Bundesdatenschutzgesetzes. Die Führung von Text- 
atenen oder Dateien, die wntere als die in Satz 2 genannten Daten enthalten, nst 
unter den Voraussetzungen dieses Paragraphen nur zulässig fr eng umgrenzte 
Anwendungsgebiet zur Aufklärung von sicherheitsgefährdenden oder gcheum- 
cnstichen Tatigkenten frenne fremde Macht oder von Bestrebungen, die dar- 
aufgenchtet nd, Gewalt anzuwenden oder Gewaltanwendung vorzubereiten. 
Die Zugnflsberechtigung st auf Personen zu beschränken, de unmutelbar mit 

Arbentennn desem Anwendungsgebiet betraut sind; nn der Dateianordnung ($14) 
ist die Erforderlichkeit der Aufnahme von Textzusätzen in der Date zu begrün- 

in 

87 

Weisungsrechte des Bundes. 

Die Bundesregierung kam, wennein AngnFauf die verfassungsmäßige Ordnung 
des Bundes sol, den obersten Landesbehörden die fr ie Zusammenarbeit 
der Länder mnt dem Bund auf dem Gebiete des Verfassungsschutzes erforderli- 

chen Weisungenertlen. 
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Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und 

Fernmeldegcheimnisses 

(Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz) (610) 

vom 13 August 1968 (zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Jann 2001) 

-Auszug- 

sn 
[Gegenstand des Gesetzes] 

)Essind 

1. die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, der Mihtänsche 

Abschirmdienst und der Bundesnachnchtendienst zur Abweh: von drohen- 
den Gefähren für die feihenliche demokratische Grundordnung oder den Be- 
stand oder die Sicherheit des Bundes oder ennes Landes einschließlich der 

Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland stahonierten Truppen der 
nuchtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrages, 

2. derBundesnachrichtendienst im Rahmen seiner Aufgaben nach$ 1 Abs.2des 
BND-Gesetzes auch zudenin$ Abs. 1 Satz3Nr 2 bis 6und $8.Abs 1 Satz. 

1 bestimmten Zwecken 

berechtigt, die Telekomunikation zu überwachen und aufzuzeichnen, in den 
Fällen der Nummer 1 auch die dem Bnief- oder Postgeheirmus unterliegenden 
Sendungen zu öffnen und einzusehen. 

(2) Soweit Maßnahmen nach Absatz 1 von Behörden des Bundes durchgeführt 

werden, unterlegen se der Kontrolle durch das Palamentansche Kontrollgremmum 

und durch eine besondere Kommission (G 10-Kommussion) 

8 
[Voraussetzungen] 

(1) Beschränkungen nach $ 1 Abs. 1 Nr. 1 dürfen unter den dort bezeichneten 
Voraussetzungen angeordnet werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für den 

Verdacht bestehen, dass jemand 

1 Straflaten des Fredensverrats oder des Hochverrats ($$ 80 bns 83 des 
Strafgesetzbuches), 

2. Straflaten der Gefährdung des demokratischen Rechtsstastes ($$ 84 bns 

85, 87 bis 89 des Strafgesetzbuches, $20,Abs, 1 Nr. bis 4 des Vereins- 

gesetze), 

3. Straflaten des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit 
(6894 b1s 96, 97a bns 100a des Strafgesetzbuches), 
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4. Straflaten gegen die Landesvertadigung ($$ 109 bis 109g dos Srafge- 

setzluches), 
5 Siralaten gegen die Sicherheit der nn der Bundesrepublik Deutschland 

Siatenuerten Truppen der nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nord- 

atlannkverrages (88 87, 9, 91 bns 96, 98 is 100, 100. bis 109g des 
Strafgesetzbuches nn Verbindung mut Artikel 7 des Verten Srafrechts- 
änderungsgesetzesvom 11. Jum 1957 (BGBL. 18,597) nn der Fassung des 

Geseizes vom 25. Jun 1968 (BGBL. 1. AD), 

6. Straflatennach 

&. den $$ 1294 und 130 des Strafgesetzbuches sowie 

b. dang$211,212,2394, 2300, 300 bis 3060, 308 Abs 1bns3, 6315,Abs, 
3,83160Als 3und$3166 Abs. 1 und 3des Suafgesetzbuches, 
Soweit ie sch gegen die freiheliche demokratische Grundordnung, 

den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landeschten, 
er 

7. Straftaten nach $ 92.Abs. 1 Nr. 7des Ausländergesetzes 

plant, begeh: oder bagangenhat.Gleichesgilt, wenn tatsächliche Anhltspunkte 

für den Verdacht bestehen, dass jemand Mitglied enner Verengung nst, deren. 
Zwecke oder deren Tätigknt drauf genichts sind, Straftaten zu begehen, die 
gegen die freihiliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Si- 

cherheit des Bundes oder eines Landes genchtet snnd 

(@) Die Anordnung ist nur zulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf 

andere Weise aussnchllos oder wesentlich erschwert wäre Sie darl sch nur 

gegen den Verdächtigen oder gegen Personen richten, von denen auf Grund be- 

sümmter Tasachen anzunehmen nst, dass se für den Verdächtigen bestimmte 
der von herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben oder 
dass der Verdächtige nhren Anschluss enutzt Maßnahmen, die sich auf Sendun- 

gen Dezichen, ind nur hnsichilich solcher Sendungen zulässig, bei denen Ttsa- 
Chendie Anahmerechtferigen,dasssievon dem, gegenden sichdie Anordnung 

eher, berühren oder für ihn besummt sind: Abgeordnetenpost von Mitglie- 
dem des Deutschen Bundestages und der Parlamente der Länder darfrichtineine 
Maßnahme einbezogen werden ie sichgegen einen Dritten ichtet. 

so 

[Antrag] 

(1) Beschrärkungsmaßnahmen nach diesem Gesetz dürfen nur auf Annrag ange- 
ordnet werden, 

(@) Antragsberechtigt ndim Rahmen ihres Geschäftsbereichs 

1 das Bundesamt für Verfassungsschutz, 

2 die Verfassungsschutzbehörden der Länder, 

3. das Amt für den Militäischen Abschirmdienst und 

4. der Bundesnachnchtendienst 

urchden Behördenleiter oder seinen Stellvertreter 



Anhang 

(@&) Der Antrag st schnfllich zu stellen und zu begründen. Er muss alle für die 
Anordnung erforderlichen Angabenenthalten. Inden Fällen der $$3 und$ hatder 
Antragsteller darzulegen, dass dne Erforschung des Sachverhalts aufandere Weise 
aussnchtslos oder wesentlich erschwert wäre 

sn 

[Anordnung] 

(@) Zuständig für ie Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen bei Anträgen 

der Verfassungsschutzbehörden der Länder die zuständige oberste Landesbehör- 
&.nm Übrigen vom Bundeskanzler beauftragtes Bundesministerium 

(2) Die Anordnung ergeht schnflich. Innhr sind der Grund der Anordnung und 

die zur Überwachung berechtigte Stelle anzugeben sowie Art, Umling und Dauer 
der Beschränkungsmmaßnahme zu bestummen. 

“ 

sn2 
[Mitteilungen an Betroffene] 

(1) Beschränkungsmaßnahmen nach $3 snnd dem Betroffenen nach ihrer Einstel- 
Tung mutzutenlen, wenn eine Gefährdung des Zwecks der Beschränkung ausge- 
schlossen werden kann. Lässt snch in diesem Zeitpunkt noch nichtbeurteilen, ob 
diese Veraussetzung vorlcgt, nst die Mitclung vorzunchmen, sobald cine G- 

fährdung des Zwecks der Beschränkung ausgeschlossen werden kann. Einer 
Mitteilung bedarf es mncht, wenn die G 10-Kommission einstummig festgestellt 
hat, dass 

1. diese Voraussetzung auch nach fünf Jahren nach Beendigung der Maßnahme: 
nochnicht eingetreten st, 

2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinliehkeit auch nn Zukunft nicht 
eintreten wird und 

3. die Voraussetzungen fir enne Löschung sowohl bei der erheben Stelle als 

auch beim Empfänger vorliegen. 

(@)Absatz 1 gilt entsprechend fr Beschränkungsmaßnahmen nach den $$ Sund 

8 sofern.iepersonenbezogenen Daten nicht unverzüglich gelöscht wurden. Die 
Fnst von fünf Jahren beginnt mit der Erhebung der personenbezegenen Daten 

() ae Mitteilung oblnegt der Behörde, auf deren Antrag die Anoränung ergangen 
nst. Wurden personenbezogene Daten übermuttlt, erflgt e Mitteilung im Be- 
nehmen mut dem Empfänger 
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s16 
[Parlamentarische Kontrolle in den Ländern] 

Durch den Landesgesetzgeber wird ie parlamentarische Kontrolle dernach $ 10 
Abs 1 fr dis Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen zuständigen obersten 
Landesbehörden und die Überprüfung der von ihinenangeordneten Beschränkungs 

maßnahmengeregeit Personenbezogene Daten dürfen nur dann an Landesbehör- 
den übernutelt werden, wenn die Kontrolle ihrer Verarbeitung und Nutzung 

durch den Lendesgesetzgeber geregeltist. 

s21 

[Einschränkung von Grundrechten] 

Das Grundrecht des Brief‘, Post- und Fernmeldegcheimnisses (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) wird durch dieses Gesetz eingeschränkt. 



Anhang 

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetzim 

Land Brandenburg (G 10 AG Rhe) 

Vom 14 Dezember 1995 

sn 

Anordnung von Beschränkungen 

(1) Oberste Landesbehörde im Sinne des $ $ Abs. | des Gesetzes zu Artikel 10 
Grundgesetz vom 13. August 1968 (BGBL 1 $. 949), zuletzt geändert durch 
Gesetzvom 28 Oktober 1994 (BGBL.1.3186)ist das Ministerium des Innern. 

(@) Antragsberechtigt nach $4 Abs. 2 Nr. Buchstabe bes Gesetzes zu Artikel 
10 Grundgesetz nst der Leiter der Verfassungsschutzabteilung nm Ministerum 

des Innern, nm Falle seiner Verhinderung sen Vertreter 

(&) Die Anordnung von Beschränkungen nst durch den Miruster ces Innern, um 
Falle seiner Verhinderung durch seinen Vertreter zu unterzeichnen. 

s2 

G10-Kommission 

(1) Der Landtag wählt enne Kommission, die die vom Ministerium des Innem 
angeordneten Beschränkungsmaßnahmen überprüft Sne besteht aus dem Vorsit- 

zenden, der die Befähigung zum Rnchteramt besitzen oder Diplompunst sein 
muß, und zwen Beisitzem. Für jedes Mitglied er Kommussion wird ein Vertreter 
gewählt; der Verreter des Vorsntzenden muß die Befähigung zum Richteramt 

besitzen oder Dnplomyunst sei. Jede Fraktion hat das Recht, cnn Kommissions- 
mtgliedsowie dessen Vertreter vorzuschlagen. 

(@) Die Bestellung der Mitglieder der Kommussion erfolgt für dn> Dauer einer 
Wahlpenode. Die Amtszeit endet mut der Neuwahl der Mitglieder, spätestens 

‚jedoch drei Monate nach Ablauf der Wahlpenode, 

@) Die Mitglieder der Kommission sind inihrer Amtsführung umbhängig und 
Weisungen nicht unterworfen. 

(4) Die Kommission gibt snch eine Geschäflsordnung, die nach Anhörung der 

Landesregierung der Bestätigung durch die Parlamentansche Kontollkommssi- 
on nach $ 23 des Brandenburgnschen Verfassungsschutzgesetzes vom 5. April 
1993 (GYBL.15. 78) bedarf. 
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(5) Die Beratungen der Kommission sind geheim, Ihre Mitglieder sind zur Ge 
"heumhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die nhnenim Rahmenutrer Tatig- 
keit in der Kommission bekannigeworden snnd. Dies it auch für die Zeit nach 

ihrem Ausscheiden aus der Kommassion. 

(6) Die Mitglieder der Kommission und ihre Vertreter erhalten eine Entschädh- 
gung für Aufwand, die vom Präsidium des Landtages festgesetzt wird Daneben 
werden als Kosten für Rensen die notwendigen Fahrtkosten nach den für Landes- 
beamte der Besoldungsgruppe A 15 geltenden Bestimmungen ersttte: 

s3 

Überprüfung angeordneter Beschränkungsmaßnahmen 

(1) Das Ministerium des Innem unternchtet unverzüglich die G 10-Kommussion 

ber he vonihm angeordneten Beschränkungsmaßnahmen vo deren Vellzug Bei 
Gefährnm Verzuge kann es den Vollzug der Beschränkungsmaßnahme bereits vor 
der Unternehtung der Kommussionanordnen, die Untermchtung hat dann unver- 

züglich, spätestens jedoch eine Woche nach der Anordnung zu erfelgen. Die 
Kommission entscheidet von Amts wegen oder aufgrund von Beschwerden über 

die Zulässgkeit und Notwendigkeit von Beschränkungsmaßnahmen. Anordnun- 
gen, die die Kommssion für unzulässng oder nicht notwendng erklärt, hat das 
Ministerium des Innern unverzüglich aufzuheben. 

(2) Das Ministerium des Innern unterrichtet nach Einstellung enner 

Beschränkungsmaßnahme in der nächsten Sitzung, spätestens innerhalb von drei 
Monaten, dis Kommussnon über das Ergebnis der Maßnahme und die von hm 

ach $ SAbs. 5des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz vorgenommene Mittei- 
hung an betroffene Personen oder über die Gründe, ie einer Mitteilung entgegen- 
schen. Kann zum Zeitpunkt der Einstellung noch meht abschließend über die 

Mitteilung entschieden werden, unterrichtet es die Kommission auf ihr Verlan- 

gen weiterhin, spätestens alle drei Jahre. Hält die Komnnssion eine Mitteilung 
für geboten, hat das Minstenum des Innern diese unverzüglich zu veranlassen. 
Betroffenen Personen steht nachträglich der Rechtsweg often 

ss 

Unterrichtung der Parknmentarischen Kontrollkommission. 

Das Ministerium des Innern unterrichtet auf Anforderung, mundestens jedoch um 
Abstand vor. dren Monaten, die Parlamentarische Kontrellkommusson inallge- 

meiner und enonymusnerter Form über die Durchführung des Gesetzes zu Artikel 

10 Grundgesetz sowie über die Ergebnisse der angeordneten Beschränkungs“ 

maßnahmen. Der Bericht wnrdnn geheimer Sitzung behandelt 

ss 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tntt am Tage nach der Verkündung in Kraf 



Diese Druckschrift wird nm Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Landestegie- 
rung Brandenburg unentgeltlich herausgegeben. Sienst nicht zum gewerblichen 
Verineb best. Sne darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder 

Wahlhelfem während eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung ver- 

wendet werden. Dasgnt für Landlags-, Bundestags- und Kommunalwahlen so- 

we für ie Wahl der Mitglieder des europüischen Parlaments. Missbräuchlichst 
insbesordere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Infornutionsständen 
der Parteien sowne das Einlegen, Aufänicken oder Auikleben parteipohtischer 

Informationen oder Werbemittel Untersagtist gleichfalls ie Weitergabe an Dnt- 
tezum Zwecke der Wahlwerbung. Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg 

undin welcher Anzahl diese Schrift dem Empfänger zugegangenis), darfsieauch 
ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in enner Weise ver- 
wendet werden, de auf Parteinahme der Landesregierung zugunsten ennzeiner 
politischer Gruppen verstanden werden könnte 
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